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Vorwort 

Geschäftsprozesse in Wirtschaft und Verwaltung sind permanent und zuneh-
mend höheren Flexibilitätsanforderungen ausgesetzt. Dabei wird erkennbar, dass 
Geschäftsprozesse mit hoher Flexibilität zum Teil wesentlich andere Merkmale 
aufweisen als herkömmliche Geschäftsprozesse, die ja auch meist nicht völlig 
starr, sondern bereits in begrenztem Umfang flexibel sind. Hochflexible Ge-
schäftsprozesse lassen sich daher als eigenständiger Untersuchungsgegenstand 
abgrenzen, der in spezifischer Weise zu analysieren und zu gestalten ist. 

Eine höhere Flexibilität von Geschäftsprozessen wurde in der Vergangenheit 
meist mit einem geringeren Automatisierungsgrad erkauft. Umgekehrt war ein 
höherer Automatisierungsgrad im Allgemeinen mit einer geringeren Flexibilität 
verbunden. In den letzten Jahren werden zunehmend Technologien und Archi-
tekturen für IT-Systeme verfügbar, die geeignet erscheinen, eine höhere Flexibi-
lität von Geschäftsprozessen bei gleichem oder sogar erhöhtem Automatisie-
rungsgrad zu erreichen. Insbesondere dienstorientierte (serviceorientierte) IT-
Systeme mit ihren facettenreichen Ausprägungen stellen in diesem Zusammen-
hang eine vielversprechende Entwicklung dar. 

Der im Jahr 2008 initiierte Bayerische Forschungsverbund forFLEX „Dienst-
orientierte IT-Systeme für hochflexible Geschäftsprozesse“ verfolgt das Ziel, ge-
sicherte methodische Erkenntnisse und praktische Erfahrungen zur Unterstüt-
zung hochflexibler Geschäftsprozesse durch dienstorientierte IT-Systeme zu ge-
winnen. Damit sollen Softwarehersteller und Anwender, insbesondere auch im 
Bereich KMU, in die Lage versetzt werden, Flexibilitätspotenziale von Geschäfts-
prozessen besser wirtschaftlich zu verwerten.  

Aus methodischer Sicht beziehen sich die Untersuchungsziele von forFLEX 
auf die Merkmale sowie auf die Modellierung, die Ausführung und das Manage-
ment hochflexibler Geschäftsprozesse. Weiter werden die Gestaltung integrierter 
Systemarchitekturen für hochflexible Geschäftsprozesse und dienstorientierte IT-
Systeme untersucht sowie die zugehörigen Systemarchitekturen simulativ evalu-
iert. Schließlich werden Fragen der für hochflexible Geschäftsprozesse anzustre-



benden bzw. erreichbaren Automatisierungsgrade und -formen sowie Fragen der 
Informationssicherheit in dienstorientierten IT-Systemen betrachtet. 

In forFLEX arbeiten drei bayerische Universitäten zusammen. Die zugehöri-
gen Teilprojekte sind 

• FLEX.Sys: Systemarchitekturen zur Unterstützung hochflexibler Geschäfts-
prozesse (Universität Bamberg), 

• FLEX.Act: BPM 2.0 - Kollaborative Selbstorganisation und modellgetrie-
bene Architekturen im Geschäftsprozessmanagement (Universität Erlan-
gen-Nürnberg) und 

• FLEX.OptSec: Simulative Evaluierung hochflexibler Geschäftsprozesse und 
IT-Sicherheitsdienste für hochflexible Geschäftsprozesse (Universität Re-
gensburg). 

Mit dem vorliegenden Band stellt der Forschungsverbund forFLEX wichtige Ar-
beitsergebnisse aus den Jahren 2008 – 2011 vor. Die Ergebnisse sind in die Be-
reiche Analyse, Gestaltung und Modellierung sowie Infrastruktur, Betrieb und Werk-
zeugunterstützung gruppiert. Vorangestellt sind eine methodische Einordnung der 
verschiedenen Ergebnisse sowie zwei fallstudienbasierte Szenarien, das E-Car-
Szenario aus dem Bereich der Logistik und das MVZ-Szenario aus dem Bereich 
der medizinischen Versorgungszentren, die als gemeinsame Fallstudien für die 
Anwendung und Erprobung der methodischen Ergebnisse dienen.  

Die Forschungsgruppe forFLEX dankt dem Bayerischen Staatsministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst für die Einrichtung und Förderung des For-
schungsverbundes. Dank gebührt den Gutachtern für die konstruktive Begleitung 
des Vorhabens. Dank geht insbesondere auch an die Praxispartner von forFLEX 
für die Diskussion von Fragestellungen und Anwendungsszenarien und für die 
Kooperation beim Transfer der Ergebnisse. Ein herzlicher Dank geht nicht zu-
letzt an Frau Dipl.-Wirtsch.Inf. Corinna Pütz für die redaktionelle Bearbeitung 
des vorliegenden Bandes. 

 
Bamberg, Nürnberg und Regensburg im Mai 2011  
 
Elmar J. Sinz  
Universität Bamberg 
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A Hochflexible Geschäftsprozesse

1 Merkmale, Systemarchitekturen und Management hochflexib-
ler Geschäftsprozesse 

Dieter Bartmann, Freimut Bodendorf, Otto K. Ferstl, Elmar J. Sinz  

1.1 Vorbemerkung 

Die Analyse der Merkmale hochflexibler Geschäftsprozesse sowie die Gestaltung 
geeigneter Systemarchitekturen für hochflexible Geschäftsprozesse spannen ein 
weites und komplexes Forschungsfeld auf. Im Folgenden wird dieses Forschungs-
feld näher charakterisiert und strukturiert. Anhand von unterschiedlichen Per-
spektiven auf den Forschungsgegenstand wird in diesem Kapitel ein methodi-
scher Rahmen entwickelt, anhand dessen die in den weiteren Kapiteln des vor-
liegenden Buches aufgegriffenen Fragestellungen sowie die zugehörigen Ergeb-
nisse eingeordnet und zueinander in Beziehung gesetzt werden. 

Die vorgestellten Ergebnisse wurden im Bayerischen Forschungsverbund 
forFLEX unter dem Rahmenthema „Dienstorientierte IT-Systeme für hochflexible 
Geschäftsprozesse“ in den Jahren 2008 - 2011 erarbeitet. Angesichts seines Um-
fangs konnte das skizzierte Forschungsfeld bislang nur punktuell bearbeitet wer-
den. In der Summe lassen die einzelnen „Mosaiksteine“ aber bereits jetzt die 
Konturen von hochflexiblen Geschäftsprozessen als einem eigenständigen Unter-
suchungsgegenstand erkennen. 

Als gemeinsame Grundlage für die Anwendung und Erprobung der methodi-
schen Ergebnisse dienen fallstudienbasierte Szenarien aus zwei unterschiedli-
chen Domänen, in denen exemplarisch hochflexible Geschäftsprozesse identifi-
ziert werden können: Ein E-Car-Szenario aus dem Bereich der Logistik (Leunig, 
Wagner und Ferstl, Kapitel 2) und ein MVZ-Szenario aus dem Bereich der Medi-
zinischen Versorgungszentren (Pütz, Wagner, Ferstl und Sinz, Kapitel 3). Beide 
Szenarien wurden in Kooperation mit Praxispartnern entwickelt bzw. evaluiert 
und werden in nachfolgenden Kapiteln aufgegriffen.  
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1.2 Flexibilität von Geschäftsprozessen 

Flexibilität bezeichnet allgemein das Potenzial eines Systems, auf Veränderun-
gen im Inneren des Systems oder in seiner Umwelt durch zielorientierte Anpas-
sung seines Verhaltens oder seiner Struktur zu reagieren und diese Veränderun-
gen ggf. zu antizipieren.  

Dieses Verständnis von Flexibilität kann unmittelbar auf Geschäftsprozesse 
übertragen werden. Ein starrer (inflexibler) Geschäftsprozess weist ein singulä-
res Verhalten auf und besitzt eine vorgegebene Struktur. Unterstützt ein Ge-
schäftsprozess ein gewisses Verhaltensrepertoire, aus dem zur Gestaltungszeit 
(Buildtime) oder zur Ausführungszeit (Runtime) eine bestimmte Variante aus-
gewählt werden kann, so liegt Verhaltensflexibilität vor. Strukturflexibilität liegt 
dagegen vor, wenn der Geschäftsprozesses durch Modifikation seiner Kompo-
nenten oder deren Beziehungen angepasst werden kann, z. B. durch Hinzufügen 
neuer Aufgaben oder Aktionen. Dadurch wird in der Regel gleichzeitig das Ver-
haltensrepertoire modifiziert oder erweitert. 

Im Allgemeinen wird ein System versuchen, durch Nutzung des vorhandenen 
Verhaltensspektrums auf Veränderungen zu reagieren. Wenn dieses Verhaltens-
repertoire nicht mehr ausreicht, um auf vorhandene oder antizipierte Verände-
rungen zu reagieren, sind strukturelle Anpassungen erforderlich. Strukturelle 
Veränderungen können auch genutzt werden, um bei unverändertem Verhal-
tensrepertoire die Effizienz des Systems zu verbessern, z. B. um die Leistung des 
Geschäftsprozesses schneller, kostengünstiger oder mit höherer Qualität zu ge-
nerieren. 

Ebenso wie die Systemmerkmale Verhalten und Struktur auf die Außensicht 
bzw. die Innensicht eines (Teil-)Systems Bezug nehmen, gilt dies auch für die 
Merkmale Verhaltens- und Strukturflexibilität. Eine Anpassung des Verhaltens-
repertoires, die aus Außensicht als Verhaltensflexibilität wahrgenommen wird, 
führt aus Innensicht ggf. zu strukturellen Anpassungen. 

Eine weitere Differenzierung des Begriffs Flexibilität kann anhand der zu-
grundeliegenden Systemabgrenzung erfolgen. Ist die Lenkungskomponente, wel-
che Veränderungen der Systemumwelt oder des Systemzustandes wahrnimmt 
und die entsprechenden Anpassungen insbesondere der Systemstruktur plant, 
umsetzt und überwacht, Bestandteil des Systems, so ist das System zur autono-
men Anpassung befähigt. Dieses Verständnis von Flexibilität wird häufig mit 
dem Begriff der Wandlungsfähigkeit verknüpft und ist im Allgemeinen auf die 
Unterstützung durch den Menschen angewiesen, d. h. nur in geringerem Umfang 
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automatisierbar. Ist die Lenkungskomponente dagegen außerhalb des Systems, 
d. h. wird die Anpassung von außen veranlasst, spricht man von nicht autono-
mer Anpassung des Systems. 

Fragen der Flexibilität werden in nahezu allen Beiträgen dieses Buches auf-
gegriffen. Bei einigen Kapiteln stehen jedoch die Flexibilitätsmerkmale von Ge-
schäftsprozessen im Mittelpunkt: WAGNER, LEUNIG, SUCHAN, FRANK und FERSTL 
entwickeln in Kapitel 4 eine Taxonomie für flexibilitätsbeeinflussende Faktoren 
von Geschäftsprozessen sowie eine Klassifikation von Geschäftsprozessen an-
hand ihrer Flexibilitätsbedarfe. In Kapitel 5 untersuchen WAGNER, SUCHAN, 
LEUNIG und FRANK verschiedene Definitionen von Flexibilität sowie Methoden für 
die Analyse der Flexibilität bezüglich unterschiedlicher Merkmale. Unter Nut-
zung system- und organisationstheoretischer Grundlagen entwickeln sie eine 
Methode für die Analyse der Flexibilität betrieblicher Informationssysteme. 

1.3 Merkmale hochflexibler Geschäftsprozesse 

Der Begriff Geschäftsprozess wird in der Literatur keineswegs einheitlich inter-
pretiert. Dennoch lassen sich charakterisierende Merkmale identifizieren, die in 
der Mehrzahl der Definitionen enthalten sind. Danach umfasst ein Geschäftspro-
zess 

• eine Sammlung von Aktivitäten, deren Durchführung auf ein gemeinsa-
mes Ziel ausgerichtet ist, 

• einen ereignisgesteuerten Ablauf dieser Aktivitäten, 
• die Übernahme von Inputs aus der Umwelt des Geschäftsprozesses sowie 

die Erzeugung und Bereitstellung von Outputs an geschäftsprozessexterne 
Empfänger, die Zuordnung und Nutzung von Ressourcen für die Durch-
führung eines Geschäftsprozesses.  

Die Flexibilität eines Geschäftsprozesses, d. h. die Möglichkeit einer Verände-
rung seines Verhaltens oder seiner Struktur, kann sich grundsätzlich auf jedes 
der genannten Merkmale beziehen. Verhaltensflexibilität kann sich z. B. auf die 
art-, mengen- oder zeitmäßige Veränderbarkeit des Outputs eines Geschäftspro-
zesses beziehen. Strukturflexibilität ermöglicht z. B. das Hinzunehmen neuer Ak-
tivitäten oder die Veränderung ihres Ablaufs. 

Die Mehrzahl der Geschäftsprozesse in Wirtschaft und Verwaltung weist in 
gewissem Umfang Flexibilitätsmerkmale auf. Im vorliegenden Forschungsver-
bund stehen hochflexible Geschäftsprozesse im Mittelpunkt, d. h. Geschäftspro-
zesse, die ein besonders hohes Maß an Flexibilität aufweisen. Zur Abgrenzung 
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des Untersuchungsobjekts „hochflexible Geschäftsprozesse“ werden dabei drei 
Merkmale verwendet (siehe Pütz, Wagner, Ferstl und Sinz, Kapitel 3): 

1. die Planbarkeit von Geschäftsprozessen (mit den Ausprägungen vollstän-
dig / unvollständig), 

2. der Zeitbezug zwischen Planung und Ausführung von Geschäftsprozessen 
(seriell / überlappend) sowie 

3. die Kontextsensitivität von Geschäftsprozessen (ja / nein). 
Als hochflexibel werden grundsätzlich alle kontextsensitiven Geschäftsprozesse 
(siehe Wagner und Ferstl, Kapitel 9) eingestuft. Ebenfalls als hochflexibel gelten 
nicht kontextsensitive Geschäftsprozesse, die lediglich unvollständig planbar 
sind (siehe Ferstl, Leunig und Wagner, Kapitel 8), wobei Planung und Ausfüh-
rung zeitlich überlappen. Im Gegensatz dazu werden herkömmliche Geschäfts-
prozesse als vollständig planbar und nicht kontextsensitiv betrachtet, wobei Pla-
nung und Ausführung seriell oder überlappend durchgeführt werden können. 

Hochflexible Geschäftsprozesse erfordern insbesondere neue Lenkungsfor-
men, z. B. auf der Basis autonomer Agenten (siehe Pütz, Wagner, Ferstl und 
Sinz, Kapitel 3), neue Formen des Geschäftsprozessmanagements, z. B. auf Basis 
von Selbstorganisation (siehe Kurz, Kapitel 10; Kurz und Duschinger, Kapitel 11; 
Kurz und Herrmann, Kapitel 12) sowie neue Technologien und Architekturen für 
die unterstützenden IT-Systeme (siehe Pütz und Sinz, Kapitel 13; Krücke und 
Sinz, Kapitel 14). Darüber hinaus entstehen bei hochflexiblen Geschäftsprozes-
sen neue Anforderungen an die IT-Compliance (siehe Weber und Bartmann, Ka-
pitel 15) und an die Sicherheit (siehe Senk und Bartmann, Kapitel 16). 

1.4 Modellierung hochflexibler Geschäftsprozesse 

Modelle stellen eines der wichtigsten methodischen Hilfsmittel zur Analyse und 
Gestaltung betrieblicher Systeme dar. Entsprechend erfolgt auch die Untersu-
chung hochflexibler Geschäftsprozesse und ihrer Systemarchitekturen meist un-
ter Nutzung von Modellen. In Abhängigkeit von Gegenstand und Zweck des Mo-
dells werden Modelle auf Schema- und/oder Instanzebene betrachtet. 

Schema- und Instanzebene stellen benachbarte Metaebenen dar. Jedes Mo-
dell der Instanzebene ist eine gültige Ausprägung eines zugehörigen Modells der 
Schemaebene. Ein Schema ist grundsätzlich mehrfach instanziierbar.  

Im Allgemeinen werden bei der Modellierung betrieblicher Systeme vier Me-
taebenen unterschieden, wobei benachbarte Ebene jeweils durch eine Schema-/ 
Instanzbeziehung verknüpft sind. Bezogen auf semi-formale Modelle, die in 
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Form von Diagrammen repräsentiert werden, lassen sich die vier Ebenen wie 
folgt interpretieren: 

(3) Meta-Metaebene: Sprache zur Spezifikation von Modellierungssprachen. 
(2) Metaebene: Modellierungssprache. 
(1) Schemaebene: Schema als Ergebnis der Modellbildung. 
(0) Instanzebene: Instanziierung des Schemas. 

Im Zusammenhang mit der Modellierung von Geschäftsprozessen erfolgt die 
Spezifikation der Prozessmodelle auf Schemaebene, die Instanzebene umfasst die 
konkret ausgeführten Prozessinstanzen. Fragen der Flexibilität werden sowohl 
auf Ebene 1 (Schemaflexibilität) als auch auf Ebene 0 (Instanzflexibilität) unter-
sucht. Flexibilität auf den Ebenen 2 und 3 wird eher nicht betrachtet. Jedoch 
sind Anforderungen an Modellierungssprachen (Ebene 2) bezüglich der Model-
lierbarkeit von Flexibilität auf Schema- und Instanzebene von Interesse (z. B. 
Spracherweiterungen für die Modellierung kontextsensitiver Geschäftsprozesse, 
siehe Wagner und Ferstl, Kapitel 9). 

Modellgetriebene Ansätze stellen ein wichtiges Instrument für die ganzheitli-
che Gestaltung von Systemarchitekturen für hochflexible Geschäftsprozesse dar. 
Hier geht es insbesondere um die modellgestützte Verknüpfung von Geschäfts-
prozessmodellen mit Spezifikationen zugehöriger IT-Systeme. PÜTZ und SINZ 
entwickeln in Kapitel 13 einen Ansatz zur modellgetriebenen Ableitung von 
Workflowspezifikationen aus Geschäftsprozessmodellen. In Kapitel 14 stellen 
KRÜCKE und SINZ einen ebenfalls modellgetriebenen Ansatz zum Entwurf partiel-
ler SOA auf der Grundlage von Geschäftsprozessmodellen vor. 

Die Modellierung hochflexibler Geschäftsprozesse erfordert eine Unterstüt-
zung durch geeignete Modellierungswerkzeuge. BORK und SINZ beschreiben in 
Kapitel 17 ein Multi-View-Modellierungswerkzeug für Geschäftsprozessmodelle 
auf Basis der Meta-Modellierungsplattform ADOxx. Die Plattform stellt insbe-
sondere ein Meta-Metamodell (Metaebene 3) zur Verfügung, das für konkrete 
Modellierungssprachen, im vorliegenden Fall die Sprache zur SOM-
Geschäftsprozessmodellierung (Metaebene 2) instanziiert werden kann. Ein Ge-
schäftsprozessmodell (Metaebene 1) ist dann wiederum eine Instanz des Meta-
modells der Ebene 2. 
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1.5 Buildtime- und Runtime-Aspekte hochflexibler Geschäftspro-
zesse 

Flexibilität ist grundsätzlich mit der Dimension Zeit verknüpft, da das Verhalten 
oder die Struktur eines Systems vor und nach einer Abänderung chronologisch 
geordnet sind. Bildet man den oben eingeführten Zeitbezug zwischen Planung 
(Buildtime) und Ausführung (Runtime) von Geschäftsprozessen auf die Zeitachse 
ab und verknüpft man die Planung von Geschäftsprozessen mit der Schemaebe-
ne und die Ausführung mit der Instanzebene von Modellen, so stellt sich die 
zeitliche Dimension der Flexibilität von Geschäftsprozessen wie folgt dar: 

• Bei herkömmlichen Geschäftsprozessen erfolgt im einfachsten Fall die 
Planung (Schemaebene der Modellierung) vollständig zeitlich vor der In-
stanziierung des Schemas und der Ausführung einer oder mehrerer Ge-
schäftsprozessinstanzen gemäß diesem Schema. Danach kann das Schema 
ggf. modifiziert und erneut instanziiert werden. 

• Eine höhere Stufe der Flexibilität liegt bei herkömmlichen Geschäftspro-
zessen vor, wenn die Planung in mehrere Abschnitte (Teilschemata) un-
tergliedert wird. Jedes Teilschema wird ein- oder mehrfach instanziiert 
(Teilinstanzen). Nach Ausführung der Teilinstanzen oder zeitlich überlap-
pend erfolgt die Planung des nächsten Teilschemas, ggf. in Abhängigkeit 
vom Ausführungsergebnis der Instanzen des vorherigen Teilschemas.  

• Bei hochflexiblen Geschäftsprozessen kommt einerseits die Eigenschaft 
der unvollständigen Planbarkeit hinzu, d. h. bestimmte Teilinstanzen 
werden ad-hoc und ohne Bindung an ein zugehöriges Schema ausgeführt. 
Gleichwohl kann deren Ausführung die Planung zeitlich nachgelagerter 
Teilschemata beeinflussen. 

• Zusätzlich ist bei hochflexiblen Geschäftsprozessen die Eigenschaft der 
Kontextsensitivität zu berücksichtigen. Die Berücksichtigung des Kon-
textes kann dabei auf Schemaebene geplant sein oder auf Instanzebene 
ad-hoc erfolgen. Die Ausprägungen der relevanten Kontextfaktoren wer-
den zur Ausführungszeit ermittelt und beeinflussen den Ablauf des Ge-
schäftsprozesses. 

Die Beziehung zwischen dem geplanten Schema als dem präskriptiven Modell 
eines Geschäftsprozesses und den ausgeführten Instanzen eines Geschäftsprozes-
ses hängt auch vom Detaillierungsgrad bzw. der Planungstiefe des Geschäftspro-
zessmodells ab. Ein eher grobes Geschäftsprozessmodell enthält naturgemäß er-
hebliche Freiheitsgrade bezüglich der Ausführung der zugehörigen Prozessin-
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stanzen. Da diese Freiheitsgrade im Allgemeinen nur durch den Menschen aus-
gefüllt werden können, ist ein grobes Schema mit einem niedrigeren Automati-
sierungsgrad des Geschäftsprozesses verbunden. Umgekehrt erlaubt ein detail-
lierteres und vollständigeres Geschäftsprozessmodell, welches insbesondere auch 
das notwendige Ausnahmeverhalten des Geschäftsprozesses berücksichtigt, im 
Allgemeinen einen höheren Automatisierungsgrad.  

Mit Buildtime- und Runtime-Aspekten hochflexibler Geschäftsprozesse befas-
sen sich mehrere Kapitel dieses Buches. FERSTL, LEUNIG und WAGNER stellen in 
Kapitel 8 einen Ansatz zur Analyse und Handhabung unvollständig planbarer 
Geschäftsprozesse vor. Den Ausgangspunkt bilden unvollständig planbare Ein-
zelaufgaben zur Buildtime und zur Runtime. Unvollständig planbare Geschäfts-
prozesse werden anschließend als Netze unvollständig planbarer Aufgaben in-
terpretiert.  

Buildtime- und Runtime-Aspekte stehen auch im Mittelpunkt der Ansätze 
von Kurz (Kapitel 10), KURZ und DUSCHINGER (Kapitel 11) sowie KURZ und 
HERRMANN (Kapitel 12), in denen aus dem Blickwinkel des Geschäftsprozessma-
nagements die Selbstorganisation von Geschäftsprozessen behandelt wird. 

1.6 Prozesse auf Aufgaben- und Aufgabenträgerebene  

Unter dem Blickwinkel von Aggregationsgrad und Reichweite lassen sich insbe-
sondere vier Ebenen betrieblicher Prozesse unterscheiden: 

1. Wertschöpfungsnetze: Ein Wertschöpfungsnetz umfasst die Lieferbezie-
hungen zwischen den Wertschöpfungsstufen unterschiedlicher Unterneh-
men oder innerhalb eines Unternehmens. Wertschöpfungsnetze werden 
überwiegend auf Schemaebene betrachtet. Ihre Gestaltung erfolgt unter 
strategischen Gesichtspunkten. 

2. Geschäftsprozesse: Ein Geschäftsprozess dient der Erstellung einer be-
stimmten betrieblichen Leistung. In einem Geschäftsprozessmodell wer-
den diese Leistungserstellung und ihre Koordination spezifiziert. Ge-
schäftsprozessmodelle werden überwiegend auf Schemaebene betrachtet. 
Ihre Gestaltung erfolgt sowohl unter strategischen als auch operativen 
Gesichtspunkten. 

3. Workflows: Ein Workflow spezifiziert die Durchführung einer oder meh-
rerer betrieblicher Aufgaben eines Geschäftsprozesses in Form von Ar-
beitsabläufen. Workflows werden sowohl auf Schemaebene als auch auf 
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Instanzebene betrachtet. Ihre Gestaltung erfolgt unter operativen Ge-
sichtspunkten. 

4. Ressourcen: Ressourcen für die Durchführung von Workflows und damit 
von Geschäftsprozessen sind personelle und maschinelle Aufgabenträger. 
Die Aktivitäten der Aufgabenträger und ihre Interaktionen generieren die 
Prozesse auf der Ressourcenebene eines betrieblichen Systems. 

Der Übergang zwischen Ebene 2 und Ebene 3 markiert dabei den Übergang von 
der Aufgaben- zur Aufgabenträgerebene. Gegenstand der Aufgabenebene sind 
betriebliche Aufgaben zur Leistungserstellung und ihrer Koordination, Gegen-
stand der Aufgabenträgerebene sind die Lösungsverfahren zur Durchführung 
dieser Aufgaben sowie die dazu benötigten Ressourcen.  

Die zielorientierte Abstimmung zwischen der Aufgaben- und Aufgabenträ-
gerebene eines betrieblichen Systems ist essentiell für die Gestaltung von Syste-
marchitekturen für hochflexible Geschäftsprozesse. In forFLEX werden hierzu 
unterschiedliche Ansätze verfolgt. Unter dem Blickwinkel des Geschäftsprozess-
managements wird die Abstimmung durch Ansätze der Selbstorganisation ver-
folgt (siehe Kurz (Kapitel 10), Kurz und Duschinger (Kapitel 11) sowie Kurz und 
Herrmann (Kapitel 12)). Die Abstimmung zwischen Geschäftsprozessen und den 
sie unterstützenden IT-Systemen steht im Mittelpunkt der modellgetriebenen 
Ansätze von PÜTZ und SINZ (Kapitel 13) sowie KRÜCKE und SINZ (Kapitel 14). 

1.7 Flexibilität von IT-Systemen zur Unterstützung hochflexibler 
Geschäftsprozesse 

Analog zur Flexibilität von Geschäftsprozessen wird die Flexibilität eines IT-
Systems als das Potenzial zur zielorientierte Anpassung des Verhalten oder der 
Struktur des IT-Systems interpretiert. Monolithische IT-Systeme weisen grund-
sätzlich nur eine geringe Flexibilität auf, die im Wesentlichen auf Verhaltensfle-
xibilität beschränkt ist. Im Gegensatz dazu wird seit vielen Jahren versucht, 
durch dienst- und komponentenorientierte Technologien und Architekturen Po-
tenziale der Strukturflexibilität zu erschließen und damit insgesamt die Flexibili-
tät von IT-Systemen zu erhöhen. 

Im Bereich von betrieblichen Standard-Anwendungssystemen wird Flexibili-
tät vor allem durch Parametrisierung, Konfiguration und Anpassung von Modu-
len sowie durch Kopplung mit externen Modulen verfolgt. IT-System-
architekturen zur Erhöhung von Flexibilität sind u. a. serviceorientierte Archi-
tekturen, ereignisgetriebene Architekturen, Workflowsysteme und regelbasierte 
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Systeme. Häufig werden diese Architekturen in hybrider Form eingesetzt. Die 
gemeinsamen Prinzipien dieser IT-Systemarchitekturen sind eine dienstorientier-
te Sichtweise gemäß dem Client-Server-Prinzip und eine nachrichtenbasierte lo-
se Kopplung von Softwarekomponenten. In forFLEX wird diese Klasse von Sys-
temen unter dem Begriff dienstorientierte IT-Systeme zusammengefasst. 

Die Flexibilität von IT-Systemen wird in forFLEX stets unter dem Blickwinkel 
der Unterstützung hochflexibler Geschäftsprozesse und der Abstimmung zwi-
schen Geschäftsprozessen und IT-Systemen betrachtet. Aus der Flexibilität von 
Geschäftsprozessen resultieren Flexibilitätsanforderungen an die zugehörigen IT-
Systeme. Umgekehrt eröffnet die Flexibilität von IT-Systemen Flexibilitätspoten-
ziale für Geschäftsprozesse. 

Ansätze zur Gestaltung flexibler IT-Systeme werden in forFLEX durch die 
modellgetriebenen Ansätze von PÜTZ und SINZ (Kapitel 13) sowie KRÜCKE und 
SINZ (Kapitel 14) verfolgt. KURZ und DUSCHINGER übertragen in Kapitel 11 die 
Selbstorganisation auch auf die Gestaltung automatisierter Geschäftsprozesse. 
Ein zur Modellierung kontextsensitiver Anwendungssysteme komplementärer 
Ansatz zur Modellierung kontextsensitiver Anwendungssysteme wird von 
WAGNER und FERSTL in Kapitel 9 vorgestellt. 

1.8 Management hochflexibler Geschäftsprozesse 

Das klassische Geschäftsprozessmanagement sieht zwei wesentliche Instrumente 
zur Weiterentwicklung von Geschäftsprozessen vor: Im Rahmen des kontinuier-
lichen Verbesserungsprozesses (KVP) werden Geschäftsprozesse inkrementell an 
neue Anforderungen angepasst. Das Prozess-Reengineering setzt hingegen auf 
radikale und daher seltenere Veränderungen der Geschäftsprozesse. In der Praxis 
werden beide Ansätze häufig in Kombination eingesetzt: Regelmäßige iterative 
Verbesserungen helfen Unternehmen dabei, auf neue Markterfordernisse zu rea-
gieren, während die sporadisch durchgeführten Prozess-Reengineering-Projekte 
Antworten auf radikale Marktveränderungen darstellen und gleichzeitig gewähr-
leisten, dass die Prozesse vom im Laufe der Zeit angesammelten „Ballast“ in 
Form nicht mehr erforderlicher Abläufe befreit werden. 

Beide Ansätze basieren in zweierlei Hinsicht auf der tayloristischen Tren-
nung zwischen Planung und Ausführung: Neben der zeitlichen Trennung (vgl. 
die Diskussion von Build- und Runtime weiter oben) ist auch die personelle Un-
terscheidung zwischen Führungskräften wie Prozessmanager einerseits und den 
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ausführenden Prozessmitarbeitern andererseits elementarer Bestandteil beider 
Ansätze. 

Die dieser Trennung zugrunde liegende Annahme, dass die planenden Füh-
rungskräfte einen hinreichend detaillierten Einblick in die zu planenden Tätig-
keiten haben, erweist sich in der Realität häufig als unzutreffend. Vielmehr wird 
das operative Wissen der ausführenden Prozessmitarbeiter nur selten genügend 
genutzt. Die Untersuchung von KURZ in Kapitel 6 bestätigt diese Beobachtung 
und zeigt, dass die meisten Unternehmen mit ähnlichen Flexibilitätshemmnissen 
konfrontiert sind. Das in Kapitel 6 vorgestellte und in der Praxis validierte Mo-
dell unterstützt Geschäftsprozessverantwortliche dabei, Flexibilitätshemmnisse 
im eigenen Unternehmen zu identifizieren und zu antizipieren. 

Ein tragfähiger Ansatz zur Überwindung der Flexibilitätshemmnisse im Ge-
schäftsprozessmanagement ist das Konzept der Selbstorganisation. In Kapitel 10 
stellt KURZ ein auf dem Prinzip der geleiteten Selbstorganisation aufbauendes In-
strumentarium vor, welches die operativ tätigen Mitarbeiter in die Lage versetzt, 
„ihre“ Geschäftsprozesse selbstständig an neue Herausforderungen anzupassen. 
Der verfolgte Ansatz nutzt die Gruppendynamik kollaborativer Mechanismen 
und die Effizienz moderner Web2.0-Technologien. Vor diesem Hintergrund ent-
stand die Bezeichnung „Business Process Management 2.0 (BPM 2.0)“. 

BPM 2.0 wird mit dem in Kapitel 11 vorgestellten BPMS 2.0-Konzept um ei-
nen modellgetriebenen Ansatz zur Automatisierung mittel bis stark strukturier-
ter Geschäftsprozesse ergänzt. Kern dieses Ansatzes ist es, durch aufeinander ab-
gestimmte Modellierungsebenen und Metamodelle Mitarbeiter mit wenig Auto-
matisierungswissen in die Lage zu versetzen, maßgeblich bei der Gestaltung 
technischer Geschäftsprozessmodelle mitzuwirken. Ein Prototyp zeigt die Um-
setzbarkeit dieses BPMS 2.0-Konzepts. 

Der von KURZ und HERRMANN in Kapitel 12 vorgeschlagene ACM-Ansatz 
greift das von FERSTL, LEUNIG und WAGNER in Kapitel 8 besprochene Konzept der 
revolvierenden Planung auf und ergänzt das BPM 2.0-Vorgehensmodell um In-
strumente zur iterativ-instanzenspezifischen Adaption. Auf diese Weise ist es 
möglich, schwach strukturierte, wissensintensive Geschäftsprozesse mit hoher 
Nutzungsflexibilität methodisch und technisch zu unterstützten. Der ACM-
Ansatz wird durch einen in Kapitel 12 thematisierten Prototyp unterstützt.  

Die im Rahmen der geleiteten Selbstorganisation entwickelten Prozessver-
besserungen sehen sich seitens der Kritiker dieses Prinzips einem besonderen 
Rechtfertigungsdruck ausgesetzt. Die in Kapitel 7 vorgestellte Simulati-
onsmethode trägt dazu bei, die Verbesserungen zu validieren und tragfähige 
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Prognosen der zu erwartenden Auswirkungen auf die Prozessleistung zu erstel-
len. 

Der Begriff der geleiteten Selbstorganisation weist darauf hin, dass bei der 
Gestaltung von fachlichen und technischen Geschäftsprozessmodellen Leitplan-
ken einzuhalten sind. PÜTZ und SINZ stellen in Kapitel 13 ein Instrument vor, 
welches durch die strukturierte Ableitung detaillierter fachlicher und techni-
scher Geschäftsprozessmodelle einen Rahmen vorgibt, der bei BPM 2.0 durch 
die Beiträge der Fachabteilungen ausgefüllt wird. In Kapitel 15 stellen WEBER 
und BARTMANN Instrumente vor, mit deren Hilfe sicherheitsbezogene Leitplanken 
für die technische Gestaltung der IT-Unterstützung im Rahmen des BPMS 2.0-
Ansatzes definiert werden können. 

1.9 Effizienz von hochflexiblen Geschäftsprozessen 

So vorteilhaft hochflexible Geschäftsprozesses in einer dynamischen Wirtschaft 
auch sein mögen, so bergen sie doch erhebliche Risiken, insbesondere hinsicht-
lich der Effizienz. Es ist zu erwarten, dass Flexibilität auch Kosten verursacht 
und nicht nur Kosten senkt. Ein statischer Geschäftsprozess kann in kleinen 
Schritten permanent verbessert werden. Er gelangt so zu einer hohen Reife hin-
sichtlich Kosten, Organisationsgrad, Durchlaufzeit und anderen Performance-
Kennzahlen. Es besteht die Gefahr, dass kurzlebige, sich rasch strukturell verän-
dernde Geschäftsprozesse nicht ausgereift sind und deshalb die Effizienzerwar-
tungen, die man in sie setzt, nicht erfüllen. Die hohen Kosten der Prozessände-
rung können bei kurzer Lebenszeit vielleicht nicht mehr über operative Effizi-
enzgewinne kompensiert werden. Deshalb will sich das Management mit Hilfe 
von ex-ante-Simulationen Klarheit über die Kosten verschaffen.  

Nun stellen hochflexible Geschäftsprozesse ganz spezielle Anforderungen an 
Simulationswerkzeuge, die nur wenige zufriedenstellend erfüllen. In Kapitel 7 
wird von MÜHLBAUER und BARTMANN gezeigt, welche Anforderungen dies sind, 
welches Simulationswerkzeug die beste Grundlage bietet, um auf diese Anforde-
rungen hin getrimmt zu werden und wie dies zu geschehen hat. Die Praxistaug-
lichkeit wird an einem Proof-of-Concept an der Fallstudie eCar AG demonstriert. 
Die ex-ante-Simulation weist nach, dass die hohe Flexibilisierung bei den Pro-
zessen Kaufteilebezug und Distributionslogistik eine Kosteneinsparung von bis 
zu 10 % erzielt. 
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1.10 Sicherheit und Compliance von hochflexiblen Geschäftspro-
zessen 

Die IT-Sicherheit eines Geschäftsprozesses bzw. der unterstützenden IT-Systeme 
ist immer ganzheitlich zu sehen. Hier gilt das Prinzip „die Sicherheit der Ge-
samtprozesskette ist so groß wie diejenige des schwächsten Gliedes“. Innerhalb 
von hierarchischen Unternehmensstrukturen (GmbH, AG, Konzern) stellt dies 
kein Problem dar, denn dort kann die Sicherheit ganzheitlich geplant und 
durchgesetzt werden. Bei hochflexiblen Geschäftsprozessen in föderierten Struk-
turen mit rechtlich eigenständigen Geschäftspartnern jedoch geht das nicht 
mehr. Jeder Partner hat sein eigenes autarkes Identitäts- und Zugriffsmanage-
ment. Dieses legt u. a. die Sicherheitsqualität des Passwortschutzes fest. Proble-
matisch wird es, wenn die Passwortsicherheit im Unternehmen A nicht aus-
reicht, um auf besonders geschützte IT-Ressourcen im Unternehmen B zuzugrei-
fen. Dies kann ein k.o.-Kriterium für die Zusammenarbeit in einer Föderation 
und damit insbesondere für hochflexible Geschäftsprozesse sein. Eine Lösung, 
die auch den schärfsten Flexibilitätsanforderungen genügt, wird in SENK und 
BARTMANN in Kapitel 16 vorgestellt. Sie basiert auf den personenindividuellen 
Merkmalen des Tippverhaltens. Dies ist eine reine Softwarelösung. Deshalb ist 
die Bereitstellung als biometrische Authentisierung „as a Service“ in der Cloud 
möglich. Folglich kann bei Bedarf ein zweiter Authentisierungsfaktor heran ge-
zogen werden, der zusammen mit dem Passwortschutz eine starke Authentifizie-
rung bildet. Ihre Zuverlässigkeit wird dem Unternehmen B über dedizierte Attri-
bute auf der Basis des SAML-Standards zugesichert. 

Was für die Authentifizierung im Besonderen gilt, trifft für die Sicherheit 
insgesamt zu. Es wäre weltfremd anzunehmen, dass in jedem Mitgliedunterneh-
men einer Föderation die gesetzlichen Bestimmung und unternehmensinternen 
Regularien gleichermaßen sorgfältig eingehalten werden. Zur Sicherstellung ei-
nes einheitlichen IT-Compliance-Niveaus aller Beteiligter eines hochflexiblen 
Geschäftsprozesses in einer Föderation ist deshalb folgende Problemstellung zu 
bewältigen: Wie kann eine Vergleichbarkeit zwischen den einzelnen teilnehmer-
spezifischen Aussagen zur IT-Compliance hergestellt werden? In hierarchischen, 
starren Verbundstrukturen, in denen jeder Teilnehmer vorab bekannt ist, kann 
dieser Problemstellung mit der zwingenden Vorgabe der Verwendung eines oder 
mehrerer Standards bzw. IT-Frameworks begegnet werden. 

In Kapitel 15 führen BARTMANN und WEBER das Instrument einer Policy zur 
Sicherstellung eines einheitlichen IT-Compliance-Niveaus im Kontext hochflexib-



 13 

ler Geschäftsprozesse ein. Mit deren Hilfe kann eine ad-hoc Entscheidung getrof-
fen werden, ob ein kurzfristig auftretender neuer potenzieller Teilnehmer an der 
Föderation teilnehmen darf, ohne das bestehende IT-Compliance-Niveau in der 
gesamten Prozesskette zu gefährden. 
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2 E-Car-Szenario – Hochflexible Geschäftsprozesse in der Logistik 
als Integrationsszenario für den Forschungsverbund forFLEX 

Benjamin Leunig, Daniel Wagner, Otto K. Ferstl 

Zusammenfassung. Der Forschungsverbund forFLEX hat zum Ziel dienst-
orientierte IT-Systeme für hochflexible Geschäftsprozesse (hGP) zu untersu-
chen. Die Forschungsgruppe ist unterteilt in drei Teilprojekte. Das vorlie-
gende Logistikszenario beinhaltet Aspekte der Beschaffungs-, Produktions- 
und Distributionslogistik und erfüllt im Wesentlichen eine Integrationsfunk-
tion zwischen den forFLEX-Teilprojekten. Es soll als Ausgangsbasis für die 
Erprobung der in den Teilprojekten bislang erarbeiteten Methoden, theore-
tischen Grundlagen und Werkzeuge dienen. 

2.1 Einleitung 

Zur Verdeutlichung des Vorgehens wird das Konzept der modellgestützten Un-
tersuchungssituation verwendet (Ferstl 1979). Hier wird zum einen zwischen 
Untersuchungsobjekt, Untersuchungsziel und Untersuchungsverfahren, und zum 
anderen zwischen der Objektebene und der abbildenden Modellebene unter-
schieden (Abb. A-1). Das Untersuchungsobjekt S auf Objektebene stellt dabei das 
vorliegende, natürlichsprachlich beschriebene Szenario dar, welches allen teil-
projektspezifischen Untersuchungszielen US zugrunde liegt. Es ist jedoch davon 
auszugehen, dass eine natürlichsprachliche Beschreibung für die direkte Anwen-
dung eines Untersuchungsverfahrens nicht ausreichend detailliert ist. Aus die-
sem Grund werden die verschiedenen Teilprojekte ggf. eigene geeignete Modelle 
M von S erstellen und das jeweilige Untersuchungsziel US so transformieren, 
dass auf Modellebene Untersuchungsverfahren angewendet und mithin die Un-
tersuchungsergebnisse für M, UM, erzielt bzw. ermittelt werden können. Über ei-
ne anschließende Transformation der Lösung werden dann die Untersuchungs-
ergebnisse für S, US erzielt bzw. ermittelt. Mit der Transformation und Modell-
konstruktion sind Freiheitsgrade verbunden. 
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Abb. A-1:  Modellgestützte Untersuchungssituation 

Um dennoch die beabsichtigte Integration der Teilprojekte zu ermöglichen und 
zudem den Aufwand in den Teilprojekten zu reduzieren, wurden bereits erste 
Modelle vorgegeben, die bei Bedarf von den Teilprojekten weiter detailliert 
werden können.  

Im Folgenden wird als Untersuchungsobjekt ein Logistikszenario für Elektro-
autos (e-Cars) beschrieben. Die Beschreibung des fiktiven Systems erfolgt textu-
ell und durch Geschäftsprozessmodelle. Untersuchungsziele und -verfahren wer-
den nicht festgelegt. Dies soll spezifisch in den verschiedenen forFLEX-
Teilprojekten erfolgen. 

Das Untersuchungsobjekt bildet das fiktive wandlungsfähige Wertschöp-
fungsnetz e-Car Net, welches als Wertschöpfungsnetz aus mehreren selbständi-
gen (Teil-)Unternehmen besteht, aber gemäß des Prinzips „one-face-to-the-
customer“ agiert. Es handelt sich um ein fiktives Untersuchungsobjekt, für des-
sen Konstruktion auf reale Sachverhalte zurückgegriffen wurde. Da Flexibili-
tätsbetrachtungen im Fokus des Forschungsverbundes stehen, wurden die in an-
deren Untersuchungen des Forschungsverbundes ermittelten grundsätzlichen 
Formen von Flexibilitätsanforderungen (Struktur- und Verhaltensflexibilität, 
wechselnde Föderationen etc.) in das Szenario integriert. Der Fokus des Szena-
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rios und der nachfolgenden Untersuchungen liegt auf Problemstellungen in der 
Logistik. Das Szenario deckt daher die Bereiche Beschaffungs-, Produktions- und 
Distributionslogistik ab (Vahrenkamp und Siepermann 2007). 

2.2 Beschreibung von e-Car Net 

Das vorliegende Szenario umfasst vier Teilszenarien (Abb. A-2).  

 
Abb. A-2:  Teilszenarien des fiktiven wandlungsfähigen 

Wertschöpfungsnetzwerkes e-Car Net 

e-Car Net produziert und vermarktet Elektroautos. Für die Produktion werden 
Teile von Zulieferern bezogen und montiert. Die Vermarktung erfolgt auf zwei 
Kanälen. Zum einen werden die Autos über Makler verkauft, zum anderen er-
folgt der Absatz über einen virtuellen Verkaufsraum, den eigenen Webshop. e-
Car Net agiert darüber hinaus auch als Mobility-Dienstleister. In größeren Städ-
ten (ab 500.000 Einwohner) unterhält das Unternehmen Servicestationen, bei 
denen e-Cars angemietet werden können. Die Autos können per Webshop oder 
telefonisch zum Zeitpunkt des Bedarfs, also ad-hoc, gebucht werden. Für die 
Wartung und die Unterstützung im Pannenfall steht ein mobiles Maintenance-
Team zur Verfügung, welches e-Cars vor Ort wartet und instand setzt. Nicht alle 
Dienstleistungen werden von der e-Car AG selbst erbracht. Das Unternehmen 
bedient sich eines wandlungsfähigen Wertschöpfungsnetzwerkes, dem e-Car Net, 
welches durch die teilnehmenden Partnerunternehmen Dienstleistungen rund 
um das e-Car anbieten kann. Abb. A-3 zeigt das Geschäftsprozessmodell von e-
Car Net aus Struktursicht sowie den Zusammenhang der vier Teilszenarien. Ge-
schäftsprozessmodelle werden in diesem Beitrag gemäß der SOM-Methodik mo-
delliert (Ferstl und Sinz 2008). Lieferanten beliefern e-Car Net mit Vorproduk-
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ten, welche im Bereich der Produktion und der Mobile Maintenance Verwen-
dung finden. Die produzierten e-Cars werden vom Absatz an Kunden verkauft. 
Der Bereich Mobility Provision agiert als Dienstleister für Mobilität und vermie-
tet e-Cars an Endkunden. Mobile Maintenance agiert ferner als Dienstleister für 
Mobility Provision und den Endkunden. 
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Abb. A-3:  Geschäftsprozessmodell des Gesamtszenarios (Struktursicht) 

 Grundannahmen 2.2.1

Automobile mit Elektroantrieb stellen einen maßgeblichen Faktor im Rahmen 
des Mobilitätswandels dar. Verbrennungsmotoren werden als Antriebskonzept 
auf lange Sicht an Bedeutung verlieren (Malorny 2009), (Westbrook 2001). Auf 
diese Weise sollen die Abhängigkeit von Öl und die Schadstoffbelastung durch 
CO2 reduziert werden. Zudem wird durch die von der Bundesregierung zur Ver-
fügung gestellten Fördermittel aus dem Konjunkturpaket II auch von staatlicher 
Seite versucht, die Entwicklung im Bereich elektrifizierter Antriebe zu forcieren. 
Das erklärte Ziel der Bundesregierung ist es, bis 2020 eine Million Elektro-
fahrzeuge auf den Straßen zu haben. Auch in anderen europäischen Ländern 
sind solche Bemühungen zu beobachten, nicht zuletzt aufgrund von Maßnahmen 
der Europäischen Union (Die Bundesregierung 2009), (Brauner 2008), (Malorny 
2009), (Pluy 2009). 

Die vier oben genannten Teilszenarien werden im Folgenden vorgestellt. 
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 Teilszenario A – Produktion von e-Cars in der e-Car AG 2.2.2

Die e-Car AG bezieht die zur Produktion von e-Cars nötigen Vorprodukte von 
verschiedenen Zulieferern und führt selbst nur die Montage durch. Im ersten 
Teilszenario wird daher die Beschaffungs- und Produktionslogistik betrachtet. 
Die bezogenen Teile lassen sich dabei hinsichtlich ihres Verbrauchsmengen-
Verbrauchswert-Verhältnis in A-, B-, und C-Teile sowie bezüglich des Kundenbe-
zugs in Gleich- und Individualteile differenzieren.  

Das e-Car besteht aus einer Einheitsplattform, welche im Wesentlichen die 
Hauptkomponenten Antriebsstrang, Fahrwerk und Akku (Reichweite ca. 120 
km) umfasst. Da keine Motorisierungsvarianten angeboten werden, stellen diese 
drei Komponenten kundenanonym gefertigte A-Teile (Gleichteile) dar, die je-
weils von unterschiedlichen Lieferanten geliefert werden. So liefert die Drive 
GmbH1 den Antriebsstrang, die Dynamics GmbH2 das Fahrwerk und die Power 
GmbH2 den Akku. Die Lagerreichweite des Gleichteilelagers beträgt ca. 1-2 Ta-
ge. Kundenanonyme A-Teile (z. B. Antriebsstrang), B-Teile (z. B. Reifen) und C-
Teile (z. B. Schrauben) werden gemäß dem Supply-Chain-Management-Konzept 
des Vendor-Managed-Inventory (VMI) geliefert. Kundenindividuelle A-Teile, da-
zu gehören u. a. Karosserie, Sitze, Innenverkleidung, Car-Audio-/ Navigations-
systeme und dergleichen, werden von Lieferanten Just-in-Time (JIT) oder Just-
in-Sequence (JIS) an das Produktionssystem geliefert (Abb. A-4, Abb. A-5). Im 
Montagebereich existiert ein kleines Wareneingangslager. Dieses ermöglicht eine 
Überbrückung von Lieferengpässen aus dem Gleichteilelager für eine kurze Zeit.  

Die kundenindividuellen A-Teile werden in Transportbehältern geliefert, die 
Smart Container (Container mit GPS-Modul, Sensoren, Sende- und Empfangs-
modul) darstellen und nach dem Prinzip der Selbststeuerung nachfolgend be-
schriebene Aufgaben übernehmen (Bogatu 2008), (Hülsmann und Windt 2007), 
(McKelvey et al. 2009), (Rekersbrink et al. 2007), (Scholz-Reiter 2005), (Wycisk 
et al. 2008). Der Transportbehälter verhandelt selbstständig um Transportkapa-
zitäten, übernimmt die sukzessive Routenplanung und behebt Störungen inner-
halb eines gewissen Spektrums (z. B. Verzögerungen von einer Stunde durch 
Nachverhandlung um schnellere, ggf. teurere Ressourcen) selbstständig. Störun-
gen die außerhalb dieses Spektrums liegen, meldet der Transportbehälter an den 
Leitstand des empfangenden Produktionssystems, damit dieser eine Umplanung 

                                           
1 Die in diesem Szenario angeführten Firmennamen dienen lediglich der Verständlichkeit und 

sollen fiktive Firmen bezeichnen. Ähnlichkeiten zu real existierenden Firmen sind zufällig 
und nicht beabsichtigt. 
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der Produktion (z. B. Verzögerung der Einlastung eines bestimmten Montageauf-
trags) oder Eskalation (z. B. durch Benachrichtigung eines personellen Aufga-
benträgers) vornehmen kann. Ferner ist es denkbar, dass Smart Container über 
die aktuelle Situation in der Produktion von e-Car Net informiert werden. Bei 
Störungen im Produktionsablauf (z. B. durch Streiks) kann durch ad-hoc-
Umplanungen eine Überlastung des Wareneingangslagers vermieden werden. 
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Abb. A-4:  Gleich- und Individualteile des e-Cars 

 
Abb. A-5:  Montiertes e-Car 

Derartige korrigierende Eingriffe zur Störungsbehebung, die in herkömmlichen 
Systemen durch menschliche Aufgabenträger vorgenommen wurden, erfolgen 
durch Integration der Smart Container und Produktionssysteme innerhalb der 
Autonomiegrenzen nun automatisiert. 

Die Individualisierung der Autos erfolgt einerseits durch Kombination der 
von der e-Car AG direkt angebotenen Varianten, sowie andererseits durch einen 
von der e-Car AG selbst betriebenen Marktplatz für das B2B-Geschäft. Dort wer-
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den technische Daten zur Spezifikation von Teilen (z. B. Sitze, Lenkrad, Zubehör 
etc.) bereitgestellt. Mögliche Lieferanten können laufende Ausschreibungen ein-
sehen und ihr Angebot für die Aufnahme ihres Produktes in den Teile- bzw. Zu-
behörkatalog abgeben. Die Laufzeiten der Ausschreibungen sind variabel. Die 
Teile, die in den Katalog aufgenommen wurden, stehen dem Kunden dann im 
Webshop zur Auswahl.  

Bei der e-Car AG liegt eine Assemble-to-Order-Fertigung vor. Sofern ein Lie-
ferant beispielsweise einen kundenindividuellen Sitzbezug über den Marktplatz 
bereitstellt, gilt für diese einzelne Komponente eine Make-to-Order-Fertigung. 
Im Sinne einer Mass Customization erfolgt die Festlegung der Individualisierung 
zum spätest möglichen Zeitpunkt, der durch das Produktionslenkungssystem be-
stimmt wird. Solange noch keine kostenrelevanten Aktionen (Bestellung, Liefe-
rung etc.) durchgeführt wurden, kann der Kunde seine Bestellung in gewissem 
Maße ändern. Die Änderungsperioden sind aufgrund der Assemble-to-Order-
Fertigung relativ kurz. Für den Fall, dass kundenindividuelle Bauteile auf dem 
Marktplatz ausgeschrieben werden, kann der Kunde für diese Bauteile nur bis 
zum Ausschreibungszeitpunkt Änderungen an seiner Bestellung vornehmen. 

Das Geschäftsprozessmodell (Abb. A-6) zeigt eine mögliche Modellierung des 
Szenarios. Die gewählten Koordinationsformen sind exemplarisch und können 
durchaus auch in anderer Form realisiert werden. So muss im Bereich der Pro-
duktion nicht zwingend eine Lenkung über einen Leitstand erfolgen, sondern es 
sind auch dezentrale Lenkungsansätze denkbar. 
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Abb. A-6:  Geschäftsprozessmodell Teilszenario A 

Das Szenario A weist hierarchische Koordinationsformen (VMI) und nicht-
hierarchische Koordinationsformen (Marktplatz) auf, sodass verschiedene Len-
kungsformen untersucht werden können. Der Transport der Komponenten über 
strukturveränderliche Logistiknetzwerke zeichnet sich durch die folgenden 
Merkmale hochflexibler Geschäftsprozesse (hGP) (Pütz et al. 2010) aus: 
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(1) unvollständige Planbarkeit, (2) Überlappung von Planung und Ausführung 
und - da die JIS-/JIT-Lieferung maßgeblich von Kontextfaktoren (Verkehrslage, 
Wetterlage etc.) (Wagner und Ferstl 2010) abhängt - (3) Kontextsensitivität. Die 
sukzessive Planung der Transportwege durch Smart Container trägt diesen drei 
Merkmalen Rechnung. Mithin stellt das Szenario ein geeignetes Untersuchungs-
objekt im Rahmen der hGP-Forschung dar (Tab. A-1).  

hGP-Merkmal Berücksichtigung im Teilszenario 
Unvollständige  
Planbarkeit 

Sukzessive Planung der Transportwege für JIT-/JIS-Lieferungen 
durch Smart Container, sowie Unsicherheit bzgl. Zeitpunkt und 
Ausmaß einer Lieferverzögerung. Zudem kann der Kunde die In-
dividualisierung des Autos bis zu einem gegebenen Zeitpunkt än-
dern, d. h. der eingehende Auftrag ist zunächst noch veränderlich.

Überlappung von 
Planung und Ausführung 

Sukzessive Planung der Transportwege durch Smart Container 
und Umplanung, sowie korrigierende Eingriffe in die laufende 
Produktion bei Störungen. Durch den Kunden geänderte Aufträge 
haben ggf. Auswirkungen auf bereits eingelastete Aufträge (z. B. 
wird eine bereits definierte Losgröße durch Änderung plötzlich 
suboptimal).  

Kontextsensitivität Berücksichtigung z. B. der Verkehrslage oder des Wetters als Kon-
textfaktor durch Smart Container im Rahmen der Selbststeuerung. 
Durch Kontextsensoren sind Smart Container in der Lage, Um-
weltbedingungen zu erfassen. Der Ansatz der Selbststeuerung er-
möglicht eine dezentral gesteuerte Reaktion von Smart Contai-
nern auf Umweltbedingungen z. B. durch Anpassung von Trans-
portrouten und -geschwindigkeiten. 

Tab. A-1: hGP-Merkmale im Teilszenario A – Produktion von e-Cars  

 Teilszenario B – Absatz von e-Cars 2.2.3

Wie bereits im Teilszenario A, werden auch im Teilszenario B vor allem Lo-
gistikprozesse betrachtet. Dass im Bereich des Absatzes weitere ggf. hochflexible 
Geschäftsprozesse existieren, bleibt davon unberührt.  

Für die Distribution von e-Cars setzt die e-Car AG neben dem Direktvertrieb 
über einen Webshop auf das Intermediationskonzept des Maklers (Ferstl 2009). 
Als Makler können bspw. Baumärkte, Warenhäuser oder Elektromärkte agieren. 
Entgegen der klassischen Händler-Intermediation erwerben die Makler keine Ei-
gentumsrechte an den zu vertreibenden e-Cars. e-Car-Makler unterstützen den 
Kunden beim Abschluss eines Kaufvertrages über e-Cars und ggf. bei der indivi-
duellen Konfiguration des Autos. Hierfür erteilt die e-Car AG dem Makler ein 
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Verhandlungsmandat. Für die Vermittlung erhalten die Makler Provisionen 
(Abb. A-7).  

 
Abb. A-7:  Makler als Intermediär im Absatz der e-Car AG 

Abb. A-8 zeigt den Geschäftsprozess des Absatzes von e-Cars aus Struktursicht. 
Bei dem Absatz durch Makler bestellt der Kunde zunächst ein Standard-e-Car. Die 
Individualisierung kann zusammen mit dem Makler erfolgen, der einen Über-
blick über die Ausstattungsvarianten und Kombinationsmöglichkeiten hat. Der 
Makler hat einen besseren Marktüberblick als der Kunde und reduziert dessen 
Transaktionskosten sowie dessen wahrgenommenes Risiko. Der Kunde kann je-
doch die Individualisierung auch selbst über den Webshop vornehmen. Dafür 
wird dem Kunden im Webshop ein Bereich angelegt, in dem er alle Auftragsda-
ten einsehen und die Individualisierung sukzessive vornehmen oder – nicht 
zwingend kostenneutral – bis zu einem vom System festgelegten Zeitpunkt im 
Sinne einer Mass Customization verändern kann.  

Der Kunde kann den Makler auch gänzlich vermeiden, indem er direkt über 
den Webshop den Kaufvertrag abschließt und die Individualisierung vornimmt. 
Die erforderlichen Legitimationsprüfungen (Unterschrift, Identifikation etc.) er-
folgen dann via Postident-Verfahren. Beide Absatzskanäle (Makler und 
Webshop) senden Bestelldaten direkt an die Auftragsverwaltung der e-Car AG, 
die ihrerseits wiederum den Auftrag an die Produktionsplanung weiterleitet.  
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Abb. A-8:  Geschäftsprozessmodell Teilszenario B – Struktursicht 
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Da die e-Car AG keine repräsentativen Ausstellungs- und Auslieferungsräume 
unterhält, kooperiert sie zur Auslieferung von Fahrzeugen mit Logistikdienstleis-
tern. Die e-Car AG unterhält des Weiteren kein eigenes Auslieferungsnetz, son-
dern schreibt die Transportaufträge auf einem virtuellen Marktplatz aus. Diese 
Aufträge werden sowohl von Einzelunternehmen, als auch von virtuellen Unter-
nehmen, welche zur Auslieferung des e-Cars auftragsspezifisch miteinander ko-
operieren, übernommen. In diesem Zusammenhang können insbesondere Si-
cherheitsaspekte untersucht werden. Da ein Fahrzeug nicht zwingend von einem 
Transporteur von der Quelle (e-Car AG) zur Senke (Kunde) gebracht wird, bil-
den die Transporteure Föderationen. Die Struktur einer Föderation kann sich 
mitunter für jedes einzelne e-Car ändern. Übergibt ein Transporteur seine Fracht 
an einen nachgelagerten Transporteur, so muss sichergestellt werden, dass die-
ser auch berechtigt ist, die Fracht entgegenzunehmen. Zur Beförderung können 
zudem Smart Container eingesetzt werden. Diese sind in der Lage, autonom 
nach Beförderungsmöglichkeiten und -wegen zu suchen sowie entsprechende 
Buchungen bei Transporteuren vorzunehmen. 

Die e-Car AG versucht die Auslieferung für den Kunden so komfortabel wie 
möglich zu gestalten. Erst wenige Tage vor der Auslieferung muss der Kunde 
entscheiden, wo er sein Fahrzeug entgegennehmen möchte.  

Hinsichtlich der hGP-Merkmale ist hervorzuheben, dass der Makler eine Rei-
he von Kontextfaktoren bei der Vermarktung von e-Cars berücksichtigen kann. 
So ist es möglich, die Werbe- und Argumentationsstrategien an aktuelle Um-
weltereignisse zu knüpfen. Ebenso können auf Werbetafeln Vergleichsrechnun-
gen zu herkömmlichen Automobilen, unter Berücksichtigung aktueller Kraft-
stoffpreise, angezeigt werden. 

Unvollständige Planbarkeit und die daraus resultierende Überlappung von 
Planung und Ausführung von Geschäftsprozessen liegen bei der Auslieferung 
von e-Cars vor. So können e-Cars das Auslieferungslager mit dem ersten Trans-
porteur einer Föderation verlassen, obwohl der Transporteur für die zweite 
Teilstrecke noch nicht feststeht. Bis der Transporteur der zweiten Teilstrecke 
feststeht und die Übergabe an diesen korrekt und legitimiert erfolgte, bleibt die 
Haftung beim ersten Transporteur. Des Weiteren ist denkbar, dass die letzte 
(kurze) Auslieferungsetappe zum Kunden direkt mit dem e-Car zurückgelegt 
wird. Der Transporteur benötigt in diesem Falle keinen LKW. Zudem sind Trans-
portprozesse von Natur aus stark kontextbehaftet. Verkehrsmeldungen, Staus, 
Pannen, Unwetter und andere unvorhersehbare Ereignisse beeinflussen die 
Transporte. Aber auch vorhersehbare Ereignisse wie Volksfeste, geplante Stra-
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ßensperrungen oder Baustellen sind bei der Auslieferungsplanung zu berücksich-
tigen. Im Bereich der Nachfrageplanung sind Kontextfaktoren zu berücksichti-
gen, die disruptive Entwicklungen hervorrufen können. Ein Beispiel für solche 
Entwicklungen ist die in 2009 gewährte Umweltprämie der Bundesrepublik 
Deutschland. Die hGP-Merkmale können in diesem Teilszenario wie folgt identi-
fiziert werden (Tab. A-2). 

hGP-Merkmal Berücksichtigung im Teilszenario 
Unvollständige 
Planbarkeit 

Die Auslieferung von e-Cars ist mitunter nicht vollständig planbar, 
weil wechselnde Föderationen die Transportaufträge ausführen. 

Überlappung von Pla-
nung und Ausführung 

Bei der Auslieferung von e-Cars wird erst während des Zurücklegens 
der Teilstrecke n der Transporteur für die Teilstrecke n+1 festgelegt. 

Kontextsensitivität Transportprozesse sind durch vorhersehbare und unvorhersehbare 
Ereignisse auf den Transportwegen stark kontextbehaftet. 

Tab. A-2: hGP-Merkmale im Teilszenario B – Absatz von e-Cars  

 Teilszenario C – Mobility Provision 2.2.4

Die Automobilwirtschaft befindet sich derzeit in einem strukturellen Wandel. 
Automobilproduzenten verstehen sich vermehrt nicht mehr ausschließlich als 
Hersteller von Automobilen, sondern als Service Provider für Mobilität.  

„Wir sehen car2go als Erweiterung unseres Portfolios und neues Geschäfts-
modell. Selbstverständlich wollen und werden wir damit auch Gewinne erzie-
len“  
– ROBERT HENRICH, Daimler AG (Boße 2009) 

Zudem werden verstärkt Car-Sharing Projekte realisiert (car2go GmbH 2010, 
Ökobil e.V. 2010). Diese Tendenzen greift das Teilszenario C auf, indem es e-
Car Net als Mobility Provider schildert (Abb. A-9, Abb. A-10). 
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Abb. A-9:  Geschäftsprozessmodell Teilszenario C – Struktursicht 
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Abb. A-10:  Geschäftsprozessmodell Teilszenario C – Struktursicht, 3. Zerlegung 

In deutschen Großstädten stellt e-Car Net eine Flotte von e-Cars zur Vermietung 
bereit. Die e-Cars sind ausgestattet mit einem Bordcomputer, der via UMTS in 
Kontakt mit der e-Car-Zentrale steht. Über die Internetverbindung kann neben 
dem aktuellen Ort des e-Cars und dem Ladezustand des Akkus auch eine Remo-
te-Diagnose (siehe auch Abschnitt 2.2.5) durchgeführt werden. Reservierungen 
für e-Cars werden entweder über den Webshop, via Call Center oder bei e-Car-
Maklern getätigt. Zudem kann die Buchung auch direkt am e-Car erfolgen (Di-
rektbuchung). Sobald die Reservierung bestätigt wurde, ist das e-Car dem Kun-
den für den Nutzungszeitraum zugeordnet. Die Nutzungsdauer kann – je nach 
Tarifmodell – verbindlich festgelegt oder offen sein. Der Kunde erhält zur Bestä-
tigung eine Nachricht über E-Mail oder einen Multimedia Messaging Service 
(MMS), die einen Aztec-Code enthält. Dieser Code kann von einem Lesegerät am 
e-Car gelesen werden. Nach erfolgreicher Identifizierung des Kunden öffnet sich 
das Auto. Die Rückgabe des Fahrzeugs muss nicht zwingend am Ort der Anmie-
tung erfolgen. Im Rahmen der Nutzung kann der Kunde das Auto teilweise oder 
vollständig aufladen, muss dies aber nicht tun. Ähnlich der herkömmlichen Au-
tovermietung kann e-Car Net die Rückgabe eines Autos mit teil- oder ungelade-
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nem Akku dem Kunden – je nach vertraglich vereinbartem Tarif – in Rechnung 
stellen. Auch Dienste der Mobile Maintenance (vgl. Teilszenario D) können im 
Bedarfsfall während der Anmietung in Anspruch genommen werden.  

Das Auftragsverwaltungssystem von e-Car Net prognostiziert den Bedarf an 
e-Cars je Station auf der Grundlage von Reservierungsdaten und Erfahrungswer-
ten. Gemäß des Konzepts der Selbststeuerung interagieren die verschieden Sys-
teme von e-Car Net miteinander, um den Erreichungsgrad der Unternehmenszie-
le zu maximieren. So ist die Preisgestaltung abhängig von den Bedarfen an den 
jeweiligen Stationen. Kunden können z. B. durch Vergünstigungen auf bestimm-
ten Strecken dazu motiviert werden, das geliehene e-Car an einem anderen, als 
dem ursprünglich geplanten Ort abzustellen. Hierdurch wird die nötige Vertei-
lung von e-Cars in der Fläche besser auf die sich aus den Reservierungen und Er-
fahrungswerten ermittelten Bedarfen abgestimmt. Aufwändige Rückführungs-
fahrten können so verringert werden. Bei der Gestaltung der Verteilung der e-
Cars in der Fläche kann auf Vorarbeiten von bspw. MUKAI und WATANABE (2005) 
oder UESUGI ET AL. (2009) zurückgegriffen werden. 

Neben dem Privatkundengeschäft bietet e-Car Net auch gewerblichen Kun-
den Fahrzeuge an. So greifen bspw. Kurier- und Postdienste auf das e-Car-
Angebot zurück und mieten Fahrzeuge über längere Zeiträume an. Im Gegensatz 
zum Privatkundengeschäft, welches aufgrund der individuellen Nutzung sehr 
schwer planbar ist, ist das Gewerbekundengeschäft besser planbar. Die Fahrzeu-
ge der Kurier- und Postdienste werden hauptsächlich im Stadtgebiet eingesetzt 
und werden nachts im jeweiligen Depot abgestellt, wo sie geladen werden kön-
nen. 

Für die elektrische Beladung der e-Cars stehen zwei Möglichkeiten zur Ver-
fügung. Zum einen können e-Cars konventionell über das Stromnetz an jeder 
Steckdose oder an öffentlichen Ladestationen geladen werden. Die vollständige 
Ladung eines leeren Akkus ist verbunden mit einer Ruhezeit des Fahrzeugs von 
einigen Stunden. An Ladestationen kann das e-Car ausschließlich konventionell, 
d. h. per Steckdose, geladen werden. Ein Austausch des Akkus ist nur an e-Car-
Servicestationen möglich. Hierfür fährt das e-Car auf eine spezielle Vorrichtung, 
die den Akku von unten aus dem Fahrzeug entnehmen und durch einen vollen 
Akku austauschen kann. Dieser Vorgang dauert nur wenige Minuten und ist ge-
genüber der konventionellen Ladung an der Steckdose mit höheren Kosten ver-
bunden. Die Akkus der vermieteten und in Privatbesitz befindlichen e-Cars sind 
Eigentum der e-Car AG. Dies ist notwendig, da sonst beim Akkutausch einige 
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Problemstellungen zu behandeln wären, wie beispielsweise der Ausgleich der 
Wertdifferenz zwischen einem neuen und einem bereits gealterten Akkus. 

Betrachtet man das Teilszenario unter systemtheoretischen Gesichtspunkten, 
so können die Ladestationen als Knoten des Systems und die Fahrtstrecken des 
e-Cars zwischen den Knoten als Kanten betrachtet werden. Da die Menge der 
Ladestationen quasi unendlich groß ist, schließlich ist neben dem Akkuwechsel 
auch das Laden an jeder Steckdose möglich, kann dem System eine hohe Struk-
turkomplexität zugeschrieben werden. Die Auswirkungen auf die daraus resul-
tierende Flexibilität sind in weiteren Arbeiten zu untersuchen. 

Die hGP-Merkmale der unvollständigen Planbarkeit einer Prozessinstanz und 
der Überlappung von Planung und Ausführung eines Prozesses sind in diesem 
Teilszenario gegeben (Tab. A-3). Plant beispielsweise der Fahrer eines e-Cars 
den Wechsel des Akkus an einer bestimmten Ladestation, erreicht diese jedoch 
nicht mehr, da der Akku während der Fahrt leer wird oder einen Defekt erleidet, 
so muss eine Umplanung dieser Prozessinstanz erfolgen. Hierdurch ändern sich 
folglich auch die Prozessdurchlaufzeiten, worüber das Verleihsystem informiert 
werden muss. Eventuelle Abhängigkeiten können u. U. auch zu Umplanungen 
bei anderen Prozessinstanzen führen. Des Weiteren ist unvollständige Planbar-
keit und die damit verbundene Überlappung von Planung und Ausführung durch 
mitunter unvorhersehbare Veränderung von Anmietzeiträumen und Rückgabeor-
ten gegeben. Beim Akkutausch an e-Car-Stationen liegen ebenfalls unvollständi-
ge Planbarkeit und Überlappung von Planung und Ausführung vor, da Menge 
und Zustand der getauschten Akkus nicht exakt vorhersehbar sind. Kontextsensi-
tivität ist gegeben, da die Nachfrage nach e-Cars und Akkus stark tages-, tages-
zeit- und ortsabhängig ist. Auch das Wetter kann Einfluss auf die Nachfragesitu-
ation ausüben. Diese Kontextfaktoren müssen in der Verteilungsplanung von e-
Cars in einem bestimmten Gebiet berücksichtigt werden. Des Weiteren ist eine 
kontextabhängige Preisgestaltung denkbar.  
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hGP-Merkmal Berücksichtigung im Teilszenario 
Unvollständige Plan-
barkeit 

Defekte Akkus zwingen Kunden zur Umplanung (z. B. konventionelle 
Ladung oder Anfahren einer anderen Ladestation) und der Kunde 
kann das Fahrzeug an einem nahezu beliebigen Ort abstellen. Des 
Weiteren sind die Ladestände und Zustände der Akkus (Problem der 
Alterung) bei Rückgabe der Fahrzeuge nicht (vollständig) planbar. 

Überlappung von Pla-
nung und Ausführung 

Ein Kunde entscheidet während der Anmietzeit, dass das e-Car län-
ger als geplant benötigt wird. 

Kontextsensitivität Fahrzeugbestand und -nachfrage sind tages-, tageszeit- und wetter-
abhängig. Kontextfaktoren können bei der Verteilplanung und Preis-
gestaltung berücksichtigt werden. 

Tab. A-3: hGP-Merkmale im Teilszenario C – Mobility Provision  

 Teilszenario D – Mobile Maintenance 2.2.5

Wie bereits im Teilszenario C erläutert, verfolgt die e-Car AG die Strategie eines 
Full Service-Providers und somit ein ganzheitliches Geschäftsmodell (vgl. Wag-
ner vom Berg et al. 2010), welches sich nicht auf die Herstellung der Fahrzeuge 
beschränkt, sondern Elektromobilität als Dienstleistung anbietet.  

Die bislang noch bestehenden technischen Einschränkungen (Ladedauer, re-
duzierte Reichweite, teure Akkus) erfordern eine im Vergleich zu konventionel-
len Antrieben erhöhte Bereitstellung von Pannendienstleistungen, d. h. mobile 
Reparatur, Abschleppdienst, Bereitstellung von Ersatzfahrzeugen etc., welche im 
vorliegenden Szenario unter dem Begriff des Mobile Maintenance subsumiert 
werden. Diese Leistung wird von e-Car Net angeboten und deckt im Wesentli-
chen mobile, geplante Wartung der e-Cars und ungeplante Reparaturen auf-
grund von unvorhersehbaren Defekten und/oder Pannen ab (Tab. A-4). Zudem 
erfolgt eine Unterscheidung in zwei Instandhaltungsstufen (A und B), welche 
leichte und schwere Instandhaltungsmaßnahmen differenzieren. Tab. A-4 zeigt 
beispielhaft mögliche Ausprägungen von Instandhaltungsfällen. Im Rahmen des 
Forschungsprojektes erfolgt eine Konzentration auf ungeplante Instandhaltungs-
prozesse, da die hGP-Merkmale dort stärker als bei der geplanten Instandhaltung 
ausgeprägt sind.   



 33 

  Planung der Instandhaltung 
  Geplant Ungeplant 

Instandhaltungsstufe A, leicht Nachfüllen von Wisch-
wasser 

Reifenpanne 

B, schwer Wartung des Bremssystems Defekt des Antriebs-
systems 

Tab. A-4: Instandhaltung von e-Cars  

e-Car Net greift zu diesem Zweck auf eine Flotte von Pannenhilfe-Fahrzeugen, 
ähnlich dem ADAC oder herstellerspezifischen Servicemobilen zurück, die einfa-
che Reparaturen durchführen können und häufig benötigte Ersatzteile mit-
führen. Das Wechseln von Akkus außerhalb von Servicestationen oder Werkstät-
ten ist nicht möglich, da es sich bei einem Akku um ein Gefahrengut handelt 
und der Akku relativ schwer (ca. 350 kg) ist. Um eine möglichst gute Verfügbar-
keit der Mobile Maintenance zu garantieren, verfügt e-Car Net zudem über ein 
Netz freier Partnerwerkstätten und Abschleppdienste, greift für Ersatzfahrzeuge 
auf die in Szenario C beschriebene Flotte von Leihfahrzeugen zurück und besitzt 
Informationen über Ort und Auslastung sämtlicher öffentlicher Ladestationen. 

Zusätzlich zu den herkömmlichen Fahrzeugpannen (Motorschäden, Defekt 
der Elektronik, Reifenpanne etc.) ist in der Anfangsphase der e-Car-Nutzung mit 
einer hohen Anzahl liegenbleibender Fahrzeuge, aufgrund leerer Akkus, zu 
rechnen. Grundsätzlich stehen für einen e-Car-Nutzer bei einem liegen-
gebliebenen Fahrzeug (ungeplante Instandhaltung) unterschiedliche Lösungs-
verfahren zur Verfügung: 

• Bei kleinen Schäden Reparatur vor Ort 
• Abschleppen bis zur nächsten Ladestation 
• Abschleppen in die Werkstatt (bei größerem Defekt) 
• Bereitstellung eines Leihfahrzeugs 

Welches dieser Lösungsverfahren in der aktuellen Situation tatsächlich zur Ver-
fügung steht, ist u. a. von folgenden Faktoren abhängig: 

• Vertraglich abgeschlossener Service Level 
• Verfügbarkeit von Ersatzwagen 
• Nähe von Ladestationen 
• Nähe von Partnerwerkstätten 
• Restreichweite des Fahrzeugs 
• Tatsächliche bzw. zwischenzeitlich eingetretene Schadenssituation 
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Der letztgenannte Punkt spiegelt die Tatsache wider, dass der zu Beginn einer 
Maintenance-Prozessinstanz gemeldete Schaden (z. B. Akku leer) nicht mit dem 
tatsächlichen Schaden (z. B. Motor defekt) übereinstimmen muss oder sich die 
Schadenssituation im Prozessverlauf ändert. Dadurch kann sich der Ort des 
Maintenance-Einsatzes und mithin der verfügbare Lösungsraum noch verändern. 
Dies gilt insbesondere für die Fälle, in welchen eine Remotediagnose des Scha-
dens über das e-Car-Diagnosesystem nicht möglich ist. Somit sind die hGP-
Merkmale der unvollständigen Planbarkeit und der Überlappung von Planung 
und Ausführung gegeben. Dies wäre im Übrigen auch dann gegeben, wenn ein 
Service Mobil die geplante Wartung eines Fahrzeugs aufgrund einer dringliche-
ren Reparatur eines anderen Fahrzeugs unterbrechen muss. Die Kontextsensitivi-
tät ist beispielsweise durch die variable räumliche Nähe von Ladestationen und 
die Restreichweite des Fahrzeugs gegeben (Abb. A-11, Tab. A-5). 

 
Abb. A-11:  Komponenten des Mobile Maintenance Systems und deren Eigenschaf-

ten 

Die Modellierung der Geschäftsprozesse im Bereich Mobile Maintenance zeigt 
Abb. A-12. 
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Abb. A-12:  Geschäftsprozessmodell Teilszenario D 
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Durch die Dynamik der mobilen Objekte weist dieses Szenario sowohl Struktur- 
als auch Verhaltensflexibilität auf und stellt somit ein geeignetes Unter-
suchungsobjekt im Rahmen der hGP-Forschung dar.  

hGP-Merkmal Berücksichtigung im Teilszenario 
Unvollständige Planbarkeit Unsichere Informationslage und Veränderlichkeit der rele-

vanten Mobile Maintenance-Komponenten. 
Überlappung von Planung und 
Ausführung 

Veränderlichkeit der verfügbaren Mobile Maintenance-
Komponenten (Ort, Schaden, Verfügbarkeit). 

Kontextsensitivität Berücksichtigung der Auslastung von Ladestationen und Er-
satzfahrzeugen, Restreichweite etc.  

Tab. A-5:  hGP-Merkmale im Teilszenario D – Mobile Maintenance 

2.3 Übertragbarkeit der Erkenntnisse 

Wie bereits in Abschnitt 2.1 erwähnt, dient das vorliegende Logistikszenario zur 
Integration der forFLEX-Teilprojekte und als Basis für die Erprobung der bislang 
erarbeiteten Methoden, theoretischen Grundlagen und Werkzeuge. Damit diese 
Erprobung aussagekräftige Ergebnisse hervorbringt, muss eine gewisse Allge-
meingültigkeit und Relevanz des Szenarios gegeben sein. Dies wird durch fol-
gende Eigenschaften realisiert: 

1. Die Teilszenarien decken die Bereiche Produktion, Handel und Dienstleis-
tungen ab und lassen sich auf andere Bereiche übertragen. Beispielsweise 
kann das Teilszenario D, eine flächendeckende Versorgung von Pannen-
fahrzeugen, um den Bereich der Notfallversorgung (Rettungsdienst, Feu-
erwehr, Polizei etc.) erweitert werden. 

2. Dem Thema Elektromobilität wird eine in naher Zukunft sozio-
ökonomisch und ökologisch hohe Bedeutung zugemessen (Malorny 2009). 
Diese Zukunftsorientierung erhöht die Relevanz des Szenarios.  

3. Die Glaubwürdigkeit des Szenarios bleibt trotz der Zukunftsorientierung 
erhalten, da nur solche Annahmen über Zukunft und Unternehmen getrof-
fen wurden, die realitätsnah sind und/oder von Experten gestützt werden. 
Dazu sei auf die in Abschnitt 2.2 verzeichneten Quellen verwiesen, wel-
che diese Annahmen stützen bzw. die im Szenario geschilderten Konzepte 
untersuchen. 
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4. Die zum fiktiven Unternehmen getroffenen Darstellungen wurden so spe-
zifisch wie nötig und so allgemein wie möglich gehalten. Das Szenario ist 
somit nachvollziehbar, jedoch nicht unnötig restriktiv gestaltet. 

5. Zur Qualitätssicherung wurde das Szenario von einem Experten für 
elektrisch angetriebene Fahrzeuge aus der Automobilindustrie validiert. 
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3 MVZ-Szenario – Konzeption eines generischen Geschäftspro-
zessmodells für Medizinische Versorgungszentren2 

Corinna Pütz, Daniel Wagner, Otto K. Ferstl, Elmar J. Sinz 

Zusammenfassung. Dienstleistungsunternehmen des medizinischen Be-
reichs wie z. B. Medizinische Versorgungszentren stehen wie andere Unter-
nehmen vor den Herausforderungen turbulenter Märkte, sich schnell än-
dernder Leistungen und dynamischer Wertschöpfungsnetze. Zielsysteme, 
Strategien, Geschäftsprozesse und Anwendungssysteme dieser Unternehmen 
sind zeitnah anzupassen und aufeinander abzustimmen.  
Im Zusammenhang mit Unternehmensarchitekturen wurden MVZ bislang 
nur wenig betrachtet. Charakteristisch für MVZ sind eher kurzlebige Struk-
turen, rasch veränderliche Rahmenbedingungen sowie hohe Flexibilitätsan-
forderungen an die Geschäftsprozesse. 
Um trotz der hohen Volatilität der Geschäftsprozesse von MVZ eine weitge-
hend stabile Basis für die Unternehmensarchitektur zu schaffen, wird im 
vorliegenden Beitrag ein generisches Geschäftsprozessmodell entwickelt. 
Durch dessen Parametrisierung lassen sich konkrete Ausprägungen einzel-
ner MVZ abbilden. Das generische Geschäftsprozessmodell bildet zusätzlich 
einen Bezugsrahmen für die Flexibilisierung der Gestaltung und des Be-
triebs von MVZ sowie eine fachliche Grundlage für die Gestaltung von An-
wendungssystemen zur Unterstützung der Geschäftsprozesse. 

3.1 Einleitung 

Turbulente Märkte, kurze Produktzyklen und dynamische Wertschöpfungsnetze 
stellen Unternehmen vor große Herausforderungen. Die Bewältigung dieser Her-
ausforderungen erfordert zumeist eine zeitnahe Anpassung von Zielsystemen 
und Strategien, Geschäftsprozessen und Anwendungssystemen. Erschwert wer-
den diese Anpassungen häufig durch eine unzureichende Abstimmung von Un-
ternehmensstrategie, Geschäftsprozessen und IT-Systemen (Problem des  
Business/IT-Alignment). Ein wichtiges methodisches Hilfsmittel zur Unterstüt-

                                           
2  Dieser Beitrag wurde veröffentlicht in:   

Pütz C, Wagner D, Ferstl OK, Sinz EJ (2010) Konzeption eines generischen Geschäftspro-
zessmodells für Medizinische Versorgungszentren . In: Schumann M, Kolbe LM, Breitner 
MH, Frerichs A (Hrsg.) Proc. Multikonferenz Wirtschaftsinformatik 2010, 23. - 25. Februar 
2010, Göttingen. Universitätsverlag Göttingen, 2010, S. 143-154 (ISBN 978-3-941875-31-9). 
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zung dieser Abstimmung stellen Unternehmensarchitekturen dar (vgl. z. B. Win-
ter und Sinz 2007). Sie helfen dabei, geänderte Unternehmensziele und Rah-
menbedingungen möglichst zeitnah und transparent in den entsprechenden Ge-
schäftsprozessen und IT-Systemen zu implementieren. Kernbestandteil von Un-
ternehmensarchitekturen sind Geschäftsprozessmodelle (GP-Modelle). Sie bilden 
den Bezugsrahmen für die Unternehmensgestaltung und stellen die Verbindung 
zu den weiteren Komponenten der Unternehmensarchitektur her. 

Die genannten Herausforderungen treffen auch für Dienstleistungsunterneh-
men des medizinischen Bereichs zu. Dieser ist insbesondere durch Kurzlebigkeit 
der Leistungsstrukturen, durch rasch veränderliche Rahmenbedingungen sowie 
durch hohe Flexibilitätsanforderungen an die Geschäftsprozesse gekennzeichnet. 
Flexibilität bezeichnet in diesem Beitrag das Spektrum der Reaktions- und An-
passungsfähigkeit eines Objektes an Veränderungen. Um trotz hoher Flexibili-
tätsanforderungen eine weitgehend stabile Basis für die Unternehmensarchitek-
tur bereitzustellen, bietet sich die Erstellung eines generischen GP-Modells 
(gGPM) an, welches durch Parametrisierung verschiedene konkrete Ausprägun-
gen medizinischer Dienstleistungsunternehmen abbilden kann. Ein solches 
gGPM kann insbesondere auch einen stabilen Rahmen für die Anwendungssys-
tem-Architektur bilden. 

Ziel des vorliegenden Beitrags ist die Konzeption eines gGPM für Medizini-
sche Versorgungszentren (MVZ) und die Erstellung eines Bezugsrahmens für die 
Flexibilisierung der Gestaltung und des Betriebs von MVZ. Dieser Rahmen wird 
zusätzlich als Grundlage für die Gestaltung von Anwendungssystemen für MVZ 
nutzbar gemacht. Ein Flexibilisierungsrahmen stellt in diesem Zusammenhang 
einen Lösungsraum für die Gestaltung und den Betrieb unterschiedlicher MVZ 
dar. 

Zur Erstellung des gGPM für MVZ wird eine Top-Down-Vorgehensweise (Li-
teraturanalyse, Auswertung einschlägiger gesetzlicher Regelungen) und eine 
Bottom-Up-Vorgehensweise (Fallstudie mit mehreren realen MVZ, Funktionsana-
lyse von Standardsoftware für Arztpraxen) kombiniert (vgl. Pütz et al. 2009). 

Hierzu werden in Abschnitt 3.2 charakteristische Unternehmensmerkmale 
von MVZ vorgestellt. Abschnitt 3.3 beschreibt Besonderheiten von MVZ-
Unternehmensarchitekturen und legt damit die Grundlage für die Konzeption 
des gGPM. Den Kern dieses Beitrages bildet Abschnitt 3.4, welches das gGPM für 
MVZ beschreibt. Den Nutzen des generischen GP-Modells in einer Unterneh-
mensarchitektur zeigt Abschnitt 3.5 auf.  
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3.2 Unternehmensmerkmale von MVZ 

Medizinische Versorgungszentren wurden bislang im Zusammenhang mit Unter-
nehmensarchitekturen nur wenig betrachtet. MVZ tragen seit 2004 neben beste-
henden Leistungserbringern zur ambulanten vertragsärztlichen Versorgung von 
Patienten bei (§ 95 Abs. 1 S. 1 SGB V) und stellen eine neue Art von Dienst-
leistungsunternehmen dar, die die Lücke zwischen ambulanter und stationärer 
Versorgung schließt (Pütz et al. 2009). Es handelt sich dabei um fachübergrei-
fende, ärztlich geleitete Einrichtungen mit mindestens zwei Fachärzten ver-
schiedener Fachrichtungen, in denen Ärzte als Angestellte oder als Vertragsärzte 
tätig sind (§ 95 Abs. 1 S. 2 SGB V).  

MVZ erfahren im Gesundheitswesen eine zunehmende Popularität, was sich 
in Deutschland in einer rasch steigenden Anzahl widerspiegelt (KBV 2009). Als 
Unternehmen hat das MVZ eher kurzlebige Strukturen und ist somit perma-
nenten Strukturänderungen unterworfen. Charakteristische Merkmale, deren 
Ausprägungen die Struktur eines MVZ beeinflussen, werden im Folgenden an-
hand eines generischen Leistungsnetzes, des zugehörigen Kontextes, sowie von 
Flexibilitätsanforderungen beschrieben. 

 Generisches Leistungsnetz 3.2.1

Das erste hier zu untersuchende Unternehmensmerkmal von MVZ ist deren Leis-
tungssystem. Für seine Spezifikation wird zunächst ein allgemeines Modell eines 
Leistungsnetzes entwickelt, welches die Leistungsbeziehungen eines MVZ in all-
gemeiner Form umfasst. Im Mittelpunkt steht der Patient, an dem die medizini-
schen Leistungen erbracht werden. 

Abb. A-13 (vgl. Pütz et al. 2009) zeigt vier Leistungssegmente, deren Ab-
grenzung auf einer verrichtungsorientierten Aufgabenzerlegung des medizini-
schen Versorgungssystems beruht. Ein einzelnes Leistungssegment besteht aus 
beliebig vielen Leistungsbereichen, die gemäß ihrer fachlichen Spezialisierung 
objektorientiert differenziert sind. Die ersten drei medizinischen Leistungsseg-
mente (MLA - MLC) beinhalten ärztliche Leistungsbereiche, das vierte Leistungs-
segment nicht-ärztliche Leistungsbereiche in Form von Hilfsleistungen (HL). Zu-
sätzlich zur medizinischen Leistung am Patienten tauschen Leistungsbereiche 
innerhalb eines Leistungssegments und zwischen Leistungssegmenten medizini-
sche Berichte als weitere Leistung aus. Ein medizinischer Bericht wird z. B. in 
Form eines Arztbriefes erstellt, der eine medizinische Behandlung dokumentiert.  
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Das Leistungssegment MLA umfasst eine einzelne fachärztliche Disziplin 
(Hausarzt als Allgemeinmediziner). Diese stellt die medizinische Grundversor-
gung bereit. Ein Hausarzt kann Leistungen der Segmente MLB, MLC oder HL be-
auftragen. MLB setzt sich aus verschiedenen fachärztlichen Leistungsbereichen 
zusammen, die Leistungen in einer spezialisierten Fachrichtung erbringen. Un-
terstützende fachärztliche Tätigkeiten sind in MLC zusammengefasst, die von 
MLA oder einem Facharzt aus MLB beauftragt werden. 
Das Leistungsnetz ist als generisches Modell konzipiert, aus dem anhand von 
Generierungsparametern konkrete MVZ spezifiziert werden. Beispiele für kon-
krete MVZ-Leistungsnetze und zugehörige Generierungsparameter sind MVZCARE 
und MVZMED:  

• MVZCARE :  MLB= {Orthopädie},   
  MLC = {Anästhesie, Chirurgie, Radiologie}  

• MVZMED :  MLA = {Hausarzt}, MLB = {Dermatologie, Onkologie},   
  MLC = {Labor, Radiologie}, HL = {Apotheke}  

 
Abb. A-13: Generisches Leistungsnetz aus dem Bereich der Medizinischen Versor-

gung (Ausschnitt) 

Für nicht selbst erbrachte Leistungen werden Leistungsbereiche aus der Umwelt 
des MVZ beauftragt. Beauftragungen werden in dem generischen Leistungsnetz 
nicht erfasst. 
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 Kontext von MVZ  3.2.2

Ein weiteres Unternehmensmerkmal von MVZ sind die vielfältigen Einflüsse aus 
ihrer Umwelt, hier als Kontext des Unternehmens bezeichnet. Diese Einflüsse 
generieren Flexibilitätsanforderungen an Geschäftsprozesse und an zugehörige 
IT-Systeme eines MVZ. Kontexteinwirkungen sind beispielsweise gesetzliche Än-
derungen, wie die aktuell diskutierte Hausarztzentrierte Versorgung (§ 73b 
SGB V) oder Änderungen des Krankenkassenbeitragssatzes, auf die ein MVZ rea-
gieren muss. Beispiele für kontextbedingte Einflüsse sind: (1) Veränderte Leis-
tungskataloge der Krankenkassen, (2) geänderte Abrechnungsvorschriften oder 
(3) Änderungen der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen. Ebenso können techno-
logische Entwicklungen sowie veränderte Behandlungsleitlinien einen Einfluss 
auf Struktur und Verhalten von Geschäftsprozessen ausüben. 

 Flexibilitätsanforderungen an MVZ  3.2.3

Das dritte Unternehmensmerkmal, das für kurzlebige Strukturen von MVZ sorgt, 
sind hohe Flexibilitätsanforderungen, die aus mehreren Faktoren resultieren. 
Zunächst sind die Behandlungsprozesse jedes Patienten individuell und häufig 
ad hoc zu gestalten. Dabei entscheiden die am Behandlungsprozess beteiligten 
Leistungsbereiche eigenständig, ob sie den Patienten an einen weiteren Leis-
tungsbereich weiterleiten, oder ob der Behandlungsprozess für den Patienten an 
dieser Stelle beendet wird.  

Werden während einer Behandlung eines Patienten Einflüsse aus dem Kon-
text eines MVZ wirksam (siehe Abschnitt 3.2.2), ist gegebenenfalls eine Abände-
rung des Behandlungsplans erforderlich. Häufig fehlen zu Beginn des Prozesses 
Informationen, z. B. zum Zustand des Patienten, so dass die Geschäftsprozesse 
eines MVZ nur unvollständig planbar sind. Zudem besteht eine zeitliche Über-
lappung zwischen Planung und Ausführung der Geschäftsprozesse. Die Ge-
schäftsprozesse sind demnach hohen Flexibilitätsanforderungen ausgesetzt, die 
in der Modellierung der Unternehmensarchitektur zu berücksichtigen sind. Er-
schwerend kommt eine hohe Anzahl von Schnittstellen innerhalb eines MVZ und 
zur Umwelt, z. B. zu Hausärzten, Laboren, Apotheken, etc., hinzu. 

3.3 Unternehmensarchitektur von MVZ  

Bezüglich der grundsätzlichen Notwendigkeit einer Unternehmensarchitektur 
besteht weitgehend Konsens zwischen Wissenschaft und Praxis (Aier et al. 2008; 
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Goethals et al. 2006). Für die Repräsentation von Unternehmensarchitekturen in 
Form von Modellen existieren dabei zahlreiche unterschiedliche Ansätze. Die 
Charakteristika einer Architektur, die als Grundlage für die Entwicklung von Un-
ternehmensarchitekturen genutzt werden können, beschreibt IEEE fol-
gendermaßen: „The fundamental organization of a system embodied in its com-
ponents, their relationships to each other, and to the environment, and the prin-
ciples guiding its design and evolution.“ (IEEE Computer Society 2000). WINTER 
und FISCHER (2006) ermitteln aus einem Vergleich von TOGAF (The Open Group 
Architecture Framework), FEAF (Federal Enterprise Architecture Framework) 
und ARIS (Architektur integrierter Informationssysteme) sechs Kernartefakte 
von Unternehmensarchitekturen: (1) Spezifikation der Strategie, (2) Spezifikati-
on der Organisation und Prozesse, (3) Anwendungssystemspezifikation  und (4) 
Softwarespezifikation, (5) Spezifikation der technischen Infrastruktur und (6) 
Spezifikation der Abhängigkeiten zwischen den Ebenen. Vorschläge für die Ge-
staltung von Unternehmensarchitekturen liegen auch in Form von Enterprise-
Architecture-Referenzmodellen vor. Hierzu gehören u. a. GERAM (Generalised 
Enterprise Reference Architecture and Methodology) (IFIP–IFAC Task Force 
1999), das Zachman Framework (Zachman 2009) sowie das standardisierte 
TOGAF (The Open Group Architecture Framework 2009). 

Die methodische Grundlage für den vorliegenden Beitrag bildet die Unter-
nehmensarchitektur des Semantischen Objektmodells (SOM) (Ferstl und Sinz 
1995; Ferstl und Sinz 2008, S. 192 ff). Dort sind die von Winter und Fischer 
(2006) ermittelten Kernartefakte in drei Modellebenen zusammengefasst. Diese 
Modellebenen sind: (1) Unternehmensplan (Strategieebene), (2) Geschäftspro-
zessmodell (Prozessebene) und (3) Ressourcenmodell (Anwendungssystemebe-
ne). Sie ist geeignet, um Medizinische Versorgungszentren inklusive ihrer Flexi-
bilitätsanforderungen ganzheitlich – von der Unternehmensstrategie zur Anwen-
dungssystemspezifikation – zu erfassen. 

In MVZ ist auf allen drei durch die SOM-Unternehmensarchitektur erfassten 
Ebenen eine hohe Dynamik festzustellen. Zum Beispiel sind permanent verän-
derte rechtliche Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. Auch müssen Unter-
nehmen im Gesundheitswesen stets offen sein für neue Strategien, die entweder 
von extern angeregt werden, oder durch das Erkennen von Opportunitäten ver-
folgt werden (Pibernik und Isermann 2001, S.43f). Auch das Leistungsportfolio 
von MVZ unterliegt einer relativ hohen Dynamik. Ein Beispiel ist die Hinzunah-
me oder Entfernung von medizinischen Leistungsbereichen. Nicht zuletzt ist die 
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hohe Veränderlichkeit von Abrechnungsvorschriften zu nennen, die MVZ und 
Softwarehersteller für MVZ-Verwaltungssoftware zu rascher Adaption zwingt.  

Eine zeitnahe Anpassung der Geschäftsprozesse und IT-Systeme an die ver-
änderte Umwelt ist durch anpassbare und flexible Unternehmensarchitekturen 
zu realisieren. Durch den Top-Down-Ansatz der SOM-Unternehmensarchitektur 
wird das Medizinische Versorgungszentrum ganzheitlich ausgehend vom Unter-
nehmensplan bis hin zur Spezifikation des Anwendungssystems modelliert. Ei-
nen wesentlichen Bestandteil der Unternehmensarchitektur stellt dabei das ge-
nerische GP-Modell dar, welches im Folgenden entwickelt wird und die in Ab-
schnitt 3.2 genannten Unternehmensmerkmale und Flexibilitätsanforderungen 
von MVZ berücksichtigt. 

3.4 Konzeption eines generischen Geschäftsprozessmodells für 
MVZ  

Das generische Geschäftsprozessmodell bildet den Kernbestandteil einer Unter-
nehmensarchitektur für MVZ. Ausgangsbasis des gGPM ist das in Abschnitt 3.2 
vorgestellte generische Leistungsnetz. Alle konkreten MVZ-Leistungsnetze, die 
durch Festlegung von Generierungsparametern erzeugbar sind, werden auch 
vom gGPM unterstützt. 

 GP-Modellierung in SOM 3.4.1

Die Geschäftsprozessmodellierung in SOM erfolgt mittels Interaktionsschema 
(IAS) und Vorgangs-Ereignis-Schema (VES). Die zentralen Elemente des IAS sind 
betriebliche Objekte und Transaktionen. Ein betriebliches Objekt umfasst eine 
Menge von Aufgaben mit zusammengehörigen Sach- und Formalzielen, die auf 
einem gemeinsamen Aufgabenobjekt durchgeführt werden. Die Interaktion zwi-
schen betrieblichen Objekten erfolgt durch betriebliche Transaktionen.  

Bei der Koordination von Aufgaben bzw. betrieblichen Objekten wird zwi-
schen hierarchischer und nicht-hierarchischer Koordination unterschieden. Hie-
rarchische Koordination erfolgt durch Lenkungsobjekte, die über Steuer- und 
Kontrolltransaktionen (S/K) mit den zu lenkenden Objekten verknüpft sind oder 
ausschließlich Ziele (Z) vorgeben. Nicht-hierarchische Koordination und der an-
schließende Leistungstransfer erfolgen direkt zwischen den beteiligten Objekten 
über Anbahnungs-, Vereinbarungs- und Durchführungstransaktionen (A, V, D). 
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Abb. A-14a zeigt beispielhaft die Interaktion von MVZ und Patient über A, V, D-
Transaktionen. 

Im IAS wird die Struktur eines Geschäftsprozesses, also das „Straßennetz“, 
welches den Abläufen zur Verfügung steht, festgelegt.  

Die Verhaltenssicht eines Geschäftsprozesses beschreibt das VES in Form ei-
nes ereignisgesteuerten Ablaufs von Aufgabendurchführungen bzw. Vorgängen. 
Ereignisse sind entweder an die Durchführung von Transaktionen gebunden  
oder veranlassen als objektinterne Ereignisse die Durchführung der einem be-
trieblichen Objekt zugeordneten Aufgaben. Der Ablauf der Interaktion zwischen 
MVZ und Patient wird exemplarisch in Abb. A-14b dargestellt. 
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Abb. A-14: GP-Modell aus Struktur- und Verhaltenssicht 

 Interaktionsschema des generischen GP-Modells 3.4.2

Auf Grundlage des in Abschnitt 3.2 vorgestellten generischen Leistungsnetzes 
wird in diesem Abschnitt ein generisches Interaktionsschema als Teil des generi-
schen Geschäftsprozessmodells für MVZ eingeführt. Aus diesem lassen sich 
durch Festlegung von Generierungsparametern Interaktionsschemata konkreter 
MVZ instanziieren. Auf die Darstellung des zugehörigen VES muss aus Platz-
gründen verzichtet werden. 

Das Modell unterscheidet zwischen den Leistungsbereichen und der Leitung 
des MVZ. Die Zielbeziehungen zwischen MVZ-Leitung und Leistungsbereichen 
werden je nach Lage und Interessen des MVZ ausgestaltet. Über den Zielerrei-
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chungsgrad informieren die Leistungsbereiche die MVZ-Leitung in Form von 
Rückmeldungen (Ferstl und Sinz 2008, S.212).  

 
Abb. A-15:  Generisches Interaktionsschema eines MVZ  
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Für die Modellierung der Leistungsbereiche wird die Sichtweise eines Netzwerks 
autonomer Agenten zugrunde gelegt. Diese Sichtweise korrespondiert mit der 
modularen Struktur des generischen Leistungsnetzes und unterstützt in natürli-
cher Weise dessen Konfigurationsvarianten. Die Leistungsbereiche werden dabei 
als Agenten interpretiert (Ferstl und Mannmeusel 1995), welche nicht-
hierarchisch koordiniert werden. Hierzu sind die Leistungsbereiche lose über 
Vereinbarungs- und Durchführungstransaktionen gekoppelt und kooperieren 
gemäß den von der Leitung vorgegebenen Zielen.  

Das generische IAS (siehe Abb. A-15) ist global in einen medizinischen Be-
reich und einen Abrechnungsbereich gegliedert. Jeder einzelne Agent kann wie-
derum in ein Lenkungs- und ein Leistungsobjekt mit hierarchischer Koordination 
untergliedert werden. Diese Differenzierung dient der Präzisierung der Modellie-
rung. In einem konkreten MVZ kann z. B. ein bestimmter Arzt durchaus gleich-
zeitig Leistungs- und Lenkungsaufgaben und damit die Aufgaben zweier betrieb-
licher Objekte wahrnehmen. 

 Implementierungsmodell und Flexibilität 3.4.3

Das im vorangegangenen Abschnitt erläuterte generische Interaktionsschema 
dient als Basis für die Erstellung von GP-Modellen konkreter MVZ. Durch Festle-
gung geeigneter Generierungsparameter für die Anzahl konkreter Leistungsbe-
reiche können MVZ unterschiedlicher Konfiguration modelliert werden. Auch 
die Anzahl der Annahmeagenten kann variieren. Restriktionen bestehen aus-
schließlich hinsichtlich der MVZ-Leitung und der Abrechnung, welche jeweils 
nur einmal auftreten. Die zur Build-Time berücksichtigte und durch Nutzung des 
gGPM abgebildete Flexibilität steht auch in der Betriebsphase eines MVZ zur 
Verfügung. 

Abb. A-16 zeigt ein mögliches Implementierungsmodell für ein konkretes 
MVZ (MVZCARE). Es existieren vier Δ-Diagnose-/Therapieagenten (Orthopädie, 
Chirurgie, Radiologie und Anästhesie) und eine zentrale Abrechnung. Ebenso 
existiert ein Annahmeagent, der in die betrieblichen Objekte Annahme und Vor-
planung zerlegt wurde. Aus Übersichtlichkeitsgründen wurde die MVZ-Leitung 
nicht dargestellt. 

Da auf der Instanzebene von Geschäftsprozessen für jeden Patienten andere 
Durchlaufvarianten denkbar sind, berücksichtigt das GP-Modell verschiedene 
Flexibilitätspotenziale. So ist die Abrechnung der Leistungen entweder über die 
Kassenärztliche Vereinigung oder in Form einer Privatrechnung möglich. Des 
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Weiteren werden Chirurgie, Anästhesie und das Labor nur im Falle einer Opera-
tion eingebunden. 

 

 
Abb. A-16:  Implementierungsmodell eines MVZ 
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3.5 Das generische GP-Modell als Kernbestandteil einer flexiblen 
Unternehmensarchitektur  

Das generische Geschäftsprozessmodell bildet aufgrund seines modularen Auf-
baus die Grundlage einer flexiblen Unternehmensarchitektur sowohl auf der 
Typ- (gGPM) als auch auf der Instanzebene von Medizinischen Versorgungszen-
tren. 

 Generisches GP-Modell als Bezugsrahmen für die Gestaltung von 3.5.1
MVZ 

Als Kernbestandteil einer flexiblen Unternehmensarchitektur unterstützt das ge-
nerische Geschäftsprozessmodell die Gestaltung von MVZ-Instanzen. Mithilfe des 
entwickelten gGPM und der zugehörigen zulässigen Parametermenge wird ein 
struktureller Lösungsraum aufgespannt, aus dem Implementierungsmodelle für 
konkrete MVZ abgeleitet werden können. Die volatilen Strukturen hinsichtlich 
Organisation und Geschäftsprozessen von MVZ werden durch die im gGPM be-
rücksichtigten Freiheitsgrade modellierbar. Während das gGPM einen stabilen 
Bezugsrahmen für konkrete MVZ-Instanzen bildet, kann sich das jeweilige Im-
plementierungsmodell permanent ändern (vgl. Abschnitt 3.5.2).  

Die Aufgabenabgrenzung im gGPM erfolgt nach organisationalen Gesichts-
punkten, so dass für eine konkrete MVZ-Instanz zusammengehörende Aufgaben 
bereits im Vorfeld in betrieblichen Objekten zusammengefasst werden. Durch 
den dargebotenen Lösungsraum bietet das gGPM einen stabilen Gestaltungsrah-
men für eine schnelle und kostengünstige Erstellung konkreter MVZ-Instanzen.  

Mit der agentenorientierten Sichtweise wird ein Rahmen vorgegeben, der als 
Implementierungsgrundlage dient und die Organisationsform konkreter MVZ in 
weiten Teilen festlegt. Aufgrund der Freiheitsgrade im Modell ermöglicht das 
gGPM die Abbildung relevanter Ausprägungen von MVZ (Pütz et al. 2009). Zu-
dem ist das gGPM als längerfristig stabil einzustufen, wohingegen die GP-
Modelle der MVZ-Instanzen große Volatilität aufweisen können. 

 Generisches GP-Modell als Bezugsrahmen für die Flexibilisierung 3.5.2
von MVZ-Unternehmensarchitekturen 

Der medizinische Bereich ist einer turbulenten Umwelt ausgesetzt, so dass Ge-
schäftsprozesse in MVZ eine hohe Dynamik aufweisen. Das gGPM berücksichtigt 
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diesen Umstand und dient als Rahmen um MVZ-Unternehmensarchitekturen 
auch nach der Instanziierung eines initialen Implementierungsmodells flexibel 
zu halten. Durch die agentenorientierte Sichtweise werden die einzelnen Leis-
tungsbereiche als Module interpretiert, welche während der Laufzeit einer MVZ-
Instanz hinzugefügt oder entfernt werden können. Eine Strukturänderung einer 
MVZ-Instanz gilt dann als zulässig, wenn sich diese innerhalb der Grenzen des 
Lösungsraums befindet. Das gGPM dient somit als Bezugsrahmen um Modifika-
tionen von konkreten MVZ-Instanzen zur Laufzeit vorzunehmen und stellt einen 
„Enabler“ für flexible MVZ-Architekturen dar. 

 Generisches GP-Modell als Bezugsrahmen für Anwendungs-3.5.3
systeme 

Anwendungssysteme als Aufgabenträger für die in einem GP-Modell beschriebe-
nen Aufgaben benötigen eine auf diese Aufgaben angepasste, maßgeschneiderte 
Funktionalität. Änderungen oder Variantenbildungen in GP-Modellen führen zu 
entsprechendem Änderungsbedarf der Funktionalität der Anwendungssysteme. 
Durch Individualsoftware oder parametrisierbare Standardsoftware wird ver-
sucht, eine Abstimmung zwischen GP-Modell und Anwendungssystem zu errei-
chen. In der Praxis entsteht parametrisierbare Standardsoftware häufig „bottom-
up“, d. h. neu entstehende GP-Modell-Varianten werden in einer bestehenden 
parametrisierbaren Standardsoftware durch Funktionserweiterungen berücksich-
tigt. Ähnlichkeitsbeziehungen zwischen den GP-Modell-Varianten werden an-
hand der gemeinsam zugrunde gelegten Standardsoftware postuliert. Alternativ 
ermöglichen gGPM, variante GP-Modelle als Implementierungsmodelle durch 
Ableitung zu entwickeln. Ein Anwendungssystem, das auf ein gGPM ausgerichtet 
ist, kann durch Parametrisierung oder als Framework an die jeweiligen abgelei-
teten varianten GP-Modelle angepasst werden. gGPM weisen daher einen Weg 
zu einer „top down“ geleiteten Standardisierung von Anwendungssystemen. 

3.6 Ausblick 

Durch die in Abschnitt 3.1 erläuterte Top-Down- und Bottom-Up-
Vorgehensweise konnte bereits eine erste Absicherung der Ergebnisse erreicht 
werden. Im nächsten Schritt ist geplant, weitere Implementierungsmodelle für 
reale MVZ auf der Basis des gGPM zu erstellen und dabei speziell die erreichba-
ren Flexibilitätspotenziale zu untersuchen. Darauf aufbauend soll auf der Basis 
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des gGPM die Softwarearchitektur für ein modulares Standard-
Anwendungssystem zur Unterstützung von MVZ spezifiziert werden. 
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B Analyse 

4 Klassifikation von Geschäftsprozessen anhand ihres Flexibili-
tätsbedarfs 

Daniel Wagner, Benjamin Leunig, Christian Suchan, Jochen Frank, 
Otto K. Ferstl 

Zusammenfassung. Die Entwicklung von Anwendungssystemen baut 
grundsätzlich auf Geschäftsprozessmodellen auf, die eine hohe Genauigkeit 
und ausreichend Informationen über die Realität aufweisen sollten. Auf-
grund der zunehmend turbulenten Umgebung von Unternehmen müssen 
Geschäftsprozessmodelle jedoch schnell an neue Situationen angepasst 
werden. Geschäftsprozesse stellen Lösungsverfahren für Geschäftsmodelle 
dar und definieren die Vorgehensweise zur Realisierung von Geschäftsmo-
dellen. Sie müssen daher eine dem Geschäftsmodell entsprechende Flexibi-
lität aufweisen. Eine adäquate Berücksichtigung der Flexibilitätsbedarfe in 
Geschäftsprozessmodellen erfordert spezielle Modellierungstechniken. Die 
Auswahl entsprechender Modellierungstechniken kann nur mit genügend 
Kenntnissen über die Flexibilitätsbedarfe, die ein Geschäftsprozess erfüllen 
muss, erfolgen. Die Ziele dieses Beitrags sind (1) die Entwicklung einer Ta-
xonomie für flexibilitätsbeeinflussende Faktoren von Geschäftsprozessen 
und (2) die Entwicklung einer Methode, die eine Klassifikation von Ge-
schäftsprozessen anhand ihrer Flexibilitätsbedarfe mit Hilfe der Fuzzy-Set-
Theorie ermöglicht. Zudem wird die Anwendbarkeit der Methode an einem 
Szenario aus der e-Car-Domäne gezeigt.  

4.1 Problemstellung 

Die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen ist grundsätzlich durch die Fähig-
keit zur Adaption an dynamisch veränderliche Umgebungen bestimmt (Dorn et 
al. 2010). Geschäftsprozessexperten und IT-Führungskräfte sind sich bewusst, 
dass sie ihre Unternehmen so flexibel wie möglich gestalten müssen. Der Stel-
lenwert von Flexibilität wird beispielsweise anhand einer Studie über die Fakto-
ren, die Outsourcing verhindern, gezeigt (Guglielmo 2003). IT-Führungskräfte 
nennen mangelnde Flexibilität als einen der maßgeblichen Gründe, die Outsour-
cing-Aktivitäten verhindern.  
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Unternehmen müssen flexible Geschäftsprozesse und die zugehörigen An-
wendungssysteme abstimmen (Business-IT-Alignment). Um eine enge Abstim-
mung von Geschäftsprozessen und Anwendungssystemen zu erreichen, wird die 
Modellierung von Geschäftsprozessen als wichtig angesehen (Bashiri et al. 
2010). Gleichzeitig rangiert Business-IT-Alignment unter den vier wichtigsten 
Herausforderungen der Geschäftsprozessmodellierung (Indulska et al. 2009). Die 
Auswahl einer geeigneten Modellierungstechnik und die Nutzung ihrer mögli-
chen inhärenten Freiheitsgrade erfordert die Kenntnis der modellierten Domäne, 
insbesondere ihrer Flexibilitätsbedarfe. Das Flexibilitätspotenzial der unterstüt-
zenden Anwendungssysteme muss mindestens so umfangreich sein, wie die Fle-
xibilitätsbedarfe der betrachteten Geschäftsprozesse. Dabei ist „Flexibilitätsbe-
darf“ als eine vom Geschäftsprozess zu erfüllende Anforderung hinsichtlich Fle-
xibilität zu verstehen, nicht als die Flexibilität, die ein Geschäftsprozess von ei-
nem anderen Objekt fordert. Eine detaillierte Definition findet sich in Ab-
schnitt 4.2. Geschäftsprozesse mit besonderen Flexibilitätsbedarfen können vor 
allem von Anwendungssystemen unterstützt werden, die bestimmten Paradig-
men folgen. Die Eigenschaften von Geschäftsprozessen – wovon der Flexibili-
tätsbedarf eine ist – sind Schüsselfaktoren für Entscheidungen hinsichtlich der 
Gestaltung von Anwendungssystemen. Um ein besseres Verständnis der Flexibili-
tätsbedarfe von Geschäftsprozessen zu entwickeln, ist eine detaillierte Analyse 
dieser Bedarfe notwendig. Ziel dieses Beitrags ist eine Beschreibung der Flexibi-
litätsbedarfe von Geschäftsprozessen, nicht jedoch deren Modellierung. Zu die-
sem Zweck werden zwei Forschungsziele verfolgt: 

• Forschungsziel Z1: Entwicklung einer Taxonomie zur Beschreibung 
von Flexibilitätsbedarfen von Geschäftsprozessen. Das erste Ziel die-
ses Beitrags ist die Entwicklung einer Taxonomie von Merkmalen, die ge-
eignet ist, Flexibilitätsbedarfe von Geschäftsprozessen zu beschreiben. 

• Forschungsziel Z2: Entwicklung einer flexibilitätsbedarfsorientierten 
Klassifikation von Geschäftsprozessen. Klassifikationen für Geschäfts-
prozesse stellen ein hilfreiches Mittel für deren Differenzierung dar. Die-
ser Beitrag hat das Ziel, eine Methode zur Differenzierung von Geschäfts-
prozessen mit niedrigen, moderaten und hohen Flexibilitätsbedarfen vorzu-
schlagen. 

Die deduktive Forschungsmethode, die in diesem Beitrag verwendet wird, be-
ruht auf VON GLASERFELD’s radikalem Konstruktivismus (Glasersfeld 1997) und 
resultiert in einem konzeptionellen IS-Artefakt (March und Smith 1995). Dieser 
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Beitrag ist der gestaltungsorientierten IS-Forschung zuzuordnen und berücksich-
tigt die Richtlinien von HEVNER ET AL. (2004) sowie MARCH und SMITH (1995).  

Zur Beantwortung der Forschungsziele, ist der Beitrag wie folgt gegliedert: 
Abschnitt 4.2 beinhaltet Literatur, die Flexibilitätsdefinitionen und Klassifikatio-
nen von Geschäftsprozessen thematisiert. In Abschnitt 4.3 werden Faktoren vor-
gestellt, die zur Charakterisierung von Flexibilitätsbedarfen von Geschäftspro-
zessen dienen können. Die Klassifikation von Geschäftsprozessen anhand ihres 
Flexibilitätsbedarfs ist Gegenstand von Abschnitt 4.4. Die Anwendbarkeit der 
Geschäftsprozessklassifikation wird in Abschnitt 4.5 anhand eines Beispiels aus 
der e-Car-Domäne aufgezeigt. Abschnitt 4.6 fasst den Beitrag zusammen und 
gibt einen Ausblick auf weitere Forschungsaufgaben. 

4.2 Verwandte Arbeiten 

Der Begriff “Flexibilität” ist nicht einheitlich innerhalb der (IS-)Literatur defi-
niert und hinterlässt einen weiten Raum für Interpretation dessen, was „Flexibi-
lität“ bedeutet. MANDELBAUM und BUZACOTT (1990) betrachten Flexibilität als „a 
quality of a system, which allows it to change effectively and recently“. GUPTA 
und GOYAL (1989) erfassen Flexibilität als „an adaptive response to unpredictab-
le situations“. SADIQ ET AL. (2001) beschreiben Flexibilität als die Fähigkeit, Pro-
zesse zu beherrschen, die nur teilweise zur Buildtime definiert wurden. 
ROSEMANN und RECKER (2006) stellen fest, dass Prozessflexibilität aus (a) einem 
extrinsischen Auslöser für einen Veränderungsprozess und (b) Mechanismen für 
intrinsische Prozessadaption besteht. Um die Flexibilität von Geschäftsprozessen 
besser zu verstehen, haben KUMAR und NARASIPURAM (2006) einen Ansatz entwi-
ckelt, der auf der Unterscheidung zwischen dem Stimulus für die Geschäftspro-
zessflexibilität, sowie der Strategie und Taktik zur Erreichung der Geschäftspro-
zessflexibilität und der Geschäftsprozessflexibilität selbst beruht. Eine Unter-
scheidung verschiedener Klassen von Geschäftsprozessen wird jedoch nicht zur 
Verfügung gestellt.  

Die Analyse der oben genannten Definitionen zeigt, dass der Begriff „Flexibi-
lität“ schwer zu erfassen ist. Die Vagheit der Definitionen impliziert Unklarheit 
bezüglich der Verwendung der Definitionen bei der Entwicklung von Informati-
onssystemen. WAGNER ET AL. (2011) liefern eine Analyse des Flexibilitätsbegriffs 
und schlagen eine Methode vor, um die Flexibilität von Informationssystemen zu 
beschreiben. Die Autoren argumentieren, dass durch Zugrundelegung des Kon-
zepts der allgemeinen Systemtheorie das entwickelte Verständnis von Flexibilität 
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generisch und kompatibel mit den Gemeinsamkeiten der vielen existierenden 
Flexibilitätsdefinitionen ist. Daher bildet die Definition von WAGNER ET AL. 
(2011) die Grundlage dieses Beitrags:  

Flexibilität ist die Fähigkeit eines Systems, auf System- oder Umweltverände-
rungen unter Berücksichtigung gegebener Ziele durch Anpassung von Struktur 
und / oder Verhalten zu reagieren oder sie zu antizipieren. 

Ausgehend von dieser Definition, wird der Begriff „Flexibilitätsbedarf eines Ge-
schäftsprozesses“ verstanden als  

das Ausmaß an Flexibilität, welches ein Prozess bereitstellen muss, um erfolg-
reich auf System- oder Umweltveränderungen zu reagieren oder sie zu antizi-
pieren, so dass das Prozessziel trotz dieser Veränderungen erfüllt wird.  

Ein Geschäftsprozess kann Flexibilität von unterstützenden Anwendungssyste-
men oder von anderen Geschäftsprozessen erfordern, wodurch weitere Flexibili-
tätsbedarfe entstehen.  

Der erste Teil der durchgeführten Literaturrecherche zeigt, dass zum Zweck 
der Ableitung einer Taxonomie für die Beschreibung von Flexibilitätsbedarfen 
von Geschäftsprozessen vorhandene Definitionen der Flexibilität teilweise be-
nutzt werden können, um das Forschungsziel Z1 zu erreichen. 

Klassifikationen von Geschäftsprozessen haben sich für die Beschreibung und 
Unterscheidung von Geschäftsprozessen bewährt. Sie ermöglichen somit eine 
Strukturierung des Geschäftsprozessportfolios von Unternehmen und Organisati-
onen. Sie nehmen zudem – vor allem in der gestaltungsorientierten IS-Forschung 
– eine wichtige Rolle bei der Gestaltung von Informationssystemen ein. Es wer-
den im Folgenden Klassifikationen von Geschäftsprozessen mit und ohne explizi-
te Bezugnahme auf Flexibilitätsaspekte untersucht. Mit diesem Ansatz wird der 
Blick auf mögliche Klassifikationskriterien für Geschäftsprozesse erweitert. 

DAVENPORT (1993) differenziert zum Beispiel operationale Prozesse und Ma-
nagementprozesse. Klassifikationen betrachten meist eine (oder mehrere) Eigen-
schaft(en) eines Prozesses als Kriterium (bzw. Kriterien) für die Unterscheidung 
verschiedener Klassen, im Falle von DAVENPORT: Reichweite von Entscheidungen. 
Deshalb wurden diverse Geschäftsprozessklassifikationen geprüft, um beurteilen 
zu können, ob Klassifikationen existieren, die explizit Flexibilitätsbedarfe von 
Geschäftsprozessen berücksichtigen. Zunächst werden Geschäftsprozessklassifi-
kationen untersucht, die nicht flexibilitätsbezogen sind.  

Eine grundlegende Einteilung wurde von PORTER (2004) vorgestellt. Er diffe-
renziert Kern- und Service-Prozesse. Eine ähnliche Klassifikation wurde von 
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DAVENPORT (1993), wie im obigen Beispiel gezeigt, eingeführt. EARL (1994) er-
weitert die Klassifikation von PORTER und unterscheidet zusätzlich Netzwerk-
Prozesse und Management-Prozesse. Die genannten Klassifikationen offenbaren 
keine Aspekte, die für die Unterscheidung von flexibilitätsbedarfsorientierten 
Klassen von Geschäftsprozessen hilfreich sind.  

Die folgenden Autoren schlagen hingegen Konzepte vor, die nützlich sind für 
die Suche nach Kriterien, welche Flexibilitätsbedarfe von Geschäftsprozessen 
beeinflussen. WESKE (2007) unterscheidet zwischen organisatorischen, betriebli-
chen und implementierten Geschäftsprozessen. Außerdem wird zwischen intraor-
ganisatorischen Prozessen und Prozess-Choreographien (interorganisatorischen 
Prozessen) unterschieden. Auch der Automatisierungsgrad, die Wiederholung 
und die Strukturiertheit wird genutzt, um Geschäftsprozesse zu klassifizieren. 
Der Grad der Strukturiertheit dient nach HUTH ET AL. (2001) der Klassifikation von 
Geschäftsprozessen in strukturierte Prozesse, semi-strukturierte Prozesse und ad-hoc-
Prozesse. GEBAUER und SCHOBER (2006) schlagen drei Prozesscharakteristika vor. 
Diese Kriterien ermöglichen eine Messung des erwarteten Bedarfs an Flexibilität 
eines Prozesses in Bezug auf ein unterstützendes System. Die Autoren nennen 
(1) die Unsicherheit eines Prozesses, die in Umweltunsicherheit (d. h. externe) 
und strukturelle (d. h. interne) Unsicherheit unterteilt werden kann, (2) die Va-
riabilität eines Geschäftsprozesses, welche die erforderliche Vielseitigkeit von 
Aufgaben beschreibt, die notwendig ist, um einen bestimmten Geschäftsprozess 
auszuführen und (3) die Prozess-Zeitkritikalität, die die Menge der Prozessschrit-
te, die einer schnellen und zeitnahen Ausführung bedürfen, beschreibt. REGEV ET 
AL. (2006) klassifizieren Flexibilität bei Geschäftsprozessen nach drei Kriterien 
der Veränderung. Diese Kriterien sind: Abstraktionsgrad, Subjekt/Objekt der 
Veränderung und Eigenschaften der Veränderung. PLOESSER ET AL. (2007) schla-
gen eine Klassifikation der Prozessänderungsstrategien vor, die drei Klassen un-
terscheidet: Substitution, Adaption und Evolution. 

Aus der Analyse der verwandten Arbeiten wird eine Forschungslücke festge-
stellt, da existierende Klassifikationen von Geschäftsprozessen die Flexibilitäts-
bedarfe von GP nicht ausreichend berücksichtigen. Eine Unterscheidung von Ge-
schäftsprozessen in Klassen anhand ihrer Flexibilitätsbedarfe fehlt (vgl. For-
schungsziel Z2). Zudem fehlt eine Taxonomie für die genaue Charakterisierung 
dieser Flexibilitätsbedarfe (vgl. Forschungsziel Z1). Gestaltungsentscheidungen 
während der Buildtime von Anwendungssystemen könnten jedoch durch die 
Verwendung feingranularer Geschäftsprozesscharakterisierungen unterstützt 
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werden. Diese Forschungslücke soll durch Verfolgen der in Abschnitt 4.1 festge-
legten Forschungsziele Z1 und Z2 geschlossen werden. 

4.3 Faktoren zur Charakterisierung von Flexibilitätsbedarfen von 
Geschäftsprozessen 

Um eine Taxonomie flexibilitätsrelevanter Charakteristika von Geschäftsprozes-
sen zu entwickeln (vgl. Forschungsziel Z1), werden vier Schritte durchgeführt. 
Schritt 1: Jedes Merkmal aus den in Abschnitt 4.2 genannten Klassifikationen, 
das einen Einfluss auf den Flexibilitätsbedarf von GP hat, wird in einer Liste 
aufgenommen. Schritt 2: Mithilfe einer konstruktivistischen Position und einer 
dialektischen Vorgehensweise werden weitere Merkmale in die Liste eingefügt, 
die im Rahmen des Forschungsprojekts forFLEX einen Einfluss auf den Flexibili-
tätsbedarf von Geschäftsprozessen gezeigt haben. Schritt 3: Die Beziehungen 
zwischen den Merkmalen werden mit Hilfe eines Kausaldiagrammes untersucht. 
Um das Forschungsziel Z2 zu erreichen, nämlich die Entwicklung einer Unter-
scheidung von Prozessen mit geringen, moderaten und hohen Flexibilitätsbedar-
fen, wird in Schritt 4 eine Methode auf der Grundlage der Fuzzy-Set Theorie 
(Zadeh 1965) entwickelt, die ausgehend von der Taxonomie (Forschungsziel Z1) 
zu einer Klassifikation von Geschäftsprozessen führt (vgl. Abschnitt 4.4). 

In diesem Abschnitt wird die Taxonomie für die Charakterisierung von Fle-
xibilitätsbedarfen entwickelt. Hierbei wurde gemäß der oben genannten Schritte 
vorgegangen. Die Auswahl der Einflussfaktoren von Flexibilitätsbedarfen wurde 
gemäß der Kohärenztheorie und einem dialektischen Diskurs basierend auf der 
vorgestellten Literaturrecherche entwickelt. Aufgrund des Umfangs des Beitrags 
sind die Thesen und Antithesen in diesem Beitrag nicht enthalten. 

Flexibilitätsbedarfe ergeben sich aufgrund mehrerer Faktoren, die Geschäfts-
prozesse beeinflussen, aber nicht zur Buildtime geplant werden können. Folglich 
entstehen Flexibilitätsbedarfe von Geschäftsprozessen aufgrund von Planung un-
ter Unsicherheit während der Buildtime. Flexibilitätsbedarfe von Geschäftspro-
zessen werden im Wesentlichen durch die Planungsgewissheit des Geschäftspro-
zesses bestimmt. Planungsgewissheit ist – dies wird als Untersuchungshypothese 
zu Grunde gelegt – der zentrale Faktor, der Flexibilitätsbedarfe von Geschäfts-
prozessen beeinflusst. Die meisten anderen Faktoren stehen in einer kausalen 
Beziehung zu diesem Faktor. Je höher die Planungsgewissheit ist, desto geringer 
sind die Flexibilitätsbedarfe eines Geschäftsprozesses. Hier ist z. B. die Planung 
in nicht-deterministischen Bereichen und der Umgang mit unvollständigen In-
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formationen zu nennen (Bertoli et al. 2001), (Pryor und Collins 1996), (Kabanza 
et al. 1997), (Weld et al. 1998), (Cimatti et al. 1998), (Rintanen 1999), (Bonet 
und Geffner 2000). LEIN (2003) betrachtet den stochastischen (d. h. nicht-
deterministischen) Aspekt bei der Planung und beschreibt dies als „a method for 
reconciling choice under conditions of risk and uncertainty“. Planung ist folglich 
eine Entscheidung unter Risiko oder Unsicherheit, d. h. die Wahrscheinlichkeit p 
des Auftretens eines oder mehrerer Zustände ist p<1 oder unbekannt 
(Schreyögg und Koch 2009). Planungsgewissheit, ein Oxymoron auf den ersten 
Blick, bezeichnet die übergreifende Gewissheit hinsichtlich des Auftretens von 
Zuständen, die die Entscheidungssituation bilden. Ein kurzes Beispiel soll dies 
verdeutlichen. Wenn Zeit und Ort einer zukünftigen Geschäftsprozessinstanz ge-
geben sind (d. h. Gewissheit hinsichtlich dieser Zustände) und nur die Prozess-
dauer unbekannt ist (d. h. Risiko oder Ungewissheit hinsichtlich dieses Zu-
stands), ist die Planungsgewissheit höher als im Fall, in dem alle drei Zustände 
ungewiss sind. Darüber hinaus muss der Geschäftsprozess weder Änderungen 
antizipieren oder sich an Änderungen von Zeit und Ort anpassen (d. h. der Ge-
schäftsprozess muss keine Flexibilität in Bezug auf diese Eigenschaften bereit-
stellen), da beide Attribute sicher sind (p=1). Zusammenfassend wird der Flexi-
bilitätsbedarf von Geschäftsprozessen durch einen kausalen Zusammenhang mit 
dessen Planungsgewissheit bestimmt: wenn die Planungsgewissheit abnimmt, 
steigen die Flexibilitätsbedarfe und vice versa (Abb. B-1). 

 
Abb. B-1:  Beziehung zwischen Planungsgewissheit und Flexibilitätsbedarf von 

Geschäftsprozessen 

Da die Planungsgewissheit der wichtigste Einflussfaktor für das Ausmaß von 
Flexibilitätsbedarfen ist, muss die Planungsgewissheit eingehend untersucht 
werden. Daher werden Faktoren, die in einer Kausalbeziehung mit der Pla-
nungsgewissheit stehen, im Folgenden analysiert. Die Auswahl der Faktoren 
wurde auf Grundlage der Literaturanalyse (vgl. Abschnitt 4.2) sowie auf For-
schungsergebnissen des Projekts forFLEX vorgenommen.  

Um die Vollständigkeit der Faktoren zu prüfen, wird das Konzept des dyna-
mischen Systems herangezogen. Geschäftsprozesse können als dynamische Sys-
teme interpretiert werden: SD ⊆ (T×IN×Z) × (T×OUT) × (T×Z), wobei IN: Input, 
OUT: Output, Z: Zustände und T: Zeit des Systems (Mesarovic 1972), (Mesarovic 
und Takahara 1975). Die Vollständigkeit der Faktoren kann sichergestellt wer-
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den, indem überprüft wird, ob jedes Merkmal des dynamischen Systems durch 
mindestens einen Faktor repräsentiert wird.  

Für einen Geschäftsprozess beschreiben drei zeitliche Aspekte den Prozess 
komplett: Buildtime (der Zeitraum, in dem der Prozess geplant wird), Runtime 
(der Zeitraum, in dem der Geschäftsprozesses ausgeführt wird) und die Zeit zwi-
schen zwei Geschäftsprozessinstanzen. Die Faktoren Planungsvorlauf, Ausfüh-
rungsdauer und Regularität decken diese drei Aspekte von T ab. Die Anzahl der 
Zustände S wird durch den Abstraktionsgrad (enthält Informationen über die An-
zahl und Eigenschaften der betrachteten Zustände), die Strukturiertheit (enthält 
Informationen über a priori definierte Zustandsübergänge) und die Kritikalität 
(enthält Informationen über die Robustheit der Zustände) bestimmt. Der Input 
IN des Systems wird durch die Faktoren Intensität der Umweltinteraktion und Kon-
textsensitivität repräsentiert. Ebenso wird der Output des dynamischen Systems 
OUT durch den Faktor Intensität der Umweltinteraktion repräsentiert.  

Darüber hinaus wurde die Vollständigkeit der Faktoren durch Anwendung 
der Methode auf Geschäftsprozesse diverser Domänen (e-Car, medizinische Ver-
sorgung, E-Learning, Großanlagenbau) geprüft. Im Folgenden werden die ermit-
telten Faktoren diskutiert. 

Planungsvorlauf: Dieser Faktor stellt die Zeitspanne zwischen Planung 
(Buildtime) und Ausführung (Runtime) eines Geschäftsprozesses dar (Abb. B-2). 
Ist diese Zeitspanne lang (GPx), so ist die Wahrscheinlichkeit für Änderungen in 
der Umwelt des Geschäftsprozesses höher als innerhalb einer kürzeren Zeitspan-
ne (GPy). Daher wird postuliert, dass mit zunehmender Zeitspanne die Planungs-
gewissheit abnimmt (Camillus 1986). Ein einfaches Beispiel ist die Planung ei-
nes Tagesablaufs für (a) den morgigen Tag und (b) für einen zufälligen Tag im 
Jahr 2050. Im Fall (b) ist die Wahrscheinlichkeit, dass der Plan so eintreten wird 
sehr viel geringer als im Fall (a). 

Buildtime X

Zeit
t0 t1 t2 tAusführung X/Y

Langer Zeitraum zwischen Planung und Ausführung des 
Geschäftsprozesses GPX

Langer Zeitraum zwischen Planung und 
Ausführung des Geschäftsprozesses GPY

Buildtime Y
Runtime X
Runtime Y

 
Abb. B-2:  Abstand zwischen der Planung und der Ausführung eines Geschäfts-

prozesses 
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Abstraktionsgrad: Eine ähnliche Argumentation gilt für den Abstraktionsgrad 
bei der Planung einer Geschäftsprozessinstanz. Es wird angenommen, dass ein 
hoher Abstraktionsgrad zu hohen Flexibilitätsbedarfen führt, da durch eine abs-
trakte Planung die Struktur und das Verhalten eines Geschäftsprozesses nur ru-
dimentär festgelegt werden. Zur Runtime ist daher ein hohes Maß an Flexibilität 
bereitzustellen, da viele Entscheidungen ad-hoc getroffen werden müssen. An 
einem Beispiel soll dies verdeutlicht werden.  

Ein Plan, bestehend aus den Schritten „Kunde kontaktieren“, „Nachfrage be-
stimmen“, „Angebot erstellen“, spezifiziert weitaus weniger das tatsächliche Vor-
gehen als ein weniger abstrakter Plan, bestehend aus den Schritten „Kunde tele-
fonisch kontaktieren um 19 Uhr“ , „Nachfrage für Produkt Nummer 123 bestimmen“, 
„Angebot erstellen <10.000 € ohne Genehmigung der Supervisor“. Der detaillierte 
Plan enthält mehr Aussagen über Details der Geschäftsprozessinstanz (d. h. Auf-
gaben, Ereignisse, Zeit, Dauer, Parameter etc.). Die Planungsgewissheit steigt, je 
mehr Annahmen der Plan hat (Abb. B-3). Es muss hierbei beachtet werden, dass 
der Abstraktionsgrad kein Merkmal des Geschäftsprozesses selbst ist, sondern 
abhängig von der Modellierung des Geschäftsprozesses durch ein Subjekt ist. Ei-
ne ausführliche Diskussion über die Abstraktion von Geschäftsprozessmodellen 
findet sich bei POLYVYANYY ET AL. (2010). 

Objektsystem grob-

granular

fein-
granular

Diskurs-
welt

Eine grobgranulare Modellierung des Objektsystems 
impliziert einen hohen Abstraktionsgrad mit wenigen 
Annahmen über den Geschäftsprozess. Dies führt zu 
einer niedrigen Planungsgewissheit und einem 
entsprechend hohen Flexibilitätsbedarf. 

Abbildung ErläuterungRealität Geschäftsprozessmodell

Eine feingranulare Modellierung des Objektsystems 
impliziert einen niedrigen Abstraktionsgrad mit 
vielen Annahmen über den Geschäftsprozess. Dies 
führt zu einer hohen Planungsgewissheit und einem 
entsprechend niedrigen Flexibilitätsbedarf.  

Abb. B-3:  Unterschiedliche Abstraktionsgrade bei der GP-Modellierung 

Ausführungsdauer: Analog zur Argumentation in Bezug auf den Faktor Pla-
nungsvorlauf wird angenommen, dass die Planungsgewissheit eines Geschäfts-
prozesses abnimmt, wenn die Ausführungsdauer (d. h. Runtime) einer Ge-
schäftsprozessinstanz steigt (Camillus 1986). 

Kontextsensitivität: Als Kontext von betrieblichen Objekten oder Transak-
tionen werden Einflussgrößen aus deren Umgebung bezeichnet, die nicht bereits 
in Transaktionen modelliert sind (Wagner und Ferstl 2010). Geschäftsprozesse, 
die von einer hohen Anzahl von Kontextfaktoren beeinflusst werden, benötigen 
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mehr Flexibilität als Geschäftsprozesse mit wenigen oder keinen Kontextfakto-
ren. 

Intensität der Umweltinteraktion: Ein Geschäftsprozess wird interpretiert 
als ein offenes System, das durch Transaktionen mit seiner Umwelt interagiert. 
Bei Vertriebsprozessen geschieht beispielsweise das Überschreiten der Unter-
nehmensgrenze durch die Interaktion mit den Umweltobjekten Lieferant und 
Kunde. Es liegt ein interorganisationaler Geschäftsprozess vor. Eine hohe Intensi-
tät der Umweltinteraktion schafft Herausforderungen hinsichtlich der Planungs-
gewissheit von Geschäftsprozessen. Falls Aufgaben innerhalb eines Geschäfts-
prozesses existieren, die außerhalb der Kontrollsphäre des eigenen Unterneh-
mens liegen, steigen die Flexibilitätsanforderungen. Zu beachten ist, dass vor al-
lem in großen Unternehmen die Kontrollsphäre bereits innerhalb des Unterneh-
mens enden kann, was der Segmentierung von Unternehmen in Geschäftsberei-
che und regionale Cluster etc. geschuldet ist. Die Flexibilitätsbedarfe interorga-
nisationaler Geschäftsprozesse sind unter anderem auch dann besonders hoch, 
wenn nicht-hierarchische Koordinationsprinzipien (Ferstl und Sinz 2006) zwi-
schen den betrieblichen Objekten der interagierenden Unternehmen implemen-
tiert sind oder wenn die Bandbreite der möglichen Parametrisierungen des Ge-
schäftsprozesses sehr breit sind. 

Strukturiertheit: Strukturiertheit kann definiert werden als: „the degree to 
which a system or component possesses a definite pattern of organization of its 
interdependent parts“ (Boehm 1978). Gemäß einer weiteren Definition, ist 
Strukturiertheit eines Geschäftsprozesses dann gegeben, wenn ein Verfahren zur 
Erfüllung der Ziele des Geschäftsprozesses existiert (Earl 1994). In beiden Fällen 
ist eine Unterscheidung in strukturierte, semi-strukturierte und unstrukturierte 
Geschäftsprozesse möglich. Falls der Grad der Strukturiertheit hoch ist, erhöht 
sich auch die Planungsgewissheit des Geschäftsprozesses. 

Regularität: Die Regularität eines Geschäftsprozesses kann nur analysiert 
werden, wenn eine bestimmte Menge von Geschäftsprozessinstanzen vorliegt. Es 
ist möglich, zwei Klassen der Regularität von Geschäftsprozessen zu unterschei-
den. Zum einen existieren Geschäftsprozesse, die zwar wiederholt, aber in zufäl-
ligen Zeitabständen auftreten. Zum anderen gibt es wiederholte Geschäftspro-
zesse mit konstanten Zeitabständen. Geschäftsprozesse mit konstanten Zeitab-
ständen implizieren weniger Flexibilitätsbedarfe. Auf der anderen Seite verrin-
gern zufällige Zeitabstände die Planungsgewissheit und führen zu höheren Fle-
xibilitätsbedarfen. 



 63 

Kritikalität: Die Kritikalität ist angelehnt an den Kritikalitätsbegriff aus der 
Softwareentwicklung (Ouedraogo et al. 2010). Demnach ist Software besonders 
kritisch, wenn durch ein Versagen oder einen Fehler Menschen zu Schaden 
kommen. Weniger kritisch ist es, wenn wirtschaftliche Schäden entstehen, und 
unkritisch ist Software dann, wenn bei Versagen oder Fehler weder Menschen, 
andere Lebewesen oder andere materielle und immaterielle Werte zu Schaden 
kommen. Je höher die Kritikalität eines Geschäftsprozesses ist, desto höher sind 
auch dessen Flexibilitätsbedarfe, da auf eine möglichst große Bandbreite von 
unvorhergesehenen Ereignissen reagiert werden muss. 

Die identifizierten Faktoren werden nachfolgend in einen kausalen Zusam-
menhang mit Planungsgewissheit und Flexibilitätsbedarf von GP gebracht 
(Abb. B-4). Die Beziehungen innerhalb dieser Taxonomie wurden unter Nutzung 
eines dialektischen Ansatzes festgelegt. Vorschläge für die einzelnen Beziehun-
gen wurden in einer Gruppe diskutiert. Thesen und Antithesen wurden unter-
sucht und bewertet. Auf der Grundlage der Argumente für Thesen und Antithe-
sen wurden die Beziehungen modelliert. 

Abb. B-4 zeigt das Kausaldiagramm der Faktoren, die das Flexibilitätsbe-
darfsniveau von Geschäftsprozessen beeinflussen.  

 
Abb. B-4:  Kausaldiagramm der Faktoren die den Flexibilitätsbedarf beeinflussen 

Fünf Faktoren (Planungsvorlauf, Abstraktionsgrad, Ausführungsdauer, Kontext-
sensitivität und Intensität der Umweltinteraktion) beeinflussen die Planungsge-
wissheit negativ. Strukturiertheit und Regularität beeinflussen die Planungsge-
wissheit positiv. Mit zunehmender Planungsgewissheit nimmt das Flexibilitäts-
bedarfsniveau von Geschäftsprozessen ab. Bei niedriger Planungsgewissheit hin-
gegen, sind die Flexibilitätsbedarfe hoch. Der einzige Faktor, der direkt auf den 
Flexibilitätsbedarf einwirkt, ist die Kritikalität. 
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Zusammenfassend beschreiben die identifizierten Faktoren Einflussfaktoren 
für Planungsgewissheit und Flexibilitätsbedarf von Geschäftsprozessen. In die-
sem Beitrag liegt der Fokus auf Faktoren, die auf der Aufgabenebene des Infor-
mationssystems untersucht werden können. Die Aufgabenträgerebene (Personen 
oder Maschinen, die eine Aufgabe ausführen) wird hier nicht berücksichtigt und 
ist Bestandteil zukünftiger Forschung. In diesem Beitrag erfolgt eine Konzentra-
tion auf die Flexibilitätsbedarfe von Geschäftsprozessen, nicht von IT-Systemen, 
Mitarbeitern oder Maschinen. Das Forschungsziel Z1 wurde durch die Entwick-
lung einer Taxonomie flexibilitätsrelevanter Charakteristika von Geschäftspro-
zessen in Form eines Kausalmodells erreicht. 

4.4 Flexibilitätsbedarfsorientierte Klassifikation von Geschäfts-
prozessen  

Um Forschungsziel Z2 zu erreichen, wird die oben entwickelte Taxonomie ver-
wendet, um drei Klassen von Geschäftsprozessen abzugrenzen. Diese Klassen 
sind Geschäftsprozesse mit (1) niedrigen Flexibilitätsbedarfen, (2) moderaten 
Flexibilitätsbedarfen und (3) hohen Flexibilitätsbedarfen. Es wird ferner ange-
nommen, dass die Faktordimensionen metrisch skaliert sind. Jedem Faktor wird 
ein Wert zwischen 0 und 1 zugeordnet. Dieser Wert wird als das Verhältnis des 
für eine bestimmte Geschäftsprozessinstanz ermittelten Wertes und des Maxi-
malwertes für ein Geschäftsprozessschema ermittelt (vgl. Formel 1): 

(1) 	 	 	 = 	 ü 	 	 	 	 	[ ]		 ü 	 	 	[ ] . 
Obige Formel gilt für Faktoren, die einen positiven Einfluss auf die Pla-

nungsgewissheit haben (Strukturiertheit, Regularität und Kritikalität). Für die 
anderen Faktoren gilt Formel 2: 

(2) 	 	 	 = 1 − 	 ü 	 	 	 	 	[ ]	 ü 	 	 	[ ] . 
Der Maximalwert wird spezifisch für jede Untersuchungssituation (Ferstl 

1979) festgelegt. Von einer Festlegung globaler Maximalwerte wird Abstand ge-
nommen, da die Unterschiede zwischen Domänen sehr groß sein können.  

Jeder Faktor besitzt zudem ein Gewicht gx, wobei ∑gx = 1 gilt. Des Weiteren 
ist für jeden Faktor eine Faktordimension anzugeben. 

Die Berechnung der einzelnen Faktoren wird im Folgenden erörtert:  
Planungsvorlauf: Ein langer Planungsvorlauf beeinflusst die Planungsgewiss-
heit bezüglich eines Geschäftsprozesses negativ. Die Bestimmung des Maximal-
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wertes für den Faktor Planungsvorlauf erfolgt domänenabhängig. Bei der Erstel-
lung eines Einsatzplans für mobile Serviceprozesse beträgt der maximale Pla-
nungsvorlauf beispielsweise zwei Wochen. Darüber hinaus ist es wenig zielfüh-
rend, eine Planung vorzunehmen, da sich zu viele Umstände und Aufträge in der 
Zwischenzeit ändern können. Wird in der Domäne der mobilen Serviceprozesse, 
also für einen bestimmten Tag, der Einsatzplan 1,5 Wochen im Voraus erstellt, 
so ergibt sich der Wert für den Faktor Planungsvorlauf:  

(3) 	 	 	 = 1 − 	 	[ ]	[ ]  = 1− , 		  
= 0,25.  

Die Planungsgewissheit wird demzufolge stark negativ beeinflusst. Wird der 
Plan hingegen erst einen Tag vor dem zu planenden Tag erstellt, so ergibt sich: 

(4) 	 	 	 = 1 − 	  = 1− 	 		  = 0,93.  
Die Planungsgewissheit wird im zweiten Fall also weit weniger beeinträch-

tigt als im ersten Fall. 
Abstraktionsgrad: Zur Bestimmung eines Maximalwertes muss das jeweilige 

Modell des Geschäftsprozesses miteinbezogen werden. Anhand der Domäne 
muss nachfolgend entschieden werden, was die maximale Abstraktion darstellt. 
In der Domäne Großanlagenbau gilt beispielsweise ein Geschäftsprozess als ma-
ximal abstrakt, wenn er nur drei Schritte, nämlich Vertrieb der Großanlage, 
Montage der Großanlage und Inbetriebnahme der Großanlage, umfasst. Dieser 
Abstraktionsgrad entspricht dem Wert 1 als Maximalwert. Die geringste Abstrak-
tion wird erreicht, wenn die Granularität des Geschäftsprozessmodells die Erstel-
lung eines Workflowmodells ermöglicht. Ein Beispiel soll dies verdeutlichen. 
Umfasst ein Geschäftsprozessmodell neben der abstraktesten Ebene mit drei 
Aufgaben eine weitere Zerlegungsebene, auf der weitere Aufgaben sichtbar wer-
den, so kann folgender Wert approximiert werden:  

(5) 	 	 	 = 1 − 	 	[%]		[%]  = 1− 	%		% = 0,2.  
Es wird hierbei davon ausgegangen, dass sich der Modellierer mit jeder wei-

teren Zerlegung des Geschäftsprozesses um 20% an die Workflowebene annä-
hert. Daher wird die Modellierung der zweiten Zerlegungsebene mit einem Wert 
von 0,8 bewertet. Der resultierende Wert von 0,2 bewirkt eine deutliche Ab-
schwächung der Planungsgewissheit. Wird hingegen bis zur vierten Zerlegungs-
ebene modelliert, ergibt sich:  

(6) 	 	 	 = 1 − 	  = 1− 	%		% = 0,8.  
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Die Planungsgewissheit wird demzufolge weit weniger stark abgeschwächt 
als im ersten Fall. 

Ausführungsdauer: Auch bei diesem Faktor spielt die betrachtete Domäne 
eine wichtige Rolle. Im Großanlagenbau ist die maximale Ausführungsdauer - je 
nach Großanlagentyp - bei ca. fünf Jahren zu sehen. In anderen Domänen, wie 
beispielsweise bei der Behandlung von Patienten in Medizinischen Versorgungs-
zentren ist die maximale Behandlungsdauer bei einigen Wochen anzusetzen. 
Wird also für eine Großanlage eine Realisierungszeit von drei Jahren angestrebt, 
so bemisst sich der Wert der Ausführungsdauer wie folgt: 

(7) 	 	 	 = 1 − 	 	[ ]	[ ]  = 1− 	 		  = 0,4.  
Dauert das Projekt hingegen nur ein Jahr, so ist der Wert 
(8) 	 	 	 	 = 	  = 1− 	 		  = 0,8.  
Die Planungsgewissheit steigt demnach mit kürzeren GP-Laufzeiten. 
Kontextsensitivität: Zur Bestimmung des Maximalwertes wird für ein be-

stimmtes GP-Schema der maximale Anteil kontextsensitiver Modellierungsele-
mente ermittelt. Entsprechend kann aufgrund der Gesamtzahl betrieblicher Ob-
jekte und Transaktionen der entsprechende Wert errechnet werden. Für die Be-
rechnung ist ein Geschäftsprozessmodell nötig, welches die Modellierung von 
Kontextfaktoren ermöglicht. Die Möglichkeit besteht beispielsweise im Semanti-
schen Objektmodell welches um Kontextfaktormodellierung erweitert wurde 
(Wagner und Ferstl 2010). Sind beispielsweise zwei Drittel der betrieblichen Ob-
jekte und Transaktionen in einem Geschäftsprozessmodell kontextsensitiv, und 
können maximal alle Modellierungselemente kontextsensitiv sein, ergibt sich 
folgender Wert:  

(9) 	 	 	 = 1 − 	 	[%]	[%]  = 1− , 	%		%  = 0,33.  
Die Planungsgewissheit wird hierdurch relativ stark beeinträchtigt. Sind hin-

gegen nur 10% der betrieblichen Objekte und Transaktionen kontextsensitiv, so 
ergibt sich:  

(10) 	 	 	 = 1 − 	  = 1− %		% = 0,9.  
In diesem Fall wird die Planungsgewissheit des Geschäftsprozesses kaum be-

einträchtigt, da der Geschäftsprozess nur wenigen externen Einflüssen ausgesetzt 
ist. 

Intensität der Umweltinteraktion: Der Maximalwert wird GP-Schema-
spezifisch festgelegt. Ein Wert von 100% liegt vor, wenn alle Transaktionen im 
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Geschäftsprozessmodell die Unternehmensgrenze (Diskursweltgrenze) über-
schreiten. Überschreiten beispielsweise nur 20% der Transaktionen im Ge-
schäftsprozessmodell die Unternehmensgrenze, so ergibt sich:  

(11) 	 	 	 = 1 − 	 	[%]	[%]  = 1− 	%		% = 0,8.  
Strukturiertheit: Für die weiteren Untersuchungen wird maximale Struktu-

riertheit dann angenommen, wenn sich alle unabhängigen Teile eines Systems 
gemäß bekannter Patterns organisieren lassen (Boehm 1978). Lassen sich also 
beispielsweise nur die Hälfte der Systemkomponenten als bekannte Patterns in-
terpretieren ergibt sich:  

(12) 	 	 	 = 	 	[%]	[%]  = 	%		% = 0,5.  
Wenn hingegen 90% der Systemkomponenten im Rahmen von Patterns or-

ganisiert sind, ergibt sich ein Wert von 0,9. 
Der positive Einfluss auf die Planungsgewissheit ist demnach im zweiten Fall 

(0,9) höher als im ersten Fall (0,5). Eine alternative Ermittlung der Strukturiert-
heitswerte kann über die Definition von EARL (1994) erfolgen. Demnach ist 
Strukturiertheit von Geschäftsprozessen dann gegeben sind, wenn ein Lösungs-
verfahren zur Erreichung der GP-Ziele vorhanden ist. Da diese Herangehenswei-
se jedoch weniger exakt messbar ist, wird die Definition von BOEHM (1978) be-
vorzugt. 

Regularität: Maximale Regularität liegt dann vor, wenn die Zeitabstände ∆t 
zwischen Geschäftsprozessinstanzen gleich ist Var(∆t)=0. Vergehen beispiels-
weise immer zwei Tage bis eine neue Geschäftsprozessinstanz auftritt, so liegt 
maximale Regularität vor. Dies beeinflusst die Anwendungssystementwicklung 
maßgeblich, da in diesem Fall die Planungsgewissheit stark positiv beeinflusst 
wird. Ist hingegen die Varianz der Zeitabstände maximal Var(∆t)=max, dann 
sinkt die Planungsgewissheit entsprechend. Der Wert des Faktors Regularität be-
stimmt sich anhand der Varianz von ∆t. 

(13) 	 	 	 = 	 ä 	[ ä ß]	 ä 	[ ä ß]  
Kritikalität: Die maximale Kritikalität von 1 ist zu attestieren, wenn durch 

ein Versagen des GP oder eines Fehlers im GP Menschen zu Schaden kommen. 
Ist kein materieller oder immaterieller Schaden bei Scheitern des GP zu erwar-
ten, so ist der Wert nahe 0 anzusetzen. Dazwischen besteht ein Kontinuum. 

(14) 	 	 	 = 	 ä 	[ ä ß]	 ä 	[ ä ß]  
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Flexibilität kann als eine Fähigkeit verstanden werden, auf System- oder 
Umweltänderungen zu reagieren. Flexibilität stellt somit eine Lösung für den 
Problemkomplex „Änderungen in einem System oder in der Umwelt“ dar. Damit 
schafft Flexibilität einen Lösungsraum, der von mehreren Vektoren aufgespannt 
wird. Aus diesem Grund ist die Berechnung des Produktes dieser Faktoren als 
kartesisches Produktes f ⊆ ×F angemessen. Dies entspricht dem Fuzzy-Operator 
drastisches Produkt, da die t-Norm ein linguistisches „und“ widerspiegelt (Dubois 
und Prade 1980).  

Das Flexibilitätsbedarfsniveau wird durch die Aggregation der acht Faktoren 
ermittelt (Abb. B-5). Es kann Werte von 0 bis max annehmen, wobei 0 das nied-
rigste Flexibilitätsbedarfsniveau und max das höchste Flexibilitätsbedarfsniveau 
darstellt. Der max-Wert ist je nach Untersuchungssituation festzulegen. 

 
Abb. B-5:  Berechnung von Planungsgewissheit und Flexibilitätsbedarfsniveau 

Nach Berechnung des Flexibilitätsbedarfsniveaus kann eine Klassifikation der 
Geschäftsprozesse in drei Klassen durchgeführt werden. Da scharfe Grenzen zwi-
schen den Klassen vermieden werden sollen, wird der Einsatz von Fuzzy-Sets 
empfohlen (Zadeh 1965), (Dubois und Prade 1980), (Klir und Folger 1988). Die 
Fuzzy-Set-Theorie basiert auf dem folgenden grundlegenden Konzept. Sei X eine 
Menge und die Funktion μ: X → [0,1] die Zugehörigkeitsfunktion, dann ist Ã = 
(X, μÃ) ein Fuzzy-Set. μÃ(x) heißt Grad der Zugehörigkeit von x ∈ X zur Menge 
Ã. Für das erforderliche Fuzzy-Set führen wir drei Zugehörigkeitsfunktionen ein. 
μniedrig stellt die Zugehörigkeitsfunktion für GP mit niederigen Flexibilitätsbedar-
fen dar, während μmoderate die Zugehörigkeitsfunktion für GP mit moderaten Flexi-
bilitätsbedarfen darstellt und μhoch die Zugehörigkeitsfunktion für GP mit hohen 
Flexibilitätsbedarfen darstellt. Weiterhin wird eine linguistische Variable einge-
führt. Eine linguistische Variable ist ein 5-Tupel lv: (X, T, U, G, M), wobei X den 
Namen der linguistischen Variable bezeichnet, T die Menge der linguistischen 
Begriffe und U den Umfang einer Basisvariablen u. G beinhaltet die syntaktische 
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Regel für die Generierung von T, während M die semantische Regel, die eine 
Bedeutung M(X) zu jedem Wert X ∈ T zuordnet, beinhaltet. M(x) ist ein Fuzzy-
Set über U (Tab. B-1).  

 
Tab. B-1: Definition der linguistischen Variablen 

Für die Zugehörigkeitsfunktion wird eine symmetrische, analytische Gestalt ge-
wählt. Dies drückt sich in identischen Spannweiten α und β aus (Randbereiche 
ausgenommen). Als Referenzfunktion der Zugehörigkeitsfunktion wird ein linea-
rer Verlauf gewählt. Diese Gestaltungsentscheidungen wurden getroffen, um ein 
homogenes Klassifikationsverhalten über die gesamten Bereiche der Zugehörig-
keitsfunktion zu erhalten und keine der drei Klassen besonders stark zu gewich-
ten. Grundsätzlich gilt, dass auf der Basis der Erkenntnisse durch Fallstudien ei-
ne Anpassung der analytischen Gestalt, insb. der Referenzfunktionen möglich ist. 
Der Wertebereich des Flexibilitätsbedarfsniveaus (FBN) beträgt [0..∞]. Der für 
die Gestaltung der Zugehörigkeitsfunktionen benötigte Maximalwert wird je 
nach Untersuchungssituation festgelegt. Hierdurch wird dem Modellierer ermög-
licht, dass er beispielsweise die GP des eigenen Unternehmens mit den höchsten 
Flexibilitätsbedarfen als GP mit hohen Flexibilitätsanforderungen klassifiziert und 
die anderen GP des Unternehmens entsprechend den FBN-Klassen zuordnet. 
Auch kann als Maximalwert ein von einem Unternehmen aus der gleichen Bran-
che bekannter Wert (als Benchmark) gewählt werden. Die Wahl des Maximal-
wertes hängt folglich stark von der jeweiligen Untersuchungssituation ab. Nach 
Berechnung des Flexibilitätsbedarfsniveaus (FBN) kann ein Geschäftsprozess 
entweder vollständig zu einer Klasse von Geschäftsprozessen zugeordnet wer-
den, oder – im Falle von FBN, die eine mehrdeutige Zuordnung zulassen – zwei 
Klassen von Geschäftsprozessen (Abb. B-6). 
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Abb. B-6:  Klassifikation von GP anhand ihres Flexibilitätsbedarfsniveaus 

4.5 Anwendung der Methode 

Die Anwendbarkeit der Methode wird beispielhaft an einem Szenario aus der e-
Car-Domäne dargestellt. Die Verbreitung von e-Cars kann als eine der bedeut-
samsten Entwicklungen im Bereich der privaten Verkehrsmittel betrachtet wer-
den. Die Notwendigkeit – vor allem in Städten – für intelligente Mobilitätslösun-
gen steigt und sowohl die Industriebranche als auch die Regierungen reagieren 
bereits auf diese veränderte Situation (Chan und Wong 2004). Empirische Stu-
dien zeigen, dass der Besitz eines eigenen Autos für bestimmte Teile der Gesell-
schaft an Bedeutung verliert. Stattdessen werden flexible Lösungen – wie etwa 
die flexible Anmietung eines e-Cars – bevorzugt. Derzeit entstehen weltweit ei-
nige Projekte, um diese neuen Kundenwünsche zu bedienen. Ein Beispiel ist 
Car2Go; ein Projekt unter der Leitung der Daimler AG, welches Mobilitätslösun-
gen in Austin/Texas, Ulm und Hamburg anbietet (Dumitrache 2010). Aufgrund 
der aktuellen Entwicklung in der Automobilbranche – insbesondere die Tendenz 
zu elektrisch betriebenen Fahrzeugen – nehmen wir für den hier vorgestellten 
Proof-of-Concept an, dass alle Autos, die an Kunden vermietet werden, e-Cars 
sind. Die Grundlage dieser Fallstudie bildet Kapitel 2. 

Zunächst wird der Verhaltenssicht der Geschäftsprozesse des Szenarios mit 
Hilfe der Modellierungsmethodik des Semantischen Objektmodells (SOM) (Ferstl 
und Sinz 2008) dargestellt. SOM wird verwendet, da die Möglichkeit für die 
Modellierung von Leistungssicht, Lenkungssicht und Ablaufsicht besteht. Wie 
bereits oben geschildert, können geeignete Geschäftsprozessmodellierungstech-
niken nur bei ausreichender Kenntnis über Flexibilitätsbedarfe des Geschäftspro-
zesses gewählt werden. Auch wenn die Beschreibung in natürlicher Sprache als 
Grundlage für die dargestellte Anwendung der Methode benutzt werden kann, 
wird die Erstellung eines initialen Geschäftsprozessmodells für eine einfachere 
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Analyse der Faktoren der Flexibilitätsbedarfe empfohlen. Wichtig ist in diesem 
Zusammenhang, dass das initiale Modell nicht unbedingt alle Flexibilitätsbedar-
fe eines Geschäftsprozesses aufzeigen muss, da die Genauigkeit des Modells auch 
von den Eigenschaften der Modellierungstechnik abhängig ist. Erst nach der 
Modellierung des Geschäftsprozesses werden Werte für jeden Faktor vergeben 
und die Flexibilitätsbedarfsniveaus berechnet.  

 
Abb. B-7:  Geschäftsprozessmodell mit den Teilprozessen “Mobilitätsbereitstellung 

und Aufladen” und “Rechnung und Zahlung“ 

Die Aufgaben der betrieblichen Objekte Mobilitätsdienstleister (MDL), Ladestation 
und Kunde interagieren über Transaktionen. Sendeaufgaben werden durch das 
Zeichen “>”, das hinter der Aufgabenbeschriftung steht, beispielsweise „Rech-
nung>“, gekennzeichnet. Empfangsaufgaben sind mit “>” vor der Beschriftung 
der Aufgabe gekennzeichnet, beispielsweise “>Zahlung”. Darüber hinaus wer-
den Pre- und Post-Conditions (AND, OR, XOR) in Kombination mit Aufgaben des 
Geschäftsprozessmodells verwendet. Die Kreise zwischen Aufgaben des gleichen 
betrieblichen Objekts visualisieren objektinterne Ereignisse.  

Das Geschäftsprozessmodell zeigt den Ablauf zwischen einem Mobilitäts-
dienstleister (MDL), einem Kunde und einer Ladestation (Abb. B-7). Ein Kunde 
mietet ein e-Car bei MDL. Vor der Rückgabe des e-Cars an MDL kann der Kunde 
das Auto an einer Ladestation aufladen. Abhängig von der Entfernung, die der 
Kunde mit dem e-Car fahren möchte, muss die Ladestation mehrmals besucht 
werden. Nach jedem Ladevorgang sendet die Ladestation Informationen über die 
entstandenen Kosten für die Ladung an MDL. Sobald der Kunde das e-Car an 
MDL zurückgibt und die Informationen über entstandene Ladegebühren vorhan-
den sind, kann eine Rechnung ausgestellt werden, die von dem Kunden später 
bezahlt wird. Alternativ kann der Kunde das e-Car ohne es aufzuladen zurück-
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geben. Mit dem vorgeschlagenen Verfahren untersuchen wir die Teilprozesse des 
obigen Geschäftsprozesses (Abb. B-7). Zu Grunde gelegt wird jeweils eine Ge-
schäftsprozessinstanz für Teilprozess A und B (Tab. B-2). Die ermittelten Werte 
wurden auf zwei Nachkommastellen gerundet. 
Faktor Teilprozess A “Mobilität & 

Laden” 
Wert  
TP A 

Teilprozess B “Rechnung 
und Zahlung” 

Wert  
TP B 

Pla-
nungs-
vorlauf 

Der Maximalwert für den 
Planungsvorlauf beträgt ein 
Jahr (= 52 Wochen). Länger 
im Voraus können e-Cars 
nicht reserviert werden. Für 
die zu untersuchende GP-
Instanz wird angenommen, 
dass der Planungsvorlauf 
zwei Wochen beträgt. 

1-(2/52) 
= 0,96 

Die Planung des Teilprozess 
„Rechnung und Zahlung“ 
braucht nicht vor Rückgabe 
des e-Cars zu beginnen. Da-
her ist ein Planungsvorlauf 
nicht existent.  

1,00 

Abstrak-
tions-
grad 

Die Aggregation des Teilpro-
zesses Mobilität und Laden ist 
relativ hoch. Mehrere betrieb-
liche Objekte sind unter dem 
betrieblichen Objekt “Mobili-
tätsdienstleister” zusammenge-
fasst. 

0,50 Das GP-Modell zeigt die meis-
ten Aufgaben verbunden mit 
der Ausstellung einer Rech-
nung und Erhalt einer Zah-
lung. Der Abstraktionsgrad ist 
mit einem Wert nahe 1 be-
wertet. 
 

0,90 

Ausfüh-
rungs-
dauer 

Die Dauer des Prozesses der 
Mobilitätsbereitstellung be-
trägt in der Regel maximal 
einige Tage. Als Maximalwert 
wird daher hier ein Monat (= 
30 Tage) angesetzt. Der An-
mietzeitraum beträgt im Falle 
der betrachteten GP-Instanz 3 
Tage. 

1-(3/30) 
= 0,90 

Die maximale Dauer zwi-
schen Rechnungsstellung und 
erhalt einer Zahlung wird auf 
vier Wochen (= 30 Tage) 
festgelegt (Mahnverfahren 
unberücksichtigt). Die Bezah-
lung in der betrachteten GP-
Instanz erfolgt per Kreditkar-
te, weshalb die Ausführungs-
dauer sehr kurz (1 Tag) ist.  

1-(1/30) 
= 0,97 

Kontext-
sensiti-
vität 

Kontextfaktoren sind in die-
sem GP-Modell nicht berück-
sichtigt.  

1,00 Kontextfaktoren sind in die-
sem GP-Modell nicht berück-
sichtigt. 

1,00 
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Faktor Teilprozess A “Mobilität & 
Laden” 

Wert  
TP A 

Teilprozess B “Rechnung 
und Zahlung” 

Wert 
TP B 

Intensi-
tät der 
Umwelt-
interak-
tion 

Etwa 50% der Transaktionen 
des Geschäftsprozessmodells 
überschreiten die Grenze des 
MDL. 

0,50 Beide in dem GP-Modell foku-
sierten Transaktionen über-
schreiten die Unternehmens-
grenze. Doch in einem weite-
ren detaillierten Modell wird 
es eine weitere Transaktion 
innerhalb des MDL geben.  

0,70 

Struk-
turier-
theit 

Die Strukturiertheit des be-
trachteten Geschäftsprozesses 
ist verhältnismäßig hoch. 

0,80 Das Pattern Rech-
nung/Zahlung ist bekannt. 
Daher kann Strukturiertheit at-
testiert werden. 

1,00 

Regula-
rität 

Der GP tritt wiederholt auf 
aber die Zeitspannen zwi-
schen den GP-Instanzen sind 
unbekannt. Allerdings kennt 
das Unternehmen anhand von 
früheren Studien die Anzahl 
der GP-Instanzen innerhalb 
eines bestimmten Zeitraums. 

0,80 Der GP tritt wiederholt auf 
aber die Zeitspannen zwischen 
den GP-Instanzen sind unbe-
kannt. Allerdings kennt das 
Unternehmen anhand von 
früheren Studien die Anzahl 
der GP-Instanzen innerhalb ei-
nes bestimmten Zeitraums. 

0,80 
 

Kritika-
lität 

Ein Scheitern des GP kann zu 
materiellen Schäden führen. 

0,50 Ein Scheitern des GP kann zu 
materiellen Schäden führen. 

0,50 

Tab. B-2: Bestimmung der Faktorwerte der Flexibilität für die Teilprozesse “Mo-
bilitätsbereitstellung und Aufladen” und “Rechnung und Zahlung” 

Nach Vergabe der Werte für die einzelnen Faktoren können im Folgenden die 
Werte für Planungsgewissheit und Flexibilitätsbedarfsniveau errechnet werden. 
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Flexibilitätsbedarfsniveau (FBN)

Geschäfts-
prozesse mit 

niedrigen 
Flexibilitäts-

bedarfen

Geschäfts-
prozesse mit 

hohen 
Flexibilitäts-

bedarfen

µÃ(x)

x

Geschäftsprozesse 
mit moderaten 

Flexibilitäts-
bedarfen

3,610 1,80,9 0,91,03

 
Abb. B-8:  Flexibilitätsbedarfsniveaus der Teilprozesse A und B 

Die Planungsgewissheit des Teilprozesses A beträgt 0,14, das Flexibilitätsbe-
darfsniveau ist 3,61. Aus Sicht des Modellierers kann dieser Wert beispielsweise 
als Maximalwert für das eigene Unternehmen interpretiert werden, da Erfah-
rungswerte zeigen, dass alle anderen GP geringere Werte aufweisen. Der Teil-
prozess wird daher als Geschäftsprozess mit hohen Flexibilitätsbedarfen eingestuft.  

Der für Teilprozess B resultierende Wert der Planungsgewissheit ist 0,49, das 
Flexibilitätsbedarfsniveau ist 1,03. Der Teilprozess B kann zwei Flexibilitätsbe-
darfsklassen zugeordnet werden. Die Zugehörigkeitsgrade sind wie folgt: 
μÃ_niedrig(Teilprozess B) ≈ 0,75 und μÃ_moderat(Teilprozess B) ≈ 0,25. Somit wird 
Teilprozess B primär als ein Geschäftsprozess mit niedrigen Flexibilitätsbedarfen 
und sekundär als ein Geschäftsprozess mit moderaten Flexibilitätsbedarfen aufge-
fasst (Abb. B-8). 

4.6 Zusammenfassung und Ausblick 

In diesem Beitrag wurde ein IS-Artefakt für die Analyse von Flexibilitätsbedarfen 
von Geschäftsprozessen konstruiert. Der Mehrwert dieses Beitrags besteht aus 
zwei Teilen. Erstens wurde eine Taxonomie von Faktoren, welche die Flexibili-
tätsbedarfe von GP beeinflussen, präsentiert (Untersuchungsziel Z1). Zweitens 
wurde unter Nutzung von Fuzzy-Logic eine Klassifikation zur Differenzierung 
von drei Klassen von Geschäftsprozessen anhand ihres Flexibilitätsbedarfsni-
veaus entwickelt (Untersuchungsziel Z2). Die Taxonomie und die Klassifikati-
onsmethode stellen eine Grundlage für die Entscheidungsfindung bei der strate-
gischen, operativen und taktischen Planung von Informationssystemen dar. Ge-
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staltungsentscheidungen, die sich auf die Architektur von Informationssystemen 
und insbesondere die Möglichkeiten des Informationssystems in Bezug auf den 
Umgang mit Flexibilitätsbedarfen beziehen, können auf einer solideren Grundla-
ge getroffen werden. Darüber hinaus können unterschiedliche Geschäftsprozes-
sen bezüglich ihrer Flexibilitätsbedarfe verglichen werden. Damit kann die Kri-
tikalität (nicht zu verstehen im Sinne des Faktors Kritikalität der Taxonomie) ei-
nes Prozesses in einer sich ändernden Umwelt bestimmt werden, um beispiels-
weise ein Priorisierungen im Bereich des Geschäftsprozessmanagements (Busi-
ness Process Management, BPM) hinsichtlich durchzuführender Projekte vorzu-
nehmen, um Investitionsentscheidungen bezüglich der IS-Architektur zu treffen 
oder um IT-Architektur Paradigmen zu wählen etc. 

Obgleich die Anwendbarkeit des dargestellten IS-Artefakts bereits mit mehre-
ren Szenarien getestet wurde und in diesem Beitrag an einem e-Car-Szenario ge-
zeigt wurde, existiert weiterer Forschungsbedarf: 

• Die Anwendbarkeit des IS-Artefaktes muss in weiteren Bereichen getestet 
werden, um die Vollständigkeit der ermittelten Faktoren sicherzustellen. 

• Die Zuweisung von Werten für die flexibilitätsbedarfsbeeinflussenden 
Faktoren ist eine Aufgabe mit inhärenter Unschärfe. Obwohl ein Regel-
werk zur Ermittlung der Werte vorgestellt wurde, könnten Benutzer des 
IS-Artefakts weitere Empfehlungen von erfahrenen Benutzern für die 
Auswahl geeigneter Werte brauchen. 

• Die Empfehlung geeigneter Werte und die Berechnung der Planungsge-
wissheit und des Flexibilitätsbedarfsniveaus werden noch nicht durch ein 
Software-Tool unterstützt. Für eine breite Akzeptanzförderung – vor allem 
unter Praktikern – ist die Entwicklung eines Software-Tools sinnvoll. 

Wie im Abschnitt 4.1 dargestellt wurde, ist das Streben nach Business-IT-
Alignment mit ständig veränderlichen Geschäftsprozessen konfrontiert. Die Ta-
xonomie in diesem Beitrag ist ein erster Schritt hin zu einer an Flexibilitätsbe-
darfen ausgerichteten Gestaltung von IS, da die Art und Herkunft der Flexibili-
tätsbedarfe genau untersucht und damit später behandelt werden. Jedoch müs-
sen die Erkenntnisse aus der Untersuchung der Flexibilitätsbedarfe in nachfol-
genden Schritten der IS-Gestaltung berücksichtigt werden, wie zum Beispiel bei 
der Geschäftsprozessmodellierung und der strategischen IS-Planung. Die ausge-
werteten Faktoren, die Flexibilitätsbedarfe beeinflussen und das identifizierte 
Flexibilitätsbedarfsniveau tragen auch dazu bei, geeignete Geschäftsprozessmo-
dellierungstechniken auszuwählen. Wenn das Flexibilitätsbedarfsniveau eines 
Geschäftsprozesses steigt, dann steigen auch die Flexibilitätsbedarfe an Model-
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lierungstechniken. Im Rahmen unserer zukünftigen Forschung untersuchen wir 
wie die ermittelten Faktoren der Flexibilitätsbedarfe in Geschäftsprozessmodel-
lierungstechniken berücksichtigt werden können. Ein erster Schritt wurde be-
reits durch die Berücksichtigung von Kontextfaktoren in der Geschäftsprozess-
modellierung gemacht (siehe Kapitel 9). An dieser Stelle sei auch auf Kapitel 8 
verwiesen, welches sich mit der Analyse und Handhabung unvollständige plan-
barer GP auseinandersetzt. 
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5 Methode zur Analyse der Flexibilität von IS3 

Daniel Wagner, Christian Suchan, Benjamin Leunig, Jochen Frank 

Zusammenfassung. Flexibilität von Informationssystemen (IS) ist ein 
Thema wachsender Bedeutung im Bereich der Analyse und Gestaltung von 
IS. IS müssen eine steigende Struktur- und Verhaltenskomplexität der Um-
welt und von betrieblichen Systemen bewältigen, wodurch der Bedarf nach 
Flexibilität stetig zunimmt. Einerseits sind sich Wissenschaftler und Prakti-
ker einig, dass Flexibilität ein entscheidender Erfolgsfaktor für die Lebens-
fähigkeit von betrieblichen Systemen ist. Andererseits sind bisherige For-
schungen zur Erkenntnis gekommen, dass der Terminus „Flexibilität“ 
schwer greifbar ist. Einer der Gründe hierfür liegt in der schwierigen 
Durchführung der Analyse der Flexibilität von IS. Dieser Beitrag untersucht 
verschiedene Definitionen von Flexibilität und Methoden für die Analyse 
von Flexibilität bezüglich deren Präzision, Vollständigkeit und Anwendbar-
keit unter Nutzung einer system- und organisationstheoretischen Grundla-
ge. Das Ziel des Beitrags ist es, das Verständnis hinsichtlich des Flexibili-
tätsbegriffs sowie eine Methode für die Analyse von IS-Flexibilität vorzu-
stellen. Des Weiteren werden „Faustregeln“ für die Ableitung von IS-
Strategien auf Grundlage eines Soll-Ist-Flexibilitätsvergleichs vorgeschla-
gen. Anschließend wird die Anwendung des entwickelten IS-Artefakts an 
einem Szenario aus der e-Car-Domäne validiert. 

5.1 Problemstellung 

Flexibilität von Informationssystemen (IS) ist ein Thema wachsender Bedeutung 
im Bereich der Analyse und Gestaltung von IS. Unter einem Informationssystem 
ist der informationsverarbeitende Teil eines Umwelt- oder betrieblichen Systems 
zu verstehen. Demzufolge besteht ein IS aus (a) informationsverarbeitenden 
Aufgaben (Management- und Serviceprozesse) und (b) IS-Aufgabenträgern (be-
triebliche Anwendungssysteme, Manager, Personal) (Ferstl und Sinz 2008). Aus 

                                           
3  Dieser Beitrag basiert methodisch auf Wagner D, Suchan C, Leunig B, Frank J (2011) Towa-

rds the Analysis of Information Systems Flexibility: Proposition of a Method. In: Bernstein A, 
Schwabe G (Hrsg) Proceedings of the 10th International Conference on Wirtschaftsinformat-
ik. 16. - 18. Februar 2011, Zürich, Schweiz. S. 808-817 (ISBN 978-1-4467-9236-0) . Die Me-
thodik wird im vorliegenden Beitrag auf das in Kapitel 2 vorgestellte Integrationsszenario 
angewandt.  
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einer systemtheoretischer Perspektive weist ein IS Struktur- (Systemkomponen-
ten und Beziehungen zwischen diesen) und Verhaltenseigenschaften (Änderung 
von Systemzuständen im Zeitablauf) auf (Bertalanffy 2001), (Klir und Valach 
1967). 

Das primäre Ziel eines Systems ist dessen Lebensfähigkeit, d. h. die erfolgrei-
che Existenz im Zeitverlauf (Ashby 1956), (Beer 1994). Durch die zunehmende 
Struktur- und Verhaltenskomplexität des Umweltsystems und des betrieblichen 
Systems (Drucker 2007), (Toffler 1990) gewinnt das Flexibilitätspotenzial von IS 
bei der Analyse und Gestaltung von IS an Bedeutung, selbstverständlich unter 
Berücksichtigung funktionaler (z. B. Produktion, Distribution) und nicht-
funktionaler Anforderungen (z. B. Datensicherheit, Business-IT-Alignment, IT-
Verfügbarkeit). Ein IS muss sich, insbesondere im Hinblick auf die Flexibilität, 
an das Umwelt- und das betriebliche System anpassen, um die Lebensfähigkeit 
des betrieblichen Systems sicherzustellen.  

Angesichts dieser Herausforderungen ist es für IS-Manager wichtig, ein prä-
zises und umfassendes Verständnis des Flexibilitätskonzeptes zu besitzen. All-
gemein wird unter Flexibilität die Anpassungsfähigkeit an Veränderungen (Sethi 
und Sethi 1990) oder die Reaktionsfähigkeit auf Umweltveränderungen (Lee und 
Xia 2002) verstanden. Diese Definitionen begreifen das Flexibilitätskonzept auf 
einer abstrakten Ebene. CONBOY und FITZGERALD (2004) postulieren, dass diese 
Art der Interpretation zu einfach ist. Folglich können diese Definitionen zu vie-
len semantischen (falschen) Auslegungen des Begriffes durch IS-Manager (bspw. 
Problem der Mehrdeutigkeit und Ungenauigkeit) führen. Es ist daher wichtig, 
die vorhandenen Flexibilitätsdefinitionen hinsichtlich deren linguistischen Ei-
genschaften zu analysieren. Des Weiteren müssen IS-Manager aufgrund zuneh-
mender Struktur- und Verhaltenskomplexität von IS steigende Anforderungen an 
fachliche und kognitive Fähigkeiten bewältigen. Folglich brauchen IS-Manager 
ein geeignetes Verfahren zur Unterstützung der Analyse und Gestaltung von IS. 

Aus einer systemtheoretischen Perspektive kann die Problemstellung als In-
put-Output-System SIO ⊆ IN × OUT, mit IN als Eingabemenge und OUT als Aus-
gabemenge (Black-Box-Metapher: aus Außensicht sind nur IN und OUT sichtbar) 
(Abb. B-9), formal interpretiert werden. Weiterhin sei IN ∩ OUT = ∅. Die Be-
ziehung zwischen IN und OUT von SIO ist unbekannt (Innensicht, “Black-Box”) 
(Ferstl und Sinz 2008), (Mesarovic und Takahara 1975). IN stellt die Eigenschaf-
ten des gegebenen IS und des Umweltsystems dar, OUT repräsentiert den Anpas-
sungsbedarf des existierenden IS, um die Lücke zwischen aktueller und erforder-
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licher Flexibilität zu schließen. Um die Flexibilitätsanalyse zu unterstützen, 
werden folgende Fragestellungen untersucht: 

(F1)  Was wird aktuell unter dem Begriff „Flexibilität“ (insbesondere in der IS-
Literatur) verstanden? Um diese Frage zu beantworten, müssen die Di-
mensionen des Begriffes Flexibilität identifiziert werden. Ein präzises Ver-
ständnis hinsichtlich des Begriffs „Flexibilität“ ist eine Voraussetzung für 
das erfolgreiche “Öffnen der Black-Box” von SIO (konzeptuelle Perspekti-
ve). 

(F2) Wie kann die Analyse der Ist- und der Soll-Flexibilität von IS unterstützt 
werden? Die Beantwortung dieser Fragestellung soll die Black Box durch 
Bereitstellung einer Methode füllen (methodologische Perspektive). 

 
Abb. B-9:  Interpretation der Problemstellung als Input-Output-System 

Das Ziel dieses Beitrags ist die Beantwortung der beiden Fragestellungen (F1) 
und (F2) und die Entwicklung einer Methode für die Unterstützung der IS-
Flexibilitätsanalyse in Form eines konzeptuellen Artefakts. Um dieses zu errei-
chen, werden systemtheoretische (Bertalanffy 2001), (Klir und Valach 1967) 
und organisationstheoretische Grundlagen (Kosiol 1976) genutzt.  

Dieser Artikel besitzt folgende Gliederung: Abschnitt 5.2 verschafft einen 
Überblick über das gegenwärtige Verständnis des Flexibilitätsbegriffes in der Li-
teratur und identifiziert die Forschungslücke. In Abschnitt 5.3 wird ein system-
theoretisches Flexibilitätsverständnis entwickelt. Im Abschnitt 5.4 wird ein IS-
Artefakt vom Typ Methode vorgestellt. Die Anwendbarkeit der Methode wird in 
Abschnitt 5.5 am Beispiel eines Szenarios aus der e-Car-Domäne veranschau-
licht. Abschließend fasst Abschnitt 5.6 die Ergebnisse zusammen und gibt einen 
Ausblick auf zukünftige Forschungsbedarfe. 

Die in diesem Beitrag genutzte deduktive Forschungsmethode basiert auf 
dem Radikalen Konstruktivismus von VON GLASERSFELD (Glasersfeld 1997) und 
resultiert als konzeptuelles IS-Artefakt in einer Methode (March und Smith 
1995). Die Forschungsmethode ist der gestaltungsorientierten IS-Forschung zu-
zuordnen und berücksichtigt die Richtlinien von HEVNER ET AL. (2004) sowie 
MARCH und SMITH (1995). 
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5.2 Verwandte Arbeiten 

Zur Untersuchung der Fragestellung (a) wurde eine Literaturanalyse gemäß 
FETTKE, LIGHT ET AL. und COOPER ET AL. (Fettke 2006), (Light und Pillemer 1984), 
(Cooper und Hedges 1994) durchgeführt. Das Ziel der Literaturanalyse ist es, 
zum einen das gegenwärtige Verständnis des Flexibilitätsbegriffes, insbesondere 
in der IS-Forschung, aufzuzeigen und zum anderen einen Überblick über vor-
handene Methoden zur Flexibilitätsanalyse zu gewinnen. Es wurden Journalbei-
träge, insbesondere aus der Periode 1990 bis 2010 untersucht, die mit “A+” bis 
“B” gemäß des VHB-JOURQUAL2 Rankings eingestuft sind (Teil „IS und Infor-
mation Management“). Die Untersuchung umfasste ferner die IS-Konferenzen 
AMCIS, ECIS, ICIS und HICSS. Es wurden die Artikel ausgewählt, die sich mit 
dem Konzept „Flexibilität” (mit und ohne Prä- und Postfix) oder Methoden zur 
Flexibilitätsanalyse befassen. 

Außerdem wurden Artikel aus anderen Domänen (bspw. Industrie, Dienst-
leistungsbranche) herangezogen, um einen breiten Überblick zu generieren. Die 
quantitativen Ergebnisse der Literaturübersicht sind wie folgt: 113 Artikel er-
wähnen den Begriff „Flexibilität“; 34 Definitionen des Flexibilitätsbegriffs wur-
den weiter untersucht. Bestimmte Begriffe, wie „Change” (59 %), „Adaption“ (35 
%) oder „Environment“ (38 %) werden in Flexibilitätsdefinitionen häufig genutzt. 
Andere werden seltener verwendet, wie „Structure” (9 %) oder „Behavior” (6 %). 
Die analysierten Flexibilitätsdefinitionen können in eine Hauptklasse (a) generi-
scher Definitionen und zwei Subklassen (b) und (c) aufgeteilt werden. Die Sub-
klasse (b) umfasst Definitionen mit Bezug auf bestimmte Objekte die Flexibilität 
besitzen, während die Subklasse (c) Definitionen bezüglich bestimmter Arten 
von Flexibilität umfasst (Abb. B-10). Die generischen Definitionen der Klasse (a) 
erfassen den Flexibilitätsbegriff auf abstrakter Ebene (bspw. „Flexibility is a 
quality of a system, which allows it to change effectively and recently” (Man-
delbaum und Buzacott 1990), „Flexibility of a system is its adaptability to a 
wide range of possible environments that it may encounter” (Sethi und Sethi 
1990) oder “flexibility as an adaptive response to unpredictable situations” 
(Gupta und Goyal 1989). 
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Abb. B-10:  Klassifikation von Flexibilitätsdefinitionen 

Generische Definitionen nutzen zur Definition von Flexibilität Begriffe wie An-
passung, Veränderung, Reaktion und Veränderlichkeit. Aufgrund der Vielfältig-
keit der Definitionen und ihrer verschiedenen Bedeutungen (1:n-Beziehung zwi-
schen Begriff (Syntax) und Bedeutung (Semantik), im engeren Sinne Mehrdeu-
tigkeit), besteht die Gefahr, dass IS-Manager den Flexibilitätsbegriff fehlinterpre-
tieren, was zu einer geringer Entscheidungsqualität führen kann. Weiterhin 
weist der Begriff „Flexibilität“ sowie die zur Erklärung von Flexibilität verwen-
deten Begriffe (bspw. „Anpassung“, „Veränderung“ oder „Reaktion“) intrinsische 
Unschärfe und informationelle Unschärfe (Zadeh 1965), (Dubois und Prade 1980), 
(Klir und Folger 1988) auf. Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass ge-
nerische Definitionen zu geringer Entscheidungsqualität aufgrund von Mehrdeu-
tigkeit und Mangel an Genauigkeit führen können.  

Die zweite Definitionsklasse (Klasse (b)) konkretisiert den generischen Flexi-
bilitätsbegriff in Bezug auf ein bestimmtes Objekt, wie z. B. Fertigungsflexibilität 
(Slack 1983), IT-Infrastrukturflexibilität (Byrd und Turner 2000), (Duncan 
1995), (Kumar 2004) IT-Flexibilität (Beimborn et al. 2007) oder Geschäftspro-
zessflexibilität (Muenstermann et al. 2009). Diese Definitionen wenden entwe-
der generische Definitionen auf eine speziellen Domäne an, ohne weitere Details 
hinzuzufügen, oder zählen bestimmte Flexibilitätsaspekte auf, die für die spezi-
elle Domäne geeignet sind. Eine Vollständigkeitsprüfung dieser Enumerationen 
fällt jedoch schwer. IS-Manager, die diese Definitionen nutzen, könnten dadurch 
wichtige Aspekte während der IS-Analyse und der IS-Gestaltung unberücksich-
tigt lassen.  
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Andere Autoren grenzen das allgemeine Verständnis von Flexibilität auf spe-
ziellen Flexibilitätsarten (Klasse (c)) ein. Beispiele hierfür sind strategische Fle-
xibilität (Hitt et al. 1998), operative Flexibilität (Kopanaki und Smithson 2003), 
Umfangsflexibilität (Parthasarthy und Sethi 1992), Geschwindigkeitsflexibilität 
(Parthasarthy und Sethi 1992) oder Strukturflexibilität (Nelson und Ghods 
1998). 

Neben der Analyse der verschiedenen Auffassungen von Flexibilität wurden 
verfügbare Methoden zur Unterstützung der Analyse von IS-Flexibilität unter-
sucht. Jedoch bietet keiner der untersuchten Artikel eine solche Methode an. 
Lediglich einzelne Aspekte werden vereinzelt betrachtet: 

• DE LEEUW und VOLBERDA (de Leeuw und Volberda 1996) entwickelten im-
plizit eine Lösung zur Beherrschung der oben genannten informationellen 
Unschärfe. Sie schlagen ein Begriffsverständnis von organisationaler Fle-
xibilität vor und unterscheiden zwischen Flexibilität von Management- 
und Organisationsaufgaben. Eine Methode wird hingegen nicht präsen-
tiert. 

• SCHOBER und GEBAUER (Schober und Gebauer 2009) stellen ein formales 
Modell zur Bestimmung des Wertes von IS-Flexibilität auf. Der Ansatz ba-
siert auf der Analyse von Entscheidungsbäumen (Decision Tree Analysis, 
DTA) sowie auf der Analyse realer Optionen (Real Options Analysis, ROA) 
und unterstützt IS-Manager durch die Evaluierung von IS-Flexibilität. 

• Basierend auf dem Vergleich verfügbarer IS-Planungsmethoden entwi-
ckelten PALANISAMY (Palanisamy 2005) Hypothesen, die Beziehungen zwi-
schen Nutzerbeteiligung, Flexibilität und IS-Erfolg beinhalten. PALANISAMY 
kommt zum Schluss, dass IS-Erfolg und organisationale Flexibilität durch 
IS-Flexibilität erreichet werden können. Die IS-Flexibilität an sich kann 
durch Nutzerbeteiligung beeinflusst werden. Diese Kausalkette kann den 
IS-Manager bei der Vorbereitung von IS-Gestaltungsentscheidungen un-
terstützen.  

Andere Autoren (bspw. Lederer und Salmela 1996, Venkatraman et al. 1993 und 
Langdon 2003) stellen abstrakte Methoden bereit, jedoch ohne eine explizite Be-
trachtung von Flexibilität. Zusammenfassend werden zwei Problemfelder bei der 
Betrachtung von Flexibilität identifiziert: 

• Problemfeld (a) – Mögliche Probleme aufgrund von Ungenauigkeit, 
Mehrdeutigkeit und Unvollständigkeit des Flexibilitätsbegriffs: Der 
Begriff „Flexibilität“ wird aufgrund intrinsischer und informationeller Un-
schärfe (Ungenauigkeit) sowie Mehrdeutigkeit oft generisch definiert. 
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Außerdem bleibt die Vollständigkeit von Definitionen (zumindest hin-
sichtlich eines gegebenen Modells, Konzepts oder Theorie) unklar. Dies 
erhöht die Gefahr, dass der Fokus auf falsche Aspekte gelegt wird oder 
dass wichtige Aspekte ausgelassen werden.  

• Problemfeld (b) – Mangel an methodischer Unterstützung: Keiner der 
untersuchten Artikel schlägt eine Methode zur Unterstützung der Flexibi-
litätsanalyse vor. Jedoch ist zur Reduktion der Komplexität der Aufgaben 
„Analyse und Gestaltung von flexiblen IS“ methodische Unterstützung 
zwingend erforderlich. Zudem vereinfacht ein schrittweiser Ansatz die 
Aufgabendurchführung durch IS-Manager (Zerlegung komplexer Aufga-
ben). Eine Lösung des Problemfeldes (a) ist eine notwendige Vorausset-
zung zur Maximierung der Entscheidungsunterstützung durch eine Me-
thode.  

In den folgenden Abschnitten wird eine Lösung der Problemfelder (a) und (b) 
vorgeschlagen. 

5.3 Entwicklung von Konstruktionsideen 

Die Problemfelder (a) und (b) werden unter Nutzung einer hierarchischen Ana-
lyse untersucht, um Konstruktionsideen für die Gestaltung des IS-Artefakts zu 
gewinnen. Hierfür wird eine Analyseebenenhierarchie herangezogen, die aus 
vier Analyseebenen besteht, welche Abstraktionsebenen hinsichtlich des Flexibi-
litätsbegriffs darstellen (Abb. B-11). Alle hierarchisch niedrigeren Ebenen erben 
die Eigenschaften von hierarchisch höheren Analyseebenen (Spezialisierung). 
Zudem stellen die Ebenen auch Abstraktionsebenen dar. Die abstrakteste Be-
trachtung des Flexibilitätsbegriffs erfolgt auf Analyseebene 3, die konkreteste 
Betrachtung auf Analyseebene 0. 

In Bezug auf die Forschungsfragen stellen die Analyseebenen Folgendes dar 
(Abb. B-11): 

• Analyseebene 3: Auf dieser Ebene werden die theoretischen Grundlagen 
festgelegt, d. h. der theoretische Ansatz der Flexibilitätsdefinition. Er-
kenntnisse der ‚Analyseebene 3’ bilden die Grundlagen für alle weiteren, 
hierarchisch niedrigeren Ebenen. Die theoretische Grundlage der in der 
Literatur gefunden generischen Flexibilitätsdefinition bleibt in Bezug auf 
diese Analyseebene weitestgehend unklar. Nur in einem der untersuchten 
Artikel wird die theoretische Grundlage explizit erwähnt. DE LEEUW und 
VOLBERDA entwickeln ihre Erkenntnisse aus einer organisationalen und 
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kontrolltheoretischen Perspektive (de Leeuw und Volberda 1996). Jedoch 
setzen die Autoren den Schwerpunkt auf Varietät und Struktur. Aus sys-
temtheoretischer Sicht fehlt somit die Betrachtung des Verhaltens (vgl. 
Abschnitt 5.1 und 5.3.1) 

• Analyseebene 2: Die theoretischen Annahmen der Analyseebene 3 bilden 
die Grundlagen für Analyseebene 2. Auf dieser Ebene wird der Flexibili-
tätsbegriff ausgearbeitet. Aus der Perspektive der Linguistik wird hier ei-
ne Bedeutung (semantischer Aspekt, hier: Erklärung mit bspw. Anpassungs-
fähigkeit) einem Symbol (syntaktischer Aspekt, hier: Flexibilität) zugeord-
net. Die Präzision und Eindeutigkeit dieser Beziehung ist ein wichtiger 
Aspekt für die weitere Erhöhung der Entscheidungsqualität (vgl. Problem-
feld (a)). Das Objekt, welches unter Flexibilitätsgesichtspunkten unter-
sucht werden soll, bleibt offen. 

• Analyseebene 1: Auf der Analyseebene 1 wird das betrachtete Objekt auf 
eine Klasse von Objekten eingeschränkt. Die verfügbaren Flexibilitätsde-
finitionen fokussieren spezielle Objekte die Flexibilität aufweisen (z. B. 
Fertigungsflexibilität, IT-Flexibilität) und spezielle Arten von Flexibilität 
(bspw. Geschwindigkeitsflexibilität). Die Vollständigkeit dieser Definitio-
nen bleibt unklar (vgl. Problemfeld (a)). Darüber hinaus führen fehlende 
theoretische Grundlagen der Analyseebene 3 und Ungenauigkeit sowie 
Mehrdeutigkeit, die auf Analyseebene 2 entstehen, zu zusätzlichen Prob-
lemen (bspw. unvollständige Analyse, falsche Interpretationen). 

• Analyseebene 0: Auf dieser Ebene befindet sich ein konkretes Objekt 
(bspw. bestehendes Unternehmen). Existierende Definitionen berücksich-
tigen diese Ebene nicht. Diese Ebene wird in Abschnitt 5.5 dieses Beitra-
ges behandelt. 

Auf der Grundlage der vorhergehenden Analysen wird postuliert, dass ein Flexi-
bilitätsverständnis, dessen Fokus auf Analyseebene 3 und Analyseebene 2 liegt, 
erforderlich ist. Einerseits kann ein solches IS-Artefakt für verschiedene Prob-
lemklassen angewendet werden (hoher Abstraktionsgrad), gleichzeitig steigt die 
Vollständigkeit der Untersuchungen. Eine Herausforderung ist, diese teilweise 
konfliktären Ziele zu erreichen. Im Folgenden wird die rechte Seite von 
Abb. B-11 entwickelt. 
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Abb. B-11:  Zur Literaturanalyse genutzte Analyseebenenhierarchie 

 Ausarbeitung der Analyseebene 3 5.3.1

Die Konstruktionsidee (a) besteht darin, die Allgemeine Systemtheorie (AST) 
nach BERTALANFFY als theoretische Fundierung zu nutzen (Bertalanffy 2001). Das 
zentrale Konzept der AST ist das System, welches bereits in Abschnitt 5.1 vorge-
stellt wurde. Die Methoden Zerlegung und Abstraktion vereinfachen des Weiteren 
die Untersuchung von Struktur- und Verhaltenskomplexität als Ursache des Be-
darfs an IS-Flexibilität. Aufgrund der Allgemeinheit der AST ist eine Anwendung 
auf mehrere Problemklassen möglich. 

Im Folgenden wird ein IS formal als ein System gemäß der AST interpretiert. 
Um die Argumentation zu präzisieren, sei I ≠ ∅ eine beliebige Indexmenge und 
v = {Vi: i ∈ I} eine Klasse von nichtleeren Mengen. Somit wird das allgemeine 
System SG als Relation zwischen den Mengen Vi, SG ⊆ × Vi, wobei i ∈ I definiert. 
Die Mengen Vi innerhalb von SG repräsentieren die Systemkomponenten. Die 
Menge RG ⊆ {(Vi,Vj):i,j ∈ I ∧ i ≠ j} ist die Struktur von SG, die die paarweisen 
Beziehungen zwischen Systemkomponenten beschreibt. Die Projektion 
SG → Vi × Vj beschreibt das Verhalten des Strukturelementes (Vi, Vj) (Mesarovic 
und Takahara 1975), (Ferstl und Sinz 2008). 

Bei der Interpretation eines IS als ein allgemeines System SIS kann die Menge 
Vi aufgeteilt werden in die Teilmenge VA, die die Aufgaben des IS umfasst, und 
die Teilmenge VAT, die die Aufgabenträger des IS umfasst. Es gilt: VA ∩ VAT = ∅. 
Die Teilmengen VA und VAT sind Subsysteme SA und SAT von SIS (Bertalanffy 
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2001), (Klir und Valach 1967), (Mesarovic und Takahara 1975). Durch die Ana-
lyse von Struktur und Verhalten von SIS kann ein Informationssystem IS voll-
ständig untersucht werden. 

Struktur und Verhalten eines IS sind zu einem gewissen Grad flexibel. Dieser 
Grad resultiert entweder „zufällig“ durch eine gewählte IS-Architektur oder 
kann explizit während der IS-Planungszeit beeinflusst werden. Unser Ansatz er-
möglicht die Einbeziehung von IS-Flexibilitätsaspekten zur Planungszeit und ist 
somit ein möglicher Weg um die Flexibilität von IS bewusst zu gestalten.  

Zusammenfassend wird folgende Flexibilitätsdefinition aufgestellt und für 
die folgenden Abschnitte zu Grunde gelegt:  

Flexibilität ist die Fähigkeit eines Systems, auf System- oder Umweltverände-
rungen unter Berücksichtigung gegebener Ziele durch Anpassung von Struktur 
und / oder Verhalten zu reagieren oder sie zu antizipieren.  

Aus systemtheoretischer Perspektive wird postuliert, dass diese Definition voll-
ständig ist. In den folgenden Abschnitten wird versucht, die Präzision dieses Fle-
xibilitätsverständnisses zu erhöhen. 

 Ausarbeitung der Analyseebene 2 5.3.2

Die zweite Konstruktionsidee (b) basiert auf dem Aufgabenkonzept nach KOSIOL4 
(Kosiol 1976), erweitert durch FERSTL und SINZ (2008). Die Nutzbarkeit des Auf-
gabenkonzeptes wurde in der IS-Forschung bereits in zahlreichen Fällen unter 
Beweis gestellt (Strobel 1998), (Schlitt 2004), (Suchan 2009). Obwohl das Auf-
gabenkonzept schon in den 70-er Jahren entwickelt wurde, ist es hinsichtlich 
neuer Anforderungen wie z. B. der Steigerung von Flexibilitätsbedarfen betrieb-
licher Systeme robust. Ein IS besteht aus informationsverarbeitenden Aufgaben 
(Aufgabenebene) und Aufgabenträgern, die diese Aufgaben ausführen (Aufga-
benträgerebene) (vgl. Abschnitt 5.1). Jede Aufgabe der Aufgabenebene wird im 
Folgenden gemäß der Konstruktionsidee (b) interpretiert. Geschäftsprozesse als 
Bestandteile von IS können als Aufgabennetze angesehen werden. Das Aufga-
bennetz spiegelt die Struktur des Geschäftsprozesses wider und die Interaktion 
der Aufgaben das Verhalten des Geschäftsprozesses. Modellierungssprachen (z. B. 
Unified Modeling Language (UML) oder das Semantische Objektmodell (SOM)) 

                                           
4  Die in Abschnitt 5.4 vorgestellte Methode umfasst die Aufgabenanalyse von KOSIOL. Die 

Aufgabensynthese ist Teil der Gestaltung von IS-Strategien, die in diesem Beitrag nicht be-
trachtet wird. 
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bieten unabhängige Modelle zur Modellierung von Struktur und Verhalten von 
Geschäftsprozessen (Ferstl und Sinz 2006). Es ist ratsam, Aufgabenträger hin-
sichtlich der Flexibilitätsanforderungen der Aufgabenebene zu gestalten oder 
auszuwählen („Make-Or-Buy-Entscheidung“) (Top-Down-Ansatz). Aus diesem 
Grund konzentriert sich dieser Beitrag auf die Aufgabenebene. 

Jede Aufgabe (z. B. Vermietung von e-Cars) kann aus Außensicht und Innen-
sicht charakterisiert werden (Abb. B-12). Die Außensicht zeigt das Aufgabenob-
jekt, ein Sachziel und ein oder mehrere Formalziele sowie ein oder mehrere 
Vorereignisse und Nachereignisse. Das Aufgabenobjekt umfasst alle Attribute 
des Systems, die durch das Lösungsverfahren der Aufgabe beeinflusst werden 
(z. B. Kundendaten, e-Car-Verfügbarkeit). Das Sachziel spezifiziert die erwarteten 
Ergebnisse nach der Aufgabendurchführung (z. B. vermiete e-Car!).  

Ein Formalziel legt Zielerreichungsgrade, z. B. hinsichtlich Zeit, Qualität und 
Kosten fest, die nach der Aufgabendurchführung erfüllt werden sollen (z. B. Ma-
ximiere Flottenauslastung!). Es wird zwischen Typen von Sach- oder Formalzielen 
(z. B. „vermiete e-Cars!“ oder „Deckungsbeitrag“) und Instanzen von Sach- und 
Formalzielen (z. B. „vermiete eCar mit der Nummer 31“ oder „Maximiere den De-
ckungsbeitrag bei der Vermietung von e-Car mit der Nummer 31“). Ein oder mehrere 
Vorereignisse lösen die Aufgabendurchführung aus (z. B. „Anmietungswunsch liegt 
vor“), wohingegen ein oder mehrere Nachereignisse nach der Aufgabendurch-
führung vorliegen (z. B. „e-Car ist vermietet“). Die Innensicht offenbart das Lö-
sungsverfahren der Aufgabe, welches das Sachziel der Aufgabe realisiert. Ein Lö-
sungsverfahren kann in Aktionensteuerung und Aktionen zerlegt werden. Die 
Aktionensteuerung steuert den Ablauf der Aktionen, wohingegen Aktionen mit 
dem Aufgabenobjekt unter Nutzung von Sensor- und Aktor-Beziehungen intera-
gieren. Die Beziehung zwischen Aktionensteuerung und Aktionen kann als Re-
gelkreis interpretiert werden. Eine Aufgabe wird durch einen oder mehrere Auf-
gabenträger ausgeführt. Aufgabenträger sind entweder Personen für nicht-
automatisierte Aufgaben, Anwendungssysteme/Maschinen für vollautomatisierte 
Aufgaben oder Mensch-Maschine-Systeme für teilautomatisierte Aufgaben. 

Zur Unterstützung der Analyse und Gestaltung von IS können die Aufgaben-
merkmale aus Struktur- und Verhaltenssicht analysiert werden. 
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Abb. B-12:  Aufgabenkonzept 

Durch die Kombination der Konstruktionsideen (a) und (b) wird die Aufgabe im 
Folgenden aus Struktur- und Verhaltenssicht analysiert (vgl. Tabelle 2). 

 
 Flexibilitätsarten 

Verhaltensflexibilität 
Strukturflexibilität 

Hinzufügen oder Entfernen von… 

Au
fga

be
nm

er
km

ale
 

Vorereignis Variabler zeitlicher Eintritt von 
Vorereignis(sen) Vorereignis(sen) 

Sach-/  
Formalziel 

Variabilität von Sach- und/oder 
Formalziel(en) Sach- und Formalziel(en) 

Lösungs-
verfahren 

Ergebnisvariabilität des Lösungs-
vefahrens 

Bestandteilen des Lösungsverfahren 
(Aktionensteuerung oder Aktionen) 

Aufgaben-
objekt Veränderlichkeit von Attributen Attribut(en) 

Nachereignis Variabler zeitlicher Eintritt von 
Nachereignis(sen) Nachereignis(sen) 

Tab. B-3: Flexibilität von Aufgabenmerkmalen aus systemtheoretischer 
Perspektive  

Die in Tab. B-3 aufgeführten Flexibilitätsarten können (a) getrennt auftreten, 
d. h. nur ein einziges Aufgabenmerkmal ist flexibel. Oder aber es sind (b) meh-
rere Aufgabenmerkmale flexibel. Um die Analyse der Flexibilität von Aufgaben-
merkmalen zu vereinfachen, können einige Zusammenfassungen von Aufgaben-
merkmalen vorgenommen werden: 
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• ‘Flexibilität im Bereich einer losen Aufgabenkopplung’: Aufgaben können 
mithilfe von Vor- und Nachereignissen lose gekoppelt werden (Eckert et 
al. 2005). Wenn beispielsweise eine Aufgabe A (z. B. Produktion) mit einer 
Aufgabe B (z. B. Distribution) lose gekoppelt ist, dann sind ein oder meh-
rere Nachereignisse der Aufgabe A mit den Vorereignissen der Aufgabe B 
identisch (Nachereignis der Aufgabe A, z. B. Produkt ist hergestellt, ist mit 
dem Vorereignis der Aufgabe B identisch). Bei Strukturflexibilität ändern 
sich die Typen oder die Existenz dieser Ereignisse, wohingegen bei Ver-
haltensflexibilität die Eintrittszeitpunkte dieser Ereignisse unterschiedlich 
sind. Es können zwei Varianten der Flexibilität durch lose Aufgabenkopp-
lung identifiziert werden: (1) Flexibilität von einem oder mehreren Vor-
ereignissen oder Nachereignissen sowie (2) Flexibilität von einem oder 
mehreren Vorereignissen und Nachereignissen.  

• ‘Flexibilität im Bereich der Aufgabenkoordination’: Aufgaben werden hie-
rarchisch oder nicht-hierarchisch unter Nutzung von Sach- und Formal-
zielen koordiniert. Sach- und Formalziele können typisiert (z. B. Sachziel 
„Vermiete!“ oder Formalziel „Deckungsbeitrag“) und instanziiert (z. B. 
Sachzielinstanz „Vermiete e-Car mit der Nummer 31“ oder Formalzie-
linstanz „Maximiere Deckungsbeitrag!“) werden. Aufgabenkoordination 
umfasst Sachziele und ein oder mehrere Formalziele. 

5.4 Einführung einer Methode zur Analyse von IS-Flexibilität 

Aufbauend auf Abschnitt 5.3 wird im Folgenden eine Methode zur Analyse von 
IS-Flexibilität vorgeschlagen, mit dem Ziel die Analyse und Gestaltung von IS zu 
unterstützen (Abb. B-13). Die Methode unterstützt die Analyse (a) der gegen-
wärtigen (Ist-) IS-Flexibilität sowie (b) der erforderlichen (Soll-) IS-Flexibilität. 
Es ist zu beachten, dass die Methode keine funktionale Beziehung zwischen IN 
und OUT von SIO impliziert (vgl. Abschnitt 5.1).  

Die Methode besteht aus sechs Schritten. Im ersten Schritt werden die rele-
vanten Geschäftsprozesse mithilfe von Geschäftsprozessmodellierungssprachen 
(z. B. ARIS, BPMN, SOM, UML) modelliert. Das Geschäftsprozessmodell abstra-
hiert von der Komplexität des realen Systems und besteht aus einem Aufgaben-
netz. Im zweiten Schritt wird jede einzelne Aufgabe des Geschäftsprozesses an-
hand der Aufgabenmerkmale aus Innen- und Außensicht untersucht (Abb. B-12). 
Jede Aufgabe kann (durch die Interpretation als System) in weitere Aufgaben (in 
Analogie zu Subsystemen) zerlegt werden. Der Detaillierungsgrad des Modells 
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ist hinreichend, wenn der IS-Manager zwischen unflexiblen und flexiblen Aufga-
ben unterscheiden kann. 

 
Abb. B-13:  Methode zur Analyse von IS-Flexibilität als ein IS-Artefakt 

Im dritten Schritt ist die Ist-Flexibilität einer individuellen Aufgabe zu bewerten. 
Für jedes Aufgabenmerkmal muss der IS-Manager entscheiden, ob Verhaltens- 
und Strukturflexibilität derzeit vorliegen. Darüber hinaus muss der IS-Manager 
untersuchen, in welcher Weise die Merkmale im Hinblick auf diese Aspekte fle-
xibel sind. Die Ergebnisse können unter Nutzung von Abb. B-14 und Tab. B-3 
ordinalskaliert klassifiziert werden. Das Portfolio besteht aus den beiden Dimen-
sionen (a) Flexibilität aus Innensicht und (b) Flexibilität aus Außensicht der 
Aufgabe. Aufgabenmerkmale der Innensicht sowie Aufgabenmerkmale 
(Abb. B-12) der Außensicht der Aufgabe können faktisch unabhängig voneinan-
der flexibel sein (Orthogonalität der Dimensionen). Die Untersuchung der Auf-
gabenmerkmale muss zweimal durchgeführt werden: einmal für Struktur- und 
einmal für Verhaltensflexibilität. Abhängig von den Klassifikationen der Dimen-
sionen ist die Struktur- oder Verhaltensflexibilität entweder „niedrig“, „mittel“ 
oder „hoch“.  

Die Ergebnisse der Struktur- und Verhaltensflexibilität werden aggregiert 
(Abb. B-15). Die Felder 1, 2, 4 der Matrix (Abb. B-14) entsprechen dem Flexibili-
tätswert „niedrig“, die Felder 3, 5, 7 „mittel“ und 6 sowie 8 bis 12 dem Wert 
„hoch“. Die Ergebnisse stellen die Ist-Struktur- und Ist-Verhaltensflexibilität der 
untersuchten Aufgabe dar. 
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Abb. B-14:  Ermittlung der Struktur- und Verhaltensflexibilitätsniveaus 

Im vierten Schritt der Methode wird die Soll-Flexibilität in Analogie zum oben 
beschriebenen dritten Schritt bestimmt. Merkmale des Umweltsystems und des 
betrieblichen Systems (z. B. häufige Änderungen von Lieferanten oder Ge-
schäftsmodell und -plänen) bilden den Input IN für die Bestimmung der Soll-
Flexibilität. Abhängig von IN muss der IS-Manager die Frage beantworten, auf 
welche Weise das IS flexibel sein soll. Die Ergebnisse aus Schritt drei und vier 
sind die Ist- und Soll-Flexibilität der Aufgabe (Output OUT von SIO). 

 
Abb. B-15:  Flexibilitätsniveauportfolio 

Im fünften Schritt wird die Ist- und Soll-Flexibilität jedes Aufgabenmerkmals der 
betrachteten Geschäftsprozesse vergleichend gegenübergestellt. Die Ergebnisse 
des Flexibilitätsniveauportfolios können mithilfe eines 3 × 3 Flexibiliäts-
differenzportfolios interpretiert werden (Abb. B-16). Die Position der untersuch-
ten Aufgabenmerkmale im Portfolio hängt von den Untersuchungsergebnissen 
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im dritten und vierten Schritt der Methode ab. Schwarze Quadranten weisen auf 
starke Differenzen zwischen Ist- und Soll-Flexibilität hin, graue Quadranten zei-
gen moderate Differenzen auf. Insbesondere für Aufgabenmerkmale in schwar-
zen Feldern ist eine flexibilitätsorientierte Modifikation des untersuchten IS 
empfehlenswert. Wenn die Niveaus der aktuellen Flexibilität und der Soll-
Flexibilität gleich sind, sind keine größeren Veränderungen bezüglich der analy-
sierten Aufgabe nötig. Wenn die Soll-Flexibilität niedriger ist als die Ist-
Flexibilität, muss die Organisation überlegen, die Ist-Flexibilität zu senken, an-
statt ein zu hohes Maß an Flexibilität bereitzustellen. 

 
Abb. B-16:  Flexibilitätsdifferenzportfolio 

Auf Grundlage der Ergebnisse aus den Schritten eins bis fünf ist es in Schritt 
sechs möglich, Handlungsempfehlungen für die grundlegende Gestaltung von IS 
abzuleiten. Diese „Faustregeln“ können IS-Managern als erster Anhaltspunkt bei 
der Gestaltung der IS-Strategie dienen. Sie sind vollständig hinsichtlich der 
Struktur des Aufgabenbegriffs. 

• Faustregel (a) – Flexibilität von Sach- und Formalzielen der Aufgabe: 
Das Lösungsverfahren sowie das Aufgabenobjekt werden in Abhängigkeit 
vom Typ des Sachziels (z. B. „Vermiete e-Car“) und vom Typ des Formal-
ziels (z. B. „Deckungsbeitrag“) definiert. Dennoch können die Sachziele 
hinsichtlich ihres Typs (z. B. Vermietungsvarianten) und der Instanzen 
(z. B. Anzahl von Vermietungen) („Vielfalt von Sachzielen“) variieren. Die 
Variabilität von Sachzielen (Typen und Instanzen des Sachziels) muss 
dem IS-Manager bewusst sein.   
Empfehlungen: Das Lösungsverfahren der Aufgabe sollte hinsichtlich seiner 
Ist-Flexibilität weiter untersucht werden. Dazu ist eine Zerlegung des Lö-
sungsverfahrens in Aktionensteuerung und Aktionen notwendig 
(Abb. B-12). Die Ist-Flexibilität des Zerlegungsproduktes ist zu untersu-
chen. Wenn es die Variabilität der Sach- und Formalziele erfordert, ist das 
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Lösungsverfahren dem Flexibilitätsbedarf entsprechend anzupassen. Es ist 
empfehlenswert, die Nutzung einer Service-orientierten Architektur (SOA) 
als ein Paradigma für die Gestaltung des IS zu evaluieren.  

• Faustregel (b) – Flexibilität von Vor- und Nachereignissen der Auf-
gabe: Flexibilitätsanforderungen entstehen oft aus dem Bedarf, Aufgaben 
in einer anderen als der ursprünglich geplanten Reihenfolge auszuführen. 
Eine weitere Quelle von Flexibilitätsanforderungen ist die Ungewissheit 
bezüglich der zeitlichen Merkmale von Vor- und Nachereignissen. Ein fle-
xibles IS muss in der Lage sein, die Ungewissheit bei Vor- und Nachereig-
nissen zu unterstützen. Hinsichtlich Strukturflexibilität im Bereich von 
Vor- und Nachereignissen ist es empfehlenswert, IS-Architekturen zu un-
tersuchen, die Ereignisse unabhängig von bestimmten Sendern und Emp-
fängern unterstützen.   
Empfehlung: Der Nutzen von z. B. Ereignisgetriebener Architektur (EDA) 
(Taylor et al. 2009) als ein Gestaltungsparadigma für die IS-Strategie ist 
zu prüfen. 

• Faustregel (c) – Flexibilität des Lösungsverfahrens der Aufgabe: Zur 
Bereitstellung von Verhaltens- und Strukturflexibilität im Bereich des Lö-
sungsverfahrens ist die Bildung von Subsystemen empfehlenswert. Sub-
systeme können entweder unter Nutzung der objektorientierter Zerlegung 
(Ferstl und Sinz 2008) des Lösungsverfahrens oder der Zerlegung des Lö-
sungsverfahrens gemäß dem Aktionenprinzip (Ferstl und Sinz 2008) be-
stimmt werden.   
Empfehlung: Es ist empfehlenswert, z. B. den Nutzen von SOA als ein Pa-
radigma für die IS-Strategie zu evaluieren, um modularisierte Lösungsver-
fahren zu unterstützen. 

• Faustregel (d) – Flexibilität des Aufgabenobjekts: Flexibilität inner-
halb des Aufgabenobjekts bedeutet, dass die Attribute einer Aufgabe ge-
ändert werden können. Das IS muss so gestaltet sein, dass der Flexibili-
tätsbedarf im Bereich des Aufgabenobjekts gedeckt werden kann. Ein we-
sentlicher Beitrag dazu kann geleistet werden, indem gewährleistet wird, 
dass alle Attribute zu jeder Zeit durch das Lösungsverfahren zugreifbar 
sind.   
Empfehlung: Zur Integration von Aufgabenobjekten ist es empfehlenswert, 
Konzepte aus dem Bereich von Enterprise Application Integration (EAI), 
z. B. Objektintegration (Ferstl und Sinz 2008), zu evaluieren. 



96    

5.5 Anwendung der Methode 

Die e-Car-Domäne wird in diesem Beitrag verwendet, um (a) spezielle Anforde-
rungen der Domäne bezüglich IS-Flexibilität hervorzuheben und (b) die An-
wendbarkeit des entwickelten IS-Artefakts zu demonstrieren. Hierfür dient das 
in Kapitel 2 vorgestellte e-Car-Szenario. Dieses wurde mit Experten aus der Au-
tomobilindustrie validiert und dient so als belastbare Grundlage für die Anwen-
dung der Methode.  

Der erste Schritt der Methode sieht die Modellierung des zu untersuchenden 
Geschäftsprozesses vor. Basierend auf dem e-Car-Szenario aus Kapitel 2 wird ein 
Ausschnitt des Szenarios mithilfe eines Interaktionsschemas (IAS) als Teil der Me-
thodik der Semantischen Objektmodells (SOM) modelliert (Ferstl und Sinz 2006; 
Ferstl und Sinz 2008). Ein IAS stellt die Struktur eines Geschäftsprozesses dar 
(Abb. B-17) und besteht aus betrieblichen Objekten (BO), die Aufgaben gemäß 
dem Aufgabenbegriff (Abb. B-12) kapseln. Die betrieblichen Objekte sind durch 
Transaktionen verbunden (TA). 

Der untersuchte Geschäftsprozess ist Bestandteil des Teilszenarios C (Mobili-
ty Provision, siehe Kapitel 2). Ein Unternehmen (e-Car Vermieter) versteht sich 
so als Dienstleister für Mobilität und bietet e-Cars zur Vermietung an. Der Kunde 
erhält nach erfolgter Vermietung eine Rechnung und veranlasst eine entspre-
chende Zahlung. 

 
Abb. B-17:  Geschäftsprozess (Struktursicht) „Mobility Provision“ 

Die Transaktion D: Mobilitätsdienstleistung wird gemäß des V-D-Patterns zerlegt 
in V: Buchung und D: Mobilität. Das betriebliche Objekt e-Car Vermieter wird in 
Finanzwesen, Mietauftragsverwaltung und Mobilitätsbereitstellung zerlegt 
(Abb. B-18). 
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Abb. B-18:  Erste Zerlegung des Geschäftsprozesses „Mobility Provision“ 

In einer weiteren Zerlegung wird die Mietauftragsverwaltung näher betrachtet. Es 
resultieren die betrieblichen Objekte Auftragsverwaltung, e-Shop und Call Center. 
Für den Kunden stehen somit zwei Kanäle zur Verfügung, um eine e-Car Bu-
chung vorzunehmen (Abb. B-19).  

 
Abb. B-19:  Zweite Zerlegung des Geschäftsprozesses „Mobility Provision“ 

– Ist-Zustand 

Im Folgenden wird exemplarisch eines der betrieblichen Objekte des in 
Abb. B-19 gezeigten Geschäftsprozessmodells für die Anwendung der Methode 
herausgegriffen. Für diesen Zweck wird das betriebliche Objekt Auftragsverwal-
tung ausgewählt. Zwar enthalten betriebliche Objekte üblicherweise mehr als ei-
ne einzige Aufgabe, aus Vereinfachungszwecken wird hier jedoch angenommen, 
dass dieses betriebliche Objekt genau eine Aufgabe umfasst.  
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Im zweiten Schritt der Methode wird die Aufgabe Auftragsverwaltung gemäß 
der Aufgabenbegriffs im Detail modelliert (Abb. B-20). 

 
Abb. B-20:  Detailmodellierung der Aufgabe Auftragsverwaltung 

Basierend auf den oben analysierten Aufgabenmerkmalen wird die Ist-
Flexibilität des IS (hier der Aufgabe Auftragsverwaltung) ermittelt (Schritt 3 der 
Methode). Gemäß dem systemtheoretischen Grundverständnis von Flexibilität 
wird jedes der Aufgabenmerkmale aus Struktur- und Verhaltensperspektive un-
tersucht (Tab. B-4).  
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 Verhaltensflexibilität Strukturflexibilität 

Sachziel Nicht notwendig. 
Nicht notwendig, da ein Sachziel 
ausschließlich von der Unterneh-
mensleitung vorgegeben wird. 

Formalziel 

Es ist möglich, dass die Unternehmenslei-
tung das Formalziel Maximiere Deckungsbei-
trag anpasst. Es ist beispielsweise denkbar, 
dass stattdessen die Auslastung der e-Car-
Flotte maximiert werden soll. 

Nicht notwendig, da Formalziele 
ausschließlich von der Unterneh-
mensleitung vorgegeben werden. 

Vorereignis 

Es ist unbekannt, wann eine Buchung ein-
trifft. Des Weiteren kann das Vorereignis 
aus zwei verschiedenen Buchungskanälen 
entstammen. Durch diese Varianten ist 
Verhaltensflexibilität vorhanden. 

Nicht notwendig, da das Vorer-
eignis aus einem der beiden vor-
definierten Buchungskanäle ent-
stammt. 

Lösungs-
verfahren 

Das Lösungsverfahren ist in Zusammen-
hang mit dem Sach- und Formalziel der 
Aufgabe zu betrachten. Da die Notwendig-
keit besteht, auch andere Formalziele zu 
erfüllen, muss die entsprechende Flexibili-
tät im Lösungsverfahren vorhanden sein. 

Nicht notwendig. 

Aufgaben-
objekt Nicht notwendig. Nicht notwendig. 

Nach-
ereignis 

Aufgrund unterschiedlich langer Anmie-
tungszeiträume ist unbekannt, wann eine e-
Car-Vermietung beendet ist und die Ab-
rechnungsdaten an das Finanzwesen ge-
sendet werden können. 

Nicht notwendig. Das Nachereig-
nis wird ausschließlich an das Fi-
nanzwesen übermittelt. 

Tab. B-4: Ist-Flexibilität der Aufgabe Auftragsverwaltung  

Im Schritt 4 der Methode wird – analog zu Schritt 3 – die Soll-Flexibilität der 
einzelnen Aufgabenmerkmale untersucht. Das Unternehmen möchte zukünftig 
die Anzahl der Vertriebskanäle erhöhen, worauf insbesondere die Auftragsver-
waltung ausgerichtet werden muss. Es darf in diesem Bereich daher kein Flexibi-
litätsdefizit entstehen. Abb. B-21 zeigt die Soll-Situation des Geschäftsprozesses. 
Anstelle von zwei Kanälen zur Buchung eines e-Cars sollen nun vier Kanäle zur 
Verfügung stehen. 
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Abb. B-21:  Zweite Zerlegung des Geschäftsprozesses „Mobility Provision“ 

– Soll-Zustand 

Zusätzlich zur Ist-Flexibilität soll folgende Flexibilität zur Verfügung gestellt 
werden (Tab. B-5). 

 Verhaltensflexibilität Strukturflexibilität 

Sachziel Keine zusätzlichen Bedarfe im Ver-
gleich zur Ist-Flexibilität. 

Keine zusätzlichen Bedarfe im Ver-
gleich zur Ist-Flexibilität. 

Formalziel Keine zusätzlichen Bedarfe im Ver-
gleich zur Ist-Flexibilität. 

Keine zusätzlichen Bedarfe im Ver-
gleich zur Ist-Flexibilität. 

Vorereignis 
Die Verhaltensflexibilität steigt, da 
zukünftig aus vier statt bisher aus 
zwei Kanälen Aufträge eintreffen. 

Die Vorereignisse der Aufgabe ent-
stammen aus zwei zusätzlichen, und 
somit insgesamt vier Kanälen. 

Lösungsverfah-
ren 

Das Lösungsverfahren muss zukünf-
tig mehr Buchungskanäle beherr-
schen (im Sinne von Varianten)  

Keine zusätzlichen Bedarfe im Ver-
gleich zur Ist-Flexibilität. 

Aufgabenob-
jekt 

Keine zusätzlichen Bedarfe im Ver-
gleich zur Ist-Flexibilität. 

Es werden zukünftig neue Attribute 
nötig, um die neuen Buchungskanäle 
abbilden zu können. 

Nachereignis 

Die Verhaltensflexibilität steigt, da 
zukünftig an vier statt bisher an 
zwei Kanäle die Nachereignisse pu-
bliziert werden. 

Die Nachereignisse müssen über zwei 
zusätzliche Kanäle publiziert werden.

Tab. B-5: Soll-Flexibilität der Aufgabe Auftragsverwaltung 
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Die Nutzung des Portfolios hilft bei der Bestimmung der Werte für die Ist- und 
Soll-Flexibilität. Die Ist-Strukturflexibilität ist in Feld 1 einzuordnen, die Ist-
Verhaltensflexibilität in das Feld 8. Dort ist ebenfalls die Soll-
Verhaltensflexibilität eingeordnet. Die Soll-Strukturflexibilität wird in Feld 7 
eingeordnet. 

 
Abb. B-22:  Flexibilitätsportfolio 

Abb. B-22 zeigt, dass die Verhaltensflexibilität der Aufgabe im Ist- und Soll-
Zustand übereinstimmt. Problematisch ist der Unterschied zwischen Ist- und 
Soll-Zustand im Bereich der Strukturflexibilität. Im Soll-Zustand ist deutlich hö-
here Strukturflexibilität notwendig. Die Flexibilitätsdifferenz wird veranschau-
licht in Abb. B-23. Während das bisherige IS dem Bereich verhaltensflexibler IS 
zuzuordnen ist, ist das zukünftige IS am Anfang des Bereichs hochflexibler IS 
einzuordnen. 

 
Abb. B-23:  Flexibilitätsniveauportfolio 
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Welche Merkmale der Aufgabe besonders betroffen sind, zeigt Abb. B-24. 

 
Abb. B-24:  Aufgabenmerkmale im Flexibilitätsvergleich 

Die größten Differenzen sind, wie oben analysiert, im Bereich der Vor- und Na-
chereignisse sowie im Bereich von Lösungsverfahren und Aufgabenobjekt vor-
handen.  

Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass eine Anpassung der IS-
Flexibilität in begrenztem Maße notwendig ist. Zwar ist aufgrund der vier Bu-
chungskanäle entsprechende Verhaltensflexibilität gefordert, die Strukturflexibi-
litätsbedarfe steigen im Vergleich zur Ist-Situation an, sind aber dennoch eher 
moderat. 

Im Schritt 6 der Methode werden abschließend Handlungsempfehlungen 
bzw. Hinweise für die IS-Gestaltung gegeben.  

• Aufgrund der Vielzahl von Buchungskanälen muss das Informationssys-
tem von der jeweiligen Quelle des aufgabenauslösenden Ereignisses abs-
trahieren. Hierfür kann dem Unternehmen empfohlen werden, die Aufga-
be der Auftragsverwaltung kontextsensitiv zu gestalten. 

• Die einzelnen Buchungskanäle sollten die Buchungsdaten in einem stan-
dardisierten Format, z. B. in Form von XML-Nachrichten, an die Auftrags-
verwaltung übertragen. 

• Im Bereich der Datenhaltung ist darauf zu achten, dass eine Erweiterung 
des Aufgabenobjektes möglich ist. 

5.6 Fazit, Einschränkungen und Ausblick 

Im Rahmen dieses Beitrags wird eine Analyse des Flexibilitätsbegriffes in der IS-
Forschung durchgeführt und ein eigenes Flexibilitätsverständnis auf der Grund-
lage der System- und Organisationstheorie entwickelt (Forschungsfrage F1). 
Darüber hinaus wird eine Methode für die Erkennung von Flexibilitätsdifferen-
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zen vorgeschlagen, um den wissenschaftlichen Diskurs über IS-Flexibilität zu 
fördern (Forschungsfrage F2). Die Menge OUT von SIO (vgl. Abschnitt 5.1) wird 
durch die Faustregeln bestimmt. Diese Faustregeln bilden den Input zur Unter-
stützung der Konstruktion einer IS-Strategie im Hinblick auf Flexibilität. Schließ-
lich wurde die Anwendbarkeit der Methode am Beispiel eines Szenarios aus der 
e-Car-Domäne gezeigt. Auf der Grundlage des Fallibilismus (Popper 2007) kön-
nen die inhärenten Hypothesen der Methode, repräsentiert durch die Konstruk-
tionsideen (a) und (b), akzeptiert werden.  

Nichtsdestotrotz hat die Methode einige Einschränkungen:  
• Es existiert eine semantische Lücke zwischen den Faustregeln und der 

Konstruktion von IS-Strategien. Ein zukünftiges Forschungsziel ist, die Lü-
cke zu schließen, um den Nutzen der Methode zu erhöhen. 

• Um die Unterstützung von IS-Managern zu erhöhen, ist ein Software-
werkzeug erforderlich. Ideal wäre eine Implementierung des gesamten 
Vorgehensmodells, um den Zeitaufwand zu reduzieren und die Bewälti-
gung der Komplexität zu unterstützen. 

• Die Methode wurde bereits erfolgreich in den Domänen Großanlagenbau 
und e-Car angewendet. Dennoch besteht die Notwendigkeit weitere, um-
fassende Fallstudien durchzuführen, die die Anwendbarkeit der Methode 
weiter prüfen. Diese Szenarien erfassen idealerweise verschiedene Indust-
rien. Das Ziel der zukünftigen Forschung ist, die Methode zusammen mit 
Praxispartner zu evaluieren.  

Obwohl dieser Forschungsbeitrag nur einen kleinen Beitrag zum tieferen Ver-
ständnis des Flexibilitätsbegriffes leistet, hat die vorgestellte Methode das Poten-
zial, IS-Manager bei der Analyse und Gestaltung von IS zu unterstützen. Unsere 
zukünftige Forschungsstrategie umfasst Laborexperimente mit Studenten und 
Praktikern, um bereits erkannte Verbesserungspotenziale zu realisieren und zu-
sätzliche Verbesserungspotenziale der Methode zu identifizieren.  
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6 Flexibilitätshemmnisse im Geschäftsprozessmanagement 

Matthias Kurz 

Zusammenfassung. Dieses Kapitel entwickelt anhand empirischer For-
schung ein Modell zur Beschreibung der Flexibilitätshemmnisse im Ge-
schäftsprozessmanagement. Dieses Modell dient einerseits zur Gewährleis-
tung der problemadäquaten Ausrichtung des Forschungsverbunds – insbe-
sondere des Teilprojekts Flex.Act – und gibt Unternehmen ein aus der Pra-
xis stammendes Instrument zur Analyse und Antizipation von Flexibilitäts-
hemmnissen an die Hand. 

6.1 Flexibilitätsbegriff 

Der Begriff Flexibilität wird in mannigfaltigen Zusammenhängen und Anwen-
dungsfällen verwendet (Evans 1991, S. 72). So betrachtet THIELEN (1993, S. 57f) 
Flexibilität aus den Perspektiven der Produktions-, Kosten-, Entscheidungs- und 
Organisationstheorie. Die mit der Multiperspektivität einhergehende fehlende 
kanonische Bedeutung des Begriffs (Evans 1991, S. 74) erfordert die Entwick-
lung einer Arbeitsdefinition. In diesem Abschnitt wird zunächst ein allgemeiner 
Flexibilitätsbegriff entwickelt, der schließlich um den Geschäftsprozess-
managementaspekt zur definitorischen Grundlage dieser Arbeit ergänzt wird. 

 Definitionen 6.1.1

Der Duden gibt zwei Bedeutungen des Begriffs Flexibilität an (Duden 2003): 
(1) „flexible Beschaffenheit; Biegsamkeit, Elastizität“ und (2) „Fähigkeit des fle-
xiblen, anpassungsfähigen Verhaltens“. Entsprechend dem Ziel dieser Arbeit – 
der Steigerung der Anpassungsfähigkeit von Geschäftsprozessen an veränderte 
Umweltbedingungen – wird die zweite Bedeutung für die weitere Untersuchung 
herangezogen. MERRIAM-WEBSTER (2010) konkretisiert diese Bedeutung, indem 
das Lexikon die Anpassungsfähigkeit auf neue oder veränderte Anforderungen 
bezieht (“[Flexibility is] characterized by a ready capability to adapt to new, dif-
ferent, or changing requirements”). 

EPPINK (1978) konkretisiert diese Definition für den Unternehmenskontext: 
„Flexibility can be seen as a characteristic of an organization that makes it less 
vulnerable for or puts it in a better position to respond successfully to unfore-
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seen environmental change” (Eppink 1978, S. 10). Das Verständnis von verän-
derten Umweltbedingungen als Auslöser wird auch von KALUZA (1995) aufgegrif-
fen, der jedoch die Häufigkeit der Änderungen der Umweltbedingungen hervor-
hebt (Kaluza 1995, S. 4). 

JACOB (1990) schlägt eine ganz ähnliche Definition vor, der zufol-
ge Flexibilität “[…] die Eigenschaft […] einer Sache (z. B. Maschine, Ferti-
gungssystem), einer Einrichtung oder eines Teils davon (z. B. Unternehmen, Un-
ternehmensorganisation, Produktions-, Finanz- und Marketingbereich), eines Tä-
tigwerdens oder Tuns, sich gut an veränderte Gegebenheiten und daraus resul-
tierend, veränderte Aufgaben anpassen zu lassen“ (Jacob 1990, S. 16), ist. 

Zusammengefasst beziehen sich die obigen Definitionen auf die folgenden 
Aspekte: Häufige und schlecht planbare Änderungen der Umweltbedingungen erfor-
dern die Fähigkeit zur Anpassung seitens der betroffenen Unternehmen. 

 
Abb. B-25:  Flexibilitätsbegriff nach (Thielen 1993, S. 59) 

THIELEN (1993) ergänzt diese Definition um die in Abb. B-25 dargestellten As-
pekte Handlungszeitpunkt und Einstellung zum Wandel. So ist die frühzeitige Er-
kennung des Anpassungsbedarfs eine Voraussetzung für die rasche Bewältigung 
von Veränderungen (Thielen 1993, S. 58). Auf diese Weise können Unternehmen 
auf neue Umweltbedingungen reagieren, bevor sie sich negativ bemerkbar ma-
chen. Ferner gilt es THIELEN (1993) zufolge, dem Wandel offensiv zu begegnen. 
Dies bedeutet, dass neue Herausforderungen „nicht als Gefahr, sondern als 
Chance“ (Thielen 1993, S. 56) wahrgenommen werden. Neben der frühzeitigen 
Reaktion auf Veränderungen ermöglicht dies Unternehmen „[…] als Vorreiter 
einer – zumeist unaufhaltsamen – Entwicklung Vorteile gegenüber der Konkur-
renz zu erzielen“ (Thielen 1993, S. 56). 
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Diesem Flexibilitätsbegriff steht der Begriff der Rigidität gegenüber. THIELEN 
(1993) zufolge ist hierunter die „Unfähigkeit bzw. Weigerung der Unterneh-
mung, sich an veränderte Anforderungen anzupassen“ zu verstehen (Thielen 
1993, S. 58f). 

 Konsolidierte Definition 6.1.2

Um ein einheitliches Flexibilitätsverständnis zu entwickeln, integriert dieser Ab-
schnitt die vorherigen Definitionen zu einer konsolidierten Definition, welche 
die begriffliche Grundlage für diese Arbeit darstellt. 

 
Abb. B-26:  Flexibilitätsbegriff  

(aufbauend auf Thielen 1993, S. 59) 
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Aufbauend auf (Gebauer und Schober 2006) unterscheiden GEBAUER und LEE 
(2008) zwischen der Nutzungs- und Änderungsflexibilität von Informationssyste-
men. Erstere bezieht sich auf die einem Informationssystem immanente Fähig-
keit, ohne größere Änderungen veränderten Anforderungen zu entsprechen. Die 
zweite Flexibilitätsform bezieht sich auf den Aufwand, ein Informationssystem 
an neue Anforderungen anzupassen, die bei seiner ursprünglichen Entwicklung 
nicht abzusehen waren (Gebauer und Lee 2008, S. 73). Obwohl GEBAUER und LEE 
(2008) bzw. GEBAUER und SCHOBER (2006) sich explizit auf Informationssysteme 
beziehen, stellt diese Unterscheidung ein Instrument zur Schärfung des obigen 
Flexibilitätsbegriffs dar, welcher in enger Beziehung zu einem Anpassungsvor-
gang innerhalb der betroffenen Unternehmen steht. Dementsprechend bezieht 
sich der Flexibilitätsbegriff dieser Arbeit auf die Änderungsflexibilität. 

Umfangreiche Anpassungen des Unternehmens spiegeln sich prinzipbedingt 
in der Unternehmensorganisation wider. Wie in (Kurz 2009) dargelegt, gibt es 
mehrere verbreitete Ansätze zur Unternehmensorganisation. Organisationstheo-
retisch wird zwischen Aufbau- und Ablauforganisation unterschieden (Schulte-
Zurhausen 2005, S. 14). Diese Trennung von Struktur und Prozess ist in der Pra-
xis jedoch nur schwer zu gewährleisten, da beide Organisationsaspekte eng mit-
einander verwoben sind. Vielmehr sehen neuere – prozessorientierte Organisati-
onsansätze – wie (Hammer et al. 1994; Davenport 1993) Geschäftsprozesse als 
primäres Organisationsparadigma eines Unternehmens und trennen daher nicht 
mehr zwischen Aufbau- und Ablauforganisation (Schreyögg 2008, S. 98). Ent-
sprechend der Zielsetzung dieser Arbeit konzentriert sich das konsolidierte und 
in Abb. B-26 zusammengefasste Flexibilitätsverständnis auf die Prozessorganisa-
tion – dementsprechend werden Anpassungen der Ablauforganisation im weite-
ren Verlauf auch als Prozessinnovationen bezeichnet. 

 Betrachtete Flexibilitätsarten 6.1.3

BURMANN (2007) schlägt die in Abb. B-27 dargestellte und auf (Kaluza 1993) ba-
sierende Systematisierung von Flexibilitätsarten anhand der Dimensionen Objekt, 
Einstellung und Wirkung vor. Dieser Abschnitt untersucht, welche Flexibilitätsar-
ten der in Abschnitt 6.1.2 entwickelte Flexibilitätsbegriff umfasst und trägt so-
mit dazu bei, das konsolidierte Flexibilitätsverständnis weiter zu schärfen. 
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Abb. B-27:  Systematisierung von Flexibilitätsarten  

(Kaluza 1993) 

Die Objektdimension bezieht sich auf die von der Änderung betroffenen Objekte 
und umfasst drei Flexibilitätsarten. Die Zielflexibilität bezieht sich auf die Verän-
derung des Zielsystems eines Unternehmens, während die Mittelflexibilität die 
Auswahl von Mitteln zur Erreichung der gesetzten Ziele bei gleichbleibender 
Mittelausstattung betrachtet. Die reale Mittelflexibilität beinhaltet hierbei die 
bei der Leistungserbringung beteiligten klassischen Produktionsfaktoren Arbeits-
leistung, Betriebsmittel und Werkstoffe, wohingegen die dispositive Mittelflexi-
bilität Führungsaufgaben wie Planung, Entscheidung, Organisation und Kontrolle 
einschließt (Burmann 2007, S. 510). Die Fähigkeit des Unternehmens, sich an 
Veränderungen anzupassen, die in der Zukunft liegen und unvorhersehbar sind, 
wird als Entwicklungsflexibilität bezeichnet. 
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Aufgrund ihres ausgeprägten Bezugs auf Veränderungen seitens des Unter-
nehmens sowie der Betonung der beiden Aspekte Proaktive Handlung sowie Ge-
ringe Planbarkeit spiegelt sich der konsolidierte Flexibilitätsbegriff in den in 
Abb. B-27 hervorgehobenen Flexibilitätsarten Mittel- und Entwicklungsflexibili-
tät wider. Obwohl die Veränderungen des Zielsystems nicht unvereinbar mit 
dem skizzierten Flexibilitätsverständnis sind, sind sie doch nicht Gegenstand ei-
nes der in Abb. B-26 dargestellten Aspekte. 

Die Einstellungsdimension beschreibt die Grundeinstellung des Managements 
gegenüber unvorhergesehenen oder nicht vorhersehbaren Veränderungen (Mef-
fert 1999, S. 472f). Die Built-in-Flexibilität beschreibt ein defensives Management 
von Risiken durch entsprechende Vorsorgemaßnahmen, während die Handlungs-
flexibilität eine offensive Reaktion auf Veränderungen darstellt. Hierbei unter-
scheidet MEFFERT (1999) drei Unterarten der Handlungsflexibilität: (1) Den zur 
Verfügung stehenden Handlungsspielraum (Aktionsflexibilität), (2) die Geschwin-
digkeit, in der auf eine Veränderung reagiert werden kann (Prozessflexibilität) 
und (3) die Bereitschaft der Entscheidungsträger, aktiv auf Veränderungen zu 
reagieren (Strukturflexibilität) (Meffert 1999, S. 474). 

Nachdem der konsolidierte Flexibilitätsbegriff auf umweltinduzierte Verän-
derungen und die geringe Planbarkeit aufbaut, spiegelt er sich in Abb. B-27 in 
allen drei Formen der Handlungsflexibilität wider. Die passive Built-in-
Flexibilität ist mit der explizit offensiven Einstellung zum Wandel dieses Flexibi-
litätsverständnisses hingegen nicht vereinbar. 

Die Wirkungsdimension betrachtet, wie das Unternehmen auf Veränderungen 
reagiert. Hier unterscheidet BURMANN (2007, S. 511f) zwei grundsätzliche Reak-
tionsmöglichkeiten: Die gezielte Veränderung der Umwelt des Unternehmens – 
beispielsweise durch Produktinnovationen – kennzeichnet die externe Flexibilität. 
Reagiert das Unternehmen hingegen durch eigene Anpassungen – wie beispiels-
weise der Anpassung von Arbeitsabläufen oder der Organisationsstruktur – so 
spricht BURMANN (2007, S. 511f) von interner Flexibilität. Diese Anpassungen 
können sowohl das gesamte Unternehmen als auch nur einzelne Funktionsbereiche 
betreffen. 

Die von der konsolidierten Flexibilitätsdefinition abgedeckten Flexibilitätsar-
ten nach KALUZA (1993) sind in Abb. B-27 hervorgehoben. 
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6.2 Erhebung der Flexibilitätshemmnisse 

Um eine geeignete Einordnung der Beiträge des in (Kurz 2011a; Kurz und Du-
schinger 2011) vorgestellten Konzepts zur Steigerung der Flexibilität von Ge-
schäftsprozessen zu ermöglichen, werden in diesem Kapitel zunächst Flexibili-
tätshemmnisse im Geschäftsprozessmanagement (GPM) identifiziert, strukturiert 
und schließlich auf ihre Wirkung hin untersucht.  

 Methode 6.2.1

Für die Entwicklung eines möglichst realistischen Bildes über die in der Praxis 
bedeutsamen Flexibilitätshemmnisse im GPM ist eine Methode für die Konstruk-
tion eines entsprechenden Modells zu wählen, welche es einerseits ermöglicht, 
das Expertenwissen von Personen mit langjähriger Erfahrung im GPM zu nutzen 
und andererseits als verbreitete Forschungsmethode anerkannt ist. 

Die Grounded Theory – zu Deutsch gegenstandsverankerte Theorie – erfüllt die-
se beiden Kriterien: Als induktive, ursprünglich aus der Sozialforschung stam-
mende Methode konstruiert sie mittels systematischer Erhebung und Analyse 
von auf den Untersuchungsgegenstand bezogenen Daten neue Theorien (Glaser 
et al. 2010, S. 21). Im Gegensatz zu klassischen theoriegenerierenden Ansätzen 
wird die Theorie also nicht erst entwickelt und anschließend – meist empirisch – 
getestet (Krotz 2005, S. 162f). 
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Abb. B-28:  Lebenszyklus der Grounded Theory-Methode  

(angelehnt an Krotz 2005, S. 167) 

Datensammlung, Analyse und die entstehende Theorie sind hierbei Teil des in 
Abb. B-28 dargestellten Kreislaufs, der bis zum Abschluss des jeweiligen For-
schungsvorhabens mehrfach durchlaufen wird (Krotz 2005, S. 159, 165). Ausge-
hend von der Forschungsfrage werden Befragte ausgewählt und – beispielsweise 
im Rahmen von Interviews – Daten erhoben. Diese Daten werden anschließend 
codiert und zusammengefasst. Die auf dieser Grundlage entwickelte Theorie ist 
kontinuierlich sowohl anhand der bestehenden als auch der neuen Daten auf ih-
re Gültigkeit hin zu prüfen (Krotz 2005, S. 159, 166). 

Phase Aktivität Methode Ergebnis 
1 Vorbereitung des Modells 

(Abschnitt 6.2.2) 
Durchführung gemein-
samer Projekte mit Pra-
xispartnern 

Qualitatives Modell 

2 Verfeinerung des Modells 
(Abschnitt 6.2.4) 

Strukturierte Expertenin-
terviews 

Qualitatives Modell 

3 Validierung des Modells 
(Abschnitt 6.2.5) 

Fragebogen Qualitatives Modell 

Tab. B-6:  Phasen der Konstruktion des Modells der Flexibilitätshemmnisse 
im GPM 
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Entsprechend der Forschungsfrage ist das Ziel des in diesem Kapitel beschriebe-
nen Projekts, eine Übersicht über die Flexibilitätshemmnisse im GPM zu erstel-
len. In diesem Fall wird die zu konstruierende Theorie durch ein hierarchisches 
Kausalitätsmodell der Flexibilitätshemmnisse repräsentiert. Der Forschungspro-
zess besteht aus den in Tab. B-6 beschriebenen Phasen, welche in den folgenden 
Abschnitten genauer vorgestellt werden. In der ersten Phase wird ein Modell 
entwickelt, welches in der zweiten Phase verfeinert wird. Die dritte Phase dient 
der Überprüfung des zuvor konstruierten Modells. 

Abgesehen von der fehlenden Iteration in der dritten Phase weist das Vorge-
hen somit die für Delphi-Befragungen typischen Charakteristika auf (Häder 
2009, S. 25):  

• In der dritten Phase wird ein formalisierter Fragebogen eingesetzt 
• Das Vorgehen baut auf einer Befragung von Experten auf 
• Die Antworten der einzelnen Befragten bleiben anonym 
• Es wird eine Gruppenantwort entwickelt 

Durch die starke Strukturierung des Modells ist es möglich, die Anmerkungen 
der Experten in der dritten Phase zu lokalisieren und entsprechende Hotspots, 
also umstrittene Bereiche, im Modell zu identifizieren. Obwohl nicht originär 
quantitativ, erlaubt diese Lokalisierbarkeit, die Mehrheitsfähigkeit von Exper-
tenmeinungen zu prüfen (Häder 2009, S. 33). Somit weist das Vorgehen trotz 
seines rein qualitativen Charakters in der Systematik von HÄDER (2009) eine 
große Nähe zu einer Typ-3 Delphi-Befragung auf. 

 Expertenauswahl 6.2.2

Grundlage der Expertenauswahl ist das Expertenverständnis von LIEBOLD und 
TRINCZEK (2009): „Adressaten von Experteninterviews sind demnach Funktions-
eliten innerhalb eines organisatorischen und institutionellen Kontextes. Diese 
Funktionseliten zeichnen sich zum einen dadurch aus, dass sie für den Entwurf, 
die Implementierung oder auch die Kontrolle einer Problemlösung verantwort-
lich sind. Zum anderen gelten diejenigen Personen als Experten, die über einen 
privilegierten Zugang zu Informationen hinsichtlich Personengruppen und Ent-
scheidungsprozessen verfügen […]“ (Liebold und Trinczek 2009, S. 34). 

Übertragen auf den Kontext des GPM bedeutet dies, dass für die Befragung 
Experten herangezogen werden, welche (1) bereits mehrfach Verantwortung für 
die Durchführung von Projekten, die die Weiterentwicklung von Geschäftspro-
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zessen zum Ziel haben, übernahmen oder (2) besonderes Wissen und Erfahrung 
über solche Projekte gesammelt haben. 

Diese Kriterien werden von mehreren Gruppen erfüllt: So haben mit den 
Aufgaben des GPM betraute langjährige Führungskräfte in der Regel mehrere 
Anpassungsprojekte verantwortet. Im GPM-Umfeld seit mindestens fünf Jahren 
tätige Berater haben an Projekten bei verschiedenen Kunden teilgenommen und 
haben auf diese Weise Einblick in das GPM bei einer größeren Zahl von Unter-
nehmen gewinnen können. Hochschullehrer sind schließlich mit dem theoreti-
schen Hintergrund vertraut. Um die Praxisrelevanz des Modells sicherzustellen, 
wurde bei der Auswahl der Experten aus der Gruppe der Hochschullehrer darauf 
geachtet, dass sie neben ihrer Lehr- und Forschungstätigkeit auch in erhebli-
chem Maße in der Prozessberatung tätig waren. Ein wichtiger Indikator hierfür 
waren Empfehlungen seitens der Praxispartner dieses Forschungsprojekts. Ein 
weiteres Kriterium zur Auswahl der Experten ist schließlich, dass die Experten 
mehrere Unternehmen verschiedener Branchen vertreten. 

Tab. B-7 vermittelt eine Übersicht über die im Rahmen dieses Teilprojekts 
befragten Experten, ihrer Rollen, ihrer Erfahrung und die Branchen, in denen die 
jeweiligen Unternehmen tätig sind sowie die Phasen der Modellkonstruktion, an 
denen sie beteiligt waren. Die Experten und ihre Unternehmen wurden anony-
misiert, da eine Reihe von Experten auf Anonymität bestanden hat. Mit Aus-
nahme der Experten E9 und E14 haben alle Experten eine langjährige Berufser-
fahrung im GPM und die jeweiligen Unternehmen beschäftigen sich bereits seit 
mehreren Jahren mit dem GPM. 
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Experte Rolle Untern. GPM-
Erfahrung 

Verfeine-
rung 

Validierung

E1 GPM-Verantwortlicher A 10 Jahre X  
E2 IT-Berater; 

GPM-Berater 
A 8 Jahre X  

E3 GPM-Berater 
IT-Berater 

A 5 Jahre X X 

E4 GPM-Verantwortlicher A 10 Jahre X X 
E5 Geschäftsführung B 15 Jahre X X 
E6 GPM-Berater; 

IT-Berater; 
Prozessarchitekt 

B 5 Jahre  X 

E7 GPM-Berater; 
Gründer 

C 15 Jahre X X 

E8 GPM- und QM-Leiter D 5 Jahre X  
E9 GPM-Verantwortlicher; 

QM-Verantwortlicher 
D 2 Jahre X  

E10 GPM-Berater D 2 Jahre  X 
E11 Hochschullehrer; 

Consultant 
E 15 Jahre X X 

E12 Senior Consultant F 12 Jahre X X 
E13 Hochschullehrer; 

GPM-Consultant; 
GPM-Verantwortlicher; 
QM-Verantwortlicher 

G 17 Jahre X X 

E14 GPM-Verantwortlicher H 3 Jahre X X 

Tab. B-7:  Befragte Experten 

Die Befragungen der Experten der Unternehmen A, D und C hatte neben der 
Theoriekonstruktion noch einen weiteren Zweck: Es sollte ein geeigneter Be-
zugsrahmen für die Bewertung von gleichzeitig durchgeführten Fallstudien ent-
wickelt werden. Daher wurden auch die Experten E9 und E14 mit in die Befra-
gung aufgenommen, obwohl sie nur eine begrenzte Erfahrung im GPM in die Be-
fragung einbringen konnten. 
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 Phase 1: Vorbereitung  6.2.3

Die erste Phase des Vorgehens legt die Grundlage für die Experteninterviews. Im 
Rahmen gemeinsamer Projekte mit Praxispartnern wurde ein erstes Modell der 
Flexibilitätshemmnisse im GPM entwickelt. Gegenstand dieser Projekte waren 
stets Ziele der Praxispartner; das Modell war also nicht das primäre Projektziel, 
sondern wurde auf Basis der während der Projektdurchführung gewonnen Erfah-
rungen entwickelt. 

Gemeinsam mit einem globalen IT-Dienstleistungsunternehmen wurde eine 
Reihe von Projekten durchgeführt, die die Entwicklung einer Prozessautomati-
sierungsumgebung auf der Grundlage einer dienstorientierten Architektur flan-
kierten. Hierzu zählen die Evaluation von Ansätzen zur Steuerung bestehender 
Legacy-Anwendungen sowie ein erstes Konzept zur Stärkung des Einflusses der 
Fachabteilung auf die Automatisierung ihrer Geschäftsprozesse. Diese Zusam-
menarbeit wurde anschließend im Rahmen des in (Kurz und Duschinger 2011) 
vorgestellten Projekts Process Centric Architecture Accellerated (PCA-X) weiter 
vertieft. Eine Übersicht der Ergebnisse des PCA-X-Projekts wurde in (Billing et 
al. 2011) veröffentlicht. Für die Erhebung der Flexibilitätshemmnisse wurde ei-
ne Reihe von semistrukturierten Experteninterviews mit zwei Beratern im Pro-
zess- und IT-Management durchgeführt. 

Bei einem europäischen Unternehmen der Verteidigungsindustrie wiesen die 
Soll-Modelle der neu eingeführten Beschaffungsprozesse Defizite hinsichtlich ih-
rer operativen Umsetzbarkeit auf. Insbesondere waren die Prozessmodelle einer-
seits unzureichend detailliert und andererseits nicht auf die im Projektgeschäft 
vorkommenden stark unterschiedlichen Projektgrößen ausgelegt. Ziel des ersten 
Projekts war es daher, die Beschaffungsprozesse mithilfe eines Tailoring-
Konzepts sowie eines entsprechenden Werkzeugs rasch auf eine praktikable 
Größe zurechtzuschneiden. In einem zweiten Projekt wurde eine frühe Version 
der webbasierten Modellierungsumgebung, welche im Rahmen des Forschungs-
projekts entstanden ist (vgl. Kurz 2011a), für die Weiterentwicklung und Kon-
kretisierung eines Beschaffungsprozesses eingesetzt.  

Für die Untersuchung der Flexibilitätshemmnisse wurden die bestehende 
Dokumentation zum Prozessmanagement sowie die eingesetzten Softwaresyste-
me herangezogen. Semistrukturierte Experteninterviews mit acht Schlüsselan-
wendern des Beschaffungsprozesses sowie mit dem Prozessverantwortlichen er-
gänzten die Datenquellen. 
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Die folgenden Punkte stellen das initiale Modell, welches als Ergebnis der 
gemeinsamen Projekte entwickelt wurde, dar (Kurz 2010, S. 731f). Neben den 
Erkenntnissen, die bei der Projektdurchführung gewonnen wurden, flossen in 
dieses Modell auch schwach strukturierte Experteninterviews ein. 

• Ein erheblicher Teil der Geschäftsprozesse war durch veraltete Modelle 
dokumentiert 

• Die Mitarbeiter wurden in vielen Fällen nur unzureichend über die sie be-
treffenden Prozessmodelle informiert 

• Die Mitarbeiter brachten nur wenige Verbesserungsvorschläge für die Ge-
schäftsprozesse ein 

• Die Instrumente für die Einbringung und Entwicklung von Verbesse-
rungsvorschlägen erwiesen sich als ungeeignet 

• Die realen Prozesse wichen teilweise erheblich von den Soll-Modellen ab 
Diese stark aggregierten Aussagen können aufgrund der geringen Anzahl der be-
teiligten Unternehmen kaum Anspruch auf Allgemeingültigkeit erheben. Aller-
dings ermöglichten dieses Modell sowie die in den Projekten gewonnenen Erfah-
rungen, die Aussagen der Experten in der zweiten Phase kritisch zu reflektieren. 

 Phase 2: Verfeinerung  6.2.4

Ziel der zweiten Phase ist es, das zuvor erstellte initiale Modell einerseits weiter 
zu detaillieren und andererseits die Verallgemeinbarkeit des Modells zu gewähr-
leisten. Hierfür wird auf qualitative Befragungen von 13 Experten zurückgegrif-
fen. 

Die Aussagekraft des zu entwickelnden Modells hängt bei einem auf Exper-
teninterviews aufbauenden Vorgehen wesentlich von der Eignung der Experten 
für das durchzuführende Interview ab. Aus diesem Grund wurde großer Wert 
auf die Qualifikation der Experten gelegt (vgl. Abschnitt 6.2.2). 

Der Leitfaden für die Befragungen ist dreigeteilt: Im ersten Teil werden an-
hand standardisierter Fragen Informationen über den Befragten sowie auf das 
Management von Geschäftsprozessen bezogene Unternehmensziele abgefragt. 
Auf diese Weise wird einerseits gewährleistet, dass die Befragten die oben be-
schriebenen Kriterien erfüllen und andererseits kann so der Kontext der ge-
troffenen Aussagen besser bewertet werden. Im zweiten Teil wird eine offene 
Frage nach Flexibilitätshemmnissen, die den Befragten in ihrer beruflichen Pra-
xis begegnet sind, gestellt. Die offene Frage wird genutzt, um das Modell um 
noch nicht enthaltene Aspekte zu ergänzen. Definitorische Grundlage für den 
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Begriff Flexibilität war hierbei das in Abschnitt 6.1 entwickelte Flexibilitätsver-
ständnis. 

Ausgehend vom bestehenden Modell der Flexibilitätshemmnisse werden im 
dritten Teil der Befragung die Modellelemente und ihre Kausalbeziehungen als 
Hypothesen abgefragt. Hierbei werden die Hypothesen zunächst als geschlossene 
Fragen gestellt, welche bei Klärungsbedarf offene Fragen nach sich ziehen kön-
nen. 

Entsprechende der Systematik qualitativer Befragungsmethoden nach 
AGHAMANOUKJAN ET AL. (2007) handelt es sich bei den durchgeführten Befragun-
gen somit um quantitative und strukturierte Experteninterviews (Aghamanouk-
jan et al. 2007, S. 421).  

Gemäß der Maßgabe der Grounded Theory, die entwickelte Theorie – in die-
sem Fall ein Modell der Flexibilitätshemmnisse im GPM – kontinuierlich durch 
das Prüfen mithilfe von neuen Daten zu testen (Krotz 2005, S. 159, 166), wurde 
das Modell nach jedem Experteninterview weiterentwickelt und mit den vorhe-
rigen Befragungen abgeglichen. 

Um die sehr unterschiedlich strukturierten Aussagen der einzelnen Inter-
viewteilnehmer in eine gemeinsame Struktur zu bringen, wurde für das Modell 
der Flexibilitätshemmnisse eine hierarchische Struktur der Flexibilitätshemmnis-
se herangezogen. Diese Struktur orientiert sich an der von der Grounded Theory-
Methode geforderten Codierung der Expertenaussagen (Krotz 2005, S. 178f). In 
diesem Fall war die axiale Codierung nach (Strauss und Hildenbrand 1994, S. 
101ff) Vorbild für die Struktur. 

Der in Abb. B-28 dargestellte Zyklus erfordert die Definition einer Abbruch-
bedingung. KROTZ (2005, S. 178) schlägt vor, den Zyklus abzubrechen, sobald 
die Experteninterviews die Theorie bestätigen – die Theorie also „gesättigt“ ist. 
In diesem Fall wurde der Zyklus abgebrochen, nachdem das Modell in vier suk-
zessiven Experteninterviews weitgehend bestätigt wurde und weitere Iterationen 
daher nur noch geringe Erkenntnisgewinne erwarten ließen. 

 Phase 3: Validierung  6.2.5

Das bislang erstellte Modell wurde während der zweiten Phase durch die konti-
nuierliche Prüfung des Modells nach jeder Iteration auf seine Korrektheit hin 
überprüft. Zur weiteren Steigerung von Korrektheit und Allgemeingültigkeit des 
Modells wurde das während der zweiten Phase entstandene Modell den in der 
dritten Phase befragten Experten mit der Bitte um Korrekturen – wie beispiels-



 121 

weise die Streichung wenig relevanter Flexibilitätshemmnisse oder die Ergän-
zung bislang nicht berücksichtigter Aspekte – vorgelegt. 

Insgesamt haben sich fast alle Experten aus der zweiten Phase an der Vali-
dierung des Modells beteiligt (vgl. Tab. B-7). Das Modell wurde hierbei nur we-
nig verändert: Die Struktur des Modells wurde leicht überarbeitet und die Be-
zeichnungen einzelner Flexibilitätshemmnisse wurden präziser formuliert. 

6.3 Modell der Flexibilitätshemmnisse 

Um den Strukturierungsgrad des Modells zu erhöhen, ist das entwickelte Modell 
in Anlehnung an den GPM-Lebenszyklus von KURZ (2011a) in die Aspekte Ent-
wurf, organisatorische Implementierung und technische Implementierung unterteilt. 
Die rechte Spalte des Modells zeigt die Wirkungen der Flexibilitätshemmnisse 
auf. Kursiv gedruckte Flexibilitätshemmnisse signalisieren, dass sie bereits an 
anderer Stelle im Modell enthalten sind. 
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 Aspekt Entwurf 6.3.1

H12: Unzureichende
Einbringung der Beteiligten

HHH26: Ungeklärte Finanzierung

HHH22: Zielkonflikte zwischen 
funktionaler und 

prozessorientierter Organisation

HH14: Unzureichende Motiva-
tion der Beteiligten zur Entwick-
lung von Prozessinnovationen

HH12: Unzureichende personelle 
Ressourcen

HHH23: Unzureichender 
Stellenwert der Flexibilität bei 

den MA

HHH27: Unklare und 
zeitintensive Initiierungsprozesse

HHH15: Durchführung neben 
Tagesgeschäft ohne temporäre 
Freistellungen von MA aus FA

K01: Zu hohe 
Modellierungskomplexität

W12: Langwierige Anpassung 
an neue Herausforderungen

W11: Zu hohe Kosten

W13: Verspätete Reaktion
auf veränderte 

Umweltbedingungen

W14: Veraltete Prozess-
modelle

H11: Zu hoher Zeitbedarf für 
Entwicklung von 

Prozessinnovationen

HH15: Aufwändige Überwindung 
initialer Barrieren bei größeren 

Veränderungen

H13: Unzureichende Zahl neuer 
Prozessinnovationen

HHH28: Aufwändige Begründung 
des Handlungsbedarfs
(z. B. ROI-Bestimmung)

HHH24: Unzureichende 
Realisierung von durch MA 

initiierte PI in der Vergangenheit

HHH14: Unzureichende 
Priorisierung von 

Prozessinnovationen

HH11: Aufwändige abteilungs-
übergreifende Entwicklung von 

Prozessinnovationen

W15: Ungenutzte Potenziale 
(Zeit, Kosten, Qualität)

HHH21: Unzureichende 
Anreizsysteme (monetär und 

nicht-monetär)

HHH11: Unzureichende 
Methoden und Werkzeuge für 
kollaborative Modellierung von 

Geschäftsprozessen

HH13: Fehlender 
wahrgenommener Nutzen des 

GPM

HHH17: Fokussierung auf 
Dokumentation

HHH16: Unzureichender 
Automatisierungsgrad

HHH18: Distanz von 
Modellierung und Ausführung

Flexibilitätshemmnisse Wirkung

Abkürzungen
FA: Fachabteilung
MA: Mitarbeiter
PI/Prozess- Verbesserung eines
innovation: Geschäftsprozesses

HHH12: Zu komplexe Werkzeuge 
zur Entwicklung von 
Prozessinnovationen

HHH13: Großer Anteil 
funktionsübergreifender 

Geschäftsprozesse

HHH20: Unzureichende Vorbild-
funktion des Managements bzgl. 

des GPM-Stellenwerts

HHH19: Unternehmenskultur 
motiviert nicht zur Innovation

HHH25: Transparenz von Pro-
zessen (z. B. Leistungstranspa-
renz) in Funktionen unerwünscht

 
Abb. B-29:  Flexibilitätshemmnisse im GPM (Aspekt Entwurf) 
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 Aspekt organisatorische Implementierung 6.3.2

HH41: Unzureichende Messung 
der Einhaltung der Soll-

Prozessmodelle

HH42: Unzureichende 
Konsequenzen bei Nichtein-

haltung der Soll-Prozessmodelle

W32: Unzureichende organi-
satorische Implementierung 

der Prozessmodelle

HH35: Unzureichende fachliche 
Korrektheit

HH33: Ungeeigneter Detailgrad
(zu hoch/zu niedrig)

HHH33: Unzureichende 
Integration des 

Mitarbeiterwissens

W31: Unzureichende organi-
satorische Implementier-

barkeit  der Prozessmodelle

HH31: Häufige syntaktische und 
methodische Fehler

HHH31: Unzureichende 
methodische Qualifikation der 

Modellierer aus FA

K01: Zu hohe 
Modellierungskomplexität

HH34: Unzureichende 
Tailorbarkeit

H31: Defizite der Prozessmodelle

H32: Unzureichende 
Anpassungsfähigkeit des 

Unternehmens

HH40: Unzureichende Koordi-
nation paralleler Veränderungen 

(z. B. Restrukturierungen)

H33: Unzureichende Einhaltung 
der Soll-Prozessmodelle

HHH34: Unzureichende fachliche 
Qualifikation der 

Modellierungsspezialisten

HHH39: Funktional orientiertes 
Controlling

HHH36: Unzureichende 
Kommunikation geplanter 
Änderungen an Mitarbeiter

HHH21: Unzureichende 
Anreizsysteme (monetär und 

nicht-monetär)

HHH15: Durchführung neben 
Tagesgeschäft ohne temporäre 
Freistellungen von MA aus FA

HH38: Unzureichende 
Änderungsbereitschaft der MA

HH32: Unzureichende 
Validierung durch Fachanwender 

vor Implementierung

HH37: Unzureichende Fähigkeit der MA , mit 
mehreren Abstraktionsniveaus umzugehen 
(z. B. Unterscheidung Modell vs . Instanz )

HH36: Unzureichendes Wissen
der MA über die Ende-zu-Ende-

Prozesse

HHH22: Zielkonflikte zwischen 
funktionaler und 

prozessorientierter Organisation

HHH35: Vernachlässigung der 
Schulungsmaßnahmen

HH39: Widerstand der 
betroffenen Führungskräfte

HHH38: Unzureichende Ein-
bindung wesentlicher Führungs-

kräfte in Entscheidungen

HHH25: Transparenz von Pro-
zessen (z. B. Leistungstranspa-
renz) in Funktionen unerwünscht

HHH37: Angst vor 
Veränderungen

W14: Veraltete Prozessmodelle

W14: Veraltete Prozessmodelle

HHH32: Unzureichende 
Einbindung von 

Modellierungsspezialisten

 
Abb. B-30:  Flexibilitätshemmnisse im GPM (Aspekt organisatorische Implementie-

rung) 
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 Aspekt technische Implementierung 6.3.3

HHH54: Existenz von Legacy-
Systemen

HHH55: Aufwändige und 
komplexe Kopplung der 

Einzelsysteme

HH53: Unzureichende 
Anpassungsfähigkeit der 

Einzelsysteme

HHH53: Unzureichende 
Standardisierung

HH54: Komplexität der IT-
Architektur

HHH51: Fest in IT-Systemen 
verdrahtete Prozesse

H52: Unzureichende 
Anpassungsfähigkeit der IT-

Architektur

W51: Aufwändige Anpassung 
(Zeit, Kosten)

HH51: Ressourcen-Engpässe 
der IT-Abteilung

HH52: Zielkonflikte zwischen 
Nutzern und Erbringern von IT-

Services

H53: Geringer Einfluss der FA 
auf die technische Umsetzung 

fachlicher Anforderungen

H51: Widerstand der IT-Abteilung 
gegen Anpassungen der IT-

Architektur

W52: Unzureichende 
Umsetzung fachlicher 

Anforderungen
HH55: Unzureichende Integra-

tion der MA aus den FA

KK01: Komplexität des Geschäfts

HHH56: Unzureichende 
methodische Unterstützung beim 

Zuschnitt von Architektur -
komponenten

HH56: Unzureichend genutzte 
Ansätze zur Teilautomatisierung
schwach strukturierter Prozesse

HHH52: Fehlende/ 
unzureichende
IT Governance

W32: Unzureichende organi-
satorische Implementierung der 

Prozessmodelle

H31: Defizite der Prozessmodelle

 
Abb. B-31:  Flexibilitätshemmnisse im GPM (Aspekt technische Implementierung) 

 Aspekt Modellierungskomplexität 6.3.4

KK03: Hohe Modellkomplexität 
(z. B. Zahl der Elemente, 

Schnittstellen )

KK05: Hohe 
Werkzeugkomplexität

K01: Zu hohe 
Modellierungs-

komplexität

KK07: Ungeeignete 
Modellierungsrichtlinien

(zu umfangreich/zu detailliert)

KK02: Komplexität der 
Organisation

KK06: Zu großer Funktions-
umfang der Werkzeuge verleitet 

zu komplexen Modellen

KK01: Komplexität des Geschäfts

KK08: Zu rigide 
Ausnahmebehandlungen

KK04: Hohe Methoden-
komplexität (insbes. 

Metamodellkomplexität)

  
Abb. B-32:  Detailierung des Flexibilitätshemmnisses Modellierungskomplexität 
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6.4 Zusammenfassung und Ausblick 

Das vorgestellte Modell der Flexibilitätshemmnisse im Geschäftsprozessma-
nagement bietet Unternehmen eine praxisnahe Grundlage für die Analyse und 
Antizipation von Flexibilitätshemmnissen im eigenen Betrieb. Um die Verbrei-
tung des Modells zu fördern, ist die Bereitstellung in Form einer übersichtlichen 
Darstellung in Form eines leicht druckbaren DIN A3-PDF-Dokuments auf der 
ForFlex-Website geplant. Ferner legt das Modell das Fundament für die Auswahl 
eines Instruments zur Flexibilitätssteigerung in (Kurz 2011b). 
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7 Effizienzsteigerung hochflexibler Geschäftsprozesse mittels 
Simulation 

Karl Mühlbauer, Dieter Bartmann 

Zusammenfassung. Die Simulation hochflexibler Geschäftsprozesse (GP) 
stößt auf eine Vielzahl von Problemen und stellt an die Simulationstools 
besondere Anforderungen. Die Bewertung mehrerer Tools kommt zu dem 
Ergebnis, dass das Werkzeug „VenSim“ mit der Methode „System Dyna-
mics“ hierfür am besten geeignet ist. Dazu wurden Modellschablonen for-
muliert, mit denen die Flexibilitätsanforderungen hochflexibler GP erfüllt 
werden können.   
Der Proof of Concept wurde anhand des Fallbeispiels der e-Car AG er-
bracht. Die Simulation zeigt, dass sich durch die Hochflexibilität die Unter-
nehmensrendite um den Faktor drei bis fünf erhöht. 

7.1 Problemstellung, Zielsetzung und Aufbau 

Hochflexible Geschäftsprozesse (hGP) sind Unternehmensabläufe, die sich durch 
eine unvollständige Planbarkeit, durch eine Überlappung der Planung und Aus-
führung sowie durch eine Kontextsensitivität auszeichnen (Kapitel 2; sowie Leu-
nig et al. 2010, S. 9). Hieraus ergibt sich die Problemstellung, dass hGP schwie-
rig zu planen sind. Jedoch benötigen Unternehmen aufgrund ihres Zieles der 
Gewinnmaximierung eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ihrer Tätigkeiten. 

Für die Ermittlung der Wirtschaftlichkeit hochflexibler GP müssen Organisa-
tionen diese Abläufe sorgfältig untersuchen. Die Simulation von GP bildet hier-
bei das Instrument, welches über statische Untersuchungen hinausgehend dy-
namische Analysen ermöglicht (Rabe und Knothe 2010, S. 473). 

Die Simulation hochflexibler GP verlangt eine Berücksichtigung der drei ge-
nannten Merkmale hochflexibler GP in den der Simulation zugrunde liegenden 
Modellen. Dies erfordert eine Integration der Merkmale hochflexibler GP in die 
Modelle der dynamischen Analyse. Dies ist nicht trivial, da hGP diese speziellen 
Anforderungen an die Simulationsmodelle stellen. Darüber hinaus erfordert dies 
spezielle Tools mit der Möglichkeit der Umsetzung einer individuellen Logik. 
Zur Erreichung ihrer Ziele versuchen Unternehmen, ihre Effektivität und Effizi-
enz zu steigern. Das Geschäftsprozessmanagement unterstützt sie bei diesem 
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Vorhaben. Es dient der Steuerung der Unternehmensabläufe. (Schmelzer und 
Sesselmann 2008, S. 3 - 4)  

Die Simulation von Geschäftsprozessen erfordert spezielle Tools (Leist et al. 
2006, S. 23; Nägele und Schreiner 2002, S. 203; Schmelzer und Sesselmann 
2007, S. 28). Diese gestatten die Anreicherung der Beschreibungsmodelle für 
Geschäftsprozesse mit den Daten der Betrachtungsdimensionen „Ressourcen“ 
und „Material“ mit den Betrachtungsgrößen „Menge“, „Wert“ und „Zeit“ (Ga-
datsch 2008, S. 233; Neumann et al. 2008b, S. 437). Das Abbilden hochflexibler 
Geschäftsprozesse mit den dazugehörigen Merkmalen erfordert darüber hinaus 
die Funktionalität der Integration einer eigenen Logik in die Simulationsmodel-
le. 

Der vorliegende Artikel besitzt folgende Ziele: Zunächst erfolgt die Darstel-
lung eines Konzeptes für die Konstruktion eines Simulationsmodells für hGP. Im 
Anschluss daran folgt eine Analyse der marktgängigen Simulationstools auf ihre 
Eignung zur Konstruktion solcher Simulationsmodelle. Schließlich findet die 
Evaluierung anhand einer Fallstudie statt. 

7.2 Simulation von Geschäftsprozessen 

Die Simulation bildet ein Instrument, um bestimmte Sachverhalte vor der Um-
setzung zu testen. Bei ihrer Anwendung im Geschäftsprozessmanagement dient 
sie der Gestaltung von Abläufen, wobei Unternehmen eine Planung der Kosten, 
der Ressourcen und des Materials vornehmen können. 

 Begriff der Simulation 7.2.1

Der Verband deutscher Ingenieure definiert die Simulation auf die folgende Art 
und Weise:  

„Simulation ist die Nachbildung eines dynamischen Prozesses in einem Mo-
dell, um zu Erkenntnissen zu gelangen, die auf die Wirklichkeit übertragbar 
sind.“ (Gadatsch 2008, S. 226 nach VDI 1996)  

Bei der Simulation handelt es sich folglich um die Analyse eines Problems im 
Zeitverlauf. Sie transformiert vorgegebene Eingangsgrößen nach einer im Simu-
lationsmodell festgelegten Logik in Ausgabegrößen. (Gadatsch 2008, S. 226) 

Die Bildung eines Simulationsmodells und die Durchführung mehrerer Simu-
lationsläufe sind Teil einer Simulationsstudie, zu der die Analyse der einzelnen 
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Ergebnisse der Simulationsläufe gehört. (Küll und Stähly 1999, S. 2 ‐ 3) Eine Si-
mulationsstudie verfügt über nachstehende Schritte: 

1. Problemformulierung 
2. Datenerhebung und Modellentwicklung 
3. Modellimplementation 
4. Modellvalidierung 
5. Planung und Durchführung der Simulationsexperiment 
6. Ergebnisanalyse 
7. Anwendung auf das reale System 

(Bartmann 2007, S. 44; Küll und Stähly 1999, S. 6 ‐ 7) 

 Simulation von Geschäftsprozessen 7.2.2

Für die Simulation von Geschäftsprozessen existieren Erfolgsfaktoren, die einge-
halten werden müssen, damit Unternehmen die dazugehörigen Zielsetzungen er-
reichen können: 

• Der Prozess muss stabil sein. Der Simulation liegt ein längerer Zeitraum 
zugrunde, innerhalb dessen der Prozess in seiner Struktur unverändert 
bleiben soll. 

• Die Ausführungshäufigkeit des Geschäftsprozesses sollte in der betrachte-
ten Periode hoch sein. 

• Der Erfolg einer Simulation hängt von den zur Verfügung stehenden Ein-
gabedaten ab. Diese müssen in einer ausreichenden Qualität und in einem 
annehmbaren Umfang zur Verfügung stehen. Die Art und der Umfang der 
bereitstehenden Daten beeinflusst die Möglichkeiten der Modellkonstruk-
tion. 

• Die Anfertigung einer Simulationsstudie erfordert klare Zielsetzungen. 
(Neumann et al. 2008, S. 436) 

Der Zweck der Simulation von Geschäftsprozessen besteht in der Abbildung des 
Arbeitssystems5 und der Analyse dessen Verhaltens im Zeitablauf. Ein Arbeitssys-
tem besitzt somit Geschäftsprozesse, die aus verschiedenen Teilprozessen beste-
hen, welche sich wiederum aus mehreren Aktivitäten zusammensetzen. Jeder 
Prozess, jeder Teilprozess und jede Aktivität verfügen über bestimmte Eingaben 

                                           
5  Für eine genaue Beschreibung des Arbeitssystems vgl. (Bokranz und Kasten 2003, S. 135 - 

136) 
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sowie Ausgaben, die jeweils eine bestimmte Aufgabe erfüllen. Die Verrichtung 
der Tätigkeiten nehmen Menschen unter Verwendung von Arbeits- bzw. Sach-
mitteln vor. Dabei können wechselseitige Einflüsse zwischen der Umwelt und 
dem Hüllraum eines Arbeitssystems auftreten. Die Umsetzung dieses Sachverhal-
tes, den Abb. B-33 veranschaulicht, nehmen Simulationsmodelle vor. 

 
Abb. B-33:  Prozessorientierte Umsetzung des Arbeitssystems 

(eigener Entwurf in Anlehnung an Bokranz und Kasten 2003, S. 136) 

Für die Simulation von Geschäftsprozessen erstellen Unternehmen entsprechen-
de Simulationsmodelle. Die Basis hierfür bilden die Geschäftsprozessmodelle. 
Diese beinhalten die Funktionen (Aktivitäten) und den dazugehörigen Kontroll-
fluss, d. h. die zeitlich‐logische Abfolge der Funktionen. Darüber hinaus können 
Geschäftsprozessmodelle die benötigten Ressourcen, die notwendigen Roh‐, 
Hilfs‐ und Betriebsstoffe, die erstellten Leistungen sowie den Material‐ und In-
formationsfluss enthalten. (Allweyer 2007, S. 136) 

Bei der Erstellung eines Simulationsmodells findet die Attributierung der 
Elemente der Geschäftsprozessmodelle statt.6  

Das Simulationsmodell besitzt eine Logik, welche Beziehungen zwischen den 
Eingabegrößen und den Ausgabegrößen herstellt. (Küll und Stähly 1999, S. 2) 

Verschiedene Ausgabegrößen stellen das Ergebnis der Simulation von Ge-
schäftsprozessen dar. Sie stehen entweder für bestimmte Zeitintervalle (z. B. auf 
Tagesbasis) oder für den gesamten Simulationszeitraum zur Verfügung und be-
ziehen sich entweder auf eine einzelne Prozessinstanz oder auf alle ausgeführten 
Instanzen des Arbeitsablaufes. Die Resultate der Simulation der Unterneh-
mensabläufe lassen sich in ablaufbezogene, ressourcenbezogene und materialbe-
zogene Analysegrößen differenzieren, welche wiederum zeit-, wert- und men-
genorientierte Größen enthalten. (Gadatsch 2008, S. 232) Abb. B-34 gibt einen 
Überblick über die Analysegrößen der Prozesssimulation.  

                                           
6  Für eine Auflistung der Angaben, um welche im Rahmen der Attributierung ein Geschäfts-

prozessmodell angereichert wird, vgl. (Neumann et al. 2008, S. 441). 
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Abb. B-34:  Analysegrößen der Prozesssimulation 

(eigener Entwurf nach Gadatsch 2008, S. 233) 

Die Simulation von Geschäftsprozessen verfolgt bestimmte Ziele7. Bei der Be-
rücksichtigung der dazugehörigen Erfolgsfaktoren stellen die Ziele der dynami-
schen Analyse der Unternehmensabläufe ebenso deren Möglichkeiten dar. Die 
Simulation von Geschäftsprozessen besitzt folgende Hauptziele: 

• Validierung der Realitätstreue des Modells 
• Überprüfung der Konsistenz der verwendeten Modelle 
• Schaffung von Transparenz der Geschäftsprozesse 
• Optimierung der Geschäftsprozesse 
• Steuerung der Prozessabläufe  

(Gadatsch 2008, S. 230 - 231; Mühlbauer 2010, S. 127 - 130; Neumann 
et al. 2008, S. 437)  

Der Simulationsbegriff besitzt eine Allgemeingültigkeit. Bei der dynamischen 
Analyse hochflexibler GP muss der Anwender jedoch spezielle Anforderungen 
berücksichtigen. 

                                           
7  Für eine Beschreibung der Ziele der Simulation von Geschäftsprozessen vgl. (Mühlbauer 

2010, S. 129 - 132)  

Analysegrößen
der Prozesssimulation

Ablaufbezogen

Zeitorientierte Größen

Wertorientierte Größen

Mengenorientierte Größen

Durchlaufzeiten
Ausführungszeiten
Wartezeiten

Prozesskosten

Ausgeführte Prozessschritte
Nicht ausgeführte Prozessschritte

Ressourcenbezogen

Zeitorientierte Größen

Wertorientierte Größen

Mengenorientierte Größen

Einsatzzeiten
Wartezeiten
Ausführungszeiten

Nutzkosten
Leerkosten

Objektinput
Objektbestand
Objektoutput

Materialbezogen

Zeitorientierte Größen

Wertorientierte Größen

Mengenorientierte Größen

Transportzeiten

Materialkosten

Materialbestand
Materialeingaben
Materialausgaben



134    

7.3 Konzept der Simulation hochflexibler GP 

Simulationsmodelle bilden den Ausgangspunkt für den folgenden Abschnitt. Die-
ser beschreibt, auf welche Art und Weise der Anwender eine Erweiterung durch-
führen muss, um hGP abzubilden. 

Integration des hGP-Merkmals „Kontextsensitivität“ in das Simulationsmodell 

Kontextfaktoren beschreiben Umgebungsvariablen, die auf einen Geschäftspro-
zess einwirken. Für die Simulation hochflexibler GP muss der Anwender zu-
nächst die Aktivitäten identifizieren, auf welche ein Kontextfaktor einwirkt. Im 
Anschluss daran bestimmt er die betroffenen Variablen des Simulationsmodells 
und ermittelt die Eintrittswahrscheinlichkeit und die Auswirkung des Kon-
textfaktors.  

Der Anwender verknüpft in einem Simulationsmodell die von einem Kon-
textfaktor betroffene Variable mit dessen Eintrittswahrscheinlichkeit und Aus-
wirkung. 

hGP-Merkmal „Unvollständige Planbarkeit“ im Kontext der Simulation hochfle-
xibler GP 

Auf der Geschäftsvorfallebene verfügt jede Aktivität über eine bestimmte Anzahl 
an Ausprägungen. Im Rahmen hochflexibler GP kennt das Unternehmen a priori 
nur einen Teil der möglichen Varianten. 

Für die Untersuchung hochflexibler GP im Zeitablauf bildet der Analyst im 
Simulationsmodell für jede bekannte Ausprägung einer Aktivität eine eigene Va-
riante mit der dazugehörigen Wahrscheinlichkeit und Parameterkonstellation. 
Darüber hinaus schafft er eine eigene Variante für all jene der Organisation un-
bekannten Ausprägungen. Die Werte der entsprechenden Parameterkonstellation 
orientieren sich am für die Planung schlechtesten Fall, um die Wirtschaftlichkeit 
der hochflexiblen Abläufe zu gewährleisten. 

Die Hochflexibilität auf Geschäftsprozessebene verlangt einen Umbau der 
Wertschöpfungskette. Hierfür passt das Unternehmen die Anordnung der Aktivi-
täten mit der dazugehörigen Berechnung der Kennzahlen im Simulationsmodell 
an die tatsächliche Wertkette an. 
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hGP-Merkmal „Überlappung von Planung und Ausführung“ 

Der Aspekt „Überlappung von Planung und Ausführung“ verlangt keine Adapti-
on des Simulationsmodells. Er bezeichnet vielmehr eine Eigenschaft von Unter-
nehmensabläufen, welche die dynamische Analyse als Planungsinstrument prä-
destiniert. Dieses Merkmal verlangt ein Instrument, das verschiedene Parame-
terkonstellationen im Rahmen eines oder mehrerer Geschäftsprozessmodelle un-
tersuchen kann. 

Bei veränderten Rahmenbedingungen ermöglicht die dynamische Analyse 
von Geschäftsprozessen die rasche Bildung sog. Simulationsszenarien. Diese be-
schreiben Parameterkonstellationen im Rahmen eines Simulationsmodells oder 
alternativer Simulationsmodelle. Nach der Durchführung der Untersuchung im 
Zeitablauf besitzt das Unternehmen für jedes einzelne Szenario die Ausgabegrö-
ßen der Kategorien „Ablauf“, „Ressourcen“ und „Material“ mit den Dimensionen 
„Menge“, „Wert“ und „Zeit“. Auf dieser Grundlage kann es eine Planung der 
Kosten, der Ressourcen und des Materials vornehmen. 

Die Simulation hochflexibler GP verwendet als Grundlage das Konzept der 
dynamischen Analyse von Unternehmensabläufen. Sie zielt auf eine Planung der 
hochflexiblen GP, was den Ablauf, die Ressourcen, das Material und die Ver-
brauchsstoffe unter der Berücksichtigung der Aspekte „Menge“, „Wert“ und 
„Zeit“ umfasst. Die Basis hierfür bilden Geschäftsprozessmodelle, wobei die 
Merkmale hochflexibler GP berücksichtigt werden müssen.  

Tab. B-8 fasst die Konzepte zur Abbildung der Merkmale hochflexibler GP in 
betriebswirtschaftlichen Simulationsstudien zusammen. 

 
Tab. B-8: Abbildung der Merkmale hochflexibler GP in betriebswirtschaftlichen 

Simulationsstudien 

hGP-Merkmal Umsetzung in der Simulation

Kontextsensitivität Integration von Kontextvariablen

UnvollständigePlanbarkeit Bildung von Prozessvarianten
Variante für nicht erfassbare Vorfälle

Überlappung von Planung und 
Ausführung

Erstellung von Simulationsszenarien, 
Simulationsdurchführung und Ergebnisanalyse
- Integration von Prozessvarianten
- Umbau der Wertkette
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Ergebnisdarstellung bei der Simulation hochflexibler GP 

Die Simulation hochflexibler GP liefert für die betrachteten Ausgabegrößen im 
Rahmen eines Szenarios Erwartungswerte und eine Ergebnisbandbreite bei der 
Betrachtung mehrerer Szenarien.  

Die Ausgabegrößen bei der Untersuchung hochflexibler GP im Zeitablauf be-
sitzen wie bei der Simulation starrer und flexibler Abläufe ebenso die Betrach-
tungsgrößen „Ablauf“, „Ressourcen“ und „Material“ mit den Dimensionen 
„Menge“, „Wert“ und „Zeit“, was die Grundlage für eine Planung der Kosten, der 
Ressourcen und des Materials darstellt. 

7.4 Tools zur Simulation hochflexibler GP 

Für die Durchführung der Simulation von Geschäftsprozessen benötigen Unter-
nehmen spezielle Softwarewerkzeuge. Nach der Erfassung der am Markt verfüg-
baren Tools und der Evaluation ausgewählter Softwareinstrumente erfolgt eine 
Fixierung auf die Methode „System Dynamics“ mit dem Tool „VenSim“, um hGP 
detailgerecht abbilden zu können. 

 Bewertung marktgängiger Simulationswerkzeuge 7.4.1

Damit Organisationen simulative Untersuchungen vornehmen können, benöti-
gen sie spezielle Tools. Hierbei handelt es sich um Software zur Simulation am 
Computer (Leist et al. 2006, S. 23; Nägele und Schreiner 2002, S. 203; Schmel-
zer und Sesselmann 2007, S. 28). Neben der Erstellung von Beschreibungsmo-
dellen für Geschäftsprozesse benötigt der Anwender die Funktionalität der Attri-
butierung: Er reichert die Ablaufmodelle um die Betrachtungsdimensionen „Res-
sourcen“ und „Material“ mit den Betrachtungsgrößen „Menge“, „Wert“ und 
„Zeit“ an (Gadatsch 2008, S. 233; Neumann et al. 2008, S. 441 - 442). Das Ab-
bilden hochflexibler Geschäftsprozesse mit den dazugehörigen Merkmalen erfor-
dert die Funktionalität der Integration einer eigenen Logik in die Simulations-
modelle, um die Eigenheiten hochflexibler GP abbilden zu können. Diese be-
schreiben die Möglichkeit, dass der Anwender über den Sprachumfang einer 
Modellierungssprache und die Analysemöglichkeiten der Tools hinausgehend ei-
gene Modellelemente und individuelle Auswertungen definieren kann. 

Der Arbeitsbericht „Marktübersicht über moderne Werkzeuge zur Simulation 
von Geschäftsprozessen“ (Mühlbauer 2011b) beinhaltet eine Auflistung der 
Softwaretools für die Simulation von Geschäftsprozessen. 
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Der Arbeitsbericht „Evaluation von Simulationswerkzeugen hinsichtlich 
hochflexibler Geschäftsprozesse“ (Mühlbauer 2011a) spezifiziert die Anforde-
rungen an Werkzeuge für die dynamische Analyse in Form eines Kriterienkata-
loges und wendet diesen auf eine Auswahl bestimmter Softwareanwendungen 
an. Die Darstellung der Ergebnisse erfolgt in Form einer Matrix, welche für jedes 
betrachtete Tool die Erfüllung des Kriterienkataloges anzeigt.  

Die Optimierung der Mikroebene zielt auf die bestmögliche Gestaltung des 
Geschäftsprozesses für eine Instanz, wobei sie im Rahmen ihrer Analysen mehre-
re Ausführungen heranzieht.8 Diese Analyse benötigt keinen empirischen Auf-
tragseingang, konstante oder auf statistischen Verteilungen basierende Werte 
reichen hierfür aus. Alle betrachteten Werkzeuge unterstützen diese Anforde-
rung. Untersuchungen der Mikroebene stützen sich auf Kennzahlen der Dimen-
sionen „Kosten“, „Quantität“ und „Zeit“. Dies unterstützt ausnahmslos jedes 
Tool, sowohl für die einzelnen Aktivitäten als auch für den gesamten Geschäfts-
prozess. Jedes Arbeitsmittel erlaubt ablaufbezogene Analysen und die Bestim-
mung der benötigten Ressourcen für eine Prozessinstanz. In diesem Zusammen-
hang ermöglichen ausschließlich die Werkzeuge „Metastorm ProVision“, 
„Savvion Process Modeler“ und „VenSim“ die Bestimmung der erforderlichen 
Verbrauchsstoffe. Die Analysen aller Arbeitsmittel beziehen sich auf den gesam-
ten Simulationszeitraum. Bonapart und VenSim zeigen ebenso die Entwicklung 
für die Zeitintervalle einer dynamischen Analyse. Alle betrachteten Tools eignen 
sich somit für die Analyse der Mikroebene und erlauben für eine Prozessinstanz 
die Bestimmung der Kosten und der Ressourcen. Lediglich die Arbeitsmittel 
„Metastorm Provision“, „Savvion Process Modeler“ und „VenSim“ gestatten zu-
sätzlich die Bestimmung der notwendigen Verbrauchsstoffe. 

Die Optimierung der Makroebene betrachtet den empirischen Auftragsein-
gang, um auf dieser Basis eine Planung der Kosten, des Materialbedarfs und der 
Ressourcen vorzunehmen.9 Daher eignen sich hierfür nur die beiden Werkzeuge 
„Metastorm ProVision“ und „VenSim“. Ersteres bezieht die Analysen auf den ge-
samten Simulationszeitraum, letzteres zeigt ferner die Entwicklungen in den 
einzelnen Zeitintervallen eines Simulationslaufes. Der Anwender besitzt bei bei-

                                           
8  Für eine umfassende Beschreibung des Begriffes „Mikroebene“ vgl. (Mühlbauer 2010, 

S. 112 - 115) 
9  Für eine umfassende Beschreibung des Begriffes „Makroebene“ vgl. (Mühlbauer 2010, 

S. 115 - 117) 
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den Werkzeugen die Möglichkeit der Spezifizierung der Kosten, der Verbrauchs-
stoffe und der Ressourcen. 

Die dynamische Analyse von Unternehmensabläufen durch VenSim mit der 
Methode „System Dynamics“ eignet sich besonders für die Untersuchung hoch-
flexibler GP: 

Bei der Simulation von Geschäftsprozessen mit der Methode „System Dyna-
mics“ bilden Unternehmensabläufe das zu Grunde liegende System. Der Anwen-
der muss hierbei die Geschäftsprozessmodelle um eine Simulationslogik anrei-
chern, welche die dynamische Analyse erst ermöglicht. Diese sog. Attributierung 
umfasst eine Integration von Regeln in das Geschäftsprozessmodell, welche ei-
nerseits den Ablauf und andererseits die beabsichtigten Auswertungen umfassen. 

Für die Spezifizierung des Ablaufs erlaubt VenSim die Behandlung des empi-
rischen Auftragseinganges und die Hinterlegung notwendiger Informationen für 
die einzelnen Elemente des Kontrollflusses. Dies umfasst die Betrachtungsdimen-
sionen „Ablauf“, „Material“ und „Ressourcen“ mit den Betrachtungsgrößen 
„Menge“, „Wert“ und „Zeit“. Darüber hinaus gestattet das Tool „VenSim“ die 
Eingliederung eigener Modellelemente für die individuelle Situation, da der An-
wender hier nicht auf die Konstrukte eines Tools beschränkt ist. Die Spezi-
fizierung durch mathematische Formeln gewährleistet eine höchstmögliche Fle-
xibilität. 

 Simulation hochflexibler GP mit System Dynamics 7.4.2

Die Simulation durch das Tool „VenSim“ mit der Methode „System Dynamics“ 
verwendet Bestands- und Flussgrößendiagramme. Diese bilden Unternehmensab-
läufe bei der Geschäftsprozesssimulation ab. Die Logik zur Verknüpfung der Ein-
gabeelemente mit den Ausgabeelementen basiert auf den Größen „Speicher“, 
„Raten“, „Variablen“ und „Konstanten“, welche mathematische Formeln spezifi-
zieren. (Mühlbauer 2010, S. 217 - 228; Sterman 2000, S. 193)  

Bei der Attributierung besitzt das Tool „VenSim“ mit der Methode „System 
Dynamics“ die Möglichkeit, den empirischen Auftragseingang zu berücksichti-
gen. Es erlaubt die Spezifizierung der Elemente des Kontrollflusses und die Be-
handlung von Ressourcen und Verbrauchsstoffen. Dabei besteht die Möglichkeit, 
Verbrauchsinformationen der Größen „Menge“, „Wert“ und „Zeit“ zu hinterle-
gen. Darüber hinaus kann der Anwender eigene Modellelemente definieren. 
(Mühlbauer 2010, S. 199 - 203, 297 - 298) 
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Das Tool „VenSim“ mit der Methode „System Dynamics“ berücksichtigt bei 
seinen Auswertungen die Betrachtungsdimensionen „Ablauf“, „Ressourcen“ und 
„Material“ mit den Betrachtungsgrößen „Menge“, „Wert“ und „Zeit“. Es gestattet 
die Analyse einzelner Aktivitäten und des Prozesses als Ganzes. Der Anwender 
kann die Analyse sowohl für einzelne Zeitintervalle als auch für den gesamten 
Simulationszeitraum vornehmen. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit der 
Definition eigener Kennzahlen. (Mühlbauer 2010, S. 199 - 203, 297 - 298)  

Für die Simulation von Geschäftsprozessen mit der Methode „System Dyna-
mics“ in VenSim hat einer der Autoren Modellschablonen zur Konstruktion von 
Simulationsmodellen erarbeitet (Mühlbauer 2010, S. 208 - 265). Diese decken 
die unterschiedlichen Fälle der Attributierung ab. Sie verfolgen nachstehende 
Zielsetzungen: 

• Schablonen für die Attributierung einer Aktivität oder mehrerer Aktivitä-
ten im Geschäftsprozessmodell 

• Regelwerke für die Realisierung von Gateways der Arten „Verzweigung“ 
und „Zusammenführung“ 

• Anleitungen für die modellhafte Abbildung der Mikroebene und der Mak-
roebene 

• Schemen für die Kennzahlenintegration in Geschäftsprozessmodelle 
(Mühlbauer 2010, S. 231 - 262; 299 - 339) 

Die Grundlage für die Erstellung simulationsfähiger Geschäftsprozessmodelle in 
System Dynamics bildet die Modellschablone für die Attributierung einer Aktivi-
tät. Die weiteren Schablonen verwenden dieses Template als Grundlage. Es be-
rücksichtigt auf der Eingabeseite den Ablauf, die Ressourcen und die benötigten 
Verbrauchsstoffe. Als Analysegrößen verwendet es die Betrachtungsdimensionen 
„Ablauf“, „Ressourcen“ und „Material“ mit den Betrachtungsgrößen „Menge“, 
„Wert“ und „Zeit“. (Mühlbauer 2010, S. 231 - 262) 

Die aufgelisteten Modellschablonen bilden die Grundlage zur Erstellung ei-
nes simulationsfähigen Modells mit hGP. Der Anwender nimmt Anpassungen 
vor, um die Merkmale hochflexibler GP zu berücksichtigen. 
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7.5 Simulation hochflexibler GP am Beispiel der e-Car AG 

Die e-Car AG10 stellt ein fiktives Unternehmen dar, welches Elektroautos produ-
ziert und vertreibt (Kapitel 2; sowie Leunig et al. 2010, S. 4). Da sie für ihre Ge-
schäftstätigkeit hochflexible Geschäftsprozesse verwendet (Leunig et al. 2010, 
S. 4–12), eignet sich dieses Unternehmen für die Demonstration des Konzeptes 
der Simulation hochflexibler GP. 

Die Simulation zielt hier auf die Analyse der Unternehmensabläufe der e-Car 
AG nach betriebswirtschaftlichen Kenngrößen. Sie dient der Planung der Abläu-
fe der Produktion und des Vertriebes der Organisation. Dies entspricht den 
Teilszenarien A und B der e-Car AG (Leunig et al. 2010, S. 4). Die Simulation be-
trachtet den Ablauf ausgehend vom Auftragseingang bis hin zu den abgewickel-
ten Aufträgen. Daher erfolgt eine Aggregation der Einzeltätigkeiten zu den we-
sentlichen Stufen der Wertkette, die Abb. B-35 zeigt. 

 
Abb. B-35:  Aggregierte Betrachtung des Szenarios A und B der e-Car AG 

Die e-Car AG stellt einen Nischenanbieter im Automobilbereich dar. Sie strebt 
einen Absatz von 10.000 Autos jährlich in Deutschland an, wobei sie jeden PKW 
für € 48.000 verkauft. Auf ihr lasten jährliche Fixkosten in Höhe von € 32 Mio., 
wovon die Montage der Gleichteile € 20 Mio. und die Montage der Individual-
teile € 12 Mio. verursacht. Jede verkaufte Einheit besitzt variable Kosten in Hö-
he von € 44.000, wobei € 28.000 auf die Montage der Gleichteile, € 14.000 auf 
die Montage der Individualteile und € 2.000 auf die Auslieferung entfallen. Die 
e-Car AG besitzt in der Produktion eine Kapazität von 45 Autos pro Tag. Der 
Auftragseingang ist dem für das Automobilgeschäft üblichen saisonalen 
Schwankungen unterworfen. Abb. B-36 zeigt den Auftragseingang der e-Car AG 
auf Tagesbasis. 

                                           
10  Für eine genaue Beschreibung des fiktiven Unternehmens e-Car AG, vgl. Kapitel 2; sowie 

Leunig et al. (2010). 
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Abb. B-36:  Auftragseingang der e-Car AG auf Tagesbasis 

Auf der Grundlage der genannten Daten erfolgt für die Simulation der Abläufe 
der e-Car AG die Bildung folgender Szenarien: 

• Ausgangsszenario: Statischer Geschäftsprozess 
• Szenario 1: Hochflexibilität auf Geschäftsvorfallebene 
• Szenario 2: Integration von Kontextfaktoren 
• Szenario 3: Änderung auf Geschäftsvorfallebene 
• Szenario 4: Umbau der Wertkette 

Die nachstehende Analyse der e-Car AG bezieht sich auf den Simulationszeit-
raum von einem Jahr. 

 Ausgangsszenario: Statischer Geschäftsprozess 7.5.1

Als Ausgangsszenario dient die Situation, bei der keine hochflexiblen Geschäfts-
prozesse vorliegen. Dies bedeutet, jede Instanz folgt der bestehenden Wertkette 
und die möglichen Ausprägungen jeder einzelnen Aktivität sind bekannt. Somit 
beauftragt die e-Car AG für die Anlieferung der Gleichteile einen bestimmten 
Zulieferer und für die Auslieferung einen speziellen Transporteur. 

Die Gewinn-Verlust-Schwelle der e-Car AG liegt bei 8.000 verkauften Einhei-
ten, was sowohl einen Umsatz als auch Gesamtkosten in Höhe von € 384 Mio. 
bedeutet.  

Erreicht der Verkauf des Unternehmens die anvisierten 10.000 Elektroautos, 
so bedeutet dies einen Gewinn von € 8,00 Mio. bei einem Umsatz von € 480 
Mio. und Gesamtkosten von € 472 Mio. 
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Die maximale Durchlaufzeit eines Auftrages beträgt bei 8.000 Aufträgen 
5,56 Tage, bei 10.000 Aufträgen 18,74 Tage. Abb. B-37 veranschaulicht für bei-
de Situationen die maximale Durchlaufzeit in Tagen.  

 
Abb. B-37:  Ausgangsszenario – maximale Durchlaufzeit in Tagen 

Produziert die e-Car AG im Geschäftsjahr 8.000 Autos, so liegt die Auslastung an 
49 Tagen bei 100 %. Bei einer Fertigung von 10.000 Stück ist dies an 169 Tagen 
der Fall. Abb. B-38 veranschaulicht die Auslastung für die beiden unterschiedli-
chen Situationen im Zeitablauf.  

 
Abb. B-38:  Auslastung der e-Car AG im Zeitverlauf 

Die e-Car AG verwendet das Prinzip der kundenindividuellen Fertigung: Ein 
Kunde konfiguriert ein e-Car nach seinen Wünschen. Nach dem Abschluss eines 
Kaufvertrages erfolgt die Weiterleitung des Auftrages an die Produktion der  
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e-Car AG, welche darauf für das entsprechende Elektroauto die Beschaffung der 
hierfür benötigten Teile sowie die entsprechende Produktionsplanung veranlasst.  

 Szenario 1: Hochflexibilität auf Geschäftsvorfallebene 7.5.2

Das Szenario „Hochflexibilität auf Geschäftsvorfallebene“ verwendet das Szena-
rio „Statischer Geschäftsprozess“ mit der Situation von 10.000 verkauften Elekt-
roautos als Grundlage. Die e-Car AG erlaubt nun Geschäftsvorfallvarianten für 
die beiden Aktivitäten „Montage Individualteile“ und „Auslieferung“. 

Das Unternehmen bezieht die Individualteile nach einer Ausschreibung auf 
einem eigens für diesen Zweck beschriebenen Marktplatz (Kapitel 2; sowie Leu-
nig et al. 2010, S. 13). Die Geschäftspartner müssen mindestens die Konditionen 
des vorherigen Szenarios einhalten. Daraus ergeben sich die folgenden mögli-
chen Zulieferer dieser Aktivität: 

• Föderation A - variable Kosten: € 8.000, Wahrscheinlichkeit: 30 % 
• Föderation B - variable Kosten: € 10.000, Wahrscheinlichkeit: 30 % 
• Föderation C - variable Kosten: € 12.000, Wahrscheinlichkeit: 30 % 
• Nicht planbare Varianten - variable Kosten im schlechtesten Fall:  

€ 14.000, Wahrscheinlichkeit: 10 % 
Die e-Car AG schreibt die Transportaufträge auf einem speziellen Logistikmarkt-
platz aus, an dem sowohl Einzelunternehmen als auch virtuelle Unternehmen 
teilnehmen können (Kapitel 2; sowie Leunig et al. 2010, S. 13). Sie verlangt von 
den potenziellen Lieferanten, dass diese mindestens die Konditionen des Trans-
porteurs des vorherigen Szenarios einhalten. Daraus ergeben sich die nachste-
henden möglichen Logistikdienstleister für die Auslieferung: 

• Föderation A - variable Kosten: € 1.500, Wahrscheinlichkeit: 30 % 
• Föderation B - variable Kosten: € 1.600, Wahrscheinlichkeit: 30 % 
• Föderation C - variable Kosten: € 1.800, Wahrscheinlichkeit: 30 % 
• Nicht planbare Varianten - variable Kosten im schlechtesten Fall:   

€ 2.000, Wahrscheinlichkeit: 10 % 
Abb. B-39 zeigt für die beiden Aktivitäten „Montage Individualteile“ und Auslie-
ferung die möglichen Geschäftsvorfallvarianten. 
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Abb. B-39:  Geschäftsvorfallvarianten der e-Car AG 

Bei einem Verkauf von 10.000 Einheiten erzielt die e-Car AG einen Umsatz von 
€ 480. Mio., die Gesamtkosten liegen bei € 432,69 Mio. Euro, woraus ein Ge-
winn von € 47,31 Mio. resultiert.  

Dadurch dass die e-Car AG von den Partnerunternehmen mindestens die 
Konditionen der festen Lieferanten des vorherigen Szenarios verlangt, ergibt sich 
durch die Hochflexibilität ein zusätzlicher Gewinn von € 39,31 Mio. Die Durch-
laufzeiten bleiben in diesem Szenario unverändert. 

 Szenario 2: Integration von Kontextfaktoren 7.5.3

Auf die unterschiedlichen Föderationen, welche die Auslieferung der Elektroau-
tos vornehmen, wirken Kontextfaktoren ein. In diesem Szenario handelt es sich 
hierbei um die Einflüsse „Verkehrslage“ und „Wetterlage“. Beide wirken sich auf 
die Transportdauer und somit auf die Kosten der Überführung aus. Sie besitzen 
eine Eintrittswahrscheinlichkeit und einen Faktor, mit dem sie sich auf die Ziel-
größe auswirken. 

Die Ausprägung „gestört“ des Kontextfaktors „Verkehrslage“ tritt mit einer 
Wahrscheinlichkeit von 40 % ein und wirkt sich mit 25 % auf die Zielgrößen 
aus. Die Umgebungsvariable „Wetterlage“ besitzt für die Ausprägung „schlechtes 
Wetter“ eine Eintrittswahrscheinlichkeit von 30 % und beeinflusst die Zielgrö-
ßen um 15 %. Abb. B-40 zeigt die Einwirkung der Kontextfaktoren. 

 
 

Abb. B-40:  Wirkung der Kontextfaktoren im Geschäftsmodell der e-Car AG 
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Die e-Car AG setzt bei 10.000 verkauften Einheiten € 480 Mio. um. Die Gesamt-
kosten belaufen sich unter der Berücksichtigung der Kontextfaktoren auf € 
435,12 Mio. Dadurch entsteht ein Gewinn von € 44,88 Mio. 

Die Kontextfaktoren führen im Vergleich zum vorherigen Szenario zu höhe-
ren Gesamtkosten in Höhe von € 2,43 Mio. Ebenso sinkt der Gewinn des Auto-
bauers. Die Dauer der Auslieferung eines Fahrzeuges verlangsamt sich in der 
Spitze um einen halben Tag. Abb. B-41 veranschaulicht diesen Sachverhalt. 

 
Abb. B-41:  Maximale Dauer der Auslieferung eines Fahrzeuges mit und ohne Kon-

textfaktoren 

Die maximale Durchlaufzeit für einen Auftrag erhöht sich durch die Einwirkung 
der Umgebungsvariablen um den Umfang des Anstieges der maximalen Dauer 
der Auslieferung eines Fahrzeuges. Abb. B-42 zeigt den Effekt der Kontextfakto-
ren auf die maximale Durchlaufzeit für eine Einheit. 

 
Abb. B-42:  Maximale Durchlaufzeit eines Fahrzeuges mit und ohne Kontextfakto-
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 Szenario 3: Änderung auf Geschäftsvorfallebene 7.5.4

In dieser Situation fällt die Föderation A zur Auslieferung der Elektroautos des 
vorherigen Szenarios kurzfristig aus. Die Abwicklung der entsprechenden Auf-
träge übernimmt ein Konsortium, das jedoch mit € 2.500 einen deutlich höheren 
Preis als die ursprüngliche Föderation mit € 1.500 verlangt. Abb. B-43 illustriert 
den neuen Sachverhalt. 

 
Abb. B-43:  Änderung auf Geschäftsvorfallebene der e-Car AG 

Der Umsatz der e-Car AG beläuft sich bei 10.000 verkauften Einheiten auf € 480 
Mio. Die Gesamtkosten betragen € 438,55 Mio., was einen Überschuss von 
€ 41,45 Mio. nach sich zieht.  

Die höheren Kosten von Föderation D im Gegensatz zur Föderation A bedin-
gen einen um € 3,43 Mio. geringeren Gewinn im Vergleich zum vorherigen Sze-
nario, jedoch kann der Geschäftsbetrieb aufrecht erhalten werden. Die maximale 
Durchlaufzeit einer Einheit bleibt dadurch unberührt.  

 Szenario 4: Umbau der Wertkette 7.5.5

Der Konkurrenzdruck im Bereich der Elektroautos11 veranlasst die e-Car AG zur 
Einführung einer serienmäßigen Produktinnovation ohne Erhöhung des Ver-
kaufspreises des Fahrzeuges: Sie stattet jedes Fahrzeug mit einem Solardach aus. 
Dies verlangt den Umbau der Wertkette. Nach der Installation der Gleichteile er-
folgt die Montage des Solardachs. Diese Aktivität weist variable Kosten in Höhe 
von € 1.000 pro Fahrzeug auf. Durch die Integration dieser Tätigkeit verringert 
sich die Kapazität der Produktion des Werkes der e-Car AG von ursprünglich 45 
Einheiten auf 44 Einheiten pro Tag. Abb. B-44 zeigt den Umbau der Wertkette 
der e-Car AG. 

                                           
11  Bis zum Jahr 2014 beabsichtigen die etablierten Automobilkonzerne die Einführung zahlrei-

cher Modelle (Becker et al. 2010, S. 22). 
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Abb. B-44:  Umbau der Wertkette der e-Car AG 

Nach der Veränderung der Wertkette der e-Car AG beläuft sich der Umsatz bei 
10.000 verkauften Autos auf € 480 Mio. Die Gesamtkosten betragen € 448,55 
Mio. Daraus resultiert ein Gewinn von € 31,45 Mio. 

Durch die serienmäßige Ausstattung der Elektroautos ohne eine Erhöhung 
des Verkaufspreises erhöht die e-Car AG ihre Konkurrenzfähigkeit auf dem 
Markt. Die Gesamtkosten steigen dadurch jedoch um € 10 Mio., was zu einem 
um denselben Betrag geringeren Gewinn führt. Die maximale Durchlaufzeit ei-
nes Auftrages steigt dadurch in der Spitze um knapp drei Tage an, was 
Abb. B-45 veranschaulicht. 

 
Abb. B-45:  Auswirkung des Umbaus der Wertkette auf die maximale Durchlaufzeit 

eines Auftrages 

 Überblick über die Simulationsergebnisse 7.5.6

Im Referenzszenario, in dem jede Instanz der bestehenden Wertkette folgt und 
die möglichen Ausprägungen jeder einzelnen Aktivität bekannt sind, erwirt-
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schaftet die e-Car AG einen Gewinn von € 8,00 Mio. Die maximale Durchlaufzeit 
eines Auftrages beträgt 18,74 Tage. 

In dem Szenario „ Hochflexibilität auf Geschäftsvorfallebene“ führt die e-Car 
AG unterschiedliche Varianten bei den Aktivitäten „Montage Individualteile“ 
und „Auslieferung“ ein. Dies führt zu einem Gewinn von € 47,31 Mio., die ma-
ximale Durchlaufzeit eines Fahrzeuges bleibt unverändert bei 18,74 Tagen. 

Treten Kontextfaktoren in der Auslieferung der Elektroautos auf, sinkt der 
Gewinn auf € 44,88 Mio. Die maximale Durchlaufzeit erhöht sich auf 19,08 Ta-
ge. 

Besteht die Notwendigkeit der Änderung auf Geschäftsvorfallebene, ausge-
löst durch den Ausfall einer Föderation, so fällt der Gewinn auf € 41,15 Mio., da 
das neue Konsortium schlechtere Konditionen anbietet. Die maximale Durch-
laufzeit eines Fahrzeuges bleibt hier unverändert bei 19,08 Tagen. 

Das Szenario „Umbau der Wertkette der e-Car AG“ zeichnet sich durch die 
Integration einer weiteren Aktivität aus. Diese verursacht höhere Gesamtkosten 
und führt zu einer geringeren Gesamtkapazität der Produktion der e-Car AG. Der 
Gewinn erniedrigt sich dadurch auf € 31,45 Mio., die maximale Durchlaufzeit 
eines Elektroautos erhöht sich auf 21,78 Tage. 

Die e-Car AG erwirtschaftet somit bei Geschäftsprozessen, die nicht hochfle-
xibel sind, einen Gewinn von € 8,00 Mio. bei einer maximalen Durchlaufzeit ei-
nes Auftrages von 18,74 Tagen. Unter der Verwendung hochflexibler GP mit der 
Berücksichtigung aller Merkmale hochflexibler GP erwirtschaftet die e-Car AG 
einen Gewinn von € 31,45 Mio., wobei allerdings die maximale Durchlaufzeit 
eines Auftrages auf 21,78 Tage ansteigt. Im vorliegenden Fall erlaubt die Hoch-
flexibilisierung eine deutliche Steigerung des Unternehmenserfolges. Aufgrund 
der Eigenschaften hochflexibler GP auf Geschäftsvorfall- und Geschäftsprozess-
ebene erhöht sich jedoch auch leicht die maximale Durchlaufzeit eines Auftra-
ges. Die Simulation bildet somit ein Instrument, das dem Unternehmen sowohl 
Planungssicherheit als auch eine realitätsgetreue Abbildung im Hinblick auf die 
Geschäftstätigkeit bietet. 

Tab. B-9 gibt einen Überblick über die Ergebnisse der einzelnen Simulations-
szenarien. 
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Tab. B-9: Zusammenfassung der Simulationsergebnisse 

7.6 Zusammenfassung 

HGP stellen besondere Anforderungen an die Simulation. Ein Vergleich der 
Tools zeigt, dass das Werkzeug „VenSim“ mit der Methode „System Dynamics“ 
den anspruchsvollen Herausforderungen am besten genügt.  

Anhand der Fallstudie „e-Car AG“ wird der Proof of Concept der Simulation 
hochflexibler GP mit VenSim gezeigt. Die hGP-Simulation besitzt einen großen 
betriebswirtschaftlichen Nutzen: Die unflexible Prozesskette führt zu einem rela-
tiv fraglichen Geschäftsmodell mit einer Umsatzrendite vor Steuern von nur 
knapp 2 % und hohen Risiken, da Umwelteinflüsse nicht berücksichtigt sind. Die 
hGP-Simulation zeigt, dass die Umsatzrendite vor Steuern auf 6,5 % bis knapp 
10 % gehoben werden kann und dabei die Risiken von Umwelteinflüssen bereits 
berücksichtigt sind. 
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C Gestaltung und Modellierung 

8 Analyse und Handhabung unvollständig planbarer Geschäfts-
prozesse 

Otto K. Ferstl, Benjamin Leunig, Daniel Wagner 

Zusammenfassung. Unvollständig planbare Geschäftsprozesse stellen für 
Unternehmen eine Herausforderung dar, der mit entsprechenden Mitteln 
begegnet werden kann. Dieser Beitrag betrachtet unvollständig planbare 
Geschäftsprozesse, indem zunächst die Mikroperspektive eingenommen 
wird, aus der heraus unvollständig planbare Einzelaufgaben analysiert wer-
den, sowie auf mögliche Handhabungen unvollständig planbarer Aufgaben 
zur Buildtime und zur Runtime eingegangen wird. In einem zweiten Schritt 
werden unvollständig planbare Geschäftsprozesse als unvollständig planba-
re Aufgaben-netze interpretiert und auch deren Handhabung wird zur 
Build- und Runtime untersucht. 

8.1 Problemstellung 

Das Forschungsprojekt forFLEX untersucht Dienstorientierte IT-Systeme für 
hochflexible Geschäftsprozesse (hGP). Ziel des Forschungsprojektes ist die Ver-
besserung der Unterstützung von hochflexiblen Geschäftsprozessen durch 
(dienstorientierte) Anwendungssysteme12. 

Ein konstituierendes Merkmal hochflexibler Geschäftsprozesse ist das Merk-
mal der unvollständigen Planbarkeit. In diesem Beitrag wird gezeigt, in welcher 
Weise hochflexible Geschäftsprozesse im Allgemeinen und deren Eigenschaft der 
unvollständigen Planbarkeit im Speziellen, die zugehörigen Unternehmen vor be-
sondere Herausforderungen stellen.  

                                           
12  hGP weisen im Gegensatz zu herkömmlichen Geschäftsprozessen mindestens eines der fol-

genden Merkmale auf: (1) Unvollständige Planbarkeit vor Ausführung des Geschäfts-
prozesses (GP), (2) Überlappung von Planung und Ausführung des GP, sowie (3) Kontextse-
nsitivität des GP. Solche GP treten bspw. im Gesundheitswesen bei der Behandlung eines 
Patienten mit unklarer Diagnose oder beim Bau industrieller Anlagen auf. 
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Die Turbulenz der Unternehmensumwelt stellt Unternehmen häufig vor die 
Herausforderung, ihre Geschäftsprozesse flexibler zu gestalten, d. h. die Ge-
schäftsprozesse eines Unternehmens müssen in der Lage sein, während der Ge-
staltung und während der Durchführung der Geschäftsprozesse auf veränderte 
Anforderungen zu reagieren. Dabei kommt der Planung von Prozessdurchfüh-
rungen eine besondere Bedeutung zu. In einer stabilen Umwelt sind prozessrele-
vante Größen fix und bekannt, sodass die Prozessdurchführung vollständig anti-
zipiert, d. h. geplant werden kann. Dies bewirkt für die eigentliche Prozess-
durchführung eine hohe Sicherheit und ermöglicht eine hohe Zielerreichung.  

In einer turbulenten Umwelt hingegen, sind prozessrelevante Größen verän-
derlich. Bisweilen ist sogar unbekannt welche Größen prozessrelevant sind bzw. 
werden können. In diesen Fällen ist eine vollständige Planung der Prozessdurch-
führung nicht möglich. Das bedeutet, dass während der Planung oder sogar 
während der Durchführung eines Prozesses Zustandsänderungen eintreten, die 
eine Umplanung oder zumindest eine vom ursprünglichen Plan abweichende 
Prozessdurchführung erfordern. Diese unvollständige Planbarkeit von Prozessen 
erschwert eine optimale Erreichung der Prozessziele und bedingt Effekte wie die 
Notwendigkeit von Sicherheitsbeständen, suboptimale Automatisierung, Auslas-
tungslücken etc.  

Im Folgenden wird die Untersuchungssituation der unvollständigen Planbar-
keit definiert, indem deren Untersuchungsobjekt, Untersuchungsziele und Unter-
suchungsverfahren abgegrenzt und diskutiert werden. Dieses Konzept sieht vor, 
durch Anwendung eines Untersuchungsverfahrens, das auf das Untersuchungs-
objekt einwirkt, Untersuchungsergebnisse zu liefern, die den Untersuchungszie-
len entsprechen (Abb. 1). Ist kein Untersuchungsverfahren bekannt oder ein Ver-
fahren nicht anwendbar, wird häufig auf das Konzept der modellgestützten Un-
tersuchungssituation ausgewichen. Hier werden zunächst Modelle des Untersu-
chungsobjektes und des Untersuchungsziels erstellt und dann ein Untersu-
chungsverfahren auf das Modellobjekt angewendet. Die so ermittelten Untersu-
chungsergebnisse bezüglich des Modells sind dann auf das Original zu transfor-
mieren (Abb. C-1, Ferstl 1979). Bei der Planung von Geschäftsprozessen ist die 
Vorgehensweise der modellgestützten Untersuchungssituation üblich, es dienen 
Geschäftsprozessmodelle als Untersuchungsobjekt, um darauf Planungsverfahren 
anzuwenden und dann die Planungsergebnisse auf die realen Geschäftsprozesse 
zu übertragen. 
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Abb. C-1:  Modellgestützte Untersuchungssituation  

(Ferstl 1979, S. 79ff) 

Untersuchungsobjekt 

Geschäftsprozesse beinhalten betriebliche Aufgaben, die zu Aufgabennetzwerken 
zusammengefasst sind. Änderungen eines Geschäftsprozesses zur Erzielung von 
Flexibilität betreffen Änderungen der Struktur und des Verhaltens einzelner 
Aufgaben wie Änderungen der Struktur des Netzwerks und der daraus folgenden 
Verhaltensänderung des Geschäftsprozesses. Entsprechend wird zur Untersu-
chung der Planbarkeit von Geschäftsprozessen im Folgenden zwischen der Plan-
barkeit einzelner Aufgaben und der Planbarkeit von Aufgabennetzwerken unter-
schieden. Wie dargestellt, ist jeweils zwischen den Geschäftsprozessen der realen 
Welt und den Geschäftsprozessmodellen zu unterscheiden. Die Frage der Plan-
barkeit ist auf beiden Ebenen zu klären. 

Untersuchungsziel 

Untersuchungsziel der Planung eines Geschäftsprozesses ist entweder die Gestal-
tung der Struktur und des Verhaltens seiner Aufgaben oder nur die zeitliche Pla-
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nung seiner Durchführung einschließlich der Bereitstellung der zugehörigen 
Ressourcen. 

In diesem Beitrag sollen Einflussgrößen und Prozesseigenschaften untersucht 
werden, die die Planbarkeit von Geschäftsprozessen einschränken, und Maß-
nahmen ermittelt werden, um unvollständige Planbarkeit zu behandeln und die 
Planung zu verbessern. Entsprechend der Differenzierung des Untersuchungsob-
jektes wird das allgemeine Untersuchungsziel zunächst auf einzelne Aufgaben 
und dann auf Aufgabennetzwerke, d. h. vollständige Geschäftsprozesse ange-
wendet.  

Untersuchungsverfahren: 

Das im Beitrag angewendete Verfahren zur Untersuchung der Planbarkeit von 
Geschäftsprozessen geht in folgenden Schritten vor. Nach einer Untersuchung 
des Begriffes Planung anhand der Literatur wird das Konzept der modellgestütz-
ten Untersuchungssituation genutzt, um die Diskurswelt einer Planungsaufgabe 
und die Lösungsansätze bei eingeschränkter Planbarkeit darzustellen. Dieses 
Konzept erlaubt insbesondere, Situationen eingeschränkter Planbarkeit in Fälle 
vollständiger Planbarkeit zu überführen. Diese Vorgehensweise ist bei der Un-
tersuchung von Einzelaufgaben wie von Aufgabennetzwerken möglich. Zur Ver-
anschaulichung der Ergebnisse wird auf ein Integrationsszenario des For-
schungsverbundes forFLEX zurückgegriffen, welches bereits in Kapitel 2 vorge-
stellt wurde.  

8.2 Related Work  

Nachdem im vorherigen Abschnitt die Problemstellung und die Untersuchungssi-
tuation geschildert wurden, werden im Folgenden verwandte Arbeiten zum Be-
griff (Abschnitt 8.2.1) und zum Zweck der Planung (Abschnitt 8.2.2) untersucht. 
Ferner wird Planung als Entscheidungsaufgabe interpretiert (Abschnitt 8.2.3). 

 Begriff der Planung 8.2.1

Der Begriff „Planung“ wird in der Literatur umfangreich diskutiert und unter-
schiedlich interpretiert. 

CORSTEN und REIß definieren Planung beispielsweise wie folgt: „Planung ist 
die Vorbereitung künftigen Handelns auf der Grundlage systematisch prognosti-
zierter Entwicklungen innerhalb und außerhalb der Grenzen des durch einen 
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Handlungsträger Beeinflussbaren.“ (Corsten und Reiß 2008, S. 3) Nach Corsten 
und Reiß umfasst Planung „sowohl die Festlegung der zu erreichenden Ziele als 
auch der zu ihrer Realisierung durchzuführenden Maßnahmen“ (Corsten und 
Reiß 2008, S. 3).  

Obgleich zahlreiche Interpretationen des Planungsbegriffs existieren (Mintz-
berg 2000; Oberkampf 1976, S.68; Müller 2008, S. 259), besteht „über die 
grundlegenden Merkmale der Planung […] weitgehende Übereinstimmung.“ 
(Hirsch et al. 2005, S. 251). Die Wesensmerkmale von Planung lauten wie folgt. 

• Prozesscharakter 
Planung wird gemeinhin als Planungsprozess verstanden (Domschke und 
Scholl 2005, S. 24f; Hirsch et al. 2005, S. 251f). 

• Informationscharakter 
Planung verarbeitet vielfältige Informationen, die sich auf den Istzustand 
des Planungsbereichs, erwartete zukünftige Zustände, Handlungsalterna-
tiven und deren Wirkungen beziehen (Domschke und Scholl 2005, S. 24f).  

• Zukunftsbezogenheit 
Planung ist zukunftsbezogen, indem sie auf die Erreichung zukünftiger 
Zustände des Planungsbereichs zielt. Sie ist somit gezwungen, zukünftige 
Zustände und Entwicklungen anzunehmen oder zu prognostizieren, ohne 
deren Eintreffen a priori zu wissen. Bei OBERKAMPF heißt es „Planung 
kann nicht die Ungewissheit der Zukunft beseitigen, sie kann nur Vorbe-
reitung auf die Zukunft sein.“ (Oberkampf 1976, S. 76; Schreyögg und 
Koch 2009; Hirsch et al. 2005; Domschke und Scholl 2005; Corsten und 
Reiß 2008; Müller 2008). 

• Gestaltungscharakter 
Der Prozess der Planung umfasst die Entwicklung von Handlungsempfeh-
lungen zur Gestaltung und Lenkung des operationellen Systems (Corsten 
und Reiß 2008; Kranz 2007; Domschke und Scholl 2005; Hirsch et al. 
2005). 

• Rationalität 
Planung zeichnet sich durch eine möglichst rationale Vorgehensweise zur 
Lösung des vorliegenden Planungs- bzw. Entscheidungsproblems und so-
mit zur Erreichung der Ziele aus (Müller 2008; Kranz 2007; Hirsch et al. 
2005; Domschke und Scholl 2005). 
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 Zweck von Planung 8.2.2

Wie bereits in Abschnitt 8.1 diskutiert, stellen unvollständig planbare Aufgaben 
und Geschäftsprozesse Unternehmen vor Herausforderungen. Um diese Heraus-
forderungen einerseits besser zu verstehen und andererseits Möglichkeiten zur 
Handhabung unvollständig planbarer Aufgaben und Geschäftsprozesse (Ab-
schnitt 8.3 und Abschnitt 8.4) zu entwickeln, wird nachfolgend der Zweck der 
Planung beleuchtet. 

Der Zweck von Planung kann mithilfe von Planungsebenen differenziert 
werden. Hier werden meist strategische und operative Planung unterschieden. Sel-
tener wird auch die taktische Planung genannt (Hirsch et al. 2005, S. 249; Kranz 
2007, S. 80; Domschke und Scholl 2005, S. 29). Innerhalb einer Planungsebene 
sind konkrete Planungszwecke benennbar. Planungszwecke können beispielswei-
se auf operativer Ebene nach betrieblichen Funktionsbereichen differenziert 
werden. So werden Planungsaufgaben im Bereich der Beschaffung, der Produk-
tion oder des Marketings etc. von Unternehmen benötigt (Schreyögg und Koch 
2009, S. 149).  

Die Literatur gibt Aufschluss darüber, dass Planung nicht zum Selbstzweck 
durchgeführt wird, sondern Mittel für einen nachgelagerten Zweck ist. So dient 
erst die Umsetzung eines Planes, nicht die Durchführung einer Planung, der Errei-
chung (Müller 2008, S. 259) oder Maximierung (Kranz 2007, S.80) eines Zieles. 

Der unmittelbare Zweck der Planung ergibt sich aus der „Vorbereitung und 
Gestaltung zukünftigen Handelns“ (Corsten und Reiß 2008, S. 3) bzw. der „Vor-
bereitung von Entscheidungen und Handlungen durch gedankliche Vorwegnah-
me zukünftiger Entwicklungen“ (Domschke und Scholl 2005, S. 24f). 

Die Vorbereitung oder auch gedankliche Vorwegnahme von Entscheidungen 
und Handlungen im Rahmen der Planung dient also der Optimierung der 
Zielausrichtung von zukünftigen, sich an die Planung anschließenden Entschei-
dungen und Handlungen. 

Die Planungsaufgabe kann ferner unter Nutzung des Aufgabenbegriffs (Kosi-
ol 1961, erweitert durch Ferstl 1979) interpretiert werden (Abb. C-2). Die Pla-
nungsaufgabe besteht aus der Außensicht aus einem Sachziel sowie ein bis meh-
reren Formalzielen, aus Vor- und Nachereignissen und aus einem Aufgabenob-
jekt. Die Innensicht umfasst das Lösungsverfahren, welches differenziert wird in 
Aktionensteuerung und Aktionen.  
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Aufgabenobjekt
z. B. Einzahlungen, Auszahlungen, 

Auftragsbestand, Bestellungen, Kosten etc.  

Vorereignis(se)
z. B. Planungs-
bedarf liegt vor

Nachereignis(se) 
z. B. Planung ist 

durchgeführt

Sensor
Aktor

Sachziel
z. B. plane 
Liquidität!

Formalziel(e)
z. B. maximiere 

Genauigkeit!

Planungsverfahren

Aktionen-
steuerung

Aktionen

SteuerungKontrolle

 
Abb. C-2:  Planung als Aufgabe 

 Planung als Entscheidungsaufgabe 8.2.3

Die oben erwähnten, gedanklich vorweggenommenen Entscheidungen stellen 
einen weiteren Aspekt dar, der für die Untersuchung unvollständig planbarer 
Geschäftsprozesse von zentraler Bedeutung ist. Dieser Aspekt wird daher vor 
entscheidungstheoretischem Hintergrund betrachtet. 

(Müller 2008, S 259) und (Domschke und Scholl 2005, S.24) verstehen Pla-
nung als Entscheidungsproblem und (Schreyögg und Koch 2009, S. 147) schla-
gen (wie auch (Corsten und Reiß 2008, S. 3) und (Oberkampf 1976, S. 74)) die 
Brücke zur Entscheidungstheorie: 

„Jede Planung ist per definitionem zukunftsgerichtet und die Zukunft ist un-
vermeidlich unsicher. Die Unsicherheit bezieht sich auf alle diejenigen Tatbe-
stände, die der Planer nicht selbst herstellen kann und die die Konsequenzen 
der erwogenen Handlungsalternativen (positiv oder negativ) beeinflussen. Be-
zeichnet man alle diejenigen Tatbestände, die sich dem Einflussbereich des 
Planers entziehen, als Umwelt(-ereignisse), so kann man in Übereinstimmung 
mit der traditionellen (normativen) Entscheidungstheorie im Hinblick auf 
Grade der Unsicherheit drei Situationen unterscheiden.“ (Schreyögg und 
Koch 2009, S. 147f).  
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Merkmale des 
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Abb. C-3:  Interpretation von Planung als Input-Output-System  

Diese drei Entscheidungssituationen sind gemäß (Domschke und Scholl 2005, S. 
49; Laux 2005, S. 23))  

1. Entscheidung unter Sicherheit13: Dem Entscheider ist bekannt, welche 
Ausprägungen die Umweltereignisse annehmen werden.  

2. Entscheidung unter Risiko: Es liegen Eintrittswahrscheinlichkeiten für das 
Eintreten denkbarer Umweltereignisse/Umweltlagen/Zustände vor.  

3. Entscheidung unter Ungewissheit14. Hier liegen keine Informationen über 
die Eintrittswahrscheinlichkeiten von Umwelt¬ereig¬niss-en/Umwelt-
lagen/Zuständen vor, was die „typische Situation für Planer“ darstellt. 
(Schreyögg und Koch 2009, S. 148)  

8.3 Unvollständige Planbarkeit von Einzelaufgaben 

 Analyse unvollständiger Planbarkeit von Einzelaufgaben 8.3.1

Wie ausgeführt, bedeutet die vollständige Planung in Bezug auf Einzelaufgaben, 
dass alle Aufgabenbestandteile, d. h. Aufgabenobjekt, Aufgabenziele, Lösungs-
verfahren sowie Vor- und Nachereignisse nach Abschluss einer Aufgabenplanung 
festgelegt sind. Vollständige Planbarkeit bedeutet hier, dass ausgehend von der 
Kenntnis vorliegender Aufgabenbestandteile die übrigen Aufgabenbestandteile 
bestimmt werden können.  

Im Falle unvollständiger Planbarkeit ist mindestens eine der genannten Vo-
raussetzungen nicht gegeben, d. h. die Kenntnis bezüglich mindestens eines Auf-
gabenbestandteiles ist so eingeschränkt, dass die übrigen Aufgabenbestandteile 
nicht sicher bestimmt werden können. Zur Systematisierung dieser Situation 

                                           
13  Statt „Sicherheit“ findet sich oft auch die Bezeichnung „Gewissheit“. (Laux 2005, S. 23) 
14  Entscheidungen unter Risiko und Ungewissheit werden zur Gruppe der Entscheidungen un-

ter Unsicherheit zusammengefasst. Entscheidungen unter Ungewissheit werden auch als 
Entscheidungen unter Unsicherheit i. e. S. bezeichnet. (Laux 2005, S. 23) 
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werden im Folgenden die Aufgabenbestandteile bezüglich ihres Bestimmungs-
grades untersucht. Dabei wird differenziert, ob diese Kenntnis bereits zum Zeit-
punkt der Gestaltung bzw. Planung einer Aufgabe (Buildtime) oder erst zum 
Zeitpunkt der Durchführung einer Aufgabe (Runtime) vorliegt. 

Aufgabenobjekt 

Ein Aufgabenobjekt als Teil der Realwelt ist von seiner Umgebung abzugrenzen 
und der Zustand des Aufgabenobjekts zu ermitteln oder zu verändern. Bei der 
Planung einer Aufgabe wird gemäß der modellbasierten Untersuchungssituation 
ein Modell des Realweltausschnittes verwendet. Bei der Abgrenzung ist zu klä-
ren, ob Realweltausschnitt und Aufgabenobjektmodell anhand geeigneter Krite-
rien klar abgrenzbar sind.  

Beispiel 1 

Im Falle einer Fertigungsplanung ist zu klären, welche Fertigungsaufträge Teil 
des Aufgabenobjektes sind: die tatsächlich vorliegenden Aufträge, erwartete Auf-
träge mit unterschiedlichen Erwartungswahrscheinlichkeiten, Aufträge, deren 
zugehörige Vorprodukte verfügbar sind etc.. Die typmäßige Abgrenzung dieser 
Aufträge kann zum Zeitpunkt der Gestaltung der Aufgabe erfolgen, bei der 
Durchführung ist für jeden Auftrag zu ermitteln, welchen der Klassen er zuzu-
ordnen ist.  

Gleiches gilt im Rahmen der Einsatzplanung für den Mobile Maintenance Be-
reich von e-Car Net. Auch in diesem Fall ist das Aufgabenobjekt der Aufgabe 
„Planung der Mobile Maintenance Tageseinsätze“ nicht vollständig bekannt. Es 
kann lediglich aufgrund von Erfahrungswerten (falls vorhanden) das Pannenauf-
kommen abgeschätzt werden.  

Ein Grund für die unvollständige Planbarkeit einer Aufgabe kann also die 
mangelnde Abgrenzung des Aufgabenobjektes sein, zum einen wegen der Mehr-
deutigkeit der Aufgabengrenze (Element gehört/gehört nicht zum Aufgabenob-
jekt) und zum anderen wegen des möglichen Vorhandenseins von Kontextfakto-
ren von Aufgaben, die auf das Aufgabenobjekt Einfluss nehmen können. Der 
Kontext einer Aufgabe sind aufgabenexterne Größen, die auf das Verhalten einer 
Aufgabe Einfluss nehmen können (vgl. Wagner und Ferstl 2010).  
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Beispiel 2 

Im Falle der Fertigungsplanung kann die Kategorie „erwartete Aufträge“ extern 
beeinflusst werden durch den Kontextfaktor „zollrechtlich zulässig“, d. h. ein 
Auftrag kann erwartet, aber ggf. zollrechtlich nicht zulässig sein. Es ist daher 
ggf. zum Zeitpunkt der Planung offen, ob er zum Aufgabenobjekt gehört. Im Be-
reich von e-Car Mobility Provision ist die Aufgabe der Preisbestimmung für ei-
nen bestimmten Vermietungsauftrag u. a. abhängig vom Kontextfaktor „Wetter“. 
Die Anmietung von e-Cars ist z. B. bei schlechtem Wetter tendenziell teurer, da 
Personen von Fahrrad auf e-Car umsteigen möchten. Der Kontextfaktor „Wetter“ 
kann zum Zeitpunkt der Planung auf Typebene berücksichtigt werden, die tat-
sächliche Ausprägung muss während der Aufgabendurchführung über eine ent-
sprechende Sensorik ermittelt werden. 

Neben der klaren Abgrenzung eines Aufgabenobjekts beeinflussen die ein-
deutige Erfassbarkeit sowie die Manipulierbarkeit des Zustands des Aufgabenob-
jekts die Planbarkeit der Aufgabe. Für die Erfassung des Zustands ist eine geeig-
nete Sensorik bereitzustellen, für die Manipulierbarkeit eine geeignete Aktorik. 

Beispiel 3 

Im Fall der Fertigungsplanung ist der Zugang oder die Veränderung von Aufträ-
gen i. d. R. erfassbar. Schwieriger kann die Erkennung von Maschinen- oder Ma-
terialfehlern werden. Ein weiteres Beispiel aus dem Vertrieb ist die Erfassung 
der Kundenzufriedenheit und deren Änderung. Hier sind häufig Sensoriken nicht 
verfügbar oder sehr aufwändig.  

Der Veränderung eines Aufgabenobjekts liegen vergleichbare Probleme zu-
grunde. Im Bereich der Fertigung wird über Manufacturing Execution Systems 
eine automatisierte, sichere Aktorik verwendet. Erfolgt die Veränderung dage-
gen gemäß personeller Anweisungen, schränken Fehler in der Anweisungskette 
die Planbarkeit der Aufgaben ebenfalls ein. 

Aufgabenziele 

Vollständige Planung erfordert bei den Aufgabensach- und -formalzielen eine 
eindeutige Bestimmung. Einschränkungen der Zielangaben bedingen eine Ein-
schränkung der Planbarkeit. 
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Beispiel 4 

Die Bestimmung eines Zielproduktionsprogramms mit Festlegung der Produktar-
ten, Produktmengen und Fertigstellungstermine ermöglicht die vollständige 
Planbarkeit eines Produktionsprozesses. Unsicherheiten in einem dieser Ziele 
schränken die Planbarkeit dieses operativen Prozesses ein. Noch weiter einge-
schränkt ist die Planbarkeit bei strategischen Aufgaben, die Zielsetzungen in 
Form von Richtungsangaben sowie unpräzisen Formalzielangaben enthalten. 
Hier ist, wie noch später ausgeführt wird, der Rückgriff auf modellgestützte Un-
tersuchungssituationen üblich, in denen auf Modellebene ein vollständige Plan-
barkeit hergestellt, und das Problem der mangelnden Planbarkeit auf Modellie-
rungsfragen, d. h. auf die Abbildung zwischen Modell und realer Welt reduziert 
wird. 

Im Falle von e-Car Net tritt Vagheit von Sach- und Formalzielen z. B. im Be-
reich der Produktion von e-Cars auf. Die Planbarkeit des Produktionsprozesses 
ist eingeschränkt, da Unsicherheiten bezüglich der zu produzierende Anzahl und 
Varianten von e-Cars vorliegen.  

Lösungsverfahren 

Planung heißt, das Lösungsverfahren einer Planungsaufgabe als Vorbereitung 
einer Entscheidungsaufgabe durchzuführen (vgl. 8.2). Planbarkeit setzt also die 
Anwendbarkeit eines Lösungsverfahrens voraus. Aus dem Begriff der vollständi-
gen Planbarkeit folgen auch Forderungen an das Lösungsverfahren. Das Verfah-
ren sollte bezüglich der Aufgabenziele möglichst gute, nachprüfbare Ergebnisse 
liefern. Ein Zufallsprozess würde dem Konzept der vollständigen Planung wider-
sprechen.15 

Neben der Verfügbarkeit wird von Lösungsverfahren deren Durchführbarkeit 
gefordert, also z. B., dass das Verfahren in einer vorgegebenen Zeit durchgeführt 
werden kann und die erforderlichen Ressourcen verfügbar sind. Auch hier bietet 
das Konzept der modellbasierten Untersuchungssituation Alternativen, wenn 
diese Voraussetzungen nicht gegeben sind. 

                                           
15  Dieser Forderung wird bei den Verfahren des Operations Research durch den Optimalitäts-

nachweis von Lösungen entsprochen, sei es durch Bestimmen eines Optimums oder durch 
iteratives Konvergieren gegen ein Optimum. Dagegen sind Verfahren wie z. B. Genetische 
Algorithmen, die in einem „Zufallsprozess“ sukzessive bessere Lösungen finden, ohne einen 
Optimalitätsnachweis führen zu können, den unvollständig planbaren Lösungsverfahren zu-
zuordnen. 
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Vorereignisse 

Vorereignisse lösen die Durchführung von Planungsverfahren aus und sind da-
her ebenfalls Voraussetzung der vollständigen Planbarkeit einer Aufgabe. Einge-
schränkte Planbarkeit liegt z. B. vor, wenn der Durchführungszeitpunkt einer 
Planung nicht eindeutig bestimmbar ist. 

Beispiel 5 

Planungsaufgaben werden häufig periodisch oder fallweise bei Vorliegen einer 
bestimmten Situation durchgeführt wie z. B. im Falle der Fertigungsplanung „es 
liegen ausreichend viele Aufträge vor“. Periodische Zeitpunkte sind meist will-
kürlich gewählt und begründen nicht die Notwendigkeit einer Planung z. B. auf-
grund des Zustands des Aufgabenobjekts oder aufgrund von Unter- oder Über-
schreiten von Zielmarken. 

Im Wertschöpfungsnetz e-Car Net existiert diese Art von Vagheit beispiels-
weise im Bereich von „Mobility Provision“ bei der Planung eines bereitzustel-
lenden e-Cars für einen bestimmten Kunden. Das Vorereignis der Aufgabe „e-
Car-Bereitstellung“ ist nur vage bekannt. Zwar ist bekannt, dass das Vorereignis 
(e-Car Buchung) eintreten wird, der genaue Zeitpunkt des Eintritts ist jedoch 
nicht prognostizierbar und somit unbekannt. Die Aufgabe muss daher fallweise 
geplant werden.  

Aufgabenträger 

Die genannten Aufgabenbestandteile bestimmen die Vollständigkeit der Plan-
barkeit auf Aufgabenebene. Ebenfalls Einfluss haben die Eigenschaften von Auf-
gabenträgern. Die Fähigkeit von Aufgabenträgern zur Durchführung des Lö-
sungsverfahren sowie dessen Verfügbarkeit sind unmittelbare Voraussetzung für 
die Durchführung einer Aufgabe. 

 Handhabung unvollständiger Planbarkeit von Einzelaufgaben zur 8.3.2
Buildtime  

Verfahren zur Lösung von Planungs- und Entscheidungsaufgaben sind Gegen-
stand verschiedener Fachgebiete. Die Entscheidungstheorie differenziert die 
Planbarkeit von Aufgaben wie in Abschnitt 8.2 dargestellt. Entscheidungsaufga-
ben unter Sicherheit bedeuten, dass alle Merkmale der Aufgabenebene als plan-
bar betrachtet werden, die Eigenschaften der Aufgabenträger sind hier nicht Ge-
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genstand der Betrachtung. Vollständig planbare Aufgaben dieser Art sind auch 
der Hauptgegenstand des Operations Research, Verfahren der Linearen Pro-
grammierung, der Netzplantechnik etc. sind Beispiele für die Lösung vollständig 
planbarer Aufgaben.  

Eine erste Einschränkung der vollständigen Planbarkeit berücksichtigen Ent-
scheidungen unter Risiko, die Eigenschaften des Aufgabenobjektes als nicht voll-
ständig bekannt betrachten, den Eigenschaftsausprägungen aber Wahrschein-
lichkeiten zuordnen und auf dieser Grundlage bedingte Planungen ermöglichen. 
Das Operations Research bietet hierfür z. B. die Konzepte der Markov-Ketten 
(Brémaud 1999) oder das PERT-Verfahren der Netzplantechnik (Granig 2007, 
S.155). 

Eine weitere Einschränkung der Planbarkeit liegt bei Entscheidungen unter 
Ungewissheit vor, die davon ausgehen, dass die möglichen Wertebereiche der 
Aufgabenmerkmale bekannt sind, aber nicht deren jeweils aktuelle Ausprägung 
oder deren Verteilungen der Ausprägungen wie im Falle von Entscheidungen un-
ter Risiko. 

Die Konzepte der Entscheidungstheorie unterscheiden nicht zwischen den 
Ebenen der Realwelt und Modellwelt wie im Fall der modellgestützten Untersu-
chungssituation. Es wird unterstellt, dass die Eigenschaften der Planbarkeit für 
beide Ebenen gelten. Im Fall der modellgestützten Untersuchungssituation kann 
zwischen den beiden Ebenen unterschieden werden und daraus ein weiteres Ver-
fahren der Handhabung unvollständiger Planbarkeit abgeleitet werden. Aufga-
ben der Realwelt weisen sehr häufig unvollständige Planbarkeit auf, d. h. eines 
der genannten Aufgabenmerkmale ist nur eingeschränkt bekannt. Dieser Mangel 
wird auf dem Wege der Modellierung behoben, indem im Modell bezüglich der 
nicht oder nur eingeschränkt bekannten Aufgabenmerkmale Annahmen getrof-
fen werden. Die aus der Modellierung hervorgehende Modellaufgabe wird dann 
als vollständig planbar betrachtet. Diese Vorgehensweise kann als weitaus pra-
xisnäher als die der Entscheidungstheorie betrachtet werden, welche die Prob-
leme und Potenziale der Modellierung bezüglich der Planbarkeit ausblendet. 
Fragen der Planbarkeit werden nun Probleme der Modellierung. Hier kann nun 
untersucht werden, ob eingeschränkt bekannte Merkmale für die Planbarkeit 
wesentlich sind und es kann mit Hilfe zusätzlicher Modellierungsinstrumente 
versucht werden, die Planbarkeit auf der Modellebene zu erreichen. Die Verfah-
ren des Operations Research unterstellen eine vollständige Planbarkeit, da sie 
üblicherweise in modellgestützten Untersuchungssituationen eingesetzt werden 
und nur auf die Modellebene Bezug nehmen. 
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Die Form der Erreichung vollständiger Planbarkeit unter Nutzung einer mo-
dellgestützten Untersuchungssituation ist in Aufgaben der operativen Lenkungs-
ebenen üblich, da damit auch die Automatisierung von Aufgaben möglich wird. 
Vollständig planbare Aufgaben auf Modellebene können i. d. R. rechnergestützt 
durchgeführt werden. Die für die Modellierung erforderliche Sensorik und Akto-
rik der Realwelt kann ebenfalls rechnergestützt oder personell realisiert werden. 
Aufgaben der strategischen Lenkungsebenen sind hinsichtlich ihrer Planbarkeit 
zweigeteilt. Ein Teil dieser Aufgaben kann ähnlich dem Weg der operativen 
Lenkungsebenen durch modellgestützte Untersuchungssituationen in bezüglich 
der Modellebene vollständig planbare Aufgaben überführt werden, wobei hier 
der Modellierungsaufwand steigt und die Modellierungstreue sinkt. Entspre-
chend sind auch die Untersuchungsergebnisse bei der Rücktransformation mit 
Sorgfalt zu behandeln. Dieser Weg wird bei Entscheidungsunterstützungssyste-
men eingeschlagen, die auf der Modellebene eine Vielzahl von Modellarten und 
Modelluntersuchungsverfahren, die ihrerseits automatisiert sind, bereitstellen. 
Der zweite Teil der Aufgaben der strategischen Lenkungsebenen entzieht sich 
leider auch dem Ansatz der modellgestützten Untersuchungssituation, da die 
Planbarkeit noch deutlicher eingeschränkt ist. Zur Handhabung dieser Aufgaben 
wird häufig auf die Szenariotechnik zurückgegriffen (Wilms 2006). Bei dieser 
Technik werden aufbauend auf den dem Planer bekannten Aufgabenmerkmalen 
und unter Einbeziehung von Annahmen bezüglich der nicht bekannten Merkma-
le Untersuchungsergebnisse abgeleitet. Entsprechend der Wahl der Ausprägun-
gen der Annahmen wird zwischen best-case und worst-case Szenarien unter-
schieden. Die Rechnerunterstützung beschränkt sich hier meist auf die Darstel-
lungstechnik der Szenarien. 

 Handhabung unvollständiger Planbarkeit von Einzelaufgaben zur 8.3.3
Runtime 

Im vorherigen Abschnitt wurde unterstellt, dass eine Aufgabe zunächst geplant 
wird (Buildtime) und nach Ende der Planung ausgeführt wird (Runtime). Die 
Überlegungen zur Planbarkeit bezogen sich auf die Planungsphase. Die für die 
Planbarkeit konstitutionellen Eigenschaften der Aufgabe müssen demgemäß in 
der Planungsphase bekannt sein. Es wird davon ausgegangen, dass während der 
Durchführungsphase diese Eigenschaften tatsächlich vorliegen. Trifft diese Vo-
raussetzung nicht zu, ist während der Durchführung der Plan abzuändern, d. h. 
Planungsphase und Durchführungsphase müssen zeitlich überlappen. Da aber 
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die Planungsergebnisse in die Durchführung einfließen und damit Vorausset-
zung sind, wird die Planung und Durchführung solcher Aufgaben in Phasen zer-
legt, die jeweils aus einem Paar Teilplanung/Teildurchführung bestehen. In den 
Teilplanungen wird jeweils nur eine Teilphase geplant oder die Gesamtplanung 
iterativ angepasst (Abb. C-4).  

Rollierende Planung

Planperioden 1 2 3 4 5 - Periodische Planung.
- Planungshorizont umfasst m von n Planperioden, wobei m <n .

0 1 2 3 - Feinplanung der jeweils ersten Planperiode.
1 2 3 4 - Grobplanung der Folgeperioden.
2 3 4 5
…

Planungs-
periode

Revolvierende Planung

Planperioden 1 2 3 4 5 - Periodische Planung.
- Planungshorizont umfasst n Planperioden.

0 1 2 3 4 5 - Feinplanung der jeweils ersten Planperiode.
1 2' 3' 4' 5' - Grobplanung der Folgeperioden.
2 3'' 4'' 5'' - Plananpassung auf Basis der Planung der Vorperiode.
3 4''' 5'''
…

Legende Feinplanung Grobplanung

Planungs-
periode

 
Abb. C-4:  Planungsverfahren im Vergleich 

Die genannten Vorgehensweisen sind als rollierende Planung für den Fall der 
Teilphasenplanung und als revolvierende Planung für den Fall der iterativ an-
passenden Gesamtplanung bekannt (Macharzina und Wolf 2010). 

Beispiele: 

1. Die Liquiditätsplanung als Teil der Finanzplanung eines Unter-nehmens 
wird periodisch für die jeweils nächste Periode durchge-führt (rollierende 
Planung), Planungshorizont ist dabei häufig nur die Periodendauer.  

2. Die Fertigungsplanung bezieht alle vorliegenden und erwarteten Aufträge 
eines Gesamtzeitraums ein. Innerhalb dieses Gesamtzeit-raums wird peri-
odisch unter Einbeziehung jeweils neu hinzukom-mender Aufträge die 
Gesamtplanung angepasst (revolvierende Planung). 

Im Mobile Maintenance Bereich von e-Car Net ist revolvierende Planung im Be-
reich der Einsatzplanung (Aufgabe Maintenance-Verwaltung) anwendbar. Es 
wird die gesamte Zukunft an Einsatztagen geplant. Auf diese Weise können auch 
weit in der Zukunft liegende Einsätze bei der Planung berücksichtigt werden. 
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Die Pläne werden mit fortschreitender Zeit periodisch überarbeitet, da sich Auf-
tragslage und Kontextfaktoren in einem ständigen Wandel befinden. Die Zeit-
räume (∆t) zwischen Planerstellungen können hierbei variabel sein. Die Planung 
muss daher nicht streng periodisch erfolgen. 

8.4 Unvollständige Planbarkeit von Geschäftsprozessen 

 Analyse unvollständiger Planbarkeit von Geschäftsprozessen 8.4.1

Geschäftsprozesse bestehen aus Aufgabennetzwerken. Es ist daher zu prüfen, 
inwieweit die Eigenschaften der Planbarkeit von Einzelaufgaben auf Geschäfts-
prozesse übertragen können und ggf. weitere diesbezügliche Eigenschaften für 
Geschäftsprozesse ermittelt werden können. 

Die Modellierung von Geschäftsprozessen gemäß der SOM-Methodik beruht 
auf dem Konzept einer sukzessiven Zerlegung von Aufgaben, ausgehend von der 
Vorstellung einer Gesamtaufgabe, die dem Geschäftsprozess zugrunde liegt. Die 
Aufgabenbestandteile Aufgabenobjekt, Aufgabenziele, Vor- und Nachereignisse 
sowie Lösungsverfahren sind Bestandteile sowohl der Gesamtaufgabe als auch 
der Einzelaufgaben innerhalb des Geschäftsprozesses. Entsprechend sind die 
Merkmale der Planbarkeit in den verschiedenen Zerlegungsstufen des SOM-
Geschäftsprozessmodells zu erkennen und die dargestellten Ergebnisse auf die 
Aufgaben dieser Zerlegungsstufen anwendbar. 

Ein Geschäftsprozess als Aufgabennetzwerk besitzt zusätzliche Eigenschaf-
ten, welche die Planbarkeit des Geschäftsprozesses beeinflussen. Bei jeder 
Durchführung eines Geschäftsprozesses wird eine Folge von Aufgaben durchlau-
fen, für die bezüglich der Planbarkeit gilt: 

1. Für jede der Aufgaben gelten die Überlegungen in 8.3 
2. Unvollständige Planbarkeit einer Aufgabe beeinträchtigt die Planbarkeit 

der Nachfolger 
3. Das Aufgabennetzwerk ermöglicht in der Regel alternative Folgen von 

Aufgaben (Wege im Netzwerk), die in den konkreten Prozessdurchfüh-
rungen durchlaufen werden und unterschiedliche Planbarkeit aufweisen 
können. 

Bei der Modellierung eines Geschäftsprozesses sind, wenn vollständige Planbar-
keit gewünscht wird, alle benötigten alternativen Varianten der Prozessdurch-
führungen zu berücksichtigen. 
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 Flexibilitätsbedarf bei der Gestaltung von Geschäftsprozessen 8.4.2

Der Bedarf nach Berücksichtigung aller Varianten von Aufgabenfolgen innerhalb 
eines Aufgabennetzwerks folgt aus Änderungsanforderungen an die Struktur und 
das Verhalten von Geschäftsprozessen. Dieser Bedarf wird auch als Flexibilitäts-
bedarf von Geschäftsprozessen bezeichnet. Er betrifft in der Regel folgende As-
pekte eines Geschäftsprozesses: 

1. Änderung des Leistungssystems: Aufgrund von Änderungen der Leistung 
oder der Leistungserstellung ist der Geschäftsprozess abzuändern. 

2. Änderungen des Lenkungssystems oder der Koordination mit der Umwelt: 
Aufgrund veränderter unternehmensinterner oder -externer Koordinati-
onsvorgaben ist der Geschäftsprozess abzuändern. 

3. Änderungen externer Größen des Geschäftsprozesses: Aufgrund externer 
Vorgaben, z. B. Termin-, Kosten-, Qualitätsvorgaben, ist der Geschäftspro-
zess abzuändern. 

4. Änderungen von Aufgabenträgern: Aufgrund von Kapazitätsänderungen 
der Aufgabenträger oder Zuweisungsänderungen von Aufgabenträgern zu 
Aufgaben ist der Geschäftsprozess abzuändern. 

Diese vier Klassen von Änderungen werden bei der Planung von Geschäftspro-
zessen unterschiedlich behandelt.  

Strukturelle Änderungen des Leistungs- und Lenkungssystems werden zur 
Buildtime erfasst, Verhaltensänderungen können innerhalb gewisser Bandbreiten 
zur Runtime unter Nutzung vorgeplanter Strukturvarianten erreicht werden, und 
bedingen außerhalb dieser Bandbreiten Strukturänderungen.  

Externe Vorgaben umfassen ein großes Spektrum von Änderungen. Sie zielen 
in der Regel weniger auf die Struktur des Leistungs- und Lenkungssystems oder 
unmittelbar auf deren Verhalten, sondern beeinflussen das Verhalten z. B. durch 
Vorgabe von Formalzielen wie die genannten Termin-, Kosten-, Qualitätsziele, 
oder durch Beeinflussung der verfügbaren Aufgabenträgerkapazitäten in Form 
zeitlicher oder quantitativer Anpassungen bzw. Anpassung der Zuordnung von 
Aufgabenträgern zu Aufgaben. 

Änderungen der Aufgabenträgerkonfiguration sind die ältesten und häufigs-
ten Änderungen in Geschäftsprozessen. Sie werden z. B. bei der Planung von 
Produktionsprozessen im Rahmen der Kapazitäts- und Terminplanung berück-
sichtigt. Die beiden letztgenannten Änderungen von externen Vorgaben und von 
Aufgabenträgern können zur Build- und Runtime wirksam werden.  
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Flexibilitätsbedarf und Planbarkeit von Geschäftsprozessen stehen in enger 
Beziehung. Als allgemeiner Trend ist beobachtbar: Steigender Flexibilitätsbedarf 
beeinträchtigt die Planbarkeit von Geschäftsprozessen. Unvollständig planbare 
Geschäftsprozesse hingegen implizieren einen höheren Flexibilitätsbedarf. Ziel 
des Forschungsprojektes forFLEX ist daher, auch bei steigendem Flexibilitätsbe-
darf die Planbarkeit von Geschäftsprozessen zu erhöhen. 

 Handhabung unvollständiger Planbarkeit von Geschäftsprozessen 8.4.3
zur Buildtime 

Die Instrumente zu Handhabung unvollständiger Planbarkeit von Einzelaufga-
ben werden analog auch auf Geschäftsprozesse übertragen. Insbesondere die 
Konzepte der modellgestützten Untersuchungssituation und die Szenariotechnik 
sind häufig genutzte Untersuchungsinstrumente. Szenariotechnik bedeutet im 
Rahmen der Geschäftsprozessmodellierung, dass alternative Varianten eines Ge-
schäftsprozesses im Modell erfasst werden, die dann bei der Prozessdurchfüh-
rung auch alternativ durchlaufen werden.  

Beispiel: Der Fahrplan der Bahn AG stellt ein Modell der realen Zugverbin-
dungen dar. Abweichungen zwischen Modell und Realwelt sind als Fahrplanab-
weichungen (Verspätungen etc.) bekannt und zeigen die begrenzte Planbarkeit 
eines Verkehrssystems. 

Die Szenariotechnik findet beispielsweise im Vertriebs- und Produktionsbe-
reich von e-Car Net statt. In Abhängigkeit unterschiedlicher Konstellationen der 
betrieblichen Umwelt werden auf Modellebene Vertriebs- und Produktionsszena-
rien untersucht, deren Ergebnisse in die Realwelt transformiert werden können. 

 Handhabung unvollständiger Planbarkeit von Geschäftsprozessen 8.4.4
zur Runtime 

Wie im Fall der Einzelaufgaben ist auch bei der Modellierung von Geschäftspro-
zessen (Buildtime) zu klären, ob alle relevanten Varianten von Prozessdurchfüh-
rungen erfasst sind bzw. erfasst werden sollen. Zusätzlich ist zu klären, in wel-
cher Weise bei einer Prozessdurchführung die korrekte Variante, die korrekte 
Aufgabenfolge gewählt wird. Fragestellungen dieser Art sind dem Business Pro-
cess Management zuzurechnen und finden dort unterschiedliche Lösungen. 

Die Handhabung unvollständiger Planbarkeit erfordert Konzepte, die nicht 
nur zur Buildtime alle relevanten Varianten berücksichtigen, sondern auch zur 
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Runtime sowohl die Auswahl von Varianten als auch die Modifikation bestehen-
der Geschäftsprozessmodelle ermöglichen. Hierfür kann aus der Systemtheorie 
das Konzept des Homöostaten (Ashby 1966) übernommen werden, dessen Auf-
gabe die ultrastabile Lenkung von Systemen ist (Abb. C-4) und eine flexible 
Form des Business Process Management ermöglicht. Hier wird angenommen, 
dass für eine reale Welt (Operationsbereich) alternative Geschäftsprozessmodelle 
vorgesehen sind, die als Regler den Operationsbereich steuern können. Welches 
der Modelle im konkreten Fall einer Prozessdurchführung geeignet ist, hängt 
von der Situation der Realwelt ab. Die Modellauswahl übernimmt ein überge-
ordneter Regler, der ein Modell ggf. auch modifiziert.  

 
Abb. C-5:  Homöostat als ultrastabiles Lenkungsverfahren  

(vgl. Ashby 1966) 

Bei e-Car Net wird dies insbesondere im Bereich von Mobile Maintenance deut-
lich. Für die Instandsetzung liegengebliebener e-Cars stehen diverse Geschäfts-
prozessvarianten zur Verfügung. Diese sind: (a) Laden des e-Cars, (b) Abschlep-
pen des e-Cars und (c) Vor-Ort-Reparatur des e-Cars. Die Auswahl der Variante 
(Business Process Management (global)) erfolgt durch das betriebliche Objekt 
Maintenance Verwaltung, welches im Sinne des Homöostaten als Business Process 
Management (lokal) fungiert. 
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8.5 Zusammenfassung und Ausblick 

Geschäftsprozesse und Geschäftsprozessmodelle werden in der Literatur meist 
bezüglich der Kriterien Komplexität, Dauer, Ressourcenbedarf oder Kosten un-
tersucht. Dabei wird unterstellt, dass sie vollständig planbar sind. In diesem Bei-
trag werden Überlegungen zur Planbarkeit und zur Handhabung unvollständig 
planbarer Geschäftsprozesse vorgestellt. Dabei zeigt sich, dass neben den klassi-
schen Konzepten der Entscheidungstheorie vor allem das Konzept der modellge-
stützten Untersuchungssituation und die Szenariotechnik Instrumente für die 
Handhabung unvollständig planbarer Geschäftsprozesse liefern. Diese Instru-
mente sind sowohl bei Einzelaufgaben wie auch bei Aufgabennetzwerken, die 
Geschäftsprozesse bilden, anwendbar.  

Hochflexible Geschäftsprozesse benötigen für die Handhabung ihrer Plan-
barkeit Konzepte, die zur Buildtime und Runtime die Gestaltung und Lenkung 
der Prozesse ermöglichen. Neben den Verfahren der rollierenden und revolvie-
renden Planung bieten hier insbesondere Homöostaten eine Lösung, um auch 
zur Runtime Anpassungen von Geschäftsprozessen vorzunehmen.  

Das Konzept des Homöostaten folgt einem allgemeinen Ansatz für die Hand-
habung von Flexibilität in Systemen, indem durch Einbeziehung einer Metaebe-
ne die Ebene der Geschäftsprozessmodelle zur Build- und Runtime flexibel ange-
passt werden kann. 
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9 Modellierung kontextsensitiver Geschäftsprozesse und Anwen-
dungssysteme16  

Daniel Wagner, Otto K. Ferstl 

Zusammenfassung. Individuen sind im alltäglichen Leben externen Ein-
flüssen ausgesetzt und reagieren unmittelbar auf diese Einflüsse oder pas-
sen nur ihr weiteres Verhalten an die jeweils neue Situation an. In gleicher 
Weise wirken auf Unternehmen Einflüsse, die eine direkte Reaktion oder 
nur eine Anpassung ihrer Geschäftsprozesse und IT-Systeme erfordern. Ge-
schäftsprozesse unterliegen somit grundsätzlich zwei Arten von Einfluss-
größen: primäre, vorhersehbare Einflussgrößen wie z. B. ankommende Auf-
träge, die eine unmittelbare Reaktion der Prozesse bewirken, oder sekundä-
re Einflüsse, im Folgenden „Kontext“ genannt, die eine Verhaltensänderung 
bzw. Anpassung der Prozesse bewirken. Herkömmliche Modelle von Ge-
schäftsprozessen erfassen häufig nur primäre Einflussgrößen. Die zusätzli-
che Erfassung sekundärer Einflussgrößen gewinnt aufgrund der steigenden 
Komplexität und Dynamik von Geschäftsprozessen an Bedeutung. Ge-
schäftsprozessmodelle müssen als Modell der Realität präziser werden, d. h. 
eine erhöhte Abbildungstreue erreichen. Entsprechendes gilt für die Ge-
schäftsprozessmodelle unterstützenden Anwendungssysteme. Der Beitrag 
zeigt einen Ansatz zur Modellierung kontextsensitiver Geschäftsprozesse 
und zur Spezifikation kontextsensitiver Anwendungssysteme. Die methodi-
sche Grundlage bildet das Semantische Objektmodell (SOM). 

9.1 Einleitung 

Geschäftsprozessmodelle (GP-Modelle) erfassen die Geschäftsprozesse der realen 
Welt gemäß den Vorgaben der Modellierungsziele. Formalziele, die bei der Mo-
dellierung eines Ausschnittes der Realität verfolgt werden, sind z. B. Konstrukti-
onsadäquanz, Wirtschaftlichkeit, systematischer Aufbau, Klarheit oder Ver-
gleichbarkeit. Der Fokus dieses Beitrages liegt darauf, das Ziel der Richtigkeit 
von Modellen durch Erhöhung der Abbildungstreue zu unterstützen (Sprachadä-

                                           
16  Dieser Beitrag basiert methodisch auf: Wagner D, Ferstl OK (2010) Erhöhte Abbildungstreue 

von Geschäftsprozessmodellen durch Kontextsensitivität. In: Engels G, Karagiannis D, Mayr 
HC (Hrsg) Proc. Modellierung 2010. 24. - 26. März 2010, Klagenfurt, Österreich. LNI 161 GI 
2010. Köllen, Bonn, S. 117-132 (ISBN 978-3-88579-255-0). Die Methodik wird im vorlie-
genden Beitrag auf das in Kapitel 2 vorgestellte Integrationsszenario angewandt. 
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quanz) (Schütte 1998, S. 111 ff.). Mittel zur Erhöhung der Abbildungstreue ist 
die Einbeziehung von Kontextinformationen in die Modellierung. Als Kontext 
werden sekundäre Einflussgrößen aus der Umgebung von Geschäftsprozessen 
bezeichnet, die nicht bereits in Transaktionen modelliert sind. Herkömmliche 
Geschäftsprozessmodelle ohne Berücksichtigung von Kontext erfassen primäre 
Einflussgrößen und Verhaltensmuster realer Geschäftsprozesse und abstrahieren 
von weiteren sekundären Einflussgrößen und Merkmalen. Zum einen, um die 
Komplexität der Modelle zu begrenzen, und zum anderen aufgrund der Tatsa-
che, dass die Modellierungssprachen für Geschäftsprozessmodelle (Metamodelle) 
in vielen Fällen keine Modellierungselemente für sekundäre Merkmale vorsehen. 
Primäre Einflussgrößen wie z. B. ankommende Aufträge bewirken unmittelbare 
Reaktionen der Prozesse, die Geschäftsprozessmodelle beschreiben dann den Ab-
lauf der Reaktionen. Sekundäre Einflüsse, im Folgenden als „Kontext“ bezeich-
net, beeinflussen den Ablauf solcher Reaktionen, d. h. führen zu Verhaltensän-
derungen bzw. Anpassungen der Prozesse, aber bewirken keine unmittelbare 
Reaktion. 

Die Einbeziehung von Kontext hat zum Ziel, die Präzision der Modellierung 
zu erhöhen. Dies gilt insbesondere für Geschäftsprozesse, die eine hohe Struktur- 
und Verhaltensflexibilität benötigen. Deren Verhaltens- und Strukturvielfalt wird 
in herkömmlichen Geschäftsprozessmodellen häufig nicht ausreichend berück-
sichtigt, d. h. der Flexibilitätsbedarf wird nicht sichtbar. Kontextsensitive Ge-
schäftsprozessmodelle ermöglichen, den Flexibilitätsbedarf durch Erfassung der 
Verhaltens- und Strukturvielfalt darzustellen und eignen sich auch zur Modellie-
rung hochflexibler Geschäftsprozesse (hGP)17 (Pütz et al. 2009). 

Forschungsbedarf besteht hinsichtlich einer Methodik zur Modellierung von 
Kontext in Geschäftsprozessmodellen und Anwendungssystemen (AwS). Im vor-
liegenden Beitrag wird auf Grundlage der Methodik des Semantischen Objekt-
modells (SOM-Methodik, Ferstl und Sinz 2008, S. 197 ff.) ein Ansatz zur Model-
lierung von Kontext in Geschäftsprozessmodellen dargestellt, der Systement-
wickler in die Lage versetzt, die Präzision bei der Abbildung der Realität in Ge-
schäftsprozessmodellen und der anschließenden Anwendungssystemspezifikati-

                                           
17  hGP weisen im Gegensatz zu herkömmlichen Geschäftsprozessen mindestens eines der fol-

genden Merkmale auf: (1) Unvollständige Planbarkeit vor Ausführung des GP, (2) Überlap-
pung von Planung und Ausführung des GP, sowie (3) Kontextsensitivität des GP. Solche GP 
treten bspw. im Gesundheitswesen bei der Behandlung eines Patienten mit unklarer Diagno-
se oder beim Bau industrieller Anlagen auf. 
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on zu erhöhen. Hierzu zeigt Abschnitt 9.2 die Notwendigkeit der Berücksichti-
gung von Kontext auf. Abschnitt 9.3 diskutiert Arbeiten zu diesem Themenkom-
plex. Die Modellierung von Kontext in GP-Modellen zeigt Abschnitt 9.4 auf. Ab-
schnitt 9.5 beschreibt eine Kontextmodellierungssystematik, welche die wesent-
lichen Fälle der Kontextsensitivierung von GP-Modellen umfasst. Die Anreiche-
rung der Anwendungssystemspezifikation um Kontextinformationen zeigt Ab-
schnitt 9.6. Einen zusammenfassenden Ausblick gibt Abschnitt 9.7. 

9.2 Notwendigkeit der Berücksichtigung von Kontext in der Ge-
schäftsprozessmodellierung 

Ein Modell ist ein System, welches ein anderes System zielorientiert abbildet 
und dabei eine struktur- und verhaltenstreue Abbildung realisiert (Ferstl und 
Sinz 2008, S. 22 ff.). Eine zentrale Aufgabe eines Modells ist es, ein „adäquates 
Abbild der betrachteten Wirklichkeit“ (Kosiol 1961, S. 321) zu schaffen. Je nach 
Modellierungs- und Untersuchungsziel werden die als relevant betrachteten Aus-
schnitte der Realität im Modell repräsentiert. Dies führt häufig dazu, dass die 
Abgrenzung zu eng erfolgt und somit der Umwelt realer Systeme, die häufig 
nicht zu vernachlässigende Einflussfaktoren beinhaltet, ein zu geringer Stellen-
wert beigemessen wird. Die von KOSIOL geforderte adäquate Abbildung der be-
trachteten Wirklichkeit ist häufig nicht gegeben. Dies führt zu einer suboptima-
len Abbildungstreue und Generierung von Mehrdeutigkeiten im GP-Modell. Es 
gilt also den „Ausschnitt der Wirklichkeit“ (Dinkelbach 1973) möglichst so zu 
wählen, dass nicht nur die offensichtlichen primären Einflussfaktoren auf Kom-
ponenten des Systems berücksichtigt werden, sondern auch sekundäre Einfluss-
faktoren (Kontext). In der um Kontextmodellierungselemente erweiterten SOM-
GP-Modellierung dienen Kontextinformationen dazu, mehrdeutige Situationen 
aufzulösen und in eindeutige Situationen überzuführen. In systemtheoretischer 
Sprechweise liegt eine mehrdeutige Situation vor, wenn die Beziehung zwischen 
einer unabhängigen Größe  und einer abhängigen , die allgemein in einer Re-
lation ⊆ ×  beschrieben wird, nicht funktional oder eindeutig ist, d. h. 
nicht in der Form 	 : →  dargestellt werden kann. Durch die Hinzunahme ei-
nes Parameters	  kann eine solche Relation in eine Funktion 	: × 	 →  
transformiert werden (Ferstl 1979, S. 12 ff.).  wird hier als Kontext der Bezie-
hung interpretiert. In kontextsensitiven Geschäftsprozessmodellen wird die Pa-
rametermenge  durch Kontextfaktoren repräsentiert. 
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9.3 Verwandte Arbeiten 

Verschiedene Bereiche der (Wirtschafts-) Informatik untersuchen seit etwa 15 
Jahren kontextsensitive Systeme18. In der Literatur liegen demzufolge zahlreiche 
Definitionen von Kontext in Bezug auf die Entwicklung von IT-Systemen vor. 
Siehe hierzu (Schilit 1994), (Brown 1996), (Brown 1997), (Ward et al. 1997), 
(Franklin und Flachsbart 1998), (Rodden et al. 1998), (Abowd und Dey 1999), 
(Ryan et al. 1999) oder (Jackson 2001). Es ist bemerkenswert, dass eine eindeu-
tige Definition des Kontextbegriffes schwer fällt. Dies resultiert im Wesentlichen 
daraus, dass diese Definitionen sehr von der jeweiligen Domäne, also vom Kon-
text des Kontextes, abhängen (McCarthy 1987). Die Motivation für die Kon-
textbetrachtung ist vielschichtig, lässt sich aber stets auf die Auflösung oder Be-
herrschung mehrdeutiger Situationen zurückführen. Nachfolgend werden einige 
dieser Bereiche exemplarisch dargestellt. Das Information Retrieval verwendet 
Kontextinformationen im Wesentlichen dazu, die Ermittlung des Informations-
bedarfes zu präzisieren und daraus das Informationsbedürfnis eines Anwenders 
abzuleiten. Verwendete Informationen aus dem Kontext sind beispielsweise die 
Rolle des Informationssuchenden oder dessen aktuelle Aufgabe (Morgenroth 
2006, S. 4), (Isselhorst 2007, S. 2). In den Bereichen Ubiquitous und Mobile 
Computing wird durch das Auswerten zur Verfügung stehender Kontextinforma-
tionen auf Ziele und Aktivitäten des Anwenders geschlossen, um ihn zu jeder 
Zeit und an jedem Ort mit relevanten Informationen zu versorgen (Coutaz et al. 
2005). Dies soll durch kontextbasierte Anpassung mobiler Terminals und An-
wendungen erreicht werden (Biegel und Cahill 2004). Ein Unterziel ist hierbei 
die Minimierung der Benutzereingaben durch Berücksichtigung von Kontextin-
formationen (Strang et al. 2003, S. 1). Im Business Process Management ist die 
Betrachtung von Kontext unter anderem den steigenden Flexibilitätsanforderun-
gen von Geschäftsprozessen geschuldet. Wenige Autoren haben bislang Ansätze 
veröffentlicht, die die Bedeutung von Kontextinformationen und die Potenziale 
kontextsensitiver Geschäftsprozesse aufzeigen (Rosemann et al. 2008), (Saidani 
und Nurcan 2007), (Hallerbach et al. 2009). Bisher ausstehend ist ein metho-
denbasierter Ansatz zur Ergänzung von Geschäftsprozessmodellen um Kontextin-
formationen und die entsprechende Propagierung dieser Informationen in die 

                                           
18  Ausgenommen ist die Diskussion kontextfreier bzw. kontextsensitiver Grammatiken und 

Programmiersprachen, welche bereits vor Jahrzenten Gegenstand der Diskussion waren, 
und deren Grundzüge im Wesentlichen NOAM CHOMSKY zuzuschreiben sind (Bauer 2009, S. 
162). 
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Anwendungssystemspezifikation. In der Unified Modeling Language (UML), in 
Ereignisgesteuerten Prozessketten (EPK) und in der Business Process Model and 
Notation (BPMN) können Kontextinformationen beispielsweise über textuelle 
Annotationen eingefügt werden (Ploesser et al. 2009). Sie werden jedoch weder 
als Teil der Modellierungsmethodik berücksichtigt, noch methodenbasiert vom 
GP-Modell in die AwS-Spezifikation propagiert. 

9.4 Modellierung von Kontext in Geschäftsprozessmodellen 

Zur Modellierung von Geschäftsprozessen wird im vorliegenden Beitrag die Me-
thodik des Semantische Objektmodells verwendet. Die zentralen Elemente von 
SOM-GP-Modellen sind betriebliche Objekte und Transaktionen als Verbünde 
von eng bzw. lose gekoppelten Aufgaben sowie Zielbeziehungen. Zur Modellie-
rung der Struktursicht auf Geschäftsprozesse wird das Interaktionsschema (IAS), 
zur Modellierung der Verhaltenssicht das Vorgangs-Ereignis-Schema (VES) ver-
wendet (Ferstl und Sinz 2008, S. 195 ff.). Im IAS wird das „Straßennetz“, wel-
ches der Ausführung des Prozesses zu Grunde liegt, erfasst. Die Verhaltenssicht, 
also der Prozessablauf, wird separat im VES modelliert. Anhand eines knappen 
Beispiels soll die GP-Modellierung veranschaulicht werden. Modelliert wird aus 
Struktur- (Abb. C-6a) und Verhaltenssicht (Abb. C-6b) der Geschäftsprozess 
„Vermietung eines e-Cars“, woran die betrieblichen Objekte e-Car Vermieter 
(Diskursweltobjekt) und Kunde (Umweltobjekt) beteiligt sind. Ein e-Car Vermie-
ter bewirbt sein Vermietungsangebot (A: Anbahnung), woraufhin ein Kunde eine 
e-Car Buchung durchführt (V: Vereinbarung). Der e-Car Vermieter stellt im An-
schluss ein e-Car bereit (D: Durchführung). 

  
Abb. C-6:  Struktursicht und Verhaltenssicht des Geschäftsprozesses 

"e-Car Vermietung" 

Das VES visualisiert die Reihenfolgebeziehung der beteiligten Aufgaben. Hierbei 
liegt eine Petri-Netz-Semantik zu Grunde. Jede Transaktion umfasst eine sen-
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dende Aufgabe (Aufgabe>) und eine empfangende Aufgabe (>Aufgabe). Die 
Transaktion A: Werbung besteht beispielsweise aus der synchronen Durchfüh-
rung der Aufgabe Werbung>, in der das betriebliche Objekt e-Car Vermieter 
Werbung versendet, und der Aufgabe >Werbung, in der Kunde die Werbung 
empfängt. Zwischen den Aufgaben innerhalb eines betrieblichen Objektes regeln 
Ereignisse die Reihenfolge der Aufgaben. Jede Aufgabe kann um Vor- und 
Nachbedingungen in Form logischer Ausdrücke ergänzt werden. Vorbedingun-
gen beschreiben, wann eine Aufgabe durchzuführen ist, Nachbedingungen steu-
ern, falls eine Aufgabe mehrere Nachfolger hat, welche Nachfolger zu starten 
sind. Das hier dargelegte Beispiel berücksichtigt keine Kontextfaktoren; es ist 
demnach nicht kontextsensitiv. Dies entspricht jedoch nicht zwangsweise der 
Realität. So ist der modellierte Geschäftsprozess durchaus beeinflusst von Um-
weltbedingungen, deren Auswirkungen im gezeigten Modell nicht berücksichtigt 
sind. Es existieren Mehrdeutigkeiten beispielsweise dahingehend, ob ein Kunde 
persönlich in einem Ladenlokal oder per Webapplikation eine Buchung vor-
nimmt, oder auf welchem Wege der e-Car Vermieter das bestellte e-Car zur Ver-
fügung stellt. Die Auflösung solcher Mehrdeutigkeiten kann durch die Einbezie-
hung von Kontext in die Modellierung erfolgen. Im Folgenden wird erläutert, 
wie SOM erweitert wird, um kontextsensitive Geschäftsprozesse erfassen zu 
können.  

Die Modellierung von Kontext in SOM-GP-Modellen erfolgt über Annotatio-
nen von betrieblichen Objekten und Transaktionen. Hierfür wird die Kontext-
wolke als neues Modellierungselement eingeführt und mit Objekten und/oder 
Transaktionen verbunden. Die geringfügige Erhöhung der Komplexität durch ein 
zusätzliches Modellierungselement kann akzeptiert werden, da das SOM-
Metamodell nur sehr wenige Modellierungselemente vorsieht. Der Zugewinn an 
Abbildungstreue rechtfertigt die etwas höhere Komplexität der GP-Modelle.  

Als Kontext von betrieblichen Objekten oder Transaktionen werden Einfluss-
größen aus deren Umgebung bezeichnet, die nicht bereits in Transaktionen mo-
delliert sind. Ein Geschäftsprozess ist kontextsensitiv, wenn er zusätzlich zu den 
in Transaktionen modellierten primären Einflussgrößen weitere sekundäre GP-
externe Einflussgrößen in seinem Verhalten und seiner Struktur berücksichtigt. 
Ein Anwendungssystem ist kontextsensitiv wenn es kontextsensitive Geschäfts-
prozesse unterstützt. Einflussfaktoren auf Geschäftsprozesse können somit alter-
nativ primär als Transaktionen einschließlich Umweltobjekten oder sekundär als 
Kontext modelliert werden. Ob ein Einflussfaktor als Transaktion oder als Kon-
textfaktor modelliert wird, hängt davon ab, ob er eine Reaktion des Ge-
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schäftsprozesses initiiert oder den Ablauf und die Struktur des Prozesses nur be-
einflusst. Zudem ist es bei der Modellierung als Transaktion nötig, den Sender 
des Einflusses genauer zu kennen, d. h. ihn mittels eines Objektes (Diskurs- oder 
Umweltobjekt) zu repräsentieren. Ist der Verursacher eines Einflusses unbekannt 
oder soll dieser absichtlich als unbekannt oder irrelevant modelliert werden, bie-
tet sich die Modellierung in Form eines Kontextfaktors an. Abb. C-7 zeigt die 
Wirkung von Kontextfaktoren auf betriebliche Objekte (Abb. C-7a) oder Trans-
aktionen bzw. deren Aufgaben (Abb. C-7b). 

 
Abb. C-7:  Kontextsensitive Modellierungselemente 

In einer kontextsensitiven Transaktion sind auch die zugehörige Sende- und 
Empfangsaufgabe kontextsensitiv. Um die einflussausübenden Kontextfaktoren 
darstellen und ihre Wirkungsweise modellieren zu können, wird die Symbolik 
des VES (Abb. C-8a) erweitert. In den Vor- und Nachbedingungen wird auf die 
Kontextfaktoren einer Aufgabe Bezug genommen. Die Formulierung der Vor- 
und Nachbedingungen als logische Ausdrücke erfolgt in Pseudo-Code (z. B. 
„Ort_des_Kunden = zu Hause“). Die Notation einer kontextsensitiven Aufgabe 
als Teil einer kontextsensitiven Transaktion zeigt Abb. C-8b. 

  
Abb. C-8:  Herkömmliche (a) und kontextsensitive (b) Aufgabe und Transaktion 

im VES 
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Abb. C-9:  Kontextsensitive Aufgabe (a) und kontextsensitive Transaktion (b) im 

VES 

Im VES werden kontextsensitive Aufgaben eines betrieblichen Objektes um 
den/die entsprechenden Kontextfaktor(en) erweitert. Abb. C-9 zeigt die beiden 
grundlegenden Modellierungsfälle. Abb. C-9a zeigt einen Geschäftsprozess, des-
sen einziger kontextsensitiver Bestandteil die Aufgabe zur Erstellung eines Wer-
beangebotes (Werbung>) ist. Abb. C-9b hingegen visualisiert eine kontextsensi-
tive Transaktion. Während im vorhergehenden Fall nur eine einzelne Aufgabe 
dem Einfluss eines Kontextfaktors unterliegt, sind bei kontextsensitiven Transak-
tionen grundsätzlich Sende- und Empfangsaufgabe betroffen. 

9.5 Kontextmodellierungssystematik 

Zur Verdeutlichung der in Abschnitt 9.4 vorgeschlagenen Modellierungsmetho-
dik für kontextsensitive GP werden im Folgenden wesentliche Fälle der Model-
lierung von Kontext präsentiert. Kontextsensitives Systemelement ist entweder 
ein betriebliches Objekt oder eine betriebliche Transaktion. Die Einwirkung des 
Kontextfaktors auf das Systemelement, d. h. die dadurch erfasste Mehrdeutigkeit 
einer Situation, wird mittels Variantenbildung oder Parametrisierung behandelt. 
Es werden folglich vier grundlegende Fälle unterschieden. Die Entscheidung, wie 
ein Kontextfaktor behandelt wird, hängt zum einen von den zu erwartenden 
Kontextfaktorwerten, und zum anderen von den Modellierungszielen ab. Allge-
mein gilt, dass Parametrisierung immer dann empfehlenswert ist, wenn aus den 
Kontextfaktorwerten zu viele Varianten resultieren, um sie einzeln im Modell 
darzustellen. Tab. C-1 zeigt die vier resultierenden Fälle der Kontextmodellie-
rung. Sie werden im Folgenden mithilfe von Beispielen dargestellt. 
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Kontextsensitives Systemelement 
Betriebliches  

Objekt 
Betriebliche  
Transaktion 

Methode 
der Kon-
textbe-

handlung 

Variantenbil-
dung 

Fall 1: Kontextsensitives 
Laden von e-Cars 

Fall 3: Kontextsensitive e-Car 
Übergabe 

Parametrisie-
rung 

Fall 2: Kontextsensitive An-
gebotserstellung 

Fall 4: Kontextsensitive e-Car 
Buchung 

Tab. C-1: Kontextmodellierungssystematik 

 Fall 1: Kontextsensitives Laden von e-Cars 9.5.1

Kunde

Zeitbudget 
des Kunden

Ladestation
V: Ladewunsch

D: e-Car laden
Kunde

K: Zeitbudget 
des Kunden

Ladestation
V: Ladewunsch

D1(K): Normal-Laden
D2(K): Schnell-Laden

(a) (b)  
Abb. C-10:  Kontextsensitives Laden von e-Cars (Interaktionsschema, Variantenbil-

dung) 

Abb. C-10a und Abb. C-10b zeigen den Geschäftsprozess „Laden von e-Cars“ aus 
Struktursicht. Für einen e-Car Nutzer bestehen zwei Möglichkeiten ein e-Car an 
einer Ladestation zu laden. Das e-Car wird entweder schnell oder langsam gela-
den. Um diese Kontextsensitivität aufzulösen wird auf die Methode der Varian-
tenbildung zurückgegriffen. Die Entscheidung, welche der beiden Ladevarianten 
gewählt wird, hängt vom Zeitbudget des Kunden ab. Hat der Kunde viel Zeit, 
wird das e-Car langsam geladen, hat der Kunde wenig Zeit wird das e-Car 
schnell geladen. Der Kontextfaktor Zeitbudget des Kunden kann die beiden Aus-
prägungen hoch und niedrig annehmen. Die Kontextsensitivität des betrieblichen 
Objekts Ladestation führt zu der Notwendigkeit zwei Varianten der Durchfüh-
rungstransaktion D: e-Car laden zu generieren. Es entstehen die beiden Transak-
tionen D1(K): Normal-Laden und D2(K): Schnell-Laden. Der Kontextfaktor wird 
indiziert mit „K“ um die Lesbarkeit von Geschäftsprozessmodellen mit Kon-
textfaktoren zu erhöhen. Die Transaktionen D1 und D2 sind in Abhängigkeit des 
Wertes des Kontextfaktors (K) zu wählen. Die Struktur und das Verhalten dieses 
kontextsensitiven Geschäftsprozesses zeigen Abb. C-10b und Abb. C-11. 

Abb. C-11 zeigt das VES des kontextsensitiven Geschäftsprozesses. Die Ver-
einbarungsphase (V: Ladewunsch) wird nicht von externen Faktoren beeinflusst. 
Die Durchführungsphase hingegen erfolgt unter Berücksichtigung des Zeitbud-
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gets des Kunden und ist somit kontextsensitiv. Zur Wahl der korrekten Variante 
sind Vorbedingungen in den Aufgaben D1(K): Normal-Laden und D2(K): Schnell-
Laden nötig. 

> Ladewunsch

Ladestation

Ladewunsch >

Kunde

V: Ladewunsch

> Normal-Laden

Kunde

D1(K): Normal-Laden

Z
ei

tb
ud

g
et

 =
 h

oc
h

K: Zeitbudget 
des Kunden

Normal-Laden >

Ladestation

> Schnell-Laden

Kunde

D2(K): Schnell-Laden

Z
ei

tb
ud

ge
t 

=
 n

ie
dr

ig

K: Zeitbudget 
des Kunden

Schnell-Laden >

Ladestation

 
Abb. C-11:  Kontextsensitives VES mit Vorbedingungen 

 Fall 2: Kontextsensitive Angebotserstellung 9.5.2

Bei der Erstellung von Angeboten für die Vermietung von e-Cars können, um die 
Erträge des Providers zu maximieren, Nachfrageprognosen bei der Preisbildung 
berücksichtigt werden. Hierfür muss die Aufgabe der Angebotserstellung (A: An-
gebot) den Kontextfaktor Nachfrageprognose berücksichtigen. Um den Kontextfak-
tor und dessen beliebig große Ausprägungsmenge von möglichen Kontextfak-
torwerten adäquat behandeln zu können, wird hier die Möglichkeit der Aufga-
benparametrisierung angewendet. Aus dem korrespondierenden VES 
(Abb. C-12b) ist abzulesen, dass ausschließlich die Erstellungsaufgabe Angebot> 
kontextsensitiv ist. Die tatsächliche Parametrisierung des Lösungsverfahrens er-
folgt auf der AwS-Ebene. Dies ist beispielsweise durch Integration eines Web-
Services denkbar, welcher das AwS zur Erstellung von Angeboten mit dem aktu-
ellen Nachfrageniveau versorgt (siehe Abschnitt 9.6). 



 183 

Nachfrage-
prognose

A: Angebot
V: Bestellung

D: Bereitstellung

Bestellung >

Kunde

> Bestellung

e-Car Vermietung

V: BestellungA: Angebot

> Angebot

Kunde

Angebot >

e-Car Vermietung

Nachfrage-
prognose

Bereitstellung >

e-Car Vermietung

> Bereitstellung

Kunde

D: Bereitstellunge-Car 
Vermietung

Kunde

(a) (b)  
Abb. C-12:  Kontextsensitive Angebotserstellung 

Die anderen Aufgaben des Geschäftsprozesses sind nicht kontextsensitiv. 

 Fall 3: Kontextsensitive e-Car Übergabe 9.5.3

Kauft ein Kunde ein fabrikneues e-Car, so muss er sich erst zu einem sehr späten 
Zeitpunkt entscheiden, wo die Übergabe des Wagens stattfinden soll. Es besteht 
die Möglichkeit, dass der Kunde das e-Car direkt im e-Car-Shop abholt und die 
Möglichkeit, dass das e-Car per Spedition zum Kunden geliefert wird. Wie in 
Fall 1 wird auch hier Variantenbildung eingesetzt um die Kontextsensitivität des 
Geschäftsprozesses, insbesondere der Transaktion D: Übergabe zu behandeln. Der 
Kontextfaktor K: Ort des Kunden kann die Werte „im e-Car-Shop“ und „nicht im e-
Car-Shop“ annehmen. Der Wert des Kontextfaktors kann bis zu einem bestimm-
ten, möglichst späten Zeitpunkt, vom Kunden festgelegt werden. Durch die Vari-
antenbildung entsteht neben den Transaktionen D1(K): Selbstabholung und 
D2(K): Lieferung das betriebliche Objekt Spedition. Durch Zerlegung des betrieb-
lichen Objektes e-Car Bereitstellung entstehen die betrieblichen Objekte e-Car 
Übergabe und Spedition (vgl. Abb. C-13). 

Kunde

Ort des 
Kunden

e-Car 
Bereitstellung

V: Bestellung

D: Übergabe
Kunde

e-Car 
Übergabe

V: Bestellung

D1(K): Selbstabholung

S: Trans-
portauftrag

K: Ausliefer-
ungsmeldung

D2(K): Lieferung

K: Ort des 
Kunden

(a) (b)

Spedition

 
Abb. C-13:  Kontextsensitive Übergabe eines e-Cars an den Kunden 

(Struktursicht) 
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Das VES in Abb. C-14 zeigt die Verhaltenssicht des kontextsensitiven Geschäfts-
prozesses. Die Sende- und Empfangsaufgabe im Falle der Selbstabholung sind 
kontextsensitiv. Dies ist notwendig, da der e-Car Hersteller wissen muss, ob das 
e-Car nur für die Abholung bereitgestellt werden muss, oder ob es an eine Spedi-
tion übergeben wird. Auf der anderen Seite muss der Kunde sich im Falle der 
Selbstabholung vorbereiten, und die Abholung mit dem e-Car Hersteller koordi-
nieren. Des Weiteren ist die Aufgabe Transportauftrag> kontextsensitiv. Sie wird 
nur dann ausgelöst, wenn der Kontextfaktor Ort des Kunden den Wert „nicht im e-
Car-Shop“ annimmt. Alle anderen Aufgaben im Geschäftsprozessmodell sind 
nicht kontextsensitiv und werden somit nicht vom Ort des Kunden beeinflusst. 
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Abb. C-14:  Kontextsensitive Übergabe eines e-Cars an den Kunden 

(Verhaltenssicht) 

 Fall 4: Kontextsensitive e-Car Buchung 9.5.4

Die Buchung von Miet-e-Cars kann über verschiedene Wege erfolgen. Zum einen 
können Kunden die Buchung direkt am e-Car vornehmen. Hierzu nutzen sie das 
am e-Car befindliche Bedienpanel um die Verfügbarkeit des e-Cars abzufragen 
und die Buchung vorzunehmen. Zum anderen kann ein e-Car über die Webseite 
des e-Car Herstellers gebucht werden. Alternativ kann der Kunde auch über ei-
nen e-Car Makler, der sonst primär e-Cars verkauft, eine Buchung vornehmen. 
Zu guter Letzt existiert die Möglichkeit ein e-Car über das Call Center des e-Car 
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Herstellers zu buchen. In konventionellen Geschäftsprozessmodellen müsste die-
se Situation über vier Varianten modelliert werden. Dies wird durch die Para-
metrisierung der Vereinbarungstransaktion V: Buchung des e-Cars vermieden. Es 
erfolgt hier – anders als in Fall 1 und Fall 3 – bewusst keine Variantenbildung, 
obgleich dies bei vier Varianten durchaus möglich und auch gut modellierbar 
wäre. Mithilfe der Parametrisierung wird gezeigt, dass es Modellierungsfälle ge-
ben kann, in welchen es Sinn macht, aufgrund einer Vielzahl zu erwartender Va-
rianten zu abstrahieren, und mittels eines Kontextfaktors die Modellierung vor-
zunehmen. Im konkreten Beispiel (Abb. C-15) ist in der Struktursicht die Kon-
textsensitivität der Buchungstransaktion am Kontextfaktor Vertriebskanal zu er-
kennen. Die Verhaltenssicht zeigt, dass die beiden an der Transaktion beteiligten 
Aufgaben, nämlich Sende- und Empfangsaufgabe, den Kontextfaktor zu berück-
sichtigen haben. Die Wahl des Vertriebskanals wird also als Kontextfaktor reprä-
sentiert, welcher die Sende- und Empfangsaufgabe parametrisiert. Diese Variabi-
lität wirkt sich dementsprechend auch auf AwS-Ebene aus. Erstellungs- und 
Empfangsaufgabe müssen beispielsweise bei Buchung über das Call Center an-
ders behandelt werden als bei Online-Reservierung über den Web Shop. 

 
Abb. C-15:  Kontextsensitive Buchung eines Miet-e-Cars  

(Struktur- und Verhaltenssicht) 

9.6 Kontextsensitive Geschäftsprozessmodelle als Grundlage für 
kontextsensitive Anwendungssysteme 

Im vorhergehenden Abschnitt wurden die Notwendigkeit der Berücksichtigung 
von Kontext in GP-Modellen und dessen Modellierung erläutert. Anwendungs-
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systeme können kontextsensitive Geschäftsprozesse nur dann entsprechend un-
terstützen, wenn sie selbst in der Lage sind, die relevanten Kontextfaktorwerte 
zu ermitteln und zu verarbeiten. Die kontextsensitiven Bestandteile eines AwS 
müssen hierfür mit entsprechenden Sensoren ausgestattet sein, um während der 
Prozessausführung die benötigten Kontextfaktorwerte aus der Umwelt zu ermit-
teln. Das Vorhandensein dieser Werte ist eine Voraussetzung für entsprechende 
Variantenwahlen oder Parametrisierungen des im AwS implementierten Lö-
sungsverfahrens. 

Im Rahmen der SOM-Methodik werden nach der Modellierung der GP-Ebene 
mittels IAS und VES zur Spezifikation des AwS das Konzeptuelle Objektschema 
(KOS) und das Vorgangsobjektschema (VOS) metamodellbasiert aus GP-
Modellen abgeleitet (Ferstl und Sinz 2008, S. 221 ff.). Diskurs- und Umweltob-
jekte sowie Leistungsspezifikationen werden in Konzeptuellen Objekttypen 
(KOT) abgebildet. Sie sind existenzunabhängig und stehen in der linken Spalte 
eines KOS (Abb. C-16a). Aus jeder Transaktion zwischen zwei betrieblichen Ob-
jekten des Interaktionsschemas werden weitere Konzeptuelle Objekttypen abge-
leitet, die von den erstgenannten Konzeptuellen Objekttypen existenzabhängig 
sind und rechts davon angeordnet werden. Zusätzlich zu den Ergebnissen des 
IAS werden die Reihenfolgebeziehungen aus dem Vorgangs-Ereignis-Schema 
ausgewertet. Sequenzen von Transaktionen führen zu weiteren Existenzabhän-
gigkeiten zwischen Konzeptuellen Objekttypen. Das in Abschnitt 9.4 eingeführte 
Beispiel „e-Car Vermietung“ (siehe Abb. C-6) führt zu dem in Abb. C-16a abge-
bildeten Konzeptuellen Objektschema. 

 
Abb. C-16:  Anwendungssystemspezifikation in KOS und VOS 

Komplementär zum Konzeptuellen Objektschema vervollständigt das Vorgangs-
objektschema die Anwendungssystemspezifikation (Abb. C-16b). Ein Vorgangs-
objektschema umfasst die Aufgaben eines oder mehrerer betrieblicher Objekte. 
Es besteht aus Vorgangsobjekttypen (VOT), welche direkt aus den jeweiligen 
Sende- und Empfangsaufgaben eines VES abgeleitet werden. Vorgangsobjektty-
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pen beschreiben das Zusammenwirken Konzeptueller Objekttypen bei der 
Durchführung von Aufgaben. In Abb. C-16 ist exemplarisch die Interaktion zwi-
schen dem VOT Werbung> und den korrespondierenden KOTs mittels Strich-
Punkt-Linien visualisiert. Das aus dem VES des Beispiels „e-Car Vermietung“ ab-
geleitete Vorgangsobjektschema zeigt Abb. C-16b. Konzeptuelles Objektschema 
und Vorgangsobjektschema bilden zusammen die fachliche Spezifikation eines 
Anwendungssystems und dienen als Grundlage für die systemtechnische Imple-
mentierung. Kontextfaktoren werden auf der GP-Ebene an betriebliche Objekte, 
Aufgaben oder Transaktionen annotiert. Auf der AwS-Ebene erfolgt die Kontext-
sensitivierung analog mittels Annotationen an den entsprechenden Stellen einer 
AwS-Spezifikation. In einem Konzeptuellen Objektschema werden KOTs, ent-
sprechend dem zur Bildung des Konzeptuellen Objektschemas verwendeten VES, 
zu kontextsensitiven KOTs (Abb. C-17a). Bezüglich der Vorgangsobjekte wird 
analog vorgegangen. Aus dem kontextsensitiven VES kann direkt das kontext-
sensitive Vorgangsobjektschema (Abb. C-17b) abgeleitet werden. Kontextsensiti-
ve Aufgaben aus dem VES werden im Vorgangsobjektschema durch entspre-
chende kontextsensitive Vorgangsobjekttypen modelliert. Das AwS wird durch 
den Einbezug von Kontext in die Lage versetzt, mehrdeutige Situationen adäquat 
zu unterstützen. 

 
Abb. C-17:  Kontextsensitive Anwendungssystemspezifikation in KOS und VOS am 

Beispiel „Kontextsensitive Angebotserstellung“ 

Um Kontextfaktorwerte aus der Umwelt zu ermitteln, können beispielsweise 
Web-Services genutzt werden. Diverse Anbieter19 stellen bereits heute ein um-
fangreiches Sortiment an Web-Services zur Verfügung. Für die kontextsensitive 
Angebotserstellung eines e-Car Vermieters (siehe Abschnitt 9.5.2) wird bei-

                                           
19  Siehe z. B.:   

http://www.webservicex.net, http://www.xwebservices.com, http://www.fraudlabs.com, 
http://www.xignite.com 
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spielsweise die Ermittlung des Angebotspreises für eine bestimmte mit dem e-
Car zurückzulegende Distanz mit der aktuellen Nachfragesituation parametri-
siert. Hierfür ruft der kontextsensitive KOT Angebot über eine Acquire-Methode 
(Acquire_e-Car_Demand) einen Web-Service auf. Der Web-Service liefert das für 
die Berechnung des Angebotspreises nötige Nachfrageniveau zurück. Abb. C-18 
zeigt das Konzeptuelle Objektschema inklusive der Definition des Konzeptuellen 
Objekttyps Angebot. Dieser beinhaltet zum einen Attribute und zum anderen Me-
thoden zum Lesen oder Verändern dieser Attribute. Die Menge der Attribute al-
ler Konzeptuellen Objekttypen beschreibt den Zustand des Anwendungssystems, 
der durch die entsprechenden Set-Methoden verändert wird. Die Get- und Set-
Methoden werden von Vorgangsobjekten aufgerufen. Zusätzlich ist eine Acquire-
Methode zur Herstellung einer Verbindung zu einem Web-Service vorhanden. Im 
vorliegenden Fall wird dem Konzeptuellen Objekttyp erlaubt, eines seiner Attri-
bute, nämlich das aktuelle Nachfrageniveau nach e-Cars in München ($_e-
Car_Demand:integer), durch den Aufruf des Web-Services zu verändern. Die Ac-
quire-Methode wird aufgerufen, sobald der zugehörige Vorgangsobjekttyp Ange-
bot> (siehe Abb. C-17b) die KOT-Methode Angebot.Get_e-
Car_Demand(Angebot_ID) aufruft. 

 
Abb. C-18:  Kontextsensitiver KOT "Angebot" 

9.7 Zusammenfassung und Ausblick 

Komplexer werdende Geschäftsprozesse mit hohen Flexibilitätsanforderungen 
verlangen auch bei ihrer Modellierung komplexer werdende Geschäftsprozess-
modelle. Einer der Treiber höherer Komplexität ist der Kontext von Geschäfts-
prozessen, der zunehmend mehr in den Modellen berücksichtigt werden muss. 
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In diesem Beitrag wird eine Erweiterung der SOM-Methodik vorgestellt, die un-
terschiedliche Kontextformen aufgreift und dafür Modellkonstrukte anbietet. Die 
Integration in das Modellierungskonzept der SOM-Methodik erlaubt, die Kon-
textinformationen auch auf die Ebene der Anwendungssystemspezifikation zu 
propagieren. 

Die Nutzung dieser Erweiterung der SOM-Methodik bietet den Vorteil höhe-
rer Präzision der Modellierung durch erhöhte Abbildungstreue, stellt aber auch 
erhöhte Anforderungen an die Modellierung und deren Umsetzung in Anwen-
dungssystemen. Bei der Modellierung von Geschäftsprozessen müssen die Kon-
textfaktoren identifiziert werden. Aus den bisher durchgeführten Fallstudien ist 
erkennbar, dass die Erkennung sekundärer Einflussfaktoren als Kontext schwie-
riger als die Erkennung der offensichtlichen primären Einflussfaktoren sein 
kann. Bei der Umsetzung in Anwendungssystemen ist Kontext bei deren Ent-
wicklung und Betrieb zu berücksichtigen. In der Entwicklungsphase bedeutet die 
Berücksichtigung von Kontext wie bei der Geschäftsprozessmodellierung erhöhte 
Komplexität, in der Betriebsphase müssen Sensoren für die Erfassung von Kon-
textfaktorwerten verfügbar sein. In den Beispielen wurden ein Sensor für die Er-
kennung des Ortes eines Kunden oder die Ermittlung des Nachfrageniveaus ge-
nannt. Schwieriger ist die Erfassung und Verarbeitung von Kontextfaktoren wie 
Konjunktur oder Kaufstimmung z. B. bei der Modellierung von Vertriebsprozes-
sen. 

Komplexer werdende Geschäftsprozesse und ein höherer GP-
Automatisierungsgrad werden die Berücksichtigung von Kontext bei der Model-
lierung von Geschäftsprozessen und der Entwicklung von Anwendungssystemen 
erzwingen. Es geht also weniger um die Frage, ob Kontext in Geschäftsprozess-
modellen und AwS-Spezifikationen zu berücksichtigen ist, sondern um die Frage 
der geeigneten Modellierung und Erfassung. In weiteren Arbeiten werden daher 
die hier vorgestellten Modellkonstrukte mit intensiver Beteiligung von Praxis-
partnern in Fallstudien untersucht und evaluiert.  
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10 BPM 2.0: Selbstorganisation im Geschäftsprozessmanage-
ment20 

Matthias Kurz 

Zusammenfassung. Selbstorganisation und Enterprise 2.0 sind zwei popu-
läre Schlagworte der Organisationstheorie. Im Geschäftsprozessmanage-
ment spielen sie jedoch derzeit eine untergeordnete Rolle. Mit dem 
BPM 2.0-Ansatz wird eine Geschäftsprozessmanagement-Methode vorge-
stellt, welche die Mitarbeiter in die Lage versetzt, ihre Geschäftsprozesse 
weiterzuentwickeln. Dieser Beitrag ist eine gekürzte Fassung von (Kurz 
2011a) und präsentiert eine inzwischen erprobte Methode, welche aus ei-
nem Vorgehensmodell sowie einem entsprechenden Rollenkonzept besteht. 
Eine Fallstudie bei zwei medizinischen Versorgungszentren zeigt anschlie-
ßend die Grenzen des Ansatzes auf. 

10.1 Ziele und Prinzip 

SCHREYÖGG (2008, S. 97) zufolge sind Unternehmen mit einer zunehmenden 
Umweltdynamik und einer steigenden Umweltkomplexität konfrontiert. Daher 
sind Geschäftsprozesse immer höheren Flexibilitätsanforderungen ausgesetzt, da 
sich Unternehmen immer schneller auf veränderte Umweltbedingungen einstel-
len müssen. 

Als Reaktion auf diese Herausforderungen müssen Geschäftsprozesse schnel-
ler und kostengünstiger an neue Situationen angepasst werden können. Diese 
Arbeit stellt eine Methode vor, welche das in (Kurz 2009, S. 32f) motivierte und 
in (Kurz 2011b) anhand einer Untersuchung der Flexibilitätshemmnisse im Ge-
schäftsprozessmanagement ausgewählte Instrument der geleiteten Selbstorganisa-
tion auf das Geschäftsprozessmanagement (GPM) überträgt. 

Die Methode stellt den Kern des Business Process Management 2.0-Ansatzes 
(BPM 2.0) nach (Kurz 2009, 2010; Kurz und Fleischmann 2011) dar. BPM 2.0 
greift Elemente von Enterprise 2.0 auf und wendet sie auf GPM an. Das Suffix 
2.0 leitet sich hierbei aus dem entsprechenden Suffix von Enterprise 2.0 (vgl. 
Kurz 2009, S. 30ff) ab und verdeutlicht, dass sich BPM 2.0 durch eine stärkere 
Integration der an der Prozessausführung beteiligten Mitarbeiter in die Gestal-

                                           
20  Dieser Beitrag ist eine gekürzte Fassung von (Kurz 2011a). 
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tung von Geschäftsprozessen vom klassischen Geschäftsprozessmanagement ab-
grenzt. 

Grundidee des Konzepts ist es, dass Mitarbeiter Verbesserungspotenziale im 
Rahmen ihrer täglichen Arbeit erkennen und selbständig Verbesserungsvor-
schläge für die Geschäftsprozesse entwickeln. Eine in (Kurz und Fleischmann 
2011) vorgestellte Plattform unterstützt Mitarbeiter hierbei, abteilungsübergrei-
fende Abläufe und Informationsflüsse gemeinsam abzustimmen. 

Das prägende Artefakt von BPM 2.0 sind Prozessinnovationen. Hierbei handelt 
es sich um von den Mitarbeitern initiierte und kollaborativ weiterentwickelte 
Verbesserungen von Geschäftsprozessen (Kurz und Fleischmann 2011). 

Ziel des BPM 2.0-Ansatzes ist es, einen erheblichen Lösungsbeitrag zur 
Überwindung der in (Kurz 2011b) identifizierten Flexibilitätshemmnisse im 
GPM zu entwickeln. Hierbei liegt der Schwerpunkt auf den Aspekten Entwurf 
und organisatorische Implementierung. Mit den auf BPM 2.0 aufbauenden 
BPMS 2.0- (Kurz und Duschinger 2011) und ACM-Ansätzen (Kurz und Hermann 
2011) werden Lösungsvorschläge für den Aspekt technische Implementierung vor-
gestellt. 

10.2 Rollenkonzept 

BPM 2.0 grenzt sich gegenüber der Aufgabenverteilung der Rollen des klassi-
schen Geschäftsprozessmanagements (vgl. Tab. C-2) durch den Transfer von 
Verantwortung und Gestaltungsmöglichkeiten an die Prozessmitarbeiter ab. Das 
BPM 2.0-Rollenkonzept beschreibt die Aufgaben der an der BPM 2.0-Methode 
Beteiligten. Es baut auf die in Tab. C-2 dargestellten Rollen des klassischen GPM 
auf, welche der dem Taylorismus entlehnten Trennung von Planung und Durch-
führung entsprechen: Prozessmanager und -verantwortliche legen die von den 
Mitarbeitern zu erfüllenden Aufgaben fest. Diese Trennung wird nur zum Teil 
durch Prozessteams, die aus Mitgliedern beider Gruppen bestehen und einzelne 
Herausforderungen lösen (Schmelzer und Sesselmann 2008, S. 152), relativiert. 

Statt den Mitarbeitern die Aufgaben bei der Prozessausführung im Detail 
vorzugeben, stellen die Führungskräfte Rahmenwerke, Werkzeuge, und Leitli-
nien für die Erstellung und Weiterentwicklung von Geschäftsprozessmodellen 
zur Verfügung. Die so ausgestatten Mitarbeiter werden somit in die Lage ver-
setzt, die sie betreffenden Geschäftsabläufe selbst zu verbessern. 

Da die Prozess-Governance und Prozess-Compliance für große Unternehmen 
von hoher Bedeutung sind, müssen die Führungskräfte sicherstellen, dass die so 
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entstehenden Prozessinnovationen der Mitarbeiter mit den internen und exter-
nen – beispielsweise regulatorischen – Vorgaben vereinbar sind. Aus diesem 
Grunde fungieren Führungskräfte bei BPM 2.0 zunehmend als Mittler zwischen 
den bestehenden Leitplanken für die Gestaltung von Geschäftsprozessen und den 
mit mehr Gestaltungsspielraum versehenen Mitarbeitern (Kurz und Fleischmann 
2011). 

Rolle Aufgaben Schwerpunkt 
Projektmanager Einführung Weiterentwicklung des GPM 

Einführung Prozessconsultant Konzeptionelle und methodische Unterstützung 
bei der Einführung des GPM 

Prozessmanager Weiterentwicklung des GPM-Rahmenwerks 

Operative Durchfüh-
rung 

Prozessverantwortli-
cher 

Verantwortlich für die Zielerreichung und Ver-
besserung eines Geschäftsprozesses 

Prozesscontroller Leistungsmessung der Geschäftsprozesse 
Prozessmitarbeiter Durchführung der Aufgaben im Rahmen eines 

Geschäftsprozesses 

Tab. C-2: Rollen des klassischen GPM 
(nach Schmelzer und Sesselmann 2008, S. 152) 

Tab. C-3 fasst die Rollen von BPM 2.0, ihre Aufgaben sowie die Anforderungen 
an die Rollenträger zusammen. Da BPM 2.0 eine Erweiterung des klassischen 
GPM ist, sind die in Tab. C-3 nicht enthaltenen Rollen von Tab. C-2 ebenfalls 
Teil des BPM 2.0-Rollenkonzepts. Da die Aufgaben dieser Rollen sich bei 
BPM 2.0 nicht substanziell ändern, sind sie nicht in Tab. C-3 enthalten. 
 

Rolle Aufgaben und Anforderungen 

Mi
tar

be
ite

r Au
fga

be
n 

Ein Mitarbeiter, welcher im Rahmen seiner operativen Tätigkeit Aufgaben eines oder
mehrerer Geschäftsprozesse erfüllt. 

An
for

de
ru

ng
en

 Auf diese Weise besitzt er detailliertes fachliches über seinen Wirkungsbereich. Das er-
forderliche methodische Wissen beschränkt sich auf das Verständnis der Prozessbe-
schreibungen. 
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Rolle Aufgaben und Anforderungen 
Be

itr
ag

en
de

r 

Au
fga

be
n Beitragende sind Mitarbeiter, welche aufgrund ihres stark begrenzten methodischen Wis-

sens hauptsächlich informale Beiträge zu Prozessinnovationen in Form von Diskussionen,
Kommentaren, oder Ergänzungen von Wiki-Seiten leisten (vgl. Kurz 2009). 

An
for

de
-

ru
ng

en
 Durch die intuitive Nutzbarkeit dieser Web 2.0-Instrumente ist wenig Training erforder-

lich. 

In
no

va
to

r Au
fga

be
n 

Grafische Prozessmodelle sind ein wichtiges Instrument des GPM, da sie Prozesse kom-
pakt visualisieren. Kurze Schulungen versehen die Innovatoren mit genügend Metho-
denwissen, um die grafischen Prozessmodelle direkt zu bearbeiten und somit die infor-
malen Beiträge zu formalisieren. Innovatoren und Beitragende einer Prozessinnovation
bilden ein Prozessinnovationsteam. 

An
for

de
ru

ng
en

 Wie bei den Beitragenden handelt es sich bei den Innovatoren um Mitarbeiter, die re-
gelmäßig an der Ausführung eines Geschäftsprozesses beteiligt sind. Um möglichst vielen
Mitarbeitern die Einbringung als Innovatoren zu ermöglichen, wird nur elementares Mo-
dellierungswissen benötigt. Für komplexere Fälle unterstützen Modellierungsspezialist
und Architekt die Entwicklung einer Prozessinnovation mit dem benötigten Wissen. 

Mo
de

lli
er

un
gs

sp
ez

ial
ist

 

Au
fga

be
n 

Da die Innovatoren typischerweise nur wenig mit den formalen und methodischen
Grundlagen der formalen Prozessmodellierung vertraut sind, ist das Risiko groß, dass sie
syntaktische und semantische Fehler machen. 
Aus diesem Grund gewährleistet der Modellierungsspezialist die formale Korrektheit der
grafischen Prozessmodelle. Während er bei der Entwicklung einer Prozessinnovation nur
auf Anfrage mitwirkt, ist er zur Qualitätssicherung beim Review der Innovation mit ein-
zubeziehen. 
Mit den zunehmenden methodischen Kenntnissen der Innovatoren wird die Bedeutung
des Modellierungsspezialisten im Laufe der Zeit abnehmen. 

An
for

de
ru

ng
en

 

Modellierungsspezialisten benötigen vertieftes Wissen in der Modellierung grafischer
Prozessmodelle und müssen mit den Modellierungsrichtlinien des Unternehmens vertraut
sein. Dieses Wissen sollte im Rahmen von Prozessmodellierungsprojekten erworben wor-
den sein. 

Me
th

od
en

ex
pe

rte
 

Au
fga

be
n 

In komplexen Szenarien ist es nicht ausreichend, dass die Prozessinnovationen den Mo-
dellierungsrichtlinien entsprechen und syntaktisch sowie semantisch fehlerfrei sind. 
Während der Modellierungsspezialist sich auf die Modellierungstechniken konzentriert,
ist das methodische Wissen nicht Teil seiner Expertise. Stattdessen beantwortet der Me-
thodenexperte Fragen bezüglich der GPM-Methodik des Unternehmens wie etwa: (1) Wie
werden komplexe Geschäftsprozesse aufgebaut? Was sind die entsprechenden Best Prac-
tices? (2) Welche Leitlinien und Regeln müssen beim Entwurf berücksichtigt werden?
(3) Welche Implikationen haben die Prozess-Governance und Prozess-Compliance auf die
Prozessinnovation? (4) Wie sollte der jeweilige Geschäftsprozess in das GPM-Framework
des Unternehmens eingebettet werden? 
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Rolle Aufgaben und Anforderungen 

An
for

de
ru

ng
en

 
Der Methodenexperte muss für seine Aufgaben umfangreiches methodisches Wissen be-
sitzen. Dieses könnte er beispielsweise im Rahmen einer Tätigkeit bei einer Zentralabtei-
lung des Unternehmens für die Weiterentwicklung des GPM erworben haben. Eine um-
fangreiche Erfahrung im GPM ist empfehlenswert. 

Ar
ch

ite
kt

 

Au
fga

be
n 

Prozessinnovationsteams können aus Mitgliedern bestehen, welche nur mit einem Teil-
bereich des Geschäftsprozesses vertraut sind. Dies kann dazu führen, dass die Prozessin-
novation zwar ein lokales Optimum bewirkt, aber negative Implikationen auf die Leis-
tung des Gesamtprozesses hat. 
Die umfassende Perspektive des Architekten hilft dabei, diesen lokalen Optima entge-
genzuwirken und ferner zu gewährleisten, dass die Schnittstellen zu anderen Prozessen
kompatibel bleiben. 
Daher ist es bei größeren Prozessinnovationen erforderlich, den Architekten in das Re-
view einer Prozessinnovation einzubeziehen. 

An
for

de
ru

n-
ge

n 

Architekten sind GPM-Experten mit sehr umfangreicher Erfahrung. Typischerweise soll-
ten sie in einer Zentralabteilung des Unternehmens angesiedelt sein, welche die Weiter-
entwicklung des GPM sowie der Prozessarchitektur betreibt. 

Ve
ra

nt
wo

rtl
ich

er
 

Au
fga

be
n Der Prozessverantwortliche ist für die Leistung eines Geschäftsprozesses verantwortlich 

und nimmt daher eine entscheidende Rolle beim Review von Prozessinnovationen ein. 

An
for

de
ru

ng
en

 

Prozessverantwortliche müssen ein umfangreiches fachliches Verständnis der Prozesse,
für die sie die Verantwortung tragen, haben. Da das GPM-bezogene Wissen von den Ar-
chitekten, Methodenexperten und Modellierungsspezialisten konsultiert werden kann, ist
methodisches Wissen hilfreich, aber nicht notwendig. 

Me
di

ato
r 

Au
fga

be
n 

Der in (Kurz 2009) motivierte Mediator unterstützt die Prozessinnovationsteams bei zwei 
Herausforderungen: (1) Die unzureichende Macht des Teams innerhalb der Organisation
und (2) unzureichende Ressourcen. 
Die Lösung von Konflikten zwischen Prozessinnovationsteams und Führungskräften un-
terstützt der Mediator als vermittelnde Partei. Durch ein unmittelbares Berichtsrecht an
die obere Führungsebene kann der Mediator Prozessinnovationen mit organisatorischer 
Macht versehen und durch die rechtzeitige Beratung von Prozessinnovationsteams ge-
währleisten, dass die Prozessinnovationen politisch auch umsetzbar sind und nicht unnö-
tigerweise an unternehmensinternen politischen Konflikten scheitern. 
Basierend auf der kollaborativen Bewertung der Prozessinnovation stellt der Mediator
ein Expertennetzwerk, Trainings oder Ressourcen zur Verfügung. Mithilfe von Freistel-
lungen kann einzelnen Teammitgliedern genügend Freiraum für die Gestaltung beson-
ders vielversprechender Prozessinnovationen eingeräumt werden.  
Ferner gewährleistet der Mediator, dass Beiträge des Prozessinnovationsteams auch ho-
noriert werden und kompensiert auf diese Weise das Risiko, das die Teammitglieder 
durch die Beteiligung an der Anpassung wirtschaftlich bedeutender Unternehmensabläu-
fe eingehen. 
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Rolle Aufgaben und Anforderungen 

An
for

de
ru

ng
en

 Um die Prozessinnovationsteams im Falle von Konflikten unterstützen zu können, muss
der Mediator mit umfangreicher organisatorischer Macht ausgestattet sein. Ferner erfor-
dert die Unterstützung der Teams durch Ressourcen oder Schulungen ein entsprechendes
Budget. 

Ch
am

pi
on

 

Au
fga

be
n Die Einführung von BPM 2.0 in einem Unternehmen erfordert die Unterstützung sowohl

von Mitarbeitern als auch von Führungskräften. Daher ist es erforderlich, Personen in
Schlüsselpositionen vom Nutzen von BPM 2.0 zu überzeugen. Champions gewinnen und
erhalten die Unterstützung für das Konzept. 

An
f. Da der Champion häufig mit hochrangigen Führungskräften interagieren wird, sollte er

Mitglied des mittleren oder oberen Führungskreises sein. 

Tab. C-3: BPM 2.0-Rollen  

Allen Prozessmitarbeitern wird eine grundlegende Schulung in den GPM-
Methoden angeboten. Ergänzt wird dieses Angebot durch Schulungsunterlagen 
und kurze Podcasts. Daher können prinzipiell alle Prozessmitarbeiter Beitragen-
de bzw. Innovatoren sein. Die Zugehörigkeit zu einer dieser Gruppen hängt so-
mit insbesondere von der persönlichen Präferenz und Erfahrung ab. Langfristig 
ist das Ziel, einen möglichst großen Pool von Prozessinnovatoren zu bilden. 

Tab. C-3 enthält ein sehr fein granuliertes Rollenkonzept. Eine so umfangrei-
che Zahl von Rollen wird kleinere Firmen überfordern. Daher können sich diese 
Rollen überlappen: Eine Person kann mehrere Rollen ausfüllen. Beispielsweise 
kann in kleineren Umgebungen der Prozessverantwortliche (oder einer seiner 
Assistenten) die Aufgaben des Modellierungsspezialisten, Architekten und Me-
thodenexperten übernehmen. Da der Prozessmanager in der Regel eine hochran-
gige Führungskraft ist, wäre er ein guter Kandidat, um die Aufgaben des 
BPM 2.0-Champion zu übernehmen. 

10.3 Vorgehensmodell 

Dieser Abschnitt komplettiert die BPM 2.0-Methode, indem es die Interaktion 
zwischen den Rollen im BPM 2.0 mithilfe eines Vorgehensmodells genauer vor-
stellt. 
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 Übersicht 10.3.1

Klassische GPM-Lebenszyklusmodelle wie (Weske 2007, S. 12; Schmelzer und 
Sesselmann 2008; Allweyer 2005, S. 91) unterscheiden zwischen dem Entwurf, 
der Implementierung, der Ausführung und der Analyse von Geschäftsprozessen. 
Innovationsmanagementlebenszyklen wie (Reichwald et al. 2008, S. 8) weisen 
eine ähnliche Struktur auf: Innovationen werden identifiziert, ausgewählt, im-
plementiert und schließlich analysiert. Der Hauptunterschied zwischen den Ma-
nagementlebenszyklen für Innovationen und Prozesse ist, dass im Innovations-
management eine größere Zahl von Innovationen erwartet wird und somit ein 
Auswahlmechanismus erforderlich ist. 

 
Abb. C-19:  BPM 2.0-Vorgehensmodell  

(Kurz und Fleischmann 2011) 

Beide Managementlebenszyklusmodelle müssen für BPM 2.0 angepasst werden: 
Die Auswahl einzelner Prozessinnovationen erfordert einen ausreichenden Rei-
fegrad dieser Innovationen, um ihren Nutzen sowie die damit verbunden Kosten 
realistisch bewerten zu können. Daher muss das BPM 2.0-Vorgehensmodell die 
Entwicklung von Prozessinnovationen sowohl vor als auch nach der Auswahl 
der Prozessinnovation ermöglichen. Abb. C-19 zeigt das aus (Allweyer 2005, 
S. 91) und (Reichwald et al. 2008, S. 8) abgeleitete Vorgehensmodell von 
BPM 2.0. 

In der Abbildung ist das strategische Prozessmanagement nicht direkt im 
Kreislauf enthalten, da es in aller Regel Aufgabe von hochrangigen Führungs-
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kräften ist. Eine stärkere Einbindung der Mitarbeiter in diese Aufgaben würde 
an der Qualifikation sowie der unzureichenden Übersicht von Mitarbeitern der 
Fachabteilungen über unternehmensweite Belange scheitern (Kurz 2009, S. 36). 

 Entwurf 10.3.2

Abb. C-20 stellt das Vorgehen in der Entwurfsphase des BPM 2.0-Vorgehens-
modells dar. Diese Phase ist die Teilphasen Auswahl und Gestaltung unterteilt ist.  

 
Abb. C-20: Vorgehensmodell während der Entwurfsphase 

Während der Teilphase Gestaltung werden unter Zuhilfenahme der in (Kurz und 
Fleischmann 2011; Kurz 2010, 2009) vorgestellten Prozessplattform neue Pro-
zessinnovationen identifiziert und entwickelt. Im Rahmen der Analyse werden 
zunächst Handlungsbedarfe bestimmt. Die Analyse ist zweigeteilt in die Analy-
seinstrumente des klassischen GPM wie Prozesskostenrechnung oder Benchmar-
king und die kollaborativen Instrumente von BPM 2.0. Bei den klassischen In-
strumenten spielt der Prozessverantwortliche (PV) eine führende Rolle; bei den 
Web 2.0-basierenden Instrumenten, wie Wikis und Foren, werden die Hand-
lungsbedarfe hingegen von den Mitarbeitern (MA) identifiziert. So geben Foren, 
in denen sich Mitarbeiter während der Prozessausführung austauschen sowie 



 201 

Wikis, in denen informelle Best Practices dokumentiert sind, wichtige Hinweise 
auf Verbesserungspotenziale. 

Die so erkannten Handlungsbedarfe werden im Rahmen der Modellierung in 
Prozessinnovationen überführt. Diese Innovationen werden zunächst von den 
Mitarbeitern informell in Foren diskutiert und in Wikis dokumentiert, um 
schließlich durch die Innovatoren (MA*) in Prozessmodellen formalisiert zu 
werden. Der Einsatz dieser drei Interaktionsebenen trägt der Beobachtung Rech-
nung, dass formale Modelle alleine Geschäftsprozesse einerseits häufig nicht 
ausreichend dokumentieren und andererseits nicht jeder Mitarbeiter in den 
Fachabteilungen in der Lage ist, formal korrekte Modelle zu erstellen. Letztere 
Beobachtung motiviert auch die Kommentarfunktion des Modellierungswerk-
zeugs, mit deren Hilfe Mitarbeiter der Fachabteilungen Fragen oder Anregungen 
im Modell platzieren können, ohne hierfür ein tief gehendes Verständnis der 
Modellierungsnotation besitzen zu müssen. Im Wiki können die Anmerkungen 
und Fragen dann weiter konkretisiert werden. 

Das Konzept des evolutionären Prototypings nach (Bartmann 2007, S. 44) 
sieht vor, dass der Entwurf von Geschäftsprozessen durch die zeitgleiche Ent-
wicklung eines Prototypen ergänzt wird. Auf diese Weise können Mitarbeiter die 
Prozessmodelle iterativ entwickeln, testen, sowie auf ihre Leistungsfähigkeit hin 
untersuchen (Bartmann 2007, S. 44). Eine spezielle Testumgebung gewährleistet, 
dass während der Tests die operativen Systeme und Datenbanken nicht verän-
dert werden.  

In der Teilphase Auswahl werden die kollaborativ entworfenen Prozessinno-
vationen bewertet und für die spätere Implementierung ausgewählt. Hierzu 
werden die Prozessinnovationen, die bereits einen ausreichenden Reifegrad für 
die Implementierung besitzen, zunächst von den beteiligten Mitarbeitern aus 
Fach- und – sofern IT-Systeme von der Innovation betroffen sind – IT-
Abteilungen ausgewählt.  

Die ausgewählten Prozessinnovationen werden anschließend einem Review 
unterzogen, bei dem der Prozessverantwortliche und der Mediator federführend 
sind. Der Prozessverantwortliche ist gegenüber dem Management für die Leis-
tung des Geschäftsprozesses verantwortlich und prüft den Geschäftsprozess da-
her auf den Nutzen hinsichtlich seines Zielsystems sowie denen seiner Vorge-
setzten. Aufgabe des Mediators ist es hingegen, die kollaborativ entwickelten 
Prozessinnovationen gegenüber dem Management – welches der Selbstorganisa-
tion typischerweise aus Angst vor Macht- und Kontrollverlust eher skeptisch ge-
genübersteht (Randolph 2000, S. 95f) – zu vertreten. Da die Zielsysteme des 
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Prozessverantwortlichen bzw. seines Vorgesetzten nicht notwendigerweise mit 
dem Unternehmensnutzen deckungsgleich sind (Bartmann 2007, S. 43), stellt 
der Mediator beim Review sicher, dass der Unternehmensnutzen ebenfalls ge-
wahrt bleibt. Der Vertreter der IT-Abteilung (IT) hat lediglich die Aufgabe, zu 
prüfen, ob die Änderung voraussichtlich mit vertretbarem Aufwand realisierbar 
ist. Ein an der Entwicklung der Prozessinnovation beteiligter Mitarbeiter steht 
für Rückfragen zur Verfügung. Ein Modellierungsspezialist (MS) gewährleistet 
die semantische und syntaktische Korrektheit der Prozessinnovation – allem vo-
ran ihres grafischen Prozessmodells. 

Während die Vorauswahl kollaborativ mit Web 2.0-Mechanismen geschieht, 
muss die endgültige Freigabe vom Prozessverantwortlichen vorgenommen wer-
den, da er für die Leistung des Geschäftsprozesses verantwortlich ist. Ferner sind 
klassische Führungskräfte in der Regel aufgrund ihres Informationsvorsprungs 
(McAfee 2006, S. 19f) besser in der Lage, meist hochgradig intransparente poli-
tische Prozesse zu durchschauen und die Aussichten von Prozessinnovationen 
vor diesem Hintergrund zu bewerten. Zwar verbleibt die endgültige Freigabe 
damit beim Prozessverantwortlichen; dem Mediator wird über ein Berichtsrecht 
an das höhere Management hingegen ein Eskalationsinstrument zur Verfügung 
gestellt, mit dessen Hilfe Partikularinteressen begrenzt werden können. 

Die Vorauswahl kann ferner als Indikator für die Relevanz von Prozessinno-
vationen herangezogen werden, auf deren Grundlage der Mediator über die Be-
reitstellung personeller oder finanzieller Ressourcen entscheidet, um damit die 
Weiterentwicklung wesentlicher Prozessinnovationen voranzutreiben. 

 Implementierung 10.3.3

Die organisatorische und technische Realisierung von Prozessinnovationen ist 
Gegenstand der Implementierungsphase. Hier werden die Prozessinnovationen 
weiterentwickelt, bis sie schließlich umsetzbar sind. Da die Unterstützung von 
Geschäftsprozessen durch IT-Systeme – beispielsweise mithilfe von Workflow 
Management-Systemen – heute für das Management von Geschäftsprozessen 
kaum mehr wegzudenken ist (Freund und Götzer 2008, S. 162), müssen neben 
organisatorischen Veränderungen auch die betroffenen IT-Systeme angepasst 
werden. Da vor der Anpassung der IT-Systeme die zugrundeliegenden Ge-
schäftsprozesse feststehen müssen, konzentriert sich das technische Change Ma-
nagement auf die Implementierungsphase. 
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Das Vorgehen zur organisatorischen und technischen Verankerung der wäh-
rend der Entwurfsphase entwickelten Prozessinnovationen besteht in Anlehnung 
an (Frey et al. 2009, S. 565) aus drei Teilphasen. In der Konzeption wird ein 
Change-Managementkonzept entwickelt, das während der Umsetzung im Unter-
nehmen verankert wird. Die Teilphase Stabilisierung erlaubt es, den Umsetzungs-
grad der Prozessinnovationen zu messen und ggf. steuernd einzugreifen.  

 

 
Abb. C-21: Vorgehensmodel während der Implementierungsphase 

(Teilphase Konzeption) 

Zur Verbesserung der Umsetzbarkeit von Prozessinnovationen ist es wesentlich, 
die betroffenen Mitarbeiter im Rahmen der Teilphase Konzeption (vgl. 
Abb. C-21) in die Gestaltung des Change Management-Konzepts mit einzubezie-
hen, um auf diese Weise ihr Commitment für die Veränderungen und folglich 
die Akzeptanz der Veränderungen zu stärken (Gelinas et al. 1998, S. 73). Der 
BPM 2.0-Ansatz sieht vor, dass alle Mitarbeiter, die von den Veränderungen be-
troffen sind, die Möglichkeit haben, sich an der Erstellung des endgültigen Ver-
änderungsplans aktiv zu beteiligen. 

Nachdem der Prozessverantwortliche sowie die am Entwurf der Prozessinno-
vation aktiv beteiligten Mitarbeiter (MA) eine Vision entwickelt und kommuniziert 
haben, wird ein initialer Vorschlag für Veränderungsmaßnahmen entwickelt, der 
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an die betroffenen Mitarbeiter kommuniziert wird. Da die IT-Unterstützung in 
Change-Management-Konzepten eine maßgebliche Rolle spielt, sind bei der 
Entwicklung der Veränderungsmaßnahmen diejenigen Mitglieder der IT-
Abteilung involviert, die sich bereits mit der IT-Unterstützung des Geschäftspro-
zesses befassen. Anschließend sind die beteiligten Mitarbeiter dazu aufgerufen, 
mithilfe von Foren und Wikis eigene Vorschläge einzubringen, Rückfragen zu stel-
len und somit auf die Gestaltung des Änderungsplans Einfluss zu nehmen. In 
(Kurz und Duschinger 2011) ist die Interaktion zwischen Mitgliedern von Fach- 
und IT-Abteilungen genauer beschrieben. Analog zur Entwurfsphase wird das 
auf diese Weise verfeinerte Veränderungskonzept einem Review unterzogen und 
durch den Prozessverantwortlichen freigegeben. Eine Vorauswahl der Verände-
rungspläne ist nicht notwendig, da über die Umsetzung einer Prozessinnovation 
bereits während der Entwurfsphase entschieden wird. 

 
Abb. C-22:  Vorgehensmodell während der Implementierungsphase 

(Teilphase Umsetzung) 

Die Einbindung der Mitarbeiter wird in der Teilphase Umsetzung (vgl. 
Abb. C-22) fortgesetzt. Ziel dieser Teilphase ist es einerseits, Widerstände gegen 
Veränderungen zu überwinden und andererseits, die Mitarbeiter für veränderte 
Aufgaben zu qualifizieren. Am Anfang der Teilphase steht die Kommunikation 
des zuvor entwickelten und freigegebenen Veränderungsplans. 

Veränderungen lösen bei Menschen häufig Unruhe und Unsicherheit aus, 
was bei den Betroffenen zu Widerständen gegenüber diesen Veränderungen 
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führt (Cacaci 2006, S. 62). Zu einer erfolgreichen Durchführung des Verände-
rungsplans sollte die Aufmerksamkeit der betroffenen Personen weg von den po-
tenziellen Nachteilen hin zu positiven Veränderungsaspekten gelenkt werden 
(Frey et al. 2009, S. 561f). Aber auch mögliche negative Konsequenzen von Ver-
änderungen sollten den Mitarbeitern frühzeitig und transparent offen gelegt 
werden, so dass proaktiv über Wege, „[…] das Gewicht dieser tatsächlichen oder 
potentiellen negativen Episoden […]“ (Frey et al. 2009, S. 568) zu begrenzen, 
diskutiert werden kann. 

Hierzu können die Foren und Wikis der BPM 2.0-Plattform zur Kommunika-
tion zwischen den am Veränderungsplan beteiligten Akteuren herangezogen 
werden. Die Mitarbeiter besitzen damit die Möglichkeit, ihre Fragen und Sorgen 
hinsichtlich der Veränderungsauswirkungen zu äußern. An der Diskussion soll-
ten auch der Prozessverantwortliche und der Mediator teilnehmen, um so Ver-
trauen zwischen Mitarbeitern und Führungskräften zu schaffen (Frey et al. 2009, 
S. 566f). 

Die Einführung von Prozessveränderungen stellt neue Anforderungen an die 
Mitarbeiter. Um ihren Aufgaben gerecht zu werden, müssen die Mitarbeiter über 
neue Kompetenzen und Qualifikationen verfügen. Zu diesem Zweck sind die 
konkreten Qualifikationsbedarfe aus dem freigegebenen Veränderungsplan abzu-
leiten (Stolzenberg und Heberle 2009, S. 162), der in der Konzeptionsteilphase 
erstellt wurde. Im Change Management empfiehlt es sich, die Aufmerksamkeit 
der betroffenen Mitarbeiter erst dann auf veränderungsrelevante Aspekte – zu 
denen auch der Qualifizierungsaspekt zählt – zu lenken, „[…] wenn eine Verän-
derung nicht allein als Bedrohung wahrgenommen wird“ (Frey et al. 2009, S. 
562). Die damit einhergehende vergleichsweise späte Qualifizierung der Mitar-
beiter (Stolzenberg und Heberle 2009, S. 162) und der damit einhergehende 
Zeitverlust kann durch die intensive und frühzeitige Einbindung der Mitarbeiter 
im BPM 2.0-Ansatz vermieden werden. 

Ziel der Teilphase Stabilisierung ist die „[…] Begleitung des Veränderungs-
prozesses durch regelmäßiges Monitoring/Controlling, also eine Messung des 
Veränderungserfolgs“ (Frey et al. 2009, S. 569). Die während der Durchführung 
des Veränderungsvorgangs erzielten Ergebnisse werden ermittelt und sowohl 
Führungskräften als auch den betroffenen Mitarbeitern mitgeteilt. Dies bietet 
dem Prozessverantwortlichen ein Instrument, rechtzeitig zu erkennen, wenn der 
Veränderungsvorgang vom richtigen Kurs abweicht oder stagniert (Frey et al. 
2009, S. 569). Zu diesem Zweck werden sowohl weiche Faktoren wie die Qualifi-
kation, die Kooperationsfähigkeit oder die Kooperation als auch klassische harte 
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Faktoren wie Meilensteine und Key Performance Indicators vom Prozessverantwort-
lichen gemessen (vgl. Abb. C-23). In Abhängigkeit der Ergebnisse können ent-
sprechende Anpassungsmaßnahmen eingeleitet werden. Daher findet die Stabili-
sierung nicht zum Schluss des Veränderungsprozesses statt, sondern begleitet 
ihn kontinuierlich (Frey et al. 2009, S. 569).  

 

 
Abb. C-23:  Vorgehensmodell während der Implementierungsphase 

(Teilphase Stabilisierung) 

Bei der Kommunikation der Analyseergebnisse ist zu berücksichtigen, dass die 
ersten Erfolge verstärkt hervorgehoben werden sollten. Die Nachrichten über be-
sonders gelungene Leistungen fördern das Selbstvertrauen und folglich das Her-
ausforderungsdenken der Mitarbeiter. Indem sie ein positives Feedback über er-
folgreiche Konsequenzen ihrer Handlungen erhalten, wird „[…] ein sich dyna-
misierender Prozess der Erfolgsmotivation in Gang […]“ (Grote 2001, S. 59) ge-
setzt. Als zentrale Anlaufstelle für Prozessinnovationen ist die BPM 2.0-Plattform 
die geeignete Stelle zur Kommunikation dieser Quick Wins. 

 Ausführung  10.3.4

Das während der Entwurfsphase generierte Wissen, welches in Form von Pro-
zessmodellen, Wikis, Foren und Arbeitshilfen abgelegt ist, wird während der 
Ausführung der zuvor entworfenen Prozesse um erkannte Best Practices und 
Workarounds ergänzt. Um zu vermeiden, dass externe Vorgaben – wie von 
ROSENSTIEL ET AL. (2005, S. 282) postuliert – die intrinsische Motivation zur Ge-
nerierung weiterer Inhalte senkt, unterliegen diese Beiträge keinem Review 



 207 

durch den Prozessverantwortlichen. Da diese Ergänzungen jedoch nicht Teil der 
offiziellen Dokumentation sind, müssen sie entsprechend gekennzeichnet wer-
den. Diese Beiträge stellen später in der Entwurfsphase eine gute Grundlage für 
die Identifikation von Handlungsbedarfen dar. 

 Kontrolle 10.3.5

Ziel der Kontrollphase ist es, die Leistung von Geschäftsprozessen zu messen und 
daraus Verbesserungspotenziale abzuleiten, die in der anschließenden Entwurfs-
phase berücksichtigt werden (Schmelzer und Sesselmann 2008, S. 255). Zu die-
sem Zweck werden während der Ausführung diverse Key Performance Indicators 
der Dimensionen Zeit, Kosten und Qualität gesammelt (Schmelzer und Sessel-
mann 2008, S. 256). Die zuvor im Lebenszyklus umgesetzten Prozessinnovatio-
nen der Mitarbeiter können auf diese Weise auf ihren Nutzen hin überprüft wer-
den. Hierfür sind Werkzeuge erforderlich, welche Veränderungen an den Pro-
zessmodellen ihren Implikationen auf die Prozessleistung gegenüberstellen. Ent-
sprechend dem Ziel der Informationstransparenz sind diese allen Prozessmitar-
beitern zur Verfügung zu stellen und so zu gestalten, dass es von Mitarbeitern 
ohne spezielles Methodenwissen nach einer kurzen Einführung bedient werden 
kann. 

10.4 Anwendung auf ein MVZ-Szenario 

Das BPM 2.0-Konzept wurde in einer Reihe von Fallstudien in der Praxis ange-
wandt (vgl. Tab. C-4). In diesem Abschnitt wird die in (Kurz et al. 2011) be-
schriebene Anwendung auf Medizinische Versorgungszentren (MVZ) vorgestellt. 
Die Fallstudie grenzt sich von den anderen in Tab. C-4 aufgezählten Anwendun-
gen von BPM 2.0 ab, da hier weder die BPM 2.0-Plattform noch die zugrunde-
liegende Methodik angewendet werden konnten. Vielmehr wurde deutlich, dass 
MVZ spezialisiertere Lösungen als die BPM 2.0-Methodik erfordern. Im Gegen-
satz zu den anderen sehr positiven Fallstudien zeigt diese Fallstudie somit die 
Grenzen des Konzepts auf. 
  



208    

Praxispartner Schwerpunkt Veröffentlichungen 

Anlagenbauer 
Weiterentwicklung ausgewählter Ge-
schäftsprozesse 

(Kurz und Fleischmann 
2011) Unternehmen der 

Verteidigungsindustrie 

Großhändler 

Erhebung ausgewählter Geschäftspro-
zesse 

– 
Konzeption eines neuen Geschäftsmo-
dells 

IT-Dienstleister Weiterentwicklung eines Automatisie-
rungskonzepts (Billing et al. 2011) 

Zwei medizinische Versor-
gungszentren 

Koordinationsunterstützung bei medi-
zinischen Behandlungsprozessen (Kurz et al. 2011) 

Tab. C-4: Fallstudien im Zusammenhang mit dem BPM 2.0-Konzept 

 Zielsetzung 10.4.1

Ursprünglich war es das Ziel des Fallstudie, herauszufinden, wie das Prinzip der 
Selbstorganisation im Allgemeinen und BPM 2.0 im Speziellen auf MVZ ange-
wendet werden können. Erste Voruntersuchungen machten jedoch deutlich, dass 
das Prozessmanagement seitens der Praxispartner nicht als das dringlichste 
Thema angesehen wurde. Vielmehr wurde das Prozessmanagement als Instru-
ment zur Überwindung der bestehenden Koordinationsbedarfe der MVZ angese-
hen. Als Ziel des Forschungsvorhabens wurde daher die Entwicklung eines Lö-
sungskonzepts für die Koordinationsunterstützung vereinbart. 

 Koordination 10.4.2

Einer der wesentlichen Vorteile eines MVZ gegenüber Praxen mit nur einem 
ärztlichen Leistungserbringer ist die Steigerung der wirtschaftlichen Effizienz 
durch die Nutzung gemeinsamer Ressourcen. Die kooperative Leistungserbrin-
gung sowie die Nutzung gemeinsamer Ressourcen erfordern die Koordination 
der beteiligten Leistungserbringer. Je höher die Zahl der Akteure und der Aktivi-
täten, desto höher ist der Koordinationsbedarf (Malone 1988) und die Notwen-
digkeit einer gemeinsamen Informationsbasis (Malone und Crowston 1991). Bei 
MVZ wird der Koordinationsbedarf schnell offensichtlich: Eine große Zahl von 
Akteuren mit unterschiedlicher fachlicher Spezialisierung ist an der Erbringung 
komplexer medizinischer Dienstleistungen beteiligt und greift hierbei auf ge-
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meinsame technische Ressourcen wie Röntgenapparate oder Computertomogra-
fen zurück. Eine große Zahl von Behandlungsprozessen zwingt hierbei die Be-
treiber der MVZ zu einer wirtschaftlichen Koordination der beteiligten Akteure. 
Die geringe Planbarkeit medizinischer Behandlungsprozesse erschwert jedoch 
eine IT-basierte Unterstützung der Koordinationsprozesse (Kapitel 3; sowie Pütz 
et al. 2009). 

 Erhebung der Unterstützungsbedarfe 10.4.3

Für die Erhebung des Koordinationsbedarfs wurde 2009 eine Fallstudie bei zwei 
großen MVZ durchgeführt. MVZ A umfasst neben ärztlichen Einrichtungen wie 
einer Praxisklinik für ambulante Operationen unter anderem auch Praxen für 
Urologie und innere Medizin. Dieses Zentrum beschäftigt keine eigenen Haus-
ärzte und ist daher auf die Kooperation mit den umliegenden Hausarztpraxen 
angewiesen, welche ihre Patienten an das MVZ überweisen. Im Gegensatz zu 
MVZ A hat MVZ B mehrere Standorte, welche die Fachbereiche Allgemeinmedi-
zin, innere Medizin und Diabetologie abdecken. Neben den jeweiligen Fachärz-
ten arbeiten dort auch Hausärzte, die ihre Patienten unmittelbar an ihre Kolle-
gen weiterleiten können, was den Ablauf nicht nur für den Patienten verein-
facht. MVZ B nimmt ferner an einem Disease-Management-Programm für Diabetes 
teil. 

Fachliche Ansprechpartner für die Informationserhebung während der Fall-
studie waren die Leiter der beiden Einrichtungen. Es wurden insgesamt vier um-
fangreiche qualitative Interviews und jeweils eine Vorortbegehung durchgeführt, 
um einen Einblick in die Prozesse der MVZ sowie der sich aus ihnen ergebenden 
Bedarfe der Koordinationsunterstützung zu erlangen. Die Experteninterviews mit 
den ärztlichen Leitern wurden in zwei Schritten durchgeführt: Im ersten Schritt 
sollte ein Verständnis der Koordinationsunterstützungsbedarfe entwickelt wer-
den; im zweiten Schritt wurde dieses Verständnis weiter vertieft. Entsprechend 
den Empfehlungen in (Bortz und Döring 2006) wurden zuerst offene Interviews 
und im zweiten Schritt teilweise standardisierte Interviews geführt. Während der 
Vorortbegehungen wurden Prozesse und Unterstützungsbedarfe im Rahmen von 
Feldgesprächen mit den Mitarbeitern erhoben. 

Auf Grundlage der Fallstudie wurden folgende Anforderungen an ein Werk-
zeug zur Koordinationsunterstützung bei Behandlungsprozessen mit mehreren 
Leistungserbringern in MVZ aufgestellt: 
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(A1) Der Zusatzaufwand für die Ärzte muss minimiert werden. 
(A2) Die Auslastung menschlicher und maschineller Ressourcen muss bei der 

Festlegung von Folgeterminen berücksichtigt werden. 
(A3) Kassenspezifische Zusatzangebote müssen den Ärzten während eines Be-

handlungstermins auf Grundlage der Patienteninformationen angezeigt 
werden. 

(A4) Droht eine medizinisch sinnvolle Leistung nicht abrechenbar zu sein, so 
ist zu prüfen, ob der Einsatz eines anderen – gleich qualifizierten – Leis-
tungserbringers finanzielle Nachteile für das MVZ zu verhindern hilft. 

(A5) Die Entscheidungsfreiheit des behandelnden Arztes darf nicht einge-
schränkt werden. 

Die ausgeprägt domänenspezifischen Anforderungen sowie die Forderung nach 
Berücksichtigung der Ressourcenauslastung während der Ausführungszeit mach-
ten die ursprünglich geplante Verwendung der BPM 2.0-Plattform unmöglich. 
Stattdessen wurde mit der Entwicklung eines separaten – im folgenden Abschnitt 
besprochenen – Systems begonnen. 

 Systemarchitektur 10.4.4

CICCARESE ET AL. (2005) schlagen die in Abb. C-24 vorgestellte Architektur von 
Systemen zur IT-Unterstützung von Behandlungsprozessen vor. Kernidee des An-
satzes ist, dass zentral vorgegebene Leitfäden für verschiedene Branchen bzw. 
Leistungserbringer angepasst und diese angepassten Leitfäden schließlich im 
Rahmen der Ausführung zu Prozessen instanziiert werden. Auf diese Weise müs-
sen die Ärzte den Behandlungsprozess nicht jedes Mal neu entwerfen (A1). Auf 
Grundlage der auf ihre Leistung hin ausgewerteten Behandlungsprozesse werden 
die Leitfäden kontinuierlich weiterentwickelt. 

Abb. C-25 greift die Systemarchitektur von (Ciccarese et al. 2005) auf und 
ergänzt sie um weitere Informationsquellen, welche zur Erfüllung der aufgestellten 
Anforderungen erforderlich sind. Neben freiwilligen Leistungen einzelner Kran-
kenkassen (A3) zählen hierzu die Berücksichtigung der Auslastung der Ressour-
cen (A2) sowie die Integration der Abrechnungsinformationen gemäß dem Ein-
heitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) (A4). Die bisherige Benutzerschnittstelle 
wird um Fähigkeiten zur prozessorientierten Planung und patientenindividuellen 
Anpassung (A5) der Behandlung ergänzt, welche bei Koordinationsentscheidun-
gen wie Veränderungen des Behandlungsverlaufs oder der Zuweisung von Res-
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sourcen für Behandlungsschritte in Echtzeit eine Prognose der Implikationen die-
ser Entscheidungen visualisiert. 

 
Abb. C-24:  Architektur für Werkzeuge zur IT-Unterstützung medizinischer  

Behandlungsprozesse  
(nach Ciccarese et al. 2005) 

Indem Behandlungsprozesse grafisch dargestellt werden, ist es möglich, die Wir-
kungen von Koordinationsentscheidungen auf einzelne Behandlungsschritte oder 
Ressourcen zu lokalisieren. Auf diese Weise werden Ärzte während der Behand-
lungsplanung informiert, wenn beispielsweise ein Spezialist des MVZ, der den 
nächsten Behandlungsschritt durchführen soll, in absehbarer Zeit keine Termine 
frei hat oder sein abrechenbares Budget bereits erreicht hat. In diesem Fall kann 
der behandelnde Arzt einen gleich qualifizierten Kollegen mit geringerer Auslas-
tung bzw. einem höheren verbleibenden Budget auswählen. 

 
Abb. C-25:  Erweiterte Systemarchitektur des Koordinationsunterstützungs-

werkzeugs für den Ausführungsaspekt 
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 Prototypische Umsetzung 10.4.5

Basierend auf den aufgestellten Anforderungen sowie der erweiterten Systemar-
chitektur wurde ein Prototyp für die Unterstützung von Koordinationsentschei-
dungen in MVZ implementiert. Im Rahmen eines explorativen Prototypings nach 
(Floyd 1984) wird mithilfe des Prototyps überprüft, inwieweit IT-Systeme mit 
der in Abschnitt 10.4.4 vorgeschlagenen Architektur die in Abschnitt 10.4.3 er-
hobenen Unterstützungsbedarfe realisieren können. Eine Weiterverwendung der 
Anwendung ist nicht vorgesehen. Ihr angestrebter Nutzen besteht vielmehr da-
rin, durch eine Demonstration vor den Experten die Nutzenpotenziale des durch 
ihn dargestellten Lösungsansatzes zu analysieren. Folgende Funktionen wurden 
realisiert: 

• Leitlinien gewährleisten eine Standardisierung der Behandlungsprozesse 
und ermöglichen es so, Best Practices im gesamten MVZ auszurollen. 

• Bei der Zuordnung von Ärzten und anderen Ressourcen wird die Auslas-
tung und Verfügbarkeit dieser Ressourcen geprüft. Dies ermöglicht es, mit 
wenig Aufwand die Ressourcenauslastung im MVZ zu verbessern. 

• Patientenspezifische Hinweise auf von der Krankenkasse bezahlte Früher-
kennungsuntersuchungen senken das Risiko von schweren Erkrankungen. 

• Hinweise auf von der jeweiligen Krankenkasse bezahlte aber nicht in An-
spruch genommene Disease Management Programme verbessern die Ver-
sorgungsqualität für die Patienten. 

• Bei der Anpassung eines Behandlungsprozesses prüft ein Regelsystem die 
Einhaltung von Zeitrahmen, die momentane Ressourcenauslastung sowie 
die Verfügbarkeit von fachlich gleich oder gar besser qualifizierten Kolle-
gen.  

• Die Behandlungsprozesse werden kontinuierlich auf ihre Abrechenbarkeit 
hin geprüft. Ziel ist es, zu vermeiden, dass erbrachte Leistungen aus for-
malen Gründen nicht mehr gegenüber Krankenkassen abrechenbar sind. 
Hierbei sind insbesondere die Regeln des einheitlichen Bewertungsmaßstabs 
(Kassenärztliche Bundesvereinigung 2011) sowie die verfügbaren Regel-
leistungsvolumina zu berücksichtigen. 
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Abb. C-26:  Behandlungsprozess mit Hinweisen zum Patienten und möglichen 

Vorsorgeuntersuchungen 

Abb. C-26 zeigt die Hauptbildschirmmaske des realisierten Prototypen. Der 
größte Teil der Bildschirmfläche ist dem Behandlungsprozess gewidmet. Jedem 
Behandlungsschritt (z. B. Patientengespräch) werden eine oder mehrere Res-
sourcen (z. B. Ärzte) zugeordnet, welche Leistungen aus dem EBM (z. B. Dialyse) 
erbringen. Um eine zusätzliche Belastung für die Ärzte zu vermeiden, werden 
für häufig auftretende Krankheitsbilder standardisierte Behandlungs-
prozessmodelle vorkonfiguriert. Hierbei wird die Entscheidungsfreiheit des be-
handelnden Arztes in keiner Weise eingeschränkt: Jeder Arzt kann den Behand-
lungsprozess beliebig anpassen und beispielsweise bei einzelnen Behandlungs-
schritten fachlich für den jeweiligen Fall besser geeignete Ärzte hinzuziehen. Ein 
Regelsystem hilft dabei, Doppeluntersuchungen durch entsprechende Hinweise 
zu vermeiden. Bei jeder Veränderung des Modells werden die Regeln aus einer 
Regeldatenbank geprüft. In diese Prüfung fließen die Ressourcenauslastung, An-
gebote der jeweiligen Krankenkasse, Best Practices sowie die Abrechenbarkeit 
mit ein. Ausrufezeichen weisen auf Probleme oder Verbesserungspotenziale hin. 
In Abb. C-26 weist das Programm auf Grundlage der Patientendaten darauf hin, 
dass Früherkennungsuntersuchungen für zwei Krebsarten möglich sind, aber 
noch nicht durchgeführt wurden. Ferner schlägt die Anwendung aufgrund der 
Diagnose Diabetes Mellitus vor, an einem von der Krankenkasse bezahlten Dise-
ase Management Programm für Diabetes teilzunehmen. Der letzte Hinweis be-
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zieht sich schließlich darauf, dass der Behandlungsraum für Dialysen für die 
nächsten Tage bereits verplant ist. Die Regeldatenbank ist entsprechend der 
Zielsetzung der Entwicklung des Prototyps keineswegs vollständig. Vielmehr 
wurden nur Regeln aufgenommen, welche die Potenziale des Prototyps im Hin-
blick auf die in der Fallstudie bestimmten Unterstützungsbedarfe aufzeigen. 

 Bewertung 10.4.6

Der Prototyp wurde den Leitern beider MVZ vorgestellt. Während der Demon-
stration wurde das große Potenzial des Lösungsansatzes bestätigt. Voraussetzung 
für die Entfaltung des Nutzens ist jedoch die Integration der bestehenden Syste-
me – insbesondere des jeweils eingesetzten Patientenverwaltungssystems. Ist 
dies gewährleistet, erwarten die Experten eine große Entlastung bei ihrer tägli-
chen Arbeit sowie positive Auswirkungen auf die Behandlungsqualität und den 
wirtschaftlichen Erfolg ihrer MVZ. Die Ergebnisse dieses Beitrags geben somit 
den Herstellern von PVS und elektronischen Patientenakten fundierte Hinweise 
auf noch benötigte Funktionalität. In einem nächsten Schritt wird die Übertrag-
barkeit von Prinzip und Architektur auch auf mehrere Einrichtungen übergrei-
fende Behandlungsprozesse untersucht werden. Neben der Verallgemeinerung 
des Ansatzes ist ferner zu prüfen, inwieweit die Pflege der Abrechnungsinforma-
tionen sowie der freiwilligen Leistungen aus Effizienzgründen zentralisiert wer-
den kann und wie die Korrektheit dieser Datenquellen gewährleistet werden 
kann. 

10.5 Zusammenfassung und Ausblick 

Entsprechend Anforderung der in Abschnitt 10.4.3 identifizierten Anforderung 
(A5) gibt das System den Ärzten großen Freiraum und weist damit einen Weg 
auf, wie die Selbstorganisation in einer Domäne, in der die Mitarbeiter schon 
immer über einen großen Entscheidungsspielraum verfügen, auf ein entspre-
chendes IT-System abgebildet werden kann. Eine unmittelbare Anwendung von 
BPM 2.0 erwies sich jedoch nicht als zielführend. 

Das BPM 2.0-Konzept wurde in mehreren Szenarien eingesetzt und erprobt. 
Zwar wurde in diesem Kapitel eine Fallstudie vorgestellt, bei der sich der Einsatz 
von BPM 2.0 nicht bewährt hätte; die Fallstudien bei den anderen Praxispart-
nern (vgl. Tab. C-4) haben den Nutzen von BPM 2.0 in Domänen, in denen das 
klassische GPM bereits etabliert ist, hingegen nachgewiesen (vgl. z. B. Kurz und 



 215 

Fleischmann 2011). Zurzeit werden mit weiteren Praxispartnern Fallstudien ge-
plant. 
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11 BPMS 2.0: Übertragung der Selbstorganisation auf die Auto-
matisierung von Geschäftsprozessen21 

Matthias Kurz, Sebastian Duschinger 

Zusammenfassung. Der BPMS 2.0-Ansatz greift Konzepte und Ideen von 
BPM 2.0 auf und versetzt Fachabteilungen auf diese Weise in die Lage, un-
mittelbar Einfluss auf die Gestaltung ihrer Geschäftsprozesse zu nehmen. 
Zu diesem Zweck werden ein Rollenkonzept, ein Vorgehensmodell sowie 
ein entsprechendes prototypisches Software-Werkzeug entwickelt. Diese Er-
gebnisse werden anhand eines Experteninterviews und anhand eines ge-
meinsamen Projekts mit einem global agierenden IT-Dienstleister auf ihre 
Tragfähigkeit hin untersucht. 

11.1 Zielsetzung 

Für die Automatisierung von Geschäftsprozessen sind Business Process Manage-
ment-Systeme (BPMS) weit verbreitet. Sie grenzen sich von klassischen Workflow 
Management-Systemen durch eine erhöhte Integrationsfähigkeit bezüglich 
Fremdanwendungen sowie durch eine umfassende Unterstützung aller Lebens-
zyklusphasen des Geschäftsprozessmanagements (GPM) ab (Reijers 2006, S. 
390). 

Der in diesem Beitrag vorgestellte Automatisierungsansatz greift das 
BPM 2.0-Konzept aus (Kurz 2011a) auf und überträgt es auf die Automatisierung 
von Geschäftsprozessen. In Anlehnung an die Begrifflichkeiten BPM 2.0 und 
BPMS wird dieser Ansatz im Folgenden als BPMS 2.0 bezeichnet. Ziel des 
BPMS 2.0-Ansatzes ist die (Teil-) Automatisierung mittel bis stark strukturierter 
Geschäftsprozesse. Für Geschäftsprozesse mit geringem Strukturierungsgrad 
wird in (Kurz und Hermann 2011) ein Konzept zur IT-Unterstützung vorgestellt, 
welches das BPM 2.0-Konzept auf das Adaptive Case Management (ACM) über-
trägt. 

Entsprechend der in (Kurz 2011a) beschriebenen Vorlage BPM 2.0 ist das 
Kernprinzip von BPMS 2.0, die Fachabteilungen in die Lage zu versetzen, die 
erstmalige Automatisierung sowie die Anpassung bestehender Automatisierungs-

                                           
21  Dieser Beitrag ist eine gekürzte Fassung von (Kurz, Duschinger 2011). 
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lösungen für Geschäftsprozesse weitest möglich in die Hände der Fachabteilun-
gen zu legen und so rascher als bisher auf neue Herausforderungen reagieren zu 
können. 

Das Forschungsprojekt Flex.Act nähert sich diesem Ziel in drei Schritten: (1) 
Zunächst wird das BPM 2.0-Konzept ergänzt, um die Entwicklung maschinell 
ausführbarer Prozessmodelle (Workflows) zu ermöglichen. (2) Aufbauend auf 
dem so entstandenen Automatisierungskonzept wird ein Prototyp entwickelt, 
welcher die Grundlage für (3) die Validierung des Konzepts anhand von Exper-
teninterviews legt.  

11.2 Automatisierungskonzept 

Wie schon beim BPM 2.0-Konzept bildet auch beim BPMS 2.0-Konzept ein theo-
retisches Rahmenwerk das Fundament eines unterstützenden Softwarewerk-
zeugs. Die folgenden Abschnitte stellen das Automatisierungskonzept BPMS 2.0 
genauer vor. 

 Modellierungsebenen 11.2.1

TEUBNER (2007, S. 5) unterscheidet fachlich und technisch orientierte Geschäfts-
prozessmodelle und nennt die fachlichen Modelle Human-centric (HC) während 
die technischen Modelle als Integration-centric (IC) bezeichnet werden. HC-
Modelle betrachten Prozesse aus der Perspektive der die Prozesse ausführenden 
menschlichen Teilnehmer. Hier werden IT-Systeme lediglich als Werkzeuge für 
einzelne Aufgaben betrachtet. IC-Modelle nehmen hingegen eine stark technisch 
dominierte Perspektive ein und betrachten komplexe Automatisierungsszenari-
en, welche nur wenig menschliche Interaktion vorsehen. 

Der modellgetriebene Ansatz der Model-driven Architecture (MDA) nach 
(OMG 2003) sieht verkettete Modelltransformationen ausgehend von einem 
fachlichen Modell hin zu einem technischen Modell vor, welches teilautomatisch 
in Quelltext und somit in ein Softwaresystem überführt wird (OMG 2003, S. 
3/1ff.). 

Grundsätzlich unterstützt die modellgetriebene Herangehensweise Fachan-
wender dabei, Einfluss auf die Automatisierung ihrer Geschäftsprozesse auszu-
üben – schließlich sind die fachlichen Modelle deutlich näher an der Problem-
stellung als programmiersprachlicher Quelltext. Dieser Einfluss wird jedoch 
durch drei Faktoren stark begrenzt: (1) Fachliche und technische Modelle wei-
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sen trotz des gleichen Betrachtungszustands große Unterschiede auf (Stähler et 
al. 2009, S. 122). (2) Verschärft wird dieses Problem dadurch, dass typischer-
weise verschiedene Modellierungswerkzeuge für die beiden Modelltypen einge-
setzt werden (Stähler et al. 2009, S. 57), welche für die jeweiligen Zielgruppen 
zugeschnitten sind. (3) Der Einfluss der Fachabteilungen wird durch die Ten-
denz, dass getrennte Modelle im Laufe der Zeit divergieren (Brown 2004, S. 
317), weiter geschmälert. 

Zur Überwindung dieser Probleme wird beim BPMS 2.0-Konzept mit der Ex-
tended Human-centric-Ebene (HC+) eine Ebene zwischen die HC- und IC-Ebenen 
eingeschoben. Das HC+-Metamodell ergänzt das HC-Metamodell um technische 
Details wie beispielsweise den Datenfluss und die Gestaltung von Bildschirm-
masken, um auf diese Weise von IT-Systemen ausführbare Geschäftsprozessmo-
delle erstellen zu können. Da sich Metamodell und Notation von HC und HC+ 
nur durch diese Erweiterungen unterscheiden, ist es Mitarbeitern von Fachabtei-
lungen, die mit Notation und Metamodell von HC-Modellen vertraut sind, mög-
lich, HC+-Modelle mit begrenztem Aufwand zumindest zu verstehen. Konse-
quenterweise ist für die HC- und HC+-Ebenen die gleiche (webbasierte) Model-
lierungsumgebung heranzuziehen. 

 
Abb. C-27:  BPMS 2.0-Modellierungsebenen und ihnen zugeordnete Prozesstypen 

bzw. Zielgruppen 

Abb. C-27 zeigt die Einordnung der HC+-Ebene: Wie in der Spalte Prozesstypen 
zu erkennen ist, ist das HC+-Metamodell auf teilautomatisierte Prozesse zuge-
schnitten; komplexe Szenarien zur Integration umfangreicher IT-Systeme für die 
Unterstützung hochautomatisierter Prozesse bleiben der IC-Ebene vorbehalten. 
Um die Komplexität der HC-Modelle zu verringern, verfügen die Modelle der 
HC-Ebene über keine technischen Details. Während die HC-Ebene auf Fachan-
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wender mit wenig Automatisierungswissen zugeschnitten ist und die IC-Ebene 
IT-Experten vorbehalten ist, erfordern HC+-Modelle nur grundlegendes Auto-
matisierungswissen. Dieses Wissen muss insbesondere elementare technische 
Konzepte wie Datenfluss, Formularentwurf und Service-Aufrufe umfassen. 
BPM 2.0 bezieht sich in dieser Einordnung auf die HC-Ebene; BPMS 2.0 ist 
schwerpunktmäßig auf der HC+-Ebene zugeordnet. 

Sowohl die HC+- als auch die IC-Metamodelle bzw. ihre Notationen sind 
von der HC-Ebene abgeleitet. Dies erleichtert es einerseits, die Modelle konsis-
tent zu halten und vereinfacht andererseits die Kommunikation zwischen den 
Stakeholdern der verschiedenen Modellierungsebenen. 

Die drei Ebenen sind auf verschiedene Weise miteinander verknüpft: Wäh-
rend die HC-Ebene eine fachliche Vorgabe für die technisch angereicherte – aber 
dennoch fachlich orientierte – HC+-Ebene ist, ist die IC-Ebene in erster Linie 
ein Lieferant der HC+-Ebene für Dienste, welche komplexe Funktionen kapseln. 
Diese klassischen BPMS-Ansätzen wie (Stähler et al. 2009; Reijers 2006) ent-
lehnte Vorgehensweise ermöglicht dem hier vorgestellten Automatisierungskon-
zept auch komplexe Szenarien abzudecken, welche nur mit programmiersprach-
lichen Instrumenten effizient realisiert werden können. Bei der Entwicklung der 
der HC+-Ebene zur Verfügung zu stellenden Dienste ist darauf zu achten, dass 
die Dienstschnittstellen die fachlichen Anforderungen widerspiegeln. Technische 
Details sind gegebenenfalls durch Wrapper zu kapseln. 

Diese Trennung der HC- und HC+-Ebenen von der IC-Ebene setzt sich in der 
Strukturierung der Modelle fort: HC- und HC+-Modelle sind entsprechend der 
Prozessarchitektur hierarchisch strukturiert. Für jeden Prozess wird ein Prozess-
verantwortlicher benannt, der sich um die Implementierung und Weiterentwick-
lung kümmert. Entsprechend ihrer Diensteorientierung ist die IC-Ebene nach 
Domänen, welche ähnliche Funktionen umfassen, strukturiert. Jede Domäne 
enthält einen oder mehrere Dienste und wird von einem Domänenverantwortli-
chen verwaltet. 

 Prinzip 11.2.2

Entsprechend dem BPM 2.0-Prinzip, durch die Beteiligung der Mitarbeiter an 
der Gestaltung und Weiterentwicklung ihrer Prozesse die Flexibilität des Unter-
nehmens zu steigern, müssen auch Mitarbeiter ohne Automatisierungswissen an 
Prozessinnovationen für teilautomatisierte Prozesse mitwirken können. Daher 
kommt in diesen Fällen ein mehrstufiger Modellierungsprozess zum Einsatz, in 
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dem teilautomatisierte Prozesse zuerst auf der HC-Ebene modelliert und danach 
auf der HC+-Ebene um technische Aspekte angereichert werden. 

Da an den durch Dienste gekapselten vollautomatisierten Prozessen der IC-
Ebene Fachanwender nicht beteiligt sind, ist die Entwicklung von Diensten der 
IC-Ebene für die Prozessautomatisierung nicht Gegenstand des BPMS 2.0-
Ansatzes. Nachdem IC-Dienste von HC+-Prozessen aufgerufen werden können, 
ist jedoch die Koordination von HC+- und IC-Ebenen zur Entwicklung eines IC-
Dienstes Teil des Automatisierungsansatzes. 

 
Abb. C-28:  Übersicht über das BPMS 2.0-Vorgehensmodell 

Abb. C-28 fasst den mehrstufigen Entstehungsprozess von Prozessinnovationen 
zusammen. Zuerst wird auf der HC-Ebene von Fachanwendern ohne Automati-
sierungswissen (FA) ein HC-Modell erstellt. Dabei kommen sowohl informale als 
auch formale Innovationsbeiträge zum Tragen. Wird die Prozessinnovation vom 
Prozessverantwortlichen (PV) als sinnvoll angesehen, gibt er das HC-
Prozessmodell frei. Handelt es sich außerdem um einen teilautomatisierten Pro-
zess, so folgt nun die Anreicherung des Prozessmodells auf der HC+-Ebene. 
Dort wird zuerst ein HC+-Prozessmodell durch den Fachanwender mit grundle-
gendem Automatisierungswissen (FA+) aus dem HC-Modell abgeleitet. FA prü-
fen das HC+-Modell und tragen zur Prozessinnovation mit informalen Beiträgen 
bei. Diese informalen Ergänzungen werden von FA+ durch die Integration in 
das HC+-Modell formalisiert. 

Wenn für die Ausführung des Prozesses ein IC-Dienst erforderlich ist, wird 
ein FA+ den benötigten Dienst aus fachlicher Sicht spezifizieren. Zusammen mit 
einem IT-Experten (ITE) wird aus dieser Spezifikation eine Dienstschnittstelle 
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abgeleitet. Basierend auf dieser Vorarbeit entwickelt der ITE schließlich den 
Dienst. 

Anschließend validieren die FA das HC+-Prozessmodell. Hierbei wird der 
Prozess in einer speziellen – vom operativen System getrennten – Ausführungs-
umgebung instanziiert und von den Mitarbeitern simuliert. Diese Simulation des 
Prozesses vor der Freigabe trägt maßgeblich dazu bei, dass Fehler frühzeitig ge-
funden werden und nicht den operativen Ablauf des Unternehmens gefährden. 
Im Falle eines positiven Validierungsergebnisses wird der PV die beiden ent-
standenen Modelle prüfen und ggf. freigeben. 

Ordnet man den mehrstufigen Modellierungsprozess in den BPM 2.0-
Lebenszyklus ein, so entspricht die Entwicklung einer Innovation auf der HC- 
Ebene im Wesentlichen der Entwurfsphase des BPM 2.0-Vorgehensmodells und 
die Verfeinerung auf der HC+-Ebene der technischen Implementierung. Im Ein-
klang mit dem BPM 2.0-Vorgehensmodell folgt auf die technische Implementie-
rung die organisatorische Implementierung. Da diese Phase identisch zur kor-
respondierenden Phase im BPM 2.0-Vorgehensmodell ist, wird sie im Rahmen 
des BPMS 2.0-Vorgehensmodells nicht weiter diskutiert. 

 Rollenmodell 11.2.3

Das BPM 2.0-Rollenmodell aus (Kurz 2011a) muss für das Automatisierungskon-
zept um die Rollen für die Ebenen HC+ und IC ergänzt werden. Tab. C-5 gibt 
einen Überblick über die Rollen, ihrer Aufgaben sowie der jeweils benötigten 
Qualifikation. In Klammern sind – soweit zutreffend – hinter den Rollen ihre 
Entsprechungen im vereinfachten Rollenkonzept von Abschnitt 11.2.2 hinter-
legt. 

 

Aspekt Rolle Aufgaben Qualifikationen 
HC-
Ebene 

HC-
Mitarbeiter 
(FA) 

Ausführen von Aufgaben im 
Rahmen des Geschäftsprozesses 

Elementares Verständnis des je-
weiligen Geschäftsprozesses auf 
der HC-Ebene 

HC-Beitra-
gender 
(FA) 

Liefert informale Beiträge zu Ge-
schäftsprozessen (z. B. Identifika-
tion von Problemen oder Ein-
bringen von Verbesserungsvor-
schlägen) 

Verständnis des jeweiligen Ge-
schäftsprozesses auf der HC-
Ebene 
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Aspekt Rolle Aufgaben Qualifikationen 

HC-
Innovator 
(FA) 

Verbessert formale HC-Prozess-
modelle 
Transformiert informale Beiträge 
in formale Prozessmodelle 
 

Verständnis des jeweiligen Ge-
schäftsprozesses auf der HC-
Ebene 
Fähigkeit zur formalen Modellie-
rung von HC-Prozessen 

HC+-
Ebene 

HC+-
Beitragender
(FA+) 

Liefert informale Beiträge zu 
HC+-Geschäftsprozessmodellen 
 

Ähnlich wie beim HC-
Beitragenden sowie: 
Verständnis des jeweiligen Ge-
schäftsprozesses auf der HC+-
Ebene 

HC+-
Innovator 
(FA+) 

Verbessert formale HC+-
Prozessmodelle 
Transformiert informale Beiträge 
in formale HC+-Prozessmodelle 

Ähnlich wie beim HC+-
Beitragenden sowie: 
Fähigkeit zur formalen Modellie-
rung von HC+-Prozessen (insbe-
sondere von Datenfluss und 
Dienstaufrufen) 

HC+-
Integrations-
Koordinator 
(FA+) 

Definiert die Anforderungen für 
benötigte Dienste der IC-Ebene 
Interagiert mit dem IC Domä-
nenverantwortlichen 
Potenzielle Personalunion mit 
einem HC+-Innovator 

Ähnlich wie beim HC+-
Innovator sowie: 
Verständnis der Interaktion von 
HC+- und IC-Ebenen 

IC-
Ebene 

IC-
Entwickler 
(ITE) 

Erstellt HC+-Kapselungen für 
IC-Dienste und -Datentypen ge-
mäß den Vorgaben des HC+-
Architekten 
Entwickelt IC-Dienste gemäß den 
Vorgaben des IC-Domänen-
Verantwortlichen 

Elementares Verständnis der In-
teraktion von HC+- und IC-
Ebenen 
Elementares Verständnis des 
HC+-Metamodells 
Verständnis der IC-Architektur 
Verständnis des IC-
Entwicklungsprozesses 

Verant
ant-
wort-
lich-
keiten 

HC-
Prozessver-
antwortlicher 
(PV) 

Verantwortet die Implementie-
rung und Leistung der Ge-
schäftsprozesse seines Verant-
wortungsbereichs 
Motiviert Mitarbeiter zur Erbrin-
gung von Prozessinnovationen 
Gibt Prozessinnovationen frei 

Tiefgreifendes fachliches Ver-
ständnis der jeweiligen Prozesse 
sowie ihrer Architektur 
Verständnis der benachbarten 
Prozesse 
Verständnis der Interaktion der 
HC- und HC+-Ebenen 
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Aspekt Rolle Aufgaben Qualifikationen 

HC-Architekt Entwickelt die Prozessarchitek-
tur der HC- und HC+-Ebene 
weiter 
Gewährleistet die Vereinbarkeit 
von HC+-Prozessinnovationen 
mit der bestehenden Prozessar-
chitektur 
Prüft Prozessinnovationen, wel-
che Auswirkungen auf die Pro-
zessarchitektur haben 

Umfassendes Verständnis der Ge-
samtprozessarchitektur 
Umfangreiche Erfahrung im Ge-
schäftsprozessmanagement 
 

IC-Domänen-
Verantwort-
licher 
(ITE) 

Verantwortet die Entwicklung 
und den Betrieb der IC-Dienste 
und -Datentypen 
Achtet auf die Kompatibilität mit 
den Prozessen der HC+-Ebene 
Freigabe von größeren Verände-
rungen, welche sich auf mehrere 
IC-Dienste auswirken 

Umfangreiches Verständnis der 
IC-Dienste und IC-Datentypen 
der jeweiligen Domäne 
Umfassende Kenntnisse der Soft-
ware-Entwicklung und dienstori-
entierter Architekturen 

IC-Architekt Entwickelt die Dienstarchitektur 
der IC-Ebene weiter 
Entwickelt Architekturleitlinien 
für die IC-Domänen  

Umfassendes Verständnis der 
Domänenarchitektur 
Umfassende Erfahrung im IT-
Architekturmanagement 
Verständnis der HC+-
Architektur 
Verständnis der Interaktion der 
HC-, HC+- und IC-Ebenen 

Unter-
stüt-
zung 

Mediator Unterstützt HC/HC+-Mitarbeiter 
und -Innovatoren 
Unterstützt bei der Lösung von 
Konflikten 
Unterstützt erfolgversprechende 
Prozessinnovationen finanziell 
und personell 
Steuert politischen Prozessen 
entgegen, welche Prozessinnova-
tionen gefährden können 
Vermittelt Schulungen und Ex-
perten 

Berichtsrecht an das höhere Ma-
nagement 
Mehrjährige Erfahrung bei der 
Konzeption und Durchführung 
von Veränderungsprojekten 
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Aspekt Rolle Aufgaben Qualifikationen 

Benutzerbe-
treuer 

Unterstützt die Benutzer bei der 
Benutzung der BPM 2.0- bzw. 
der BPMS 2.0-Plattform 

Erfahrung als HC-/ HC+-
Innovator 

Tab. C-5: BPMS 2.0-Rollenkonzept 

 Vorgehensmodell 11.2.4

Für das BPMS 2.0-Konzept wird das in (Kurz 2011a) vorgestellte Vorgehensmo-
dell um das die drei Modellierungsebenen integrierende Prinzip (vgl. Ab-
schnitt 11.2.1) sowie die in Abschnitt 11.2.4 besprochenen Rollen bzw. ihre 
Aufgaben detailliert. Aus Platzgründen ist das so entstandene und in Form eines 
UML-Aktivitätsdiagramms beschriebene Vorgehensmodell auf zwei Abbildungen 
(Abb. C-29 und Abb. C-30) aufgeteilt. 

Das Vorgehensmodell geht von drei wesentlichen Bestandteilen eines unter-
stützenden GPM-Systems auf: (1) Prozessinnovationen werden zunächst auf der 
HC-Ebene mithilfe der HC-Innovationsumgebung (HC-IU) aus fachlicher Sicht 
konzipiert und anschließend in der HC+-Innovationsumgebung (HC+-IU) um 
technische Aspekte angereichert, so dass ein ausführbares Prozessmodell ent-
steht, welches (2) von der Ausführungsumgebung (AU) interpretiert und instanzi-
iert werden kann. (3) Die Simulationsumgebung (SU) ermöglicht es den Mitarbei-
tern, neue Prozessinnovationen zu testen, ohne die Daten der operativen Syste-
me zu verändern. 
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Abb. C-29:  Detailliertes BPM 2.0-Vorgehensmodell (Teil 1) 
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HC+-Innovator HC-Architekt IC-Domänenverantwortlicher
HC+-

Beitragender IC-Entwickler IC-Architekt
HC+-Integrati-
onskoordinator

 
Abb. C-30:  Detailliertes BPM 2.0-Vorgehensmodell (Teil 2) 

11.3 Prototyp 

Zur Veranschaulichung des BPMS 2.0-Automatisierungsansatzes wurde ein Pro-
totyp entwickelt, welcher sowohl eine Modellierungs- als auch eine Ausfüh-
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rungsumgebung umfasst. Die strikte Orientierung am BPMS 2.0-Ansatz ermög-
lichte es, den Nutzen und die Einsetzbarkeit des Konzepts anhand von Experten-
interviews zu prüfen. Ferner stellt der Prototyp eine Vorlage für die Implemen-
tierung von BPMS 2.0-Systemen dar. 

Als Systemarchitektur bezeichnet man eine „[…] strukturierte oder hierarchi-
sche Anordnung der Systemkomponenten sowie die Beschreibung ihrer Bezie-
hungen“ (Balzert 2000, S. 716). In diesem Abschnitt wird zunächst die prinzipi-
elle Architektur unabhängig von den konkret verwendeten Software-
Komponenten vorgestellt und anschließend um eben diese Komponenten er-
gänzt. 

 
Abb. C-31:  Konzeptionelle Software-Architektur des BPMS 2.0-Prototyps 

Abb. C-31 zeigt die Architektur des Systems. Sie ist losgelöst von konkreten 
Werkzeugen, die zur Realisierung der einzelnen Komponenten genutzt werden. 
In Anlehnung an die entsprechende Begrifflichkeit in der Datenmodellierung 
(Bodendorf 2006, S. 12ff) wird diese Architektur als konzeptionelle Software-
Architektur bezeichnet. 

Der Architektur liegt das Client-/Server-Architekturmuster (Vogel et al. 
2008, S. 223) zugrunde. Dieses Architekturmuster stellt nur geringe Anforde-
rungen an den Client: So ist seitens der Benutzer lediglich ein Internet-Browser, 
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welcher mit dem Web-Server kommuniziert, erforderlich. Der Web-Server stellt 
die Inhalte des Portalsystems, welches aus den vier Teilkomponenten Prozessüber-
sicht, HC-Innovationsumgebung, HC+-Innovationsumgebung und Ausführungsumge-
bung besteht, zur Verfügung. Diese technische Trennung ist für die Benutzer völ-
lig transparent: Aus Benutzersicht handelt es sich um eine integrierte Weban-
wendung. 

Die Prozessübersicht stellt den Startbildschirm des Systems dar und enthält 
eine grafische Übersicht aller vorhandenen Geschäftsprozesse. Sie dient ferner 
als Ausgangspunkt zur Betrachtung der Geschäftsprozesse, zur Erstellung von 
Prozessinnovationen sowie zur Ausführung der Geschäftsprozesse. 

Mithilfe der HC-Innovationsumgebung (HC-IU) werden Prozessinnovationen 
auf der HC-Ebene entwickelt. Hierfür stellt sie alle drei Interaktionsformen 
(Kommentierung, Wikis und grafische Modellierung) zur Verfügung. Obwohl der 
Editor für die Bearbeitung grafischer Prozessmodelle aus Benutzersicht in die Inno-
vationsumgebung integriert ist, handelt es sich aufgrund der technischen Kom-
plexität dieses Editors um eine separate Komponente. 

Auf der HC-Ebene formulierte Prozessinnovationen werden in der HC+-
Innovationsumgebung (HC+-IU) – einer Erweiterung der HC-IU – um technische 
Details ergänzt. Hierfür stellen die Arbeitsbereiche der HC-IU eine Funktion zur 
automatischen Erstellung eines entsprechenden HC+-IU-Arbeitsbereichs zur 
Verfügung. Das grafische Modell sowie die zugehörigen Kommentare werden 
hierbei auf Knopfdruck in die HC+-IU kopiert. Wechselseitige Hyperlinks er-
möglichen den Wechsel zwischen den beiden Portalen. Um die Redundanz zu 
reduzieren, werden Wiki-Beiträge nicht kopiert, sondern verlinkt. Unterschiedli-
che Einstiegsseiten des gleichen Wikis für HC- und HC+-IU vermeiden, dass die 
Anwender der HC+-IU mit technischen Details überfordert werden.  

Die Ausführungsumgebung (AU) besteht sowohl aus einer grafischen Oberflä-
che, welche die Mitarbeiter bei der Durchführung Ihrer Aufgaben im Rahmen 
eines Geschäftsprozesses unterstützt, als auch aus einer Komponente zur Verwal-
tung laufender Prozessinstanzen. Ausführungs- und Innovationsportale sind 
hierbei verknüpft: Fertige HC+-Geschäftsprozessmodelle können per Mausklick 
in der Ausführungsumgebung installiert werden. Umgekehrt enthält die AU ei-
nen Verweis auf den zugehörigen Arbeitsbereich der HC+-IU. Zur Erfüllung die-
ser Aufgaben greift die AU auf die Funktionen der Ausführungs-Engine zurück, 
welche die installierten Prozessmodelle zur Ausführung bringt und den Mitarbei-
tern ihre einzelnen Aufgaben zuordnet. 
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Alle Daten des Systems werden im Prozess-Repository gespeichert, welches 
den anderen Komponenten des Systems als Persistenz-Schicht dient. Die im 
Repository gespeicherten Daten umfassen unter anderem die aktuellen Ist-
Prozessmodelle, die sich derzeit in Bearbeitung befindenden Prozessinnovatio-
nen, Metainformation über die Prozesse und Prozessinnovationen sowie Benut-
zer- und Zugangsdaten. 

11.4 Anwendung auf das Integrationsszenario 

Die Verwendung von BPMS 2.0-Automatisierungskonzept und -Prototyp wird in 
diesem Abschnitt anhand eines vereinfachten Beispielszenarios veranschaulicht. 
Vereinfacht bezieht sich einerseits auf die Komplexität des zugrundeliegenden 
Prozessmodells. Andererseits werden einige – für die Veranschaulichung wenig 
bedeutende – Schritte des in Abschnitt 11.2.3 beschriebenen Vorgehensmodells 
ausgelassen. 

Dieses Szenario bezieht sich auf das in (Kapitel 2; sowie Leunig et al. 2011) 
beschriebene e-Car-Net-Integrationsszenario des forFLEX-Forschungsverbunds. 
Das Szenario fungiert als Untersuchungsobjekt zur Erprobung der im For-
schungsverbund entwickelten Konzepte. Bei e-Car-Net handelt es sich nicht um 
ein konkretes Unternehmen, sondern um ein fiktives Wertschöpfungsnetz meh-
rerer selbständiger Unternehmen, welche jedoch im Sinne des Prinzips one-face-
to-the-customer zusammenarbeiten (Leunig et al. 2011, S. 2). Das im Folgenden 
besprochene Beispielszenario bezieht sich auf das e-Car-Net-Teilszenario C (Mo-
bility Provision). Anhand des Geschäftsprozesses Kundenanfrage bearbeiten wird 
verdeutlicht, wie Konzept und Prototyp für die Erbringung einer Prozessinnova-
tion eingesetzt werden. Der Prozess ergänzt hierbei das Teilszenario C um eine 
Rückkopplungsmöglichkeit des Kunden nach der Inanspruchnahme einer Dienst-
leistung. 

 Identifikation von Handlungsbedarfen 11.4.1

Eines der Ziele von BPM 2.0 ist es, den Fachanwendern während der Ausführung 
der sie betreffenden Geschäftsprozesse ein Instrument an die Hand zu geben, 
mithilfe dessen auftretende Probleme unmittelbar in entsprechende Prozessin-
novationen münden. Zu diesem Zweck sind Ausführungs- und Innovationsumge-
bung eng miteinander verwoben.  
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Die BPM 2.0-Ausführungskomponente stellt eine Oberfläche zur Verfügung, 
welche die Fachanwender (Prozessbeteiligte im BPMS 2.0-Rollenmodell) bei der 
Ausführung der Geschäftsprozesse nutzen. Sie besteht im Wesentlichen aus zwei 
Teilen: Einer Benutzungsschnittstelle zur Prozessinstanziierung (vgl. Abb. C-32) und 
einem virtuellen persönlichen Arbeitsplatz (vgl. Abb. C-33). 

 
Abb. C-32:  Instanziierung von Prozessen  

 
Abb. C-33:  Persönlicher Arbeitsplatz 

Die Instanziierungskomponente zeigt alle Prozesse mit ihren jeweiligen Versionen 
an. Gemäß den instanziierten Prozessmodellen werden nun die durchzuführen-
den manuellen Aufgaben an die Mitarbeiter verteilt. Der persönliche Arbeitsplatz 
sammelt die verschiedenen Aufgaben der laufenden Prozesse und zeigt sie – ab-
hängig von der jeweiligen Benutzerrolle – an. So erstellte Aufgaben kann der 
Benutzer dann annehmen und somit die Verantwortung für die Durchführung 
übernehmen. Sofern im Modell ein Formular definiert wurde, wird dieses ange-
zeigt. Der Benutzer erfasst die notwendigen Informationen und schließt die Auf-
gabe ab. 

Bei der wiederholten Durchführung des Prozesses Kundenanfrage bearbeiten 
fällt dem Bearbeiter auf, dass für die Erstellung eines Antwortschreibens auf eine 
Kundenanfrage zunächst mühsam Informationen im Kundeninformationssystem 
nachgeschlagen werden müssen, um beispielsweise die wirtschaftliche Bedeu-
tung des Kunden herauszufinden. Die Mitarbeiter könnten viel Zeit sparen, wenn 
diese Information direkt von der Ausführungsumgebung bereitgestellt würde. 
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 Erstellung einer HC-Prozessinnovation 11.4.2

Nachdem der Handlungsbedarf erkannt wurde, gilt es eine entsprechende Pro-
zessinnovation anzustoßen. Hierzu legt der Mitarbeiter mithilfe des Portlets Pro-
zessinnovation erstellen (vgl. Abb. C-34) eine Prozessinnovation und ihren Ar-
beitsbereich an. Der vollautomatisch erstellte Arbeitsbereich ist in Abb. C-35 
dargestellt. 

 
Abb. C-34:  Portlet zur Erstellung einer Prozessinnovation 

 
Abb. C-35:  Arbeitsbereich der HC-Innovationsumgebung 

Zunächst wird die Prozessinnovation mithilfe eines kurzen Wiki-Eintrags infor-
mal beschrieben. Hierfür schlüpft der Mitarbeiter in die Rolle des HC-
Beitragenden. Anschließend hebt er (in der Rolle eines HC-Innovators) mithilfe 
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des auf Activiti Modeller aufbauenden Prozessmodell-Editors (vgl. Abb. C-36) 
die neue Aktivität Antwortschreiben verfassen farblich hervor und fügt einen kur-
zen Kommentar hinzu (vgl. Abb. C-37). 

 
Abb. C-36: Prozessmodell-Editor 

 
Abb. C-37: Verändertes HC-Modell 

Nach einer elektronische Benachrichtigung der Stakeholder melden sich weitere 
Kollegen und bringen eigene Ideen in die Prozessinnovation ein. Aus der Bewer-
tungsfunktion der Innovationsumgebung ist ersichtlich, dass die Prozessinnova-
tion mehrheitsfähig ist. 

Der HC-Prozessverantwortliche wird die Prozessinnovation daraufhin für die 
Überführung in eine HC+-Prozessinnovation auswählen. Durch einen Mausklick 
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auf Innovation auswählen (vgl. Abb. C-35) wird ein entsprechender HC+-
Innovationsarbeitsbereich erstellt. 

 Erstellung einer HC+-Prozessinnovation 11.4.3

Da HC+-Prozessmodelle ausführbar sind, müssen sie um technische Details er-
gänzt werden. Da der Mitarbeiter, welcher die Prozessinnovation angestoßen 
hat, nicht über das nötige Wissen zur Modellierung von HC+-Prozessen verfügt, 
ist es erforderlich, dass HC+-Innovatoren die entsprechende Ergänzung des Mo-
dells übernehmen. Zur Arbeitserleichterung wurde das HC-Modell bereits als 
Vorlage in den Arbeitsbereich kopiert. 

 
Abb. C-38:  HC+-Innovationsumgebung mit überarbeitetem Prozessmodell 

Die HC+-Innovatoren haben das Prozessmodell hierbei um die Aktivität Kun-
dendaten auslesen ergänzt (vgl. Abb. C-38). Bei dieser Aktivität handelt es sich 
um eine Aktivität, welche einen IC-Dienst aufruft. Für diese Aktivität vereinba-
ren HC+-Integrationskoordinator und IC-Domänenverantwortlicher eine Dienst-
schnittstelle, für welche anschließend ein IC-Entwickler einen Dienst entwickelt. 
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Da für die Entwicklung eines IC-Dienstes die klassischen Werkzeuge der Soft-
ware-Entwicklung eingesetzt werden, wird die Erstellung des Diensts an dieser 
Stelle nicht genauer besprochen. 

Abb. C-38 zeigt, dass der HC+-Arbeitsbereich im Vergleich zum zugehöri-
gen HC-Arbeitsbereich eine Reihe weiterer Portlets enthält. Neben einer um-
fangreicheren Modellierungspalette im Prozessmodell-Editor dienen diese Port-
lets dazu, die technischen Aspekte von HC+-Modellen zu definieren. 

Formulare werden in einem eigenen Portlet verwaltet. Die aktuelle Version 
des Formular-Editors erlaubt noch keine grafische Definition eines Formulars. 
Stattdessen definieren die HC+-Innovatoren Formulare mithilfe eines Syntax-
Highlighting unterstützenden Text-Editors. Für diese Prozessinnovation muss 
nur das Formular Individuelles Antwortschreiben verfassen angepasst werden (vgl. 
Abb. C-39). 

 
Abb. C-39: Formularverwaltung 

Prozessmodelle, welche – wie bei der BPM 2.0-Plattform und auch dem hier be-
sprochenen Prototyp – eine Teilmenge von BPMN 2.0 als Modellierungsnotation 
einsetzen, nutzen Pools und Swimlanes, um festzulegen, welche Rolle für die 
Ausführung einer Aufgabe verantwortlich ist. Da die Zuordnung über Pools und 
Swimlanes jedoch nicht zwingend22 ist, erlaubt ein entsprechendes Portlet auch 

                                           
22  Die völlig legitime Verwendung von Sub-Prozessen mit mehreren Beteiligten macht intuitiv 

deutlich, dass die Zugehörigkeit zu einer Swimlane oder einem Pool nicht immer eindeutig 
sein kann.  
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von der Pool- bzw. Swimlane-Zugehörigkeit abweichende Rollen zu definieren 
(vgl. Abb. C-40). 

 
Abb. C-40: Rollenzuordnung 

Für automatisierte Entscheidungen müssen die Bedingungen von Verzweigungen 
formal beschrieben werden. Activiti setzt hierfür die im Java-Umfeld gebräuch-
liche Unified Expression Language (Lubke 2005) ein, welche eine intuitive Defi-
nition formaler Bedingungen ermöglicht. Ein entsprechendes Portlet (vgl. 
Abb. C-41) ermöglicht es den HC+-Innovatoren, die beiden Bedingungen im 
Modell zu definieren. 

 
Abb. C-41: Beschreibung von Bedingungen 

Die dem Prozessmodell hinzugefügte Aktivität sowie der entwickelte IC-Dienst 
müssen noch verknüpft werden. Dies geschieht über das Portlet Dienstauswahl 
(vgl. Abb. C-42). Dienste erhalten für ihre Ausführung erforderliche Informatio-
nen über Parameter und liefern Ergebnisse zurück. Das für die Auswahl der 
Dienste zuständige Portlet ermöglicht daher, die Parameter und Rückgabewerte 
der Dienste auf die Variablen des HC+-Prozesses abzubilden (vgl. Abb. C-43). 
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Abb. C-42: Dienstauswahl 

 
Abb. C-43: Parameterzuweisung für Dienste 

Nachdem das HC+-Prozessmodell erstellt wurde, haben die HC-Beitragenden 
und -Innovatoren die Möglichkeit, mittels der informalen Interaktionsmöglich-
keiten wie Kommentare oder Wiki-Beiträge Einfluss auf das HC+-Modell zu 
nehmen. Auch hier ist die kollaborative Bewertungsfunktion ein wichtiges In-
strument für den HC-Prozessverantwortlichen, den Reifegrad und die Bedeutung 
der Prozessinnovationen zu bewerten. Zeichnet sich ein ausreichender Reifegrad 
ab, so installiert der Prozessverantwortliche den ausführbaren Prozess in der 
Ausführungsumgebung (Deployment). Mithilfe des Links Prozesssimulation starten 
können die Prozessbeteiligten die Funktionsfähigkeit und den Nutzen der Pro-
zessinnovation validieren. Nach einer positiven Validierung erklärt der Prozess-
verantwortliche das im Rahmen der Prozessinnovation erstellte Modell zum 
neuen Soll-Modell und veranlasst die organisatorische Implementierung. 

11.5 Bewertung 

In diesem Beitrag wurde ein Weg aufgezeigt, den BPM 2.0-Ansatz für die Teilau-
tomatisierung von Geschäftsprozessen heranzuziehen. Zur Bewertung des Ansat-
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zes wurden im ersten Quartal 2011 sechs – in (Kurz und Duschinger 2011) vor-
gestellte – Experteninterviews geführt. 

Potenziale 

Alle befragten Experten bestätigten, dass das Automatisierungskonzept sowie die 
durch den Prototyp repräsentierte Systemarchitektur für eine Vielzahl von Ge-
schäftsprozessen in Unternehmen Nutzen stiften kann. Die von den Experten an-
gegebenen Erweiterungs- und Änderungswünsche beziehen sich auf einzelne 
Funktionalitäten; jedoch wird das dahinter stehende Konzept positiv bewertet. 

Die Integration von Innovations- und Ausführungsumgebung wurde bestä-
tigt; ein Experte würde eine noch stärkere Verknüpfung explizit begrüßen. So 
wurde deutlich, dass die Werkzeugunterstützung von BPM 2.0 nicht auf die Pro-
zessdefinition selbst beschränkt ist. Dennoch ist die Bedeutung der beiden Inno-
vationsumgebungen nicht zu unterschätzen, da diese beiden Komponenten den 
Kern von BPM 2.0 – die kollaborative Entwicklung von Prozessinnovationen 
durch operativ tätige Mitarbeiter der Fachabteilungen – abbilden. 

Der entwickelte Prototyp ist aufgrund seines Reifegrads, welcher durch die 
Experteninterviews bestätigt wurde, mehr als ein Wegwerf-Prototyp. Mit weite-
rem Entwicklungsaufwand kann er zu einem produktiv einsetzbaren System wei-
terentwickelt werden. Neben einem theoretischen Konzept zur Nutzbarmachung 
der Selbstorganisation für die Automatisierung von Geschäftsprozessen und der 
Software-Architektur eines entsprechenden Werkzeugs gibt diese Arbeit Hinwei-
se zu darüber hinausgehende Erweiterungen. 

Ein globaler IT-Dienstleister hat das Potenzial der BPM 2.0- und BPMS 2.0-
Ansätze erkannt und ein entsprechendes Projekt für die Übertragung der an die-
ser Stelle vorgestellten Forschungserkenntnisse auf die eigene dienstorientierte 
GPM-Infrastruktur initiiert. Das erfolgreiche Durchlaufen der internen Reviews 
von aus dem BPMS 2.0-Konzept abgeleiteten detaillierten Spezifikationen bei 
drei hochrangigen Stakeholdern im Unternehmen bestätigt die Einschätzung, 
dass der Ansatz einen hohen Reifegrad sowie einen entsprechenden Nutzen auf-
weist. 

Grenzen 

Obgleich der Nutzen von BPMS 2.0 aufgezeigt werden konnte, wurden während 
der Expertenbefragung eine Reihe von Änderungs- und Erweiterungswünschen 
geäußert. 
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Im Gegensatz zu BPM 2.0 stehen bei BPMS 2.0 noch keine Erfahrungen im 
operativen Einsatz zur Verfügung. Hierfür ist weiterer Forschungsbedarf not-
wendig. Die Fallstudien mit der BPM 2.0-Plattform zeigen, dass die Nutzung ei-
nes GPM-Konzepts und der zugehörigen Software im Tagesgeschäft realer Un-
ternehmen eine Reihe weiterer Anforderungen und Änderungswünsche mit sich 
bringt. Eine geplante Umsetzung des BPMS 2.0-Konzepts bei einem Praxis-
partner lässt daher weitere wichtige Erkenntnisse erwarten. 

Der Prototyp ist in seinem jetzigen Entwicklungsstand für einen solchen pro-
duktiven Einsatz noch nicht geeignet. Dazu fehlen noch eine Reihe von Funktio-
nen: So ist er beispielsweise nur bedingt mehrbenutzerfähig und die unterschied-
lichen Rollen und ihre Berechtigungen sind noch nicht explizit berücksichtigt. 
Ferner fehlt mit der Versionierung ein bedeutendes Instrument zur Risikomini-
mierung, welches für die BPM 2.0-Plattform große Bedeutung hat. Auch weist 
die Ausführungskomponente noch nicht die Funktionalität und Bedienfreund-
lichkeit auf, wie sie für einen größeren Einsatz wünschenswert wäre. 
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12 Adaptive Case Management – Anwendung des Business Process 
Management 2.0-Konzepts auf schwach strukturierte Ge-
schäftsprozesse23 

Matthias Kurz, Christian Herrmann 

Zusammenfassung. Wissensintensive Geschäftsprozesse mit geringem 
Strukturierungsgrad spielen eine zunehmend bedeutende Rolle in Unter-
nehmen. Klassische Instrumente des Geschäftsprozessmanagements weisen 
bei der Unterstützung dieser Prozessklasse erhebliche Defizite auf. 
Dieser Beitrag ergänzt den Adaptive Case Management-Ansatz um das 
BPM 2.0-Konzept und stellt einen auf Microsoft SharePoint basierenden, 
Prototyp vor. 

12.1 Einleitung 

Der Trend zur Wissensgesellschaft schreitet insbesondere in den industrialisier-
ten Ländern stetig voran. In Deutschland stieg die Zahl der Erwerbstätigen in 
wissensintensiven Berufen24 im Zeitraum von 1996 bis 2004 um 12,4 %. Im Jah-
re 2006 arbeiteten 30,9 % und damit fast ein Drittel aller Erwerbstätigen in wis-
sensintensiven Berufen, wobei eine weitere Zunahme prognostiziert wird (Hall 
2007, S. 12ff, 38). Auch weltweit lässt sich diese Entwicklung bestätigen 
(Schmidt 2009, S. 343ff). Das stetige Wachstum dieser Berufsgruppe macht eine 
Steigerung der Produktivität von Wissensarbeitern immer wichtiger. 

Das Geschäftsprozessmanagement (GPM) basiert auf dem Gedanken, dass die 
Abläufe in einem Unternehmen mithilfe eines vordefinierten Prozesses automa-
tisiert werden können. So werden die Prozesse zuerst erhoben, oftmals in einem 
Modell formalisiert und anschließend z. B. in einem Workflow Management-
System (WfMS) abgebildet (Schmelzer und Sesselmann 2008, S. 132). Die Kos-
ten, welche durch die Aktivitäten vor der ersten Ausführung des Prozesses ent-

                                           
23  Dieser Beitrag ist eine gekürzte Fassung von (Kurz und Herrmann 2011). Dort wird auch die 

Validierung von Prototyp und Ansatz vorgestellt. 
24  Zur Abgrenzung wissensintensiver Berufe von nicht-wissensintensiven Berufen wurde als 

maßgebliches Kriterium der Einsatz von hochqualifiziertem Personal herangezogen (Hall 
2007, S. 9f). 
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stehen, sollen durch die im Rahmen der automatisierten Prozessausführung er-
zielten Leistungsgewinne amortisiert werden. Daher eignen sich die Workflow-
basierenden Ansätze lediglich für sogenannte Routineprozesse, also Abläufe, die 
sehr oft in der gleichen Variante ausgeführt werden (Swenson 2010c, S. 24). 

Wissensarbeit unterscheidet sich von diesen Routineprozessen jedoch grund-
legend. Die zentrale Eigenschaft von Wissensarbeit und damit die maßgebliche 
Charakteristik wissensintensiver Geschäftsprozesse ist deren geringe Struktu-
riertheit. So ist es bei solchen Prozessen unmöglich, den genauen Ablauf vor der 
eigentlichen Ausführung zu definieren (Swenson 2010c, S. 25ff). Eine Unterstüt-
zung dieser Prozesse mithilfe von WfMS ist damit wenig erfolgversprechend. 

Adaptive Case Management (ACM) ist eine junge Disziplin im Bereich des 
GPM, welche eine flexible IT-Unterstützung dieser wissensintensiven, schwach 
strukturierten Geschäftsprozesse (wissGP) anstrebt. PALMER (2010, S. 4) zufolge 
beschreibt das ACM ein System, welches in der Lage ist, die Datenerfassung so-
wie die Entscheidungsfindung im Unternehmen zu unterstützen und es dabei 
den Wissensarbeitern ermöglicht, auf Basis ihres eigenen Sachverstandes und 
Wissens auf einmalige Ereignisse oder sich ändernde Umstände im Geschäftsum-
feld reagieren zu können. 

Diese Zieldefinition verspricht, die bisherige Lücke bei der flexiblen IT-
Unterstützung von wissGP zu schließen. Die Konzepte und Ideen, welche sich 
hinter dem ACM verbergen, erscheinen dabei sehr vielversprechend. Jedoch be-
steht bislang noch kein Konsens darüber, wie das ACM im Unternehmen konkret 
umgesetzt werden kann (Palmer 2010, S. 4). Damit steht das ACM bislang für 
einen jungen Ansatz im GPM, dessen Relevanz unbestritten ist, dessen Ausarbei-
tung jedoch noch weiterer Forschungsarbeit bedarf. 

Dieser Beitrag hat das Ziel, zur Schließung dieser Forschungslücke beizutra-
gen, indem er ein Vorgehensmodell, ein Rollenkonzept und ein exemplarisches 
Software-System für ACM bereitstellt. Alle drei Bausteine fußen hierbei auf dem 
BPM 2.0-Ansatz nach (Kurz 2009; 2010, 2011; Kurz und Fleischmann 2011). 
Durch die Fokussierung auf wissensintensive und schwach strukturierte Ge-
schäftsprozesse stellt der konkretisierte ACM-Ansatz eine geeignete Ergänzung 
zum BPMS 2.0-Ansatz nach KURZ und DUSCHINGER (2011) dar. 

12.2 Adaptive Case Management 

Das ACM ist ein neuer Ansatz im Bereich der Prozessunterstützung, der in kür-
zester Zeit eine hohe Bekanntheit in Fachkreisen erlangt hat. Anders als bei bis-
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herigen Ansätzen für das operative GPM, liegt der Schwerpunkt des ACM in der 
Bereitstellung einer flexiblen IT-Unterstützung für wissGP (Palmer 2010, S. 1ff). 

Der Begriff des Adaptive Case Managements entstand im Jahre 2009 im 
Rahmen eines Treffens von Fachexperten, die sich darüber einig waren, dass das 
operative GPM und seine technische Implementierung in Form von WfMS den 
heutigen Anforderungen von Wissensarbeitern nicht mehr genügt (Palmer 2010, 
S. 1ff). Motiviert durch den Wandel zur Wissensgesellschaft (Schmidt 2009, S. 
343ff), suchten sie einen alternativen, flexibleren Weg zum klassischen GPM. 
Das Ergebnis dieser Diskussion ist das bislang umfassendste Werk zum Thema 
ACM: Der Sammelband Mastering the Unpredictable (Swenson 2010b). Diese Pub-
likation bildet eine wesentliche Grundlage des vorliegenden Beitrags. 

In (Swenson 2010b) wird ACM als ein System beschrieben, das in der Lage 
ist, die Datenerfassung sowie die Entscheidungsfindung im Unternehmen zu un-
terstützen und es dabei den Wissensarbeitern ermöglicht, auf Basis ihres eigenen 
Sachverstandes und Wissens auf einmalige Ereignisse oder sich ändernde Um-
stände im Geschäftsumfeld reagieren zu können (Palmer 2010, S. 4). Obwohl 
sich die Autoren mit dieser abstrakten Definition auf das übergeordnete Ziel des 
ACM, nämlich die adäquate Unterstützung des Wissensarbeiters durch die IT, 
einigen konnten, zeigen die weiteren Beiträge des Buches jedoch, dass über den 
konkreten Weg zur Erreichung dieses Ziels bislang noch kein Konsens herrscht 
(Palmer 2010, S. 4). MATTHIAS (2010) schlägt z. B. ein eher schlankes, auf einen 
bestimmten Anwendungsbereich spezialisiertes System vor, das im Rahmen ei-
nes agilen Entwicklungsprozesses unter hoher Endbenutzereinbindung realisiert 
wird. PUCHER (2010) stellt dagegen einen sehr umfassenden, domänenunabhän-
gigen ACM-Ansatz vor. DE MAN ET AL. (2010) leiten ihr ACM-Verständnis aus 
dem Innovationsmanagement, HOLLINGSWORTH (2010) aus dem Gesundheitswe-
sen und KRAFT (2010) aus dem Kundendienst ab. So beleuchtet jeder dieser Au-
toren das ACM aus seiner individuellen Perspektive. Dies zeigt, dass sich hinter 
ACM bislang lediglich eine Bündelung von verschiedenen Ideen aus unterschied-
lichen Domänen verbirgt, welche ausgerichtet auf ein gemeinsames Ziel zusam-
menwirken sollen. 

12.3 Theoretisches Modell 

Da für das ACM bislang noch kein Vorgehens- oder Rollenmodell zur Strukturie-
rung des organisatorischen Ablaufs existiert, wurde im Rahmen der vorliegen-
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den Arbeit erstmals ein Managementkreislauf für das ACM definiert und die da-
rin beteiligten Rollen spezifiziert. 

 Vorgehensmodell 12.3.1

Im Folgenden wird das im Rahmen dieser Arbeit entwickelte Vorgehensmodell 
für das ACM vorgestellt (siehe Abb. C-44). 

 
Abb. C-44: ACM-Vorgehensmodell  

(in Anlehnung an Kurz 2011) 

Dieses basiert auf dem BPM 2.0-Kreislauf25 aus (Kurz 2011) und wird entspre-
chend der Prinzipien des ACM (vgl. Kurz und Herrmann 2011) angepasst. Dabei 
war es unumgänglich, die Phasen des Entwurfs und der Implementierung mit 
der Phase der Ausführung zur fallspezifischen Adaption (FSA) zu verschmelzen, um 
die geforderte Nutzungsflexibilität zu erreichen. Weiterhin wurde die Phase der 
fallübergreifenden Adaption (FÜA) im Anschluss an die Kontrollphase eingefügt. Im 
Folgenden werden die einzelnen Phasen kurz vorgestellt. 

Ausführung und fallspezifische Adaption 

Zu Beginn der Ausführungsphase wird diejenige Fallvorlage, die den generellen 
Ansprüchen des Falles am nächsten kommt, ausgewählt und instanziiert. Für das 
in Abschnitt 12.4 besprochene Szenario zur Entwicklung eines neuen Antriebs 
würde sich beispielsweise eine Fallvorlage für Entwicklungsprojekte eignen. Ini-
tial werden die Ziele des neu erstellten Falles festgelegt. Anschließend wird die-
se Instanz entweder bereits vor oder auch während der Fallbearbeitung inner-

                                           
25  Der Kreislauf besteht aus den Phasen Entwurf, Implementierung, Ausführung und Kontrolle. 
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halb einer oder mehrerer Iterationen der FSA schrittweise an die individuellen 
Fallanforderungen angepasst. 

Die Idee der iterativen Vorgehensweise bei der FSA wurde der agilen Soft-
wareentwicklung entnommen. Dort kommen iterativ-inkrementelle Entwick-
lungsmodelle bei sehr flexiblen bzw. bei sich ändernden Anforderungen zum 
Einsatz. Wesentliche Eigenschaften solcher Softwareentwicklungsmodelle sind 
laut (Gernert 2003, S. 92f): 
• Das Produkt wächst inkrementell, weil die Funktionalität mit jeder Iteration 

zunimmt. 
• Das Vorgehen ist iterativ, da in jeder Iteration die gleichen Entwicklungsak-

tivitäten durchgeführt werden. Jede Iteration umfasst einen Analyse-, De-
sign-, Implementierungs-, Test- und Integrationsteil sowie verschiedene 
Querschnittsaufgaben. 

Die Rahmenbedingungen in der iterativen Softwareentwicklung sind vergleich-
bar mit denen im ACM, denn auch beim ACM sorgen neue Erkenntnisse aus dem 
Projektverlauf oder externe Ereignisse dafür, dass sich die Anforderungen der 
Wissensarbeiter an die Prozessunterstützung ändern (McCauley 2010, S. 272). 

Mithilfe dieser iterativ-inkrementellen Vorgehensweise können im Rahmen 
des ACM folgende Vorteile erzielt werden (Gernert 2003, S. 93): 
• Es ist ein flexibler Umgang mit geänderten Anforderungen und Rahmenbe-

dingungen möglich. 
• Durch die Begrenzung des zu implementierenden Funktionsumfanges bei ei-

ner einzelnen Iteration, können Verbesserungen schneller umgesetzt werden. 
• Diese schnellere Umsetzung führt bei den Anwendern und ihrem Manage-

ment zu erhöhter Systemakzeptanz. 
Während vor der Fallbearbeitung eine vergleichsweise umfangreiche Iteration 
zur initialen Anpassung der meist generischen Fallvorlage notwendig ist, handelt 
es sich bei den Anpassungen im Verlauf der Fallbearbeitung im Vergleich zur Er-
stanpassung um kleinere Iterationen. Darunter fallen z. B. das Erstellen oder Be-
arbeiten einer neuen Aufgabe oder auch das Hinzufügen oder Modifizieren der 
Informationsbasis. Der Ablauf einer Iteration orientiert sich dabei an dem BPM 
2.0-Kreislauf nach (Kurz 2010, S. 735): 
1. Analog zum BPM 2.0 werden Fallanpassungen durch die Mitarbeiter erstellt 

oder gemeinschaftlich entwickelt (Entwuf). Durch die webbasierte Plattform 
können diese Vorschläge in Foren diskutiert, in Wikis dokumentiert oder – 
in Abhängigkeit von der Komplexität der Anpassung – sogleich in die 
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Fallinstanz eingearbeitet werden. Des Weiteren kann auf fertige Komponen-
ten aus einer Bibliothek zurückgegriffen werden. 

2. Im nächsten Schritt werden diese Verbesserungsvorschläge bewertet und an-
schließend auf Korrektheit überprüft. Bei einfachen Änderungen kann der 
Aufwand für die Bewertung eher gering gehalten werden. Sofern es sich um 
komplexere Innovationen handelt, können zur Beurteilung dieser Verbesse-
rungsmöglichkeiten auch kollaborative Web 2.0-Mechanismen eingesetzt 
werden. Abschließend erfolgt die Genehmigung durch den Fallverantwortli-
chen. Da dieser die ökonomische Verantwortung für die Zielerreichung des 
Falles trägt und meist den besten Überblick über den Fall besitzt, ist für die 
Annahme eines Verbesserungsvorschlags grundsätzlich seine Genehmigung 
einzuholen. 

3. Sofern die Anpassung auf Zustimmung trifft, wird sie im nächsten Schritt 
implementiert. Im einfachsten Fall kann dies automatisiert erfolgen, wie z. B. 
beim Anlegen einer neuen Aufgabe. Bei aufwändigeren Implementierungen, 
z. B. bei der Bereitstellung komplexer Funktionalität, können zusätzlich ma-
nuelle Entwicklungsarbeiten notwendig sein. 

Weiterhin werden während der Ausführung Kennzahlen als Basis für die sich an-
schließende Kontrollphase erhoben. 

Kontrolle und fallübergreifende Adaption 

Sobald die Fallziele erreicht sind und der Fall damit abgeschlossen ist, werden in 
der Kontrollphase die Zielerreichung sowie die Effizienz des Fallablaufs bewertet. 
Dies schließt eine Evaluierung der im Rahmen der FSA durchgeführten Ände-
rungen mit ein. Als Grundlage hierfür können die während der Ausführung er-
hobenen Kennzahlen herangezogen werden. 

Sobald genügend Informationen und Ansätze zur Verbesserung einer Fallvor-
lage existieren, können auf Basis dieser Erkenntnisse in der FÜA Verbesserun-
gen, die auch für weitere Fälle interessant sein können, ausgewählt und für die 
Anwendung in zukünftigen Fällen generalisiert und bereitgestellt werden. Dies 
wird zum einen durch die Aufnahme von Fallvorlagen oder einzelner Fallkom-
ponenten in die Bibliothek umgesetzt. Zum anderen können bereits vorhandene 
Fallvorlagen und -komponenten angepasst oder als spezialisierte Varianten sepa-
rat gespeichert werden. 
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 Rollenmodell 12.3.2

Im Folgenden wird das im Rahmen dieser Arbeit erarbeitete Rollenkonzept für 
das ACM vorgestellt. Hierzu werden zunächst die Rollen sowie deren Kompeten-
zen definiert. Anschließend werden die Rollen im Vorgehensmodell verortet und 
deren Verantwortlichkeiten spezifiziert. Als Grundlage wird hierbei das BPM 
2.0-Rollenmodel nach (Kurz und Fleischmann 2011, S. 9ff) herangezogen. Wäh-
rend die Rollennamen vollständig für das ACM übernommen werden konnten, 
mussten jedoch die zugehörigen Kompetenzen und die Einordnung in das Vor-
gehensmodell überarbeitet werden. 

Rollen und Kompetenzen 

In der folgenden Tab. C-6 werden die ACM-Rollen sowie ihre Kompetenzen defi-
niert. 

Rolle Kompetenz 
Mitarbeiter Wissensarbeiter, der das nötige Wissen zur Ausführung der ihm zugeteilten 

Fallaufgaben besitzt 
Beitragender Mitarbeiter, der in der Lage ist, Fallverbesserungen in Form von informa-

len Beiträgen zu beschreiben und zu diskutieren 
Innovator Mitarbeiter, der eine einfachere Fallanpassung, z. B. auf Basis von informa-

len Beiträgen in der Fallinstanz, vornehmen kann 
Modellierungs-
spezialist 

Besitzt Know-how bzgl. Syntax oder Semantik einer Fallvorlage oder 
-komponente 

Methodenexperte • Experte bzgl. der Strukturierung komplexer Fallvorlagen und  
-komponenten 

• Hat Best Practices sowie Richtlinien und Regeln bei der Gestaltung von 
Fallinstanzen verinnerlicht 

• Kann beurteilen, wie sich einzelne Fallverbesserungen auf das ACM-
System und auf die Einhaltung von Compliance-Richtlinien auswirken 
und wie sich diese in das Gesamt-ACM-Rahmenwerk integrieren 

Domänenexperte • Besitzt fallübergreifendes Wissen innerhalb einer Domäne 
• Kennt die für die spezifische Domäne im ACM-System vorhandenen 

Vorlagen und Komponenten 
Verantwortlicher • Überblickt den Gesamtkontext der ihm zugeteilten Fälle 

• Ist in der Lage, Fallbereichsänderungen bzgl. ihrer Auswirkung auf die 
Zielerreichung des Falles zu beurteilen 

Controller Know-how-Träger bzgl. prozessbezogener Controlling-Werkzeuge 
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Rolle Kompetenz 
Manager Besitzt organisatorischen Einfluss im Unternehmen sowie Management-

kompetenz 
Mediator Besitzt Konfliktlösungskompetenz und organisatorischen Einfluss im Un-

ternehmen 
Genießt das Vertrauen aller Stakeholder. 

Champion Verbindet den organisatorischen Einfluss mit der Fähigkeit, Entscheidungs-
träger im Unternehmen zu überzeugen 

Tab. C-6: ACM-Rollen und deren Kompetenzen  
(in Anlehnung an Kurz und Fleischmann 2011, S. 9ff) 

Analog zu BPM 2.0 können auch im ACM – insbesondere in kleinen Fällen – 
mehrere Rollen durch eine Person besetzt werden. So wäre es beispielsweise 
denkbar, dass der Verantwortliche in kleinen Fällen auch den Posten des Con-
trollers übernimmt. 

Verantwortlichkeiten 

Nachdem die Rollen und deren Kompetenzen definiert sind, wird in diesem Ab-
schnitt ihr Zusammenwirken entlang des ACM-Vorgehensmodells aufgezeigt 
(siehe Abb. C-45). 

 
Abb. C-45: Verortung der ACM-Rollen im ACM-Vorgehensmodell 

Der Mitarbeiter füllt die zentrale Rolle in der Ausführungsphase aus. Er erledigt 
die ihm zugewiesenen Aufgaben und ist damit treibende Kraft für die Erreichung 
der Fallziele. 
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Der Beitragende und der Innovator sind ebenfalls Mitarbeiter, tragen jedoch 
wesentlich zur Verbesserung der Fallinstanz während der FSA bei. Während der 
Beitragende vor allem informale Beiträge in Foren oder Wikis liefert, führt der 
Innovator konkrete Änderungen an der Fallinstanz durch. Dies kann z. B. die 
Modifikation des Fallprozesses oder die Anpassung der im Fall vorhandenen In-
formationen bedeuten. Aber auch bei der FÜA sind diese beiden Rollen inte-
griert. So können Rückfragen zu den implementierten Verbesserungen am besten 
von den Personen beantwortet werden, die bei ihrer Erstellung beteiligt waren. 
Auch können die Personen, welche diese beiden Rollen ausfüllen, die Relevanz 
einzelner Änderungen für zukünftige, ähnliche Fälle beurteilen. 

Der Fokus der Rollen des Modellierungsspezialisten, Methoden- sowie Domä-
nenexperten liegt auf der FÜA; ihr Know-how kann jedoch auch bei komplexeren 
Änderungen in der FSA gefragt sein. Der Modellierungsspezialist überprüft solche 
tiefgreifende Änderungen auf korrekte Syntax und Semantik. Der Methodenexper-
te kann die Fallmitarbeiter bei Fragen zur Strukturierung der Fallinstanz sowie 
mit Best Practices bereits bei der Ausführung unterstützen. Schwerpunktmäßig 
ist sein Einsatz jedoch ebenso in der FÜA erforderlich. Da in dieser Phase weit-
reichendere Änderungen auftreten, sind folglich Fragen zu Integrationsaspekten 
oder Compliance tendenziell häufiger zu erwarten. Der Domänenexperte hilft bei 
der Bewertung der Relevanz bzw. der Auswirkungen einzelner Anpassungen für 
bzw. auf das ACM-System. Insbesondere kostenintensive Verbesserungsvorschlä-
ge zur Ausführungszeit sollten durch ihn mit Blick auf eine mögliche Verwend-
barkeit für andere Fallinstanzen bewertet werden. Auch kann er aufgrund seiner 
domänendurchdringenden Perspektive das Schaffen lokaler Optima innerhalb 
des ACM-Systems verhindern. 

Der Verantwortliche ist in erster Linie für die Fallinstanz und deren Zielerrei-
chung verantwortlich. Durch seine gesamtheitliche Perspektive auf den Fall ist 
er in der Lage, Fallanpassungen bzgl. ihres Beitrags zur Zielerreichung zu beur-
teilen. Folglich hat er bei der Beurteilung aller Fallverbesserungen entscheiden-
den Einfluss. Zusätzlich zu dieser Aufgabe nimmt der Verantwortliche eine wich-
tige Position in allen anderen Phasen des ACM-Kreislaufs ein. So beurteilt und 
diskutiert er gemeinsam mit dem Controller die Ergebnisse der erhobenen Kenn-
zahlen zur Fallbearbeitungseffizienz. Außerdem steht er für Rückfragen zu frei-
gegebenen Verbesserungen innerhalb der Phase der FÜA zur Verfügung. 

Die Aufgaben des Controllers und des Managers im klassischen GPM und im 
BPM 2.0 können in das ACM übernommen werden. So ist der Controller verant-
wortlich für die Verbesserung von Fallvorlagen und -komponenten und für die 
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Durchführung des Controllings. Der Manager verantwortet die Weiterentwick-
lung und Integration des gesamten ACM-Systems (Schmelzer und Sesselmann 
2008, S. 152). 

Sowohl der Mediator als auch der Champion sind nicht direkt in die Fallbear-
beitung eingebunden, sondern nehmen eine übergeordnete Rolle im ACM-
Vorgehensmodell ein. Der Mediator versucht sowohl im BPM 2.0 als auch im 
ACM zwei Hürden zu überwinden: Die unzureichende organisatorische Unter-
stützung der Mitarbeiter und die mangelnde Ressourcenzusicherung bei der 
Entwicklung von Fallverbesserungen. So soll der Mediator bei Interessenkonflik-
ten vermitteln und damit die unberechtigte Blockierung von Fallverbesserungen 
verhindern. Weiterhin unterstützt der Mediator die Fallmitarbeiter bei aussichts-
reichen Fallverbesserungen mit Fortbildungen, Expertenwissen oder sonstigen 
Ressourcen. Auch kann der Mediator durch das Verteilen von Boni für besonders 
erfolgreiche Beiträge zur Schaffung einer auf kontinuierliche Verbesserung aus-
gerichteten Unternehmenskultur beitragen (Kurz und Fleischmann 2011, S. 11). 
Die Implementierung eines so neuartigen Konzeptes, wie demjenigen des ACM, 
bedarf sowohl des Rückhalts der Mitarbeiter als auch der Führungspersonen. Zu-
letzt ist es daher die Aufgabe des Champions, Schlüsselpersonen im Unternehmen 
von den Vorteilen und Potenzialen des ACM zu überzeugen (Kurz und Fleisch-
mann 2011, S. 11). 

12.4 Verwendung 

In Anlehnung an das in Abschnitt 12.3.1 präsentierte Vorgehensmodell, werden 
im Folgenden die Abläufe bei der Fallinstanziierung und beim Fallabschluss so-
wie bei der fallspezifischen und der FÜA vorgestellt. Anhand eines Fallbeispiels 
wird die Verwendung von ACM-Konzept und -Werkzeug besprochen. 

 Bezug zum Integrationsszenario „e-Car“ 12.4.1

Das Fallbeispiel zur Veranschaulichung von ACM bezieht sich hierbei auf das in 
Kapitel 2 beschriebene e-Car-Integrationsszenario des forFLEX-Forschungs-
verbunds – genauer das Teilszenario A (Produktion von e-Cars): Bei der Herstel-
lung von Elektrofahrzeugen in größeren Serien hat sich herausgestellt, dass der 
verbaute elektrische Antrieb aufgrund einer großen Zahl von Anschlüssen und 
Befestigungen unnötig viel Zeit bei der Produktion bedarf. Um diesen Kosten-
treiber abzustellen, gibt die Geschäftsführung die Weiterentwicklung des An-
triebs in Auftrag. 
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Die mithilfe des entwickelten ACM-Prototyps erstellten Bildschirmfotos der 
folgenden Abschnitte beziehen sich auf ein gemäß PLATZ und SCHMELZER (1986, 
S. 112) gegliedertes Entwicklungsprojekt, welches durch einen entsprechenden 
Fall aus dem e-Car-Szenario repräsentiert wird. 

 Fallinstanziierung 12.4.2

Der Ablauf der Fallinstanziierung und des Fallabschlusses ist in Abb. C-46 zu se-
hen. 

 
Abb. C-46: Ablauf bei Fallinstanziierung und -abschluss 

Nachdem eine Fallvorlage im Vorlagenverzeichnis (vgl. Abb. C-47) ausgewählt 
wurde, wird die Fallvorlage instanziiert (vgl. Abb. C-48).  

 
Abb. C-47: Darstellung des Vorlagenverzeichnisses im System 
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Abb. C-48: Dialog zur Instanziierung einer Fallvorlage 

Weiter erfolgt ein Eintrag im Instanzenverzeichnis des ACM-Systems, welchem 
neben dem Namen auch Informationen über den Fallverantwortlichen, das Da-
tum der Erstellung und der Status der Instanz entnommen werden können (vgl. 
Abb. C-49). 

 
Abb. C-49: Darstellung des Instanzenverzeichnisses im System 

Nachdem die Fallziele der beiden Fälle Electric Polo VI sowie Electric Golf VI er-
reicht wurden und folglich abgeschlossen werden können, wird ihr Status im In-
stanzenverzeichnis auf abgeschlossen (completed) gesetzt. Damit wird die Instanz 
zur weiteren Analyse im Rahmen der FÜA freigegeben. 

 Arbeit im Fallbereich 12.4.3

Ein Fallbereich enthält neben den links im Menü aufgeführten, optionalen 
SharePoint-Standardkomponenten und einer Startseite grundsätzlich jeweils eine 
Seite für den Fallprozess, die Fallinformationen und Fall-Workflows. Die Start-
seite des Fallbereichs der Fallinstanz Electric Golf VI ist in Abb. C-50 dargestellt. 
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Abb. C-50: Darstellung der Fallbereichsstartseite im System für die Fallinstanz 

Electric Golf VI 

Sie enthält zunächst eine Übersicht zu den Fallprozessaufgaben (Define Project 
Goals), die dem aktuell angemeldeten Benutzer zugewiesen sind. Diese werden 
mithilfe eines SharePoint-Listen-Webparts dargestellt. Ferner können die Fallzie-
le (Create technical concept) und die mit diesen Zielen verknüpften Ergebnisdo-
kumente (Technical Concept) definiert werden. Hierbei handelt es sich ebenfalls 
um Webparts. Des Weiteren können auf der Startseite optional die SharePoint-
Standardkomponenten eingebettet werden. In dem in Abb. C-50 dargestellten 
Beispiel werden z. B. Neuigkeiten, die Fallmitglieder und wichtige Kontakte an-
gezeigt. 
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Abb. C-51: Darstellung des Fallprozesses im Fallbereich 

Auf der Seite des Fallprozesses der Fallinstanz Electric Phaeton (vgl. Abb. C-51) 
werden die hierarchisch angeordneten Fallaufgaben (Anaylze, Concept, Design, 
Implement) in Form eines Baumes dargestellt. Bei der Auswahl eines Baumkno-
tens werden die Details der jeweiligen Aufgabe angezeigt. In der obigen Abbil-
dung ist der Schritt Define approaches ausgewählt. Dieser enthält keine Abhän-
gigkeiten in Form einer Stop-Start-Beziehung (Predecessors), ist einem Benutzer 
zugewiesen und referenziert Fallinformationen sowie Fall-Workflows (Collect 
Feedback). 

Die Markierung im Baum weist darauf hin, dass für die Aufgabe Define ap-
proaches eine Genehmigung durch den Fallverantwortlichen noch aussteht. Die 
Inhalte, welche sich seit der letzten genehmigten Version geändert haben, wer-
den mit [CHANGED] versehen. Im Beispielsfall hat der Benutzer, dem die Auf-
gabe zugewiesen ist, den Start der Aufgabenbearbeitung beantragt. Durch das 
Betätigen der Schaltfläche Approve/Reject, welche nur Benutzern mit entspre-
chenden Rechten angezeigt wird, öffnet sich der Dialog zur Freigabe dieser Än-
derung. 
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Weiterhin hat der Anwender die Möglichkeiten, die Fallaufgabe zu editieren 
(Edit item), die verschiedenen Versionen der Aufgabe zu analysieren (View versi-
ons) sowie diese Aufgabe zu diskutieren (Discuss element). 

Die Funktion zum Überspringen einer Aufgabe wird in der obigen Abbildung 
aufgrund der noch ausstehenden Genehmigung nicht angezeigt; sie ist aber den-
noch vorhanden. Diese Information hilft in der FÜA dabei, die Existenzberechti-
gung einer Aufgabe in der Fallvorlage besser einschätzen zu können. 

 Fallspezifische Adaption 12.4.4

Zwischen der Fallinstanziierung und dem Fallabschluss kann der Prozess der 
FSA, wie er in Abb. C-52 dargestellt ist, beliebig oft angestoßen werden. 

 
Abb. C-52: Ablauf bei der fallspezifischen Adaption 

Den Auslöser für den Start einer Adaptionsiteration bilden die Anpassung der im 
Fall vorhandenen Prozess-, Informations- oder Workflow-Komponenten. Hierbei 
können drei Fälle unterschieden werden: 

• Wenn ein Benutzer eine Bibliothekskomponente in den Fallbereich über-
nimmt, wird das jeweilige Listenelement (bzw. im Falle von Informati-
onskomponenten das jeweilige Dokument) in den Fallbereich kopiert und 
eine Referenz auf die Komponentenvorlage zur späteren Zuordnung ge-
setzt. 

• Der Benutzer kann aber auch unabhängig von der Bibliothek eine neue 
Komponente hinzufügen. 
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• Änderungen an bestehenden Fallkomponenten stoßen ebenfalls die FSA 
an. Dies umfasst Änderungen an Metadaten oder am eigentlichen Inhalt 
der Komponente. 

Wenn der Fall um eine neue Bibliothekskomponente wie beispielsweise eine 
neue Prozesskomponente ergänzt werden soll, so wird zunächst innerhalb des 
Fallprozessbaums eine Aufgabengruppe (grafisch als Ordner visualisiert) ausge-
wählt. Anschließend können mit Add neue Prozesskomponenten hinzugefügt 
werden. Hierfür öffnet sich ein modaler Dialog, welcher die Prozesskomponen-
ten in der Bibliothek strukturiert darstellt (vgl. Abb. C-53). 

 
Abb. C-53: Dialog zum Hinzufügen von Prozesskomponenten zum Fallprozess  

Die im System vorhandenen Komponenten für den Fallprozess wie z. B. Summa-
rize results werden dem Benutzer links im Dialogfenster über hierarchisch ange-
ordnete Aufgabencluster bereitgestellt. Über diese Baumdarstellung hinaus hat 
der Benutzer die Möglichkeit, die Bibliothek auf Tags zu filtern. In Abb. C-53 
werden alle mit dem Tag Feasibility versehen Aufgaben angezeigt. Anschließend 
kann sich der Anwender die Details einzelner Prozessaufgaben ansehen und die-
se im Baum auswählen. Durch die Bestätigung werden diese rekursiv dem Fall-
prozess hinzugefügt. Falls der Benutzer keine passende Komponente in der Bib-
liothek findet, kann er auch eigene Aufgaben anlegen. Das Vorgehen hinsichtlich 
der beiden weiteren Komponententypen (Informationen und Workflows) unter-
scheidet sich in diesem Fall nicht von der hier beschriebenen Variante. 

Wie in Abb. C-51 angedeutet, kann im Fallprozessbereich zwischen der An-
sicht der Prozessstruktur (Process structure) und der Balkendiagrammansicht 
(Gantt view) gewechselt werden. Diese Tab-Funktion wird durch eine JavaScript-
Komponente aus dem JQuery-Framework bereitgestellt. Das Balkendiagramm 
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wird durch die Silverlight-Komponente IntelliGantt der Firma TeamDirection 
generiert (vgl. Abb. C-54). 

 
Abb. C-54: Visualisierung des Fallprozesses als Balkendiagramm 

Die obige Diagrammansicht visualisiert den Fallprozess des Falls Electric Phaeton 
in der zeitlichen Dimension, zeigt Abhängigkeiten zwischen den einzelnen Auf-
gaben an und markiert diese je nach Dringlichkeit farbig. Die Seite der Fallin-
formationen ist hinsichtlich des Aufbaus mit der Seite des Fallprozesses ver-
gleichbar (vgl. Abb. C-55). 

 
Abb. C-55: Darstellung der vorhandenen Informationen im Fallbereich 

Die Falldokumente sind auf dieser Seite hierarchisch in einer Ordnerstruktur or-
ganisiert. Durch die Auswahl eines Dokuments können das Dokument selbst 
(Edit document) sowie seine Metadaten (Edit details) eingesehen und bearbeitet 
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werden. Außerdem besteht die Möglichkeit der Diskussion von Inhalten (Discuss 
element) und der Analyse vorhergehender Versionen (View versions). Wenn ein 
Ordner ausgewählt wurde, können darüber hinaus neue Wissensdokumente, 
entweder durch den Benutzer selbst erstellt oder, unter Rückgriff auf die Kom-
ponentenbibliothek, hinzugefügt werden. Der Dialog hierfür ist visuell und funk-
tional äquivalent zu dem Dialog für das Hinzufügen von Prozesskomponenten 
aufgebaut (siehe Abb. C-53). 

 Fallübergreifende Adaption 12.4.5

Während sich die FSA auf einzelne Fallinstanzen bezieht, werden bei der FÜA 
die Fallvorlagen weiterentwickelt. Der Ablauf der fallübergreifenden Adaption 
ist in Abb. C-56 dargestellt. 

 
Abb. C-56: Ablauf bei der fallübergreifenden Adaption 

Die FÜA ähnelt der FSA: Für jede FÜA wird ein mit den Anpassungsmöglichkei-
ten der FSA ausgestatteter Fallbereich angelegt. Die in diesem Fallbereich vor-
genommenen Änderungen gelten für alle Fallinstanzen, die von dieser Vorlage 
abgeleitet wurden. Um die fallübergreifende Adaption für eine Fallvorlage zu 
starten, wählt der Nutzer diese im Vorlagenverzeichnis aus. In Abb. C-57 ist der 
Dialog zum Starten der fallübergreifenden Adaption dargestellt. Der Benutzer 
kann dort die Instanzen auswählen, welche er im erstellten Adaptionsbereich 
analysieren möchte. In Abb. C-57 werden die Fallinstanzen Electric Polo VI und 
Electric Golf VI angeboten. 
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Abb. C-57: Dialog zum Starten der fallübergreifenden Adaption 

Im in Abb. C-58 dargestellten Adaptionsbereich kann der Nutzer Komponenten-
vergleiche zwischen den verschiedenen Fallinstanzen und den zugrundeliegen-
den Fallvorlagen durchführen und hieraus Ansatzpunkte für weitere Verbesse-
rungen der Fallvorlagen gewinnen. Im oberen Bereich des Adaptionsbereichs 
können der Fallprozess der neuen Fallvorlage sowie die Prozesskomponenten in 
der Bibliothek geändert werden. Im unteren Bereich werden der Fallprozess der 
alten Fallvorlage und der Fallprozess der für die Analyse ausgewählten 
Fallinstanzen angezeigt. Bei den Fallinstanzen sind die Aufgaben, die während 
der Fallausführung hinzugefügt oder angepasst wurden (wie beispielsweise Per-
form tests), entsprechend markiert. 
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Abb. C-58: Cockpit zur Adaption des Fallvorlagenprozesses 

Diese Verbesserungen kann der Anwender mit weiteren Mitarbeitern wiederum 
in Foren oder Wikis diskutieren und zuletzt in der Komponentenbibliothek oder 
auf der im dritten Schritt instanziierten Fallvorlage umsetzen. 

Zum Vergleich der Aufgaben zwischen den Instanzen und der alten Fallvor-
lage steht dem Benutzer ein entsprechendes Analyseinstrument zur Verfügung 
(vgl. Abb. C-59). 
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Abb. C-59: Dialog zu Analyse einer Aufgabe in der fallübergreifenden Adaption 

Während dem Benutzer im linken Bereich des Dialoges die Metadaten des be-
trachteten Elementes angezeigt werden, werden ihm im rechten Bereich die Än-
derungen im Vergleich zur ursprünglichen Version in der Komponentenbiblio-
thek oder in der alten Vorlage anzeigt. In diesem Beispiel wurde der Titel der 
Aufgabe von Feasibility study in Do available Batteries have enough power geändert. 

Sobald die Phase der Adaption beendet werden kann, hat der Benutzer zu 
entscheiden, ob die Fallvorlage aktualisiert und damit überschrieben werden soll 
oder ob die neue Fallvorlage eine Spezialisierung der bisherigen Vorlage dar-
stellt und zusätzlich zu dieser gespeichert werden muss (vgl. Abb. C-60). 

 
Abb. C-60: SharePoint-Seite zum Abschließen der fallübergreifenden Adaption 
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12.5 Zusammenfassung und Ausblick 

Dieser Beitrag zeigt auf, wie Selbstorganisation im Unternehmen genutzt werden 
kann, um den hohen Flexibilitätsanforderungen von wissGP an die IT-
Unterstützung gerecht zu werden. Hierzu wurde der neuartige GPM-Ansatz des 
ACM durch die Anwendung der Konzepte des BPM 2.0 konkretisiert, in Form ei-
nes Softwaresystems prototypisch implementiert und mithilfe von Expertenin-
terviews validiert. Die Ergebnisse der Validierung sowie die zugrundeliegende 
Methodik werden in (Kurz und Herrmann 2011) genauer erläutert. 

Zur erfolgreichen Umsetzung von ACM im Unternehmen müssen jedoch ei-
nige Herausforderungen überwunden werden: 

So ist der Erfolg des hier vorgestellten, auf Empowerment ausgerichteten 
ACM-Ansatzes von der Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter und ihrer Bereitschaft 
zur Mitwirkung abhängig. Die erhöhte Mitarbeiterautonomie wird außerhalb ei-
nes hochqualifizierten Arbeitsumfeldes nur geringen Mehrwert bringen, da sich 
die Mitarbeiter in diesem Fall von den neuen Freiheiten tendenziell eher über-
fordert fühlen, anstatt diese neuen Freiräume effektiv zu nutzen. Des Weiteren 
müssen die qualifizierten Mitarbeiter zur aktiven Beteiligung an der System-
verbesserung motiviert werden. Dieses Problem spielt im ACM jedoch eine ge-
ringere Rolle als im BPM 2.0, da die Wissensarbeiter bereits im Rahmen der 
Fallbearbeitung implizit Verbesserungen am Fall vornehmen. 

Im entwickelten ACM-Vorgehensmodell entstehen Fallinnovationen inner-
halb der Fallinstanz, d. h. im Rahmen der täglichen Arbeit der Mitarbeiter, und 
werden erst in einem nachgelagerten Schritt fallübergreifend in das ACM-System 
übernommen. Insbesondere bei komplexen Innovationen, wie z. B. bei der Im-
plementierung eines neuen Workflows, könnte dieser Ansatz jedoch an seine 
Grenzen stoßen. Da der hohe Ressourcenverbrauch für die Entwicklung einer 
derart aufwendigen Verbesserung nur schwer innerhalb einer Fallinstanz amorti-
sierbar sein wird und die technische Umsetzung dieser Verbesserung vor dem 
Abschluss des Falles in der Praxis nicht immer garantiert werden kann, muss der 
fallübergreifende Nutzen solcher Änderungen bereits während der Fallausfüh-
rung abgeschätzt werden. 

Eine weitere vielversprechende technische Entwicklung wäre die Abstrahie-
rung von konkreten Personen bei der Aufgabenzuweisung. Dabei würden die 
Aufgaben zunächst lediglich einer Rolle und erst im zweiten Schritt einer kon-
kreten Person zugeteilt werden. Als Parameter für die Zuweisung könnte die 
zeitliche Verfügbarkeit der Mitarbeiter dienen. Alternativ wäre auch ein Ab-
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gleich zwischen den Anforderungen der Aufgabe und den Kompetenzprofilen der 
einzelnen Personen möglich. Des Weiteren könnte die Erweiterung des Systems 
um eine soziale Netzwerk-Komponente, z. B. für den Aufbau unternehmensin-
terner Expertennetzwerke, die Transparenz über die im Unternehmen vorhande-
nen Know-how-Träger erhöhen und damit ebenfalls zur Verbesserung der Perso-
nalbesetzung beitragen. 

Zur Steigerung der Mitarbeitermotivation bzgl. der Einbringung in die Sys-
temverbesserung bietet sich darüber hinaus die Entwicklung eines Anreizsystems 
an. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass es sich bei ACM um einen 
vielversprechenden, aber auch sehr umfassenden Ansatz handelt. Das ACM ver-
sucht die Konzepte aus verschiedenen Forschungsgebieten (GPM, ECM, CM und 
CSCW) zu verbinden, um hieraus die bestmögliche IT-Unterstützung für wissGP 
zu schaffen. Hierbei steht das ACM jedoch noch am Anfang. Jüngste Innovatio-
nen bei Softwareherstellern zeigen allerdings, dass dieser Trend bereits zum Teil 
in der Praxis angekommen ist. So bleibt es spannend zu verfolgen, wie sich die 
Idee des ACM sowohl in der Wissenschaft als auch in der Praxis weiter verbrei-
ten wird. 
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13 Vom SOM-Geschäftsprozessmodell zum BPMN-
Workflowschema26 

Corinna Pütz, Elmar J. Sinz 

Zusammenfassung. Die Business Process Model and Notation (BPMN) hat 
sich in den letzten Jahren zu einer der dominierenden graphischen Model-
lierungssprachen für Prozesse entwickelt. Ihre Nutzung erfolgt sowohl für 
die konzeptuelle Workflowmodellierung als auch für die Spezifikation aus-
führbarer Workflowschemata. Für die Modellierung von Geschäftsprozessen 
erscheint die BPMN allerdings nur bedingt geeignet. Geschäftsprozessmo-
delle beschreiben die auf Unternehmensziele ausgerichtete betriebliche 
Leistungserstellung und ihre Lenkung (Aufgabenebene). Diese Merkmale 
werden von der BPMN nicht explizit erfasst. Im Gegensatz dazu spezifizie-
ren Workflowschemata Lösungsverfahren für die Durchführung betriebli-
cher Aufgaben (Aufgabenträgerebene). Der vorliegende Beitrag schlägt ei-
nen zweistufigen Modellierungsansatz zur Überwindung der semantischen 
Lücke zwischen Geschäftsprozessmodellen und Workflowschemata vor: In 
einem ersten Schritt wird ein Geschäftsprozessmodell gemäß dem Semanti-
schen Objektmodell (SOM) erstellt und schrittweise verfeinert. Im zweiten 
Schritt wird aus dem hinreichend verfeinerten Geschäftsprozessmodell ein 
BPMN-Workflowschema auf Basis einer metamodellbasierten Schematrans-
formation abgeleitet. Der Modellierungsansatz wird anhand eines Aus-
schnitts aus dem Integrationsszenario „e-Car AG“ des Forschungsverbundes 
forFLEX illustriert. 

13.1 Einleitung 

Die Business Process Model and Notation (BPMN) hat sich in den letzten Jahren 
zu einer der dominierenden graphischen Modellierungssprachen für Prozesse 

                                           
26  Modifizierte Fassung von:  

• Pütz, C., Sinz, EJ (2010) Modellgetriebene Ableitung von BPMN-Workflowschemata aus SOM-
Geschäftsprozessmodellen. In: Engels, G. et al. (Eds.) Modellierung 2010. March 24–26, 2010, 
Klagenfurt, Österreich, Proceedings. Gesellschaft für Informatik, Bonn, S. 253–268,  

• Pütz C, Sinz, EJ (2010) Model-driven Derivation of BPMN Workflow Schemata from SOM  
Business Process Models. In: Enterprise Modelling and Information Systems Architectures - An 
International Journal 5 (2) Oktober 2010, S. 57-72. 

 In der vorliegenden Fassung des Beitrags wird der vorgestellte Ansatz auf ein Fallbeispiel aus ei-
nem Logistikszenario (siehe Kapitel 2) angewandt.  
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entwickelt. BPMN wird durch die Object Management Group (OMG) standardi-
siert und liegt aktuell in der Version 2.0 (OMG 2011) vor. 

Mit dem Einsatz der Sprache BPMN (White und Miers 2008, S. 24; Allweyer 
2008, S. 9 ff) werden unterschiedliche Ziele verfolgt: 

• Konzeptuelle Modellierung von Workflows: Ziel ist insbesondere die fach-
liche Dokumentation von Workflows und die Schaffung einer Kommuni-
kationsgrundlage für die Analyse und Gestaltung von Workflows in einer 
Organisation. Die Ausführbarkeit der Workflows steht hier nicht im Vor-
dergrund.  

• Spezifikation ausführbarer Workflowschemata: Ziel ist die vollständige und 
detaillierte Spezifikation von Workflows, um diese direkt z. B. in BPEL 
(WS-BPEL, Web-Services Business Process Execution Language; OASIS 
2007) transformieren und ausführen zu können. Als Repräsentationsspra-
che für den Export von Workflowschemata aus einem BPMN-Werkzeug in 
eine BPEL-Engine kommt insbesondere die XML Process Definition  
Language (XPDL; WFMC 2008) zum Einsatz.  

Die konzeptuelle Modellierung von Workflows kann genutzt werden, um an-
schließend die Ergebnisse zu ausführbaren Workflowschemata zu erweitern  
(Silver 2009, S. 7 f). 

In Wissenschaft und Praxis erfolgt oft keine explizite Unterscheidung zwi-
schen Geschäftsprozessen und Workflows (siehe z. B. Huth und Wieland 2008; 
Allweyer 2008, S. 8). Für die im vorliegenden Beitrag vorgestellte Methodik ist 
dagegen die Differenzierung zwischen Geschäftsprozessmodell und Work-
flowschema wesentlich: 

• Ein Geschäftsprozessmodell spezifiziert, ausgerichtet auf vorgegebene Un-
ternehmensziele, die betriebliche Leistungserstellung sowie deren Len-
kung und referenziert die dafür eingesetzten Ressourcen (Ferstl und Sinz 
2008, S. 193 f). Die Beschreibung erfolgt in Form von betrieblichen Auf-
gaben und Ereignisbeziehungen zwischen Aufgaben. Der Begriff Aufgabe 
stellt eines der elementaren Konzepte der Betriebswirtschaftslehre dar 
(Kosiol 1976) und bezeichnet eine zielorientierte Verrichtung, welche an 
einem Aufgabenobjekt durchgeführt wird. Die Aufgabenziele werden da-
bei aus den Unternehmenszielen abgeleitet.  

• Im Gegensatz dazu beschreibt ein Workflowschema ein Lösungsverfahren, 
welches personelle oder maschinelle Aufgabenträger (Personen bzw. An-
wendungssysteme) im Rahmen der Durchführung einer oder mehrerer be-
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trieblicher Aufgaben ausführen. Die Beschreibung erfolgt in Form von Ak-
tivitäten und Beziehungen zwischen Aktivitäten. Der Begriff Aktivität be-
zeichnet eine elementare oder nicht-elementare Tätigkeit im Rahmen des 
genannten Lösungsverfahrens.  

Die Namensgebung der BPMN legt nahe, dass die Sprache auf die Modellierung 
von Geschäftsprozessen zielt. Folgt man jedoch der obigen Differenzierung, so 
wird deutlich, dass die BPMN primär auf die Modellierung von Workflows aus-
gerichtet ist. Ihre zentralen Sprachelemente sind Aktivitäten und deren Bezie-
hungen (Nachrichtenflüsse und Sequenzflüsse) (OMG 2011). Zur Modellierung 
von Geschäftsprozessen im obigen Sinne ist BPMN dagegen nur bedingt geeig-
net, da betriebliche Aufgaben in ihrem Bezug zu Unternehmenszielen sowie zur 
betrieblichen Leistungserstellung und ihrer Lenkung nicht adäquat dargestellt 
werden können. 

Im vorliegenden Beitrag wird vorgeschlagen, BPMN-Workflowschemata mit-
hilfe eines modellgetriebenen Ansatzes aus Geschäftsprozessmodellen abzulei-
ten. Zur Geschäftsprozessmodellierung wird dabei das Semantische Objekt-
modell (SOM) eingesetzt (Ferstl und Sinz 2008, S. 192 ff). Ein SOM-Geschäfts-
prozessmodell wird, ausgehend von initialen Leistungsflüssen zwischen Dis-
kurswelt und Umwelt, schrittweise verfeinert. Dabei wird zunehmend die Len-
kung der Leistungserstellung in Form von Koordinationsbeziehungen zwischen 
betrieblichen Objekten und deren Aufgaben sichtbar. Nachdem eine hinreichen-
de Detaillierung erreicht ist, wird in einer modellgetriebenen Ableitung aus dem 
Geschäftsprozessmodell ein BPMN-Workflowschema entwickelt. 

Im Vergleich zu einer direkten Spezifikation von BPMN-Workflowschemata 
besitzt der Ansatz eine Reihe von Vorteilen: Pools, die Choreographie zwischen 
den Pools, die Orchestrierung von Aktivitäten im Inneren von Pools und weitere 
Merkmale von BPMN-Workflows werden systematisch aus dem Geschäfts-
prozessmodell abgeleitet. Semantische Eigenschaften des Geschäftsprozess-
modells werden dabei in die Workflow-Spezifikation übertragen und reichern 
diese an. Die systematische Ableitung verfolgt zudem das Ziel, die Modellquali-
tät der Workflowschemata zu verbessern. 

Der weitere Beitrag ist wie folgt gegliedert: Abschnitt 13.2 behandelt metho-
dische Grundlagen für die modellgetriebene Ableitung von BPMN-
Workflowschemata aus SOM-Geschäftsprozessmodellen. In Abschnitt 13.3 wird 
als Fallbeispiel die Produktion von Elektrofahrzeugen in der e-Car AG gewählt 
(siehe hierzu auch Kapitel 2, Teilszenario A) und in Form eines mehrstufig ver-
feinerten SOM-Geschäftsprozessmodells beschrieben. Die modellgetriebene Ab-
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leitung eines BPMN-Workflowschemas aus dem SOM-Geschäftsprozessmodell ist 
Gegenstand von Abschnitt 13.4. Abschnitt 13.5 diskutiert den vorgeschlagenen 
Ansatz. Abschließend geht Abschnitt 13.6 auf verwandte Arbeiten ein und gibt 
einen Ausblick auf weiteren Forschungsbedarf. 

13.2 Methodische Grundlagen für die modellgetriebene Ableitung 
von Workflowschemata aus Geschäftsprozessmodellen 

Das Semantische Objektmodell (Ferstl und Sinz 2008, S. 192 ff) ist eine objekt- 
und geschäftsprozessorientierte Methodik zur ganzheitlichen Modellierung be-
trieblicher Systeme. Die SOM-Unternehmensarchitektur (Abb. C-61a) umfasst 
drei Modellebenen: (1) Der Unternehmensplan beschreibt die Gesamtaufgabe 
des betrieblichen Systems aus Außenperspektive und legt dabei insbesondere de-
ren Ziele fest. (2) Das Geschäftsprozessmodell beschreibt das Lösungsverfahren 
für die Realisierung des Unternehmensplans; es spezifiziert damit die Innenper-
spektive auf die Aufgaben des Unternehmens. (3) Das Ressourcenmodell be-
schreibt die Aufgabenträger zur Durchführung der betrieblichen Aufgaben eben-
falls aus der Innenperspektive des Unternehmens. 

Korrespondierend zu den Modellebenen der SOM-Unternehmensarchitektur 
spezifiziert das SOM-Vorgehensmodell (Abb. C-61b) die Sichten zur Darstellung 
der drei Modellebenen. Im Rahmen des vorliegenden Beitrags werden das Inter-
aktionsschema (IAS) und das Vorgangs-Ereignis-Schema (VES) zur Spezifikation 
des Geschäftsprozessmodells aus Struktur- bzw. Verhaltenssicht sowie das Vor-
gangsobjektschema (VOS) für die Beschreibung der Verhaltenssicht des Ressour-
cenmodells betrachtet. Die letztere Verhaltenssicht wird im vorliegenden Beitrag 
in Form eines BPMN-Workflowschemas spezifiziert. 

Die in diesem Beitrag vorgeschlagene Methodik umfasst zwei Schritte: 
1. Erstellung und schrittweise Verfeinerung eines SOM-Geschäftsprozess-

modells (IAS und VES).  
2. Modellgetriebene Ableitung eines BPMN-Workflowschemas aus dem VES 

der detailliertesten Zerlegungsstufe.  
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Abb. C-61: Unternehmensarchitektur und Vorgehensmodell der SOM-Methodik 

(Ferstl und Sinz 2008, S. 193, 195) 

Schritt 1: Das Metamodell für SOM-Geschäftsprozessmodelle ist in Abb. C-69  
(Metamodell SOM-GP) dargestellt. Abb. C-62 zeigt exemplarisch die Struktur-
sicht eines SOM-Geschäftsprozessmodells. Das IAS enthält die beiden betriebli-
chen Objekte Absatz (Umweltobjekt) und e-Car AG Produktion (Diskursweltob-
jekt). Ein betriebliches Objekt umfasst eine Menge von Aufgaben, die auf einem 
gemeinsamen Aufgabenobjekt durchgeführt werden, mit zugehörigen Sach- und 
Formalzielen. Die Koordination dieser betrieblichen Objekte erfolgt durch 
Transaktionen. Es werden zwei Koordinationsformen unterschieden, eine hierar-
chische Koordination unter der Nutzung von Steuer- und Kontrolltransaktionen 
(S, K) und eine nicht-hierarchische Koordination mithilfe von Anbahnungs-, 
Vereinbarungs- und Durchführungstransaktionen (A, V, D) (Ferstl und Sinz 
2008, S. 66 ff). In Abb. C-62 wird die Bereitstellung von e-Cars durch Informati-
on an Absatz über verfügbare e-Car-Varianten angebahnt (Anbahnung). Dieser 
bestellt ein oder mehrere e-Cars (Vereinbarung) und erhält die anschließend 
produzierten e-Cars bereitgestellt (e-Car Bereitstellung, Durchführung).  

 
Abb. C-62:  Nicht-hierarchische Koordination zwischen e-Car AG Produktion und 

Absatz  
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Die zugehörige Verhaltenssicht ist in Abb. C-63 in Form eines VES dargestellt. 
Inhalt des VES ist der ereignisgesteuerte Ablauf von Aufgabendurchführungen 
(vgl. Abb. C-69, Metamodell SOM-GP). Dem VES liegt das Systemparadigma 
„Petri-Netz“ (vgl. z. B. Reisig 1986; Peterson 1977) zugrunde (Abb. C-63a). Die 
Ausführung eines Petri-Netzes erfolgt durch Schalten zulässiger Übergänge 
(Transitionen). Zum Beispiel ist der Übergang Info empfangen zulässig, wenn der 
Zustand (Stelle) Infoübertragung markiert ist. Das Schalten des Übergangs führt 
zur Markierung des Zustands Info liegt vor. 

Ein VES wird als erweitertes Petri-Netz mit folgenden Merkmalen ver-
standen: Es handelt sich um ein gefärbtes Petri-Netz (vgl. z. B. Jensen und  
Kristensen 2009, S. 13 ff) mit unterscheidbaren Marken. Die Übergänge können 
um Pre- und Post-Conditions ergänzt werden, welche das Schaltverhalten ge-
nauer spezifizieren. Schließlich wird festgelegt, dass die beiden Übergänge, wel-
che die an einer betrieblichen Transaktion beteiligten Aufgaben repräsentieren, 
synchron schalten. Der die beiden Übergänge verbindende Zustand wird im VES 
daher nicht repräsentiert. Das mit dem Petri-Netz korrespondierende VES ist in 
Abb. C-63b dargestellt. 
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Abb. C-63: Vorgangs-Ereignis-Schema für die Bereitstellung von e-Cars 

Schritt 2: Die für das abzuleitende Workflowschema relevanten Konstrukte der 
BPMN und ihre Beziehungen wurden in Abb. C-69 in Form eines Metamodells 
rekonstruiert. Gemäß OMG werden die Konstrukte in die drei Hauptkategorien 
Swim Lane, Flow Object und Connecting Object eingeteilt (OMG 2011, S. 27). Die 
beiden weiteren Hauptkategorien Data und Artifact werden für die Ableitung 
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nicht benötigt. Eine Swim Lane spezifiziert entweder einen Pool oder eine Lane. 
Ein Pool stellt einen Teilnehmer dar, der gegebenenfalls durch Lanes in Rollen 
unterteilt wird. Flussobjekte werden in (1) Activities (atomarer Task oder nicht-
atomarer Subprocess), (2) Events (Start-, Zwischen- oder Endereignis) oder 
(3) Gateways (Teilung, bzw. Synchronisation des Sequenzflusses) unterschieden. 
Connecting Objects sind zum einen Sequenzflüsse (Sequence Flows), welche die 
Reihenfolge beschreiben, in der Flussobjekte innerhalb eines Pools ausgeführt 
werden. Zum anderen sind sie Nachrichtenflüsse (Message Flows), welche den 
Nachrichtenaustausch zwischen zwei Pools spezifizieren. 

Während einem VES das Systemparadigma „Petri-Netz“ zugrunde liegt, folgt 
ein BPMN-Schema dem Systemparadigma „Algorithmus“. Die Instanziierung ei-
nes Petri-Netzes wird durch die den einzelnen Zuständen zugeordneten Marken 
beschrieben. Im Gegensatz dazu wird ein BPMN-Workflowschema mehrfach  
instanziiert. Jede Instanz entspricht einem Ablauf des Schemas, dessen aktueller 
Ausführungszustand durch ein Token markiert ist. 

Die Ableitung eines initialen BPMN-Workflowschemas aus einem detail-
lierten VES erfolgt als metamodellbasierte Schematransformation. Diese wird in 
Abschnitt 13.3 beschrieben. 

13.3 Fallbeispiel Produktion von Elektrofahrzeugen in der e-Car AG 

Als Fallbeispiel dient die Produktion von Elektrofahrzeugen in der e-Car AG aus 
dem in Kapitel 2 eingeführten Integrationsszenario (Teilszenario A) des For-
schungsverbundes. Für die Produktion von e-Cars wird im Folgenden ein SOM-
Geschäftsprozessmodell entwickelt. Dabei erfolgt eine mehrstufige, schrittweise 
Zerlegung des IAS und des korrespondierenden VES. 

Das initiale IAS (Abb. C-64a) zeigt die aggregierten Leistungsflüsse zwischen 
den betrieblichen Objekten aus Struktursicht. Das Umweltobjekt Lieferant belie-
fert das Diskursweltobjekt e-Car AG Produktion (im Folgenden kurz e-Car AG ge-
nannt) mit Vorprodukten (D: Vorprodukte). E-Car AG generiert aus den von Liefe-
rant übermittelten Vorprodukten für das Umweltobjekt Absatz eine Verkaufsleis-
tung (D: e-Cars). Diese stellt die Leistungsübergabe des verkauften Gutes dar. 
Das korrespondierende VES ist in Abb. C-64b dargestellt. Die Bezeichnungen der 
Aufgaben im VES werden aus den Transaktionsbezeichnungen abgeleitet. So be-
zeichnet Vorprodukte> die Aufgabe „Erstellen und Übergeben der Vorprodukte“, 
>Vorprodukte die korrespondierende Empfangsaufgabe.  
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Abb. C-64: IAS und VES für die Produktion von e-Cars (initiales Modell) 

Die Koordination zwischen e-Car AG und Absatz bzw. Lieferant erfolgt nach dem 
Prinzip der nicht-hierarchischen Koordination. In ersten Zerlegungsschritten 
(erste Zerlegung), deren Ergebnis in Abb. C-65 und Abb. C-66 dargestellt ist, 
wird die von der e-Car AG ausgehende Durchführungstransaktion (D: e-Cars) 
nach dem AVD-Prinzip verfeinert. Die Anbahnungstransaktion entfällt hier, da 
angenommen wird, dass Absatz und e-Car AG bereits über gegenseitige Informa-
tionen verfügen. Nachdem die Bestellung der zu produzierenden e-Cars durch 
Absatz eingegangen ist (Bestellung>, Vereinbarung), wird sie durch e-Car AG be-
arbeitet. Für die Produktion der e-Cars werden Vorprodukte benötigt, die die  
e-Car AG bei Lieferant bestellt. Auch hier sind Lieferant und e-Car AG bereits ge-
genseitig bekannt, so dass bei Lieferant direkt eine Bestellung über die benötigte 
Menge an Vorprodukten eingeht. Vorprodukte können einerseits Gleichteile sein 
(Gleichteile Bestellung (VMI-Vertrag)); diese werden für die Produktion von e-Cars 
zwingend benötigt. Andererseits können Vorprodukte Individualteile sein. Sie 
werden nur für den Fall eines eingegangenen Individualauftrags beim Lieferan-
ten zusätzlich bestellt (Individualteile Bestellung). Nach erfolgter Belieferung mit 
Vorprodukten (Gleichteilebelieferung, Individualteilebelieferung) durch Lieferant er-
hält die e-Car AG die Rechnung und begleicht diese durch die Zahlung. Mit den 
eingetroffenen Vorprodukten produziert die e-Car AG die bestellte Menge an 
Elektrofahrzeugen und stellt diese anschließend Absatz bereit (e-Car Bereitstel-
lung, Durchführung).  
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Abb. C-65: IAS für die Produktion von e-Cars (erste Zerlegung) 

 
Abb. C-66: VES für die Produktion von e-Cars (erste Zerlegung) 

In weiteren Zerlegungsschritten (zweite Zerlegung in Abb. C-67 und Abb. C-68) 
werden die Koordinationsprotokolle zwischen e-Car AG und Absatz bzw. Liefe-
rant weiter verfeinert. Darüber hinaus erfolgt eine Zerlegung des betrieblichen 
Diskursweltobjekts e-Car AG. Letztere führt zu je einem Teilobjekt für Strategi-
scher Einkauf/Beschaffung, Produktion, sowie Finanzwesen, welches die Zahlungs-
abwicklung gegenüber Lieferant durchführt. Die Beauftragungen zwischen den 
innerbetrieblichen Diskursweltobjekten erfolgen im Rahmen nicht-
hierarchischer Koordinationen. Das gesamte Protokoll der Objekt- und Transak-
tionszerlegungen ist in Tab. C-7 zusammengefasst.  
  



276    
 

 
Abb. C-67: IAS für die Produktion von e-Cars (zweite Zerlegung) 

 
Tab. C-7: Objekt- und Transaktionszerlegung für die Produktion von e-Cars 
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Abb. C-68: Vorgangs-Ereignis-Schema für die Produktion von e-Cars 

(zweite Zerlegung) 

Im VES der zweiten Zerlegung (Abb. C-68) wurden – soweit notwendig – Aufga-
ben um Pre- und Postconditions ergänzt. Diese sind vor bzw. nach der jeweiligen 
Aufgabenbezeichnung eingetragen und mit dem Schlüsselwort PRE bzw. POST 
gekennzeichnet. Beispielsweise wird von der Produktion, welche die Stücklisten 
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verwaltet, nur dann das Fehlen von Individualteilen gemeldet (Bedarfe>), wenn 
diese im Zuge der Auftragsbearbeitung benötigt werden. Die für die Fertigstel-
lung des Auftrags benötigten Gleichteile werden in jedem Fall bestellt.  

Im Weiteren wird nun davon ausgegangen, dass das VES der zweiten Zerle-
gung hinreichend detailliert ist, um daraus ein BPMN-Workflowschema ableiten 
zu können. Diese Ableitung wird im nächsten Abschnitt erläutert. 

13.4 Vom SOM-Geschäftsprozessmodell zum BPMN-
Workflowschema 

Methodische Grundlage der Ableitung eines BPMN-Workflowschemas aus einem 
SOM-Geschäftsprozessmodell ist die metamodellbasierte Schematransformation 
gemäß dem MDA-Pattern der Model Driven Architecture (OMG 2003, S. 3–9; 
siehe auch Frankel 2003; Gruhn et al. 2006) (Abb. C-69, links). Ausgangspunkt 
der Ableitung ist die Verhaltenssicht, d. h. das VES eines hinreichend verfei-
nerten SOM-Geschäftsprozessmodells, welches gemäß dem zugehörigen Meta-
modell spezifiziert ist. Das Ergebnis der Ableitung ist ein initiales BPMN-
Workflowschema (Kollaborationsdiagramm mit Aktivitäten als Kontaktpunkte 
zwischen Teilnehmern, siehe hierzu OMG 2011, S. 24) gemäß dem für die  
Zwecke dieses Beitrags erstellten BPMN-Metamodell (Abb. C-69). Die Ableitung 
selbst wird anhand einer Abbildung von Modellbausteinen des SOM-
Metamodells auf Modellbausteine des erstellten BPMN-Metamodells beschrieben 
(siehe gestrichelte Linien in Abb. C-69, rechts). 
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Abb. C-69: Metamodell-Abbildung SOM  BPMN  

(vgl. OMG 2003, S. 3–9; Ferstl und Sinz 2008, S. 210) 

Die wichtigsten Beziehungselemente der Abbildung zwischen einem SOM-
Geschäftsprozessmodell und einem BPMN-Workflowschema werden nun kurz  
erläutert. Dabei wird davon ausgegangen, dass ein Workflowschema nur für be-
triebliche Objekte abgeleitet werden soll, nicht hingegen für Umweltobjekte. 

Jedes betriebliche Objekt wird in einen Pool transformiert. Umweltobjekte 
werden in öffentliche Pools (public Process; Black-Box) abgebildet. Da für sie 
kein Workflowschema abgeleitet wird, ist ihre Innensicht nicht von Belang. Die 
Darstellung der Reihenfolge der ein- und ausgehenden Nachrichtenflüsse mittels 
Black-Box-Pools ist demnach ausreichend. Betriebliche Transaktionen zwischen 
den Objekten führen zu Nachrichtenflüssen zwischen Pools. Aufgaben werden in 
Aktivitäten und ggf. Events (Events im Falle eines Sequenzflussstarts eines Auf-
gabenobjekts) transformiert. 
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Ein objektinternes Ereignis, welches zwei Aufgaben im Inneren eines betrieb-
lichen Objekts verknüpft, entspricht einem Sequenzfluss, der ebenfalls nur in-
nerhalb eines Pools existiert. Aus objektinternen Ereignissen in Verbindung mit 
Pre- oder Post-Conditions von Aufgaben werden Gateways abgeleitet. Komplexe 
Post-Conditions (bspw. Alternativen in Kombination mit optionalen Verzwei-
gungen) werden im VES mit If-Then-Else-Bedingungen dargestellt (POST: IF  
Individualteile benötigt THEN (F ˄ G) ELSE G; vgl. Post-Condition der Aufgabe Be-
darfe> in Abb. C-68), die zunächst in ein exklusives Gateway abgebildet wer-
den. Der Sequenzfluss, der durch die Post-Condition aufgeteilt wird, wird mittels 
Gateways in die beiden möglichen Wege (F ˄ G) und G abgebildet. Der aufge-
teilte Sequenzfluss wird zu einem späteren Zeitpunkt durch die Pre-Condition 
der Aufgabe e-Car Bereitstellung> wieder zusammengeführt. Dabei wird die Pre-
Condition in der Reihenfolge der ODER-verknüpften Teilausdrücke ausgewertet. 
Aufeinander folgende Flussobjekte innerhalb eines Pools werden zusätzlich 
durch Sequenzflüsse miteinander verbunden. Sequenzflüsse, die in genau eine 
Aktivität münden, werden durch ein Gateway synchronisiert.  

Durch die Ableitung wird erreicht, dass Abläufe im Inneren eines betrieb-
lichen Objekts in Abläufe innerhalb eines Pools abgebildet werden. Die Koordi-
nation zwischen betrieblichen Objekten führt zu einer Choreographie zwischen 
Pools, die in Form von Nachrichtenflüssen spezifiziert wird (Kollaborations-
diagramm, siehe hierzu OMG 2011).  

Das aus der Ableitung resultierende initiale BPMN-Kollaborationsdiagramm 
ist in Abb. C-70 dargestellt. Dieses enthält Aktivitäten, die „Kontaktpunkte“ zwi-
schen den Teilnehmern darstellen. In einem weiteren Schritt können die inter-
nen Prozesse (White-Box-Pools) bei Bedarf weiter verfeinert werden.  
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Abb. C-70: BPMN-Workflowschema für die Produktion von e-Cars 
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13.5 Diskussion des vorgeschlagenen Ansatzes 

Ausgangspunkt des vorgeschlagenen Ansatzes ist ein initiales SOM-Geschäfts-
prozessmodell, welches die mit dem Unternehmensplan abgestimmten Leistungs-
beziehungen des Geschäftsprozesses mit seiner Umwelt beinhaltet. Dieses Ge-
schäftsprozessmodell wird in einer Struktursicht (IAS) sowie einer korrespondie-
renden Verhaltenssicht (VES) dargestellt und durch Zerlegung von betrieblichen 
Transaktionen und Objekten in mehreren Schritten verfeinert. Dabei wird suk-
zessive die transaktionsbasierte Koordination zwischen den betrieblichen Ob-
jekten aufgedeckt. Nach Erreichen einer geeigneten Verfeinerung des Geschäfts-
prozessmodells erfolgt die modellgetriebene Ableitung eines initialen BPMN-
Workflowschemas aus dem VES der detailliertesten Zerlegungsstufe. Eine geeig-
nete Verfeinerung liegt vor, wenn für alle Aufgaben des Geschäftsprozessmodells 
das Lösungsverfahren auf genau eine Aktivität des Workflowschemas abbildbar 
ist. 

Im Vergleich zu einer direkten Modellierung eines BPMN-Workflowschemas 
ohne ein vorgeschaltetes SOM-Geschäftsprozessmodell ergibt sich durch die  
modellgetriebene Ableitung eine Reihe von Vorteilen: 

• Pools, die Choreographie zwischen Pools sowie die Aktivitäten und Be-
ziehungen des initialen BPMN-Schemas sind Ergebnis der Ableitung und 
müssen nicht auf der Ebene des Workflowschemas konstruiert oder re-
konstruiert werden (vgl. hierzu auch Allweyer 2008, S. 53 ff).  

• Die „Herkunft aus dem Geschäftsprozessmodell“ kann für eine seman-
tische Annotation der Artefakte des Workflowschemas genutzt werden. 
Diese Anreicherung erhöht die semantische Aussagekraft eines BPMN-
Schemas. Zum Beispiel kann ein Message-Flow um die Information  
ergänzt werden, welcher betrieblichen Transaktion er im Geschäfts-
prozessmodell entspricht. Die Choreographie zwischen Pools spiegelt das 
gesamte Koordinationsprotokoll zwischen den korrespondierenden be-
trieblichen Objekten wider.  

• Die semantische Lücke zwischen dem mit dem Unternehmensplan abge-
stimmten initialen Geschäftsprozessmodell und dem Workflowschema, 
welches die Lösungsverfahren für die Durchführung der detaillierten  
Geschäftsprozessaufgaben spezifiziert, wird in überschaubaren und damit 
prüfbaren Komplexitätsspannen überwunden.  

• Das durch Modelltransformation erzeugte initiale BPMN-Schema setzt den 
Rahmen für dessen weitere Bearbeitung. Das Workflowschema kann ver-
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feinert werden, um z. B. Varianten von Aufgabendurchführungen zu spe-
zifizieren. Eine Abänderung der durch die Ableitung erzeugten Grund-
struktur des BPMN-Schemas ist jedoch nicht möglich, da dadurch die Ab-
stimmung zwischen Geschäftsprozessmodell und Workflowschema ver-
letzt werden würde.  

Insgesamt zielt der Ansatz damit auf eine Verbesserung der Modellqualität und 
der semantischen Aussagekraft von Workflowschemata. 

Voraussetzung für die Anwendung des Ansatzes ist die konzeptuelle Unter-
scheidung zwischen Geschäftsprozessmodell und Workflowschema (siehe Ab-
schnitt 13.1). Das Geschäftsprozessmodell ist der Aufgabenebene eines betrieb-
lichen Systems zugeordnet und beschreibt das „Was“ der zielorientierten Aufga-
benerfüllung. Das Workflowschema hingegen ist Teil der Aufgabenträgerebene 
und beschreibt das „Wie“ der Aufgabendurchführung. Der vorgeschlagene An-
satz führt zu einer Abstimmung der beiden Ebenen, macht aber gleichzeitig die 
Freiheitsgrade beim „Wie“ zum Erreichen eines vorgegebenen „Was“ deutlich. 
Zum Beispiel können für einen gegebenen Geschäftsprozess unterschiedliche Va-
rianten von Workflows durch Verfeinerung des initialen Workflowschemas er-
zeugt werden. 

13.6 Verwandte Arbeiten und weiterer Forschungsbedarf 

Verwandte Arbeiten betreffen insbesondere Modelltransformationen von und 
nach BPMN. Dabei nutzen nur wenige Ansätze BPMN als Zielsprache für die 
Modelltransformation. Beispiele sind u. a. die Arbeiten (Allweyer 2007) und 
(Kalnins und Vitolins 2006), wo Ereignisgesteuerte Prozessketten bzw. UML-
Aktivitätsdiagramme in eine BPMN-Darstellung transformiert werden. 

Im Vergleich dazu verwenden viele Arbeiten BPMN als Quellsprache für eine 
Modelltransformation. Zum Beispiel befassen sich DECKER ET AL. (2008b) mit der 
Überführung von BPMN in die Workflowsprache YAWL, DIJKMAN ET AL. (2008) 
mit der Transformation in Petri-Netze und CIBRÁN (2009) mit der Abbildung in 
UML-Aktivitätsdiagramme. Eine Reihe von Arbeiten beschäftigt sich mit der Ge-
nerierung von BPEL-Spezifikationen aus BPMN (z. B. OMG 2011; Ouyang et al. 
2006a; Ouyang et al. 2006b). Der Tatbestand, dass für BPMN leistungsfähige 
Editoren, Transformatoren in unterschiedliche Zielsprachen und BPEL-
Generatoren verfügbar sind, spricht für die Wahl von BPMN als Sprache zur 
Spezifikation von Workflowschemata. 
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Fragen der Choreographiemodellierung mit BPMN werden u. a. in (Decker 
und Barros 2008) behandelt. In den aktuellen Sprachstandard BPMN 2.0 wurde 
neu ein Choreographiediagramm aufgenommen, welches es gestattet, die Inter-
aktion zwischen Teilnehmern zu visualisieren (OMG 2011, S. 315 ff). Mit der 
Transformation von BPMN in BPEL4Chor befassen sich DECKER ET AL. (2008a). 

Aktuelle Forschungsarbeiten betreffen die Werkzeugunterstützung der Trans-
formation (vgl. hierzu Kapitel 17). Basierend auf der ADOxx-Meta-
Modellierungsplattform werden aus dem Geschäftsprozessmodell mithilfe des in 
Abb. C-69 erstellten Beziehungsmetamodells BPMN-Workflowschemata abgelei-
tet. 

In der vorgestellten Form weist der Ansatz zur modellgetriebenen Ableitung 
von BPMN-Workflowschemata einige Restriktionen auf. Diese betreffen insbe-
sondere die Berücksichtigung der Datensicht von Workflows (z. B. Bedingungen 
für Gateways), die Ausnahmebehandlung bei Workflows (z. B. Blockieren einer 
Workflowinstanz aufgrund des Verhaltens einer korrespondierenden Workflow-
instanz) sowie die explizite Berücksichtigung des Automatisierungsgrades von 
Geschäftsprozessaufgaben. Aspekte der Einbeziehung von nichtautomatisierten 
Aktivitäten werden auch in der aktuellen Version des Sprachstandards der 
BPMN (OMG 2011, S. 165 ff) und in BPEL4People (OASIS 2011) behandelt. 

Darüber hinaus ergibt sich weiterer Forschungsbedarf im Hinblick auf die 
Generalisierung und Formalisierung der Ableitungsregeln vom VES zum BPMN-
Schema, bezüglich der Verfeinerung der Aktivitäten hinsichtlich ausführbaren 
BPMN-Prozessen. Damit soll eine durchgängige und weitgehend modellgetrie-
bene Entwicklung von lauffähigen BPEL-Prototypen erreicht werden. Vorausset-
zung hierfür ist die Einbeziehung der Aufgabenobjekte gemäß der SOM-
Methodik (siehe Abb. C-61b, Konzeptuelles Objektschema). Diese sind in Form 
von Diensten zu realisieren, welche die von den Aktivitäten des Workflowsche-
mas benötigten persistenten Daten verwalten.  
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14 Entwurf partieller SOA auf der Grundlage von Geschäfts-
prozessmodellen 

Andree Krücke, Elmar J. Sinz 

Zusammenfassung. In vielen Fällen soll nicht die komplette Anwendungs-
system-Landschaft (AwS-Landschaft) eines Unternehmens gemäß dem Kon-
zept der service-orientierten Architektur (SOA) gestaltet oder transformiert 
werden. Vielmehr ist es das Ziel, Teile davon, die hohen Flexibilitätsanfor-
derungen ausgesetzt sind, auf Basis von SOA zu realisieren, während eher 
stabile Bereiche mit herkömmlichen AwS abgedeckt werden. Aus Sicht der 
AwS-Landschaft entsteht dadurch eine partielle SOA. Quelle der Flexibili-
tätsanforderungen an AwS sind korrespondierende Anforderungen an die 
von den AwS zu unterstützenden Geschäftsprozesse. 
Der vorliegende Beitrag stellt einen modellbasierten Ansatz zum fachlichen 
Entwurf partieller SOA auf der Grundlage von Geschäftsprozessmodellen 
vor. Ausgehend von einem Geschäftsprozessmodell, in dem Bereiche mit 
besonders hohen Flexibilitätsanforderungen identifiziert wurden, führt der 
Ansatz in fünf Schritten zur Spezifikation eines SOA-AwS als Teil einer par-
tiellen SOA. Die Schnittstellen zwischen dem SOA-AwS und den umgeben-
den AwS werden dabei explizit berücksichtigt. Der Ansatz wird anhand ei-
nes Fallbeispiels aus einem Logistikszenario (siehe E-Car-Szenario, Kapi-
tel 2) demonstriert. 

14.1 Problemstellung 

Mit service-orientierten Architekturen (SOA) werden im Bereich betrieblicher 
Anwendungssysteme (AwS) insbesondere drei Ziele verfolgt: (1) Verbesserung 
der Wiederverwendbarkeit von Services und zugehörigen Software-
Komponenten (Krafzig et al. 2005, S. 244f; Erl 2008, S. 72). (2) Erhöhung der 
Flexibilität von AwS (Melzer 2010, S. 33; Eckert et al. 2010, S. 18). Beide Ziele 
unterstützen wiederum (3) das IT/Business-Alignment sowohl auf strategischer 
als auch auf operativer Ebene (vgl. Aier und Winter 2009; Wagner und Weitzel 
2006). 

Grundlage von SOA sind Software-Komponenten, die bestimmte Services er-
bringen. Die Software-Komponenten sind lose gekoppelt, d. h. sie interagieren 
über den Austausch von Nachrichten. Das Zusammenwirken der Services im 
Rahmen von Prozessen wird in Form von hierarchischer Koordination (Orchest-
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rierung) oder nicht-hierarchischer Koordination (Choreographie) beschrieben 
(Peltz 2003). 

Viele Arbeiten zur Einführung von SOA in Unternehmen verfolgen einen 
globalen Ansatz, d. h. die Einführung von SOA oder die Transformation der be-
stehenden AwS-Architektur in Richtung SOA wird für das gesamte betriebliche 
System oder wenigstens ein größeres Teilsystem angestrebt. Hierfür werden so-
genannte Enterprise Services identifiziert, aus denen dann die betrieblichen AwS 
konfiguriert werden (Schelp und Winter 2008, S. 9; Woods und Mattern 2006, S. 
20). Bei diesen Arbeiten steht das Ziel der Wiederverwendbarkeit im Vorder-
grund, das Ziel der Flexibilität wird eher nachrangig verfolgt. 

Der vorliegende Beitrag geht davon aus, dass in vielen Fällen nicht die kom-
plette AwS-Landschaft eines Unternehmens gemäß SOA gestaltet bzw. transfor-
miert werden soll. Vielmehr wird das Ziel verfolgt, diejenigen Teile der AwS-
Landschaft, die besonders hohen Flexibilitätsanforderungen ausgesetzt sind, auf 
Basis von SOA zu realisieren (SOA-AwS) und andere, eher stabile Bereiche wei-
terhin mit herkömmlichen AwS zu unterstützen. Dabei stellt sich die Frage nach 
den Schnittstellen zwischen den SOA-AwS und den herkömmlichen AwS. Diese 
Schnittstellen betreffen einerseits den Übergang zwischen SOA-AwS und her-
kömmlichen AwS im Rahmen der Vorgänge und Vorgangsnetze zur betriebli-
chen Aufgabenerfüllung, sowie andererseits die Bereitstellung der von den SOA-
AwS benötigten Daten, welche zum Teil von den herkömmlichen AwS verwaltet 
werden. Letzterer Aspekt wird aus methodischer Sicht in der aktuellen SOA-
Literatur weitgehend vernachlässigt (Sinz 2008, S. 71–72; Carey 2008, S. 92). 

Gegenstand des vorliegenden Beitrags ist die Entwicklung eines Ansatzes zur 
Unterstützung des Entwurfs partieller SOA für betriebliche AwS-Landschaften. 
Der Ansatz ist insbesondere durch folgende Merkmale charakterisiert: 

• Explizite Ausrichtung auf partielle SOA, d. h. es steht das Ziel der Erhö-
hung der Flexibilität für ausgewählte Teile der AwS-Landschaft im Vor-
dergrund. Über die Wiederverwendbarkeit der entwickelten Services und 
zugehörigen Software-Komponenten im Rahmen einer unternehmenswei-
ten SOA werden keine Aussagen getroffen. 

• Ausrichtung auf die fachliche Ebene von SOA. Die softwaretechnische 
Implementierung der Services, Komponenten und Schnittstellen wird 
nicht betrachtet. 

• Die Entwicklung der SOA-AwS und die Spezifikation der fachlichen 
Schnittstellen zu den umgebenden AwS erfolgt modellbasiert auf der Basis 
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von Geschäftsprozessmodellen (GP-Modellen) gemäß dem Semantischen 
Objektmodell (SOM). 

Der weitere Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Abschnitt 14.2 behandelt Ansätze 
aus der Literatur zur Entwicklung von SOA. Abschnitt 14.3 stellt den Ansatz zum 
fachlichen Entwurf von SOA-AwS als Bestandteil einer partieller SOA vor. Die 
Anwendung des Ansatzes wird in Abschnitt 14.4 anhand eines Fallbeispiels aus 
einem e-Car-Szenario demonstriert. Eine Diskussion des Ansatzes in Ab-
schnitt 14.5 schließt den Beitrag ab. 

14.2 Ansätze zur Entwicklung service-orientierter Architekturen 

Vorrangige Ziele, die mit SOA verfolgt werden, sind eine Verbesserung der Wie-
derverwendbarkeit und eine Erhöhung der Flexibilität auf IT-Ebene. Wesentliche 
Voraussetzung für eine breite Wiederverwendbarkeit von Services und zugehöri-
gen Software-Komponenten ist eine unternehmensweit ausgerichtete SOA-
Strategie (z. B. Kavianpour 2007, S. 531f). Ansätze zur Entwicklung von SOA 
stützen sich hierzu i. d. R. auf eine Vorgehensstrategie, bei der die unterneh-
mensweite (Weiter-)Entwicklung und Ausbreitung einer SOA schrittweise erfolgt 
(Krafzig et al. 2005, S. 11; Masak 2005, S. 221ff). Dieses inkrementelle Vorge-
hen hilft, die aus einer unternehmensweiten SOA-Strategie abgeleitete Entwick-
lungsaufgabe sinnvoll zu untergliedern, kann aber nicht verhindern, dass Syste-
me mit zunehmender Größe aufgrund der Gesamtkomplexität schwer be-
herrschbar und überschaubar werden (Masak 2007, S. 323ff). Die Handhabung 
dieser Komplexität ist nicht trivial und kann zur Ernüchterung in Bezug auf den 
erhofften Nutzen von SOA führen. 

Neben der höheren Komplexität einer auf Wiederverwendung ausgerichteten 
AwS-Landschaft wirken noch weitere Aufwandstreiber negativ auf den wahrge-
nommenen Nutzen von SOA. So sind z. B. Rahmenbedingungen in der IT-
Organisation einer Unternehmung zu schaffen, damit wiederverwendbare Soft-
ware-Komponenten überhaupt erst verwaltet, gefunden und eingesetzt werden 
können (Krafzig et al. 2005, S. 7; Masak 2007, S. 135ff).  

Der Nutzen einer umfassenden Wiederverwendbarkeit von Software-
Artefakten hingegen besteht zum einen im mehrfachen Einsatz von einmal ent-
wickelten Programmfunktionen, zum anderen aber auch in der Reduzierung von 
Redundanzen und Inkonsistenzen auf Ebene der Unternehmensdaten (Krafzig et 
al. 2005, S. 244f). 
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Die Ablösung eines Altsystems durch eine auf Wiederverwendbarkeit abzie-
lende Service-Architektur führt im Allgemeinen gleichzeitig zu einer Erhöhung 
der Flexibilität des Systems. Zu hinterfragen ist hierbei jedoch, ob die gewonne-
ne Flexibilität auch in jedem Fall einen Nutzen darstellt. Sofern ein Altsystem 
zur Unterstützung eines über die Zeit hinweg relativ stabilen Aufgabenbereichs 
dient, dürften der Flexibilitätsbedarf und damit auch der durch die Systemum-
stellung erreichbare Nutzen eher gering, der damit verbundene Aufwand aber 
eher hoch sein. Bei Berücksichtigung aller genannten Faktoren ist somit davon 
auszugehen, dass Wiederverwendbarkeit zwar i. d. R. ein wünschenswertes Ziel 
darstellt, unter Berücksichtigung des damit verbundenen Aufwands aber nicht 
immer erstrebenswert ist, bzw. nicht im gleichen Maße priorisiert wird, wie dies 
beim Ziel der Flexibilitätserhöhung der Fall ist (siehe auch Berlecon Research 
2006, S. 4). So kann der Flexibilitätsbedarfs eines Unternehmens, der sich z. B. 
durch raschen Wandel von Geschäftsprozessen ergibt, aus Sicht des Unterneh-
mens hoch sein und somit den Einsatz einer auf das Ziel der Erhöhung von Fle-
xibilität ausgerichteten SOA begründen, ohne dass das Ziel der umfassenden 
Verbesserung von Wiederverwendbarkeit verfolgt werden muss. Hierbei ist da-
von auszugehen, dass durch Betonung des Flexibilitätsaspekts gegenüber der 
Wiederverwendbarkeit auch die Reichweite einer SOA von einer unterneh-
mensweiten Sicht hin zu einer eher geschäftsprozessorientierten Sicht wechselt, 
da diese den Bezugspunkt für Flexibilitätsanforderungen darstellt. 

Eine wesentliche Aufgabe zur Erreichung des Flexibilitätsziels ist die Ablei-
tung von Services ausgehend von den zu (teil-)automatisierenden Geschäftspro-
zessen (Schlimm 2010, S. 286). Diese Aufgabe steht im Mittelpunkt vieler An-
sätze zur Entwicklung von SOA (z. B. Kätker und Patig 2009; Bernhard und Jahn 
2009), wobei oftmals eine Unterscheidung zwischen fachlicher und technischer 
Serviceidentifizierung stattfindet (Thomas et al. 2009). Während die fachliche 
Sicht mit einer Ableitung von Services aus Geschäftsprozesssicht korrespondiert, 
unterstützt die technische Sicht die Identifizierung von Services unter Berück-
sichtigung der vorhandenen AwS-Landschaft eines Unternehmens. Hinsichtlich 
des angestrebten Flexibilitätsziels sind beide genannten Sichten relevant, was 
bei einer Analyse des Flexibilitätsbedarfs von Teilbereichen eines Geschäftspro-
zesses deutlich wird. So gibt es i. d. R. Bereiche eines Geschäftsprozesses mit 
hohem Flexibilitätsbedarf, während andere Bereiche als eher stabil klassifizier-
bar sind und somit aus Aufwandssicht durch schon vorhandene AwS im Unter-
nehmen unterstützt werden können, die ggfs. eine eher unflexible IT-Architektur 
aufweisen.  



 291 

Durch eine Prozessschnittstelle können diese AwS mit einem SOA-basierten 
AwS gekoppelt werden, das der Unterstützung von Bereichen des Geschäftspro-
zesses mit hohem Flexibilitätsbedarf dient. Bestehende Ansätze zur Entwicklung 
von SOA unterstützen die Einbindung bestehender AwS in eine SOA  
i. d. R. dadurch, dass das einzubindende AwS aus Sicht der SOA als Service-
dienstleister gesehen wird (z. B. Alahmari et al. 2010), der über eine Prozess-
schnittstelle seine Dienste in die SOA einbringen kann. Ein Entwurfsmuster zur 
Ableitung einer solchen Prozessschnittstelle für Legacy Systeme ist z. B. das Le-
gacy Wrapper Design Pattern nach Erl (Erl 2009, S. 441ff). Ausgeblendet wird 
hierbei jedoch, dass das einzubindende System auch aus Sicht der gesamten 
AwS-Landschaft betrachtet werden muss. Aus dieser Sicht stellt es keinen Ser-
vicedienstleister im Rahmen der SOA dar, sondern ein herkömmliches AwS, das 
im operativen Betrieb eines Unternehmens genutzt wird und ggfs. auf den selben 
Daten operiert, die auch im Rahmen der SOA referenziert werden. Wird eine 
SOA, in die vorhandene AwS zur Service-Erbringung eingebunden werden, nicht 
als Hybrid-System (Hutchinson et al. 2008, S. 35ff) angesehen, d. h. als Ver-
knüpfung von AwS mit ggfs. überlappenden Datenstrukturen, so ist die Gefahr 
inkonsistenter Daten und damit auch inkonsistenter Prozesse nicht auszuschlie-
ßen. 

Die obigen Ausführungen machen deutlich, dass eine auf Geschäftsprozesse 
mit partiell hohem Flexibilitätsbedarf ausgerichtete SOA-Strategie spezifische 
Anforderungen an die eingesetzten Ansätze zur SOA-Entwicklung stellt. Diese 
Anforderungen werden in Teilen von bestehenden Ansätzen in der Literatur 
zwar berücksichtigt (zum Vergleich serviceorientierter Vorgehensmodelle siehe 
z. B. auch Thomas et al. 2009), eine ganzheitlich auf die Bedürfnisse der ge-
nannten SOA-Strategie ausgerichtete Vorgehensweise findet sich jedoch nicht. 
Der im Folgenden entwickelte Ansatz leistet einen Beitrag zur Schließung dieser 
Lücke, indem er ausgehend von einem GP-Modell und unter besonderer Berück-
sichtigung von Flexibilitätsanforderungen innerhalb einzelner Geschäftsprozesse 
die Ableitung einer partiellen fachlichen SOA modellbasiert unterstützt - unter 
besonderer Berücksichtigung der zugrunde liegenden Datenstrukturen. 

14.3 Fachlicher Entwurf partieller SOA auf der Grundlage von 
SOM-GP-Modellen 

Im Folgenden wird der im Mittelpunkt des Beitrags stehende Ansatz zum fachli-
chen Entwurf von SOA-AwS als Teil einer partieller SOA auf der Grundlage von 
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SOM-Geschäftsprozessmodellen vorgestellt. Ausgehend von einer kurzen Einfüh-
rung in das Semantische Objektmodell (Abschnitt 14.3.1) wird das verwendete 
SOA-Architekturmodell beschrieben (14.3.2). Anschließend wird die methodi-
sche Konzeption des Ansatzes erläutert (14.3.3). 

 Semantisches Objektmodell (SOM) 14.3.1

Das Semantische Objektmodell (SOM) ist eine objekt- und geschäftsprozessorien-
tierte Methodik zur ganzheitlichen Modellierung betrieblicher Systeme (Ferstl 
und Sinz 2008, S. 192ff.). Den Kern der SOM-Methodik bildet ihre Unterneh-
mensarchitektur, welche drei Modellebenen umfasst: (1) Der Unternehmensplan 
beschreibt die Gesamtaufgabe des Unternehmens aus Außenperspektive und 
spezifiziert zugehörige Strategien und Rahmenbedingungen. (2) Das Geschäfts-
prozessmodell beschreibt das Lösungsverfahren für die Realisierung des Unter-
nehmensplans aus einer Innenperspektive auf Struktur und Verhalten der Teil-
aufgaben des Unternehmens. (3) Das Ressourcenmodell beschreibt ebenfalls aus 
Innenperspektive die personellen und maschinellen Aufgabenträger zur Durch-
führung der betrieblichen Aufgaben. Die maschinellen Aufgabenträger werden 
durch die AwS-Landschaft des Unternehmens gebildet. 

Im Rahmen des vorliegenden Beitrags werden das Geschäftsprozessmodell 
der zweiten Modellebene sowie die fachlichen AwS-Spezifikationen der dritten 
Modellebene genutzt. Im Vergleich zu anderen Ansätzen der Geschäftsprozess-
modellierung, wie z. B. zu den eher ablauforientierten Ansätzen Ereignisgesteuerte 
Prozesskette (EPK) (Keller et al. 1992) und Business Process Model and Notation 
(BPMN) (Object Management Group (OMG) 2009) besitzt SOM die Eigenschaft, 
dass Geschäftsprozessmodelle sowohl aus Struktursicht als auch aus Verhaltens-
sicht modelliert werden und aus diesen beiden Sichten initiale fachliche Spezifi-
kationen der zugehörigen AwS modellbasiert abgeleitet werden können. 

Die Struktursicht eines SOM-Geschäftsprozessmodells (Ferstl und Sinz 1995) 
wird in Form eines Interaktionsschemas (IAS) modelliert. Dieses enthält betrieb-
liche Objekte, die durch betriebliche Transaktionen koordiniert werden. Ein be-
triebliches Objekt umfasst eine Menge von Aufgaben, die auf einem gemeinsa-
men Aufgabenobjekt durchgeführt werden, mit zugehörigen Sach- und Formal-
zielen. Es werden zwei Koordinationsformen unterschieden, eine hierarchische 
Koordination unter der Nutzung von Steuer- und Kontrolltransaktionen (S, K) 
und eine nicht-hierarchische Koordination mithilfe von Anbahnungs-, Vereinba-
rungs- und Durchführungstransaktionen (A, V, D) (Ferstl und Sinz 2008, S. 66ff).  
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Die zugehörige Verhaltenssicht eines SOM-Geschäftsprozessmodells wird in 
einem Vorgangs-Ereignis-Schema (VES) dargestellt. Dieses beschreibt den ereig-
nisgesteuerten Ablauf der den betrieblichen Objekten zugeordneten Aufgaben. 
Ereignisbeziehungen zwischen Aufgaben unterschiedlicher Objekte werden in 
Form von Transaktionen modelliert, Ereignisbeziehungen zwischen Aufgaben 
desselben Objekts in Form von objektinternen Ereignissen. 

Aus dem IAS und dem VES kann die initiale fachliche Spezifikation der AwS 
zur Automatisierung der modellierten Geschäftsprozesse abgeleitet werden. Die-
se Spezifikation umfasst ein Konzeptuelles Objektschema (KOS) und ein zugehö-
riges Vorgangsobjektschema (VOS). Das KOS spezifiziert das Aufgabenobjekt der 
in den betrieblichen Objekten zusammengefassten Aufgaben in Form einer Men-
ge von in Beziehung stehenden Konzeptuellen Objekttypen (KOT). Die KOT kor-
respondieren mit den betrieblichen Objekten und Transaktionen des Geschäfts-
prozessmodells. Das VOS spezifiziert eine Menge von in Beziehung stehenden 
Vorgangsobjekttypen (VOT). Jeder VOT korrespondiert mit genau einer betrieb-
lichen Aufgabe und beschreibt das Zusammenwirken von KOTs bei der Durch-
führung dieser Aufgabe. 

 SOA-Architekturmodell 14.3.2

Die Software-Architektur eines AwS umfasst dessen Bauplan im Sinne einer Spe-
zifikation von Komponenten und Beziehungen unter allen relevanten Blickwin-
keln sowie die Konstruktionsregeln für die Erstellung des Bauplans (Sinz 2002, 
S. 1055). Die allgemeine Spezifikation von Komponenten- und Beziehungstypen 
wird zusammen mit zugehörigen Konstruktionsregeln als Software-
Architekturmodell bezeichnet. Dieses stellt Strukturvorgaben für die Erstellung 
der konkreten Software-Architekturen einer Klasse von AwS bereit. 

Software-Architekturmodelle sind auf bestimmte Entwurfsziele ausgerichtet. 
Mit SOA-Architekturmodellen werden im Allgemeinen insbesondere die Ziele 
Wiederverwendbarkeit und Flexibilität verfolgt. Wie bereits genannt, steht in 
diesem Beitrag das Ziel der Flexibilität im Vordergrund. Eine wichtige Konstruk-
tionsregel für flexible AwS betrifft die nachrichtenbasierte, lose Kopplung der 
Komponenten (Papazoglou 2008, S. 16f). Das Prinzip der losen Kopplung wird 
auch bei der Verknüpfung betrieblicher Objekte in SOM-GP-Modellen ange-
wandt (Ferstl und Sinz 2008, S. 199ff). Auf dieses Merkmal nimmt das im Fol-
genden beschriebene und in Abb. C-71 dargestellte SOA-Architekturmodell Be-
zug. 
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Abb. C-71: SOA-Architekturmodell 

Elementare Bausteine einer SOA-Architektur sind Services und Komponenten. 
Ein Service stellt eine definierte Leistung dar, die als Element eines oder mehre-
rer größerer Verarbeitungsabläufe verwendet werden kann. Zudem liegt einem 
Service eine vertragliche Übereinkunft zwischen Serviceanbieter und -nutzer zu-
grunde (Richter et al. 2005, S. 413). Komponenten dienen der Erbringung eines 
oder mehrerer Services, wobei sie die Implementierung der Services gegenüber 
der die Services nutzenden Umgebung verbergen. Im allgemeinen Sprachge-
brauch werden die Begriffe Service und Komponente oftmals nicht scharf unter-
schieden (Siedersleben 2007, S. 112), was vor allem aus folgendem Grund kri-
tisch zu bewerten ist: Aufgabenobjekte im Sinne von Datenstrukturen, die zur 
Erbringung eines Services erforderlich sind, werden nicht von einem Service, 
sondern von der zugrunde liegenden Komponente verwaltet. Liegt nun zwei un-
terschiedlichen Services zum Teil ein gemeinsames Aufgabenobjekt zugrunde, so 
ist der konsistente Zustand der Aufgabenobjekte sicherzustellen. Sofern die Ser-
vices von zwei unterschiedlichen Komponenten erbracht werden, ist zur Wah-
rung der Konsistenz ggfs. eine Datenschnittstelle auf Komponentenebene zu be-
rücksichtigen - ein Erfordernis, das sich aus reiner Servicebetrachtung nicht ab-
leiten ließe.  



 295 

In der Literatur wurde eine Reihe von Vorschlägen für SOA-
Architekturmodelle unterbreitet (Leyking et al. 2007, S. 183). Ein Beispiel ist 
der Vorschlag von Hess et al., in dem Bestands-, Prozess-, Funktions- und Inter-
aktionskomponenten unterschieden werden (Hess et al. 2006, S. 398). Letztere 
stellen dabei Services für die Interaktion mit Nutzern als personelle Aufgaben-
träger dar. Im vorliegenden Beitrag wird aus Gründen der Vereinfachung die 
Frage der Teilautomatisierung von Geschäftsprozessen und damit die Interaktion 
mit personellen Aufgabenträgern nicht betrachtet; dies bleibt einer Weiterent-
wicklung des Ansatzes vorbehalten. Bezüglich der weiteren Komponenten erfolgt 
die Differenzierung anhand der von ihnen erbrachten Servicekategorien. Die 
Servicekategorien weisen einen Bezug zur fachlichen Granularität auf (Heutschi 
2007, S. 172) und bestimmen Konstruktionsregeln für die service-erbringenden 
Komponenten. 

Es werden zwei Kategorien von Services unterschieden: 
1. Entitäts-Services: Grundlage für die Automatisierung von Geschäftspro-

zessen durch AwS ist die rechnergestützte Verwaltung der den betriebli-
chen Aufgaben zugrunde liegenden Aufgabenobjekte. Gemäß SOM-
Methodik wird das Aufgabenobjekt einer Aufgabe in Form von in Bezie-
hung stehenden KOTs spezifiziert. Die Schnittstelle zu den KOTs wird in 
Form eines Entitäts-Service realisiert. Die dem Service zugrundeliegende 
Komponente kapselt und persistiert ggfs. die Attribute der zu verwalten-
den KOTs, der Service selbst ermöglicht den externen Zugriff auf die At-
tribute und Funktionen des Aufgabenobjekts. Die Operatoren des Services 
korrespondieren mit einer fachlichen Sicht auf das Aufgabenobjekt, so 
dass z. B. aus Geschäftssicht zusammenhängende Attribute des Aufgaben-
objekts auch als Einheit durch einen einzigen Serviceaufruf abgefragt 
werden können (Josuttis 2007, S. 63). 

2. Vorgangs-Services: Die Steuerung des Zusammenwirkens von KOTs bei 
der automatisierten Durchführung einer betrieblichen Aufgabe entspricht 
einem Vorgang. Zur Automatisierung der Koordination von Vorgängen 
wird die Service-Kategorie der Vorgangs-Services bereitgestellt. Ein ele-
mentarer Vorgangs-Service orchestriert im Rahmen der Durchführung ei-
ner betrieblichen Aufgabe ggfs. mehrere Entitäts-Services. Ein nicht-
elementarer Vorgangs-Services orchestriert das mit den Aufgaben eines 
betrieblichen Objekts korrespondierende Vorgangsnetz, welches elemen-
tare und ggfs. weitere nicht-elementare Vorgangs-Services umfasst, oder 
nimmt an Choreografien mit benachbarten Vorgangs-Services teil.  
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Anhand der beiden Servicekategorien erfolgt die Bildung der die Services er-
bringenden Komponenten. Die Konstruktionsregel lautet, dass fachlich zusam-
menhängende Aufgabenobjekte, die durch eine Menge von in Beziehung stehen-
den KOTs repräsentiert werden und auf die über entsprechende Entitäts-Services 
zugegriffen werden kann, zu einer Komponente zusammengefasst werden. Die 
Erbringung fachlich in Beziehung stehender elementarer und/oder nicht-
elementarer Vorgangs-Services wird ebenfalls in einer Komponente zusammen-
gefasst. Als Kriterium für die Abgrenzung der beiden Arten von Komponenten 
dient das Aufgabenobjekt bzw. das Vorgangsnetz eines betrieblichen Objekts.  

Aus Orchestrierungssicht weisen nicht-elementare Vorgangs-Services die 
gröbste Granularität unter den vorgestellten Service-Kategorien auf. Zur Auto-
matisierung des gesamten Geschäftsprozesses bedarf es aber auch einer Koordi-
nation zwischen den Vorgangsnetzen der beteiligten betrieblichen Objekte. Da 
betriebliche Objekte grundsätzlich autonom sind, erfolgt die Koordination der 
Vorgangs-Services unterschiedlicher betrieblicher Objekte gemäß dem Prinzip 
der Choreographie (Peltz 2003). 

 Konzeption des Ansatzes 14.3.3

Abb. C-72 zeigt das schrittweise Vorgehen zur modellbasierten Entwicklung ei-
ner partiellen SOA.  
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Abb. C-72: Modellbasierte Entwicklung einer partiellen SOA 

Ausgangspunkt ist ein geeignet abgegrenztes SOM-GP-Modell. Ergebnis ist die 
Spezifikation der SOA für ein spezifisches Teil-AwS aus fachlicher Sicht (SOA-
AwS) zusammen mit den externen Schnittstellen zu umgebenden AwS. Das Vor-
gehen wird zunächst allgemein erläutert. In Abschnitt 14.4 erfolgt die Anwen-
dung des Ansatzes auf ein nicht-triviales Fallbeispiel. 

Schritt 1: SOM-GP-Modell. Ausgangspunkt ist ein SOM-GP-Modell in Form 
eines IAS und eines korrespondierenden VES. Es wird angenommen, dass die 
modellierten Geschäftsprozesse weitgehend automatisiert durchgeführt werden. 
Dazu werden im Allgemeinen mehrere interagierende AwS eingesetzt. Weiter 
wird angenommen, dass in dem GP-Modell bereits ein Bereich mit hohen Flexi-
bilitätsanforderungen identifiziert wurde, welcher durch ein SOA-AwS automati-
siert werden soll, während umgebende, längerfristig eher stabile Bereiche durch 
herkömmliche, ggfs. schon existierende AwS unterstützt werden. Das SOM-GP-
Modell ist so abgegrenzt, dass es die durch das SOA-AwS zu automatisierenden 
Aufgaben sowie umgebende Aufgaben umfasst. 

Schritt 2: Abgrenzung des SOA-AwS / Kartierung der umgebenden AwS. 
Gemäß der SOM-Methodik werden die Aufgaben eines betrieblichen Objekts 
durch genau ein AwS automatisiert. Umgekehrt kann ein AwS mehrere betrieb-
liche Objekte unterstützen. Durch diese Forderung wird sichergestellt, dass sich 
die fachlichen Beziehungen zwischen AwS vollständig aus dem GP-Modell her-
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aus erklären lassen. Ggfs. ist ein betriebliches Objekt zur Erfüllung der Forde-
rung weiter zu verfeinern. In Schritt 2 werden diejenigen betrieblichen Objekte 
im GP-Modell abgegrenzt, deren Aufgaben aufgrund der Flexibilitätsanforderun-
gen durch das SOA-AwS automatisiert werden sollen. Den umgebenden betrieb-
lichen Objekten, deren Aufgaben durch herkömmliche AwS automatisiert wer-
den sollen, werden die jeweiligen AwS zugeordnet. Die Beziehungen zwischen 
dem SOA-AwS und den umgebenden AwS lassen sich aus dem GP-Modell an-
hand der Transaktionen zwischen den jeweiligen betrieblichen Objekten ablei-
ten. Durch die Zuordnung zu betrieblichen Objekten werden die einzelnen AwS 
im GP-Modell kartiert. 

Schritt 3: Fachliche Spezifikation des SOA-AwS. Für den Ausschnitt des GP-
Modells, dessen betriebliche Objekte durch das SOA-AwS unterstützt werden sol-
len, wird nun die fachliche Spezifikation des SOA-AwS in Form eines VOS und 
eines KOS aus dem GP-Modell abgeleitet (Ferstl und Sinz 2008, S. 215ff). Die 
VOTs des VOS und die KOTs des KOS bilden anschließend die Grundlage für die 
modellbasierte Identifikation der Services des SOA-AwS sowie der externen 
Schnittstellen zu den umgebenden AwS. 

Schritt 4: Externe Schnittstellen des SOA-AwS. Auf der Grundlage der Ergeb-
nisse aus Schritt 2 und Schritt 3 werden die externen Schnittstellen des SOA-
AwS aus fachlicher Sicht modellbasiert abgeleitet. Die Kartierung aus Schritt 2 
zeigt anhand der Transaktionen zwischen betrieblichen Objekten auf, welche 
Prozessschnittstellen zwischen dem SOA-AwS und den umgebenden AwS vorzu-
sehen sind. Diese externen Schnittstellen werden entsprechend der vorgestellten 
SOA-Architektur durch Vorgangs-Services realisiert, die von den umgebenden 
AwS bereitzustellen sind. Zur Spezifikation dieser Schnittstellen wird das in 
Schritt 3 spezifizierte VOS herangezogen: Alle Nachrichtenflüsse, die von VOTs 
des SOA-AwS empfangen oder ausgelöst und bei denen der Nachrichtensender 
bzw. -empfänger ein externes AwS ist, sind durch eine externe Prozessschnitt-
stelle zu unterstützen. 

Neben der Berücksichtigung externer Prozessschnittstellen ist auch das Er-
fordernis externer Datenschnittstellen zwischen AwS zu prüfen. Hierzu sind die 
Aufgabenobjekte der durch eine betriebliche Transaktion verbundenen Aufgaben 
zu betrachten. Eine Datenschnittstelle ist dann erforderlich, wenn es Überlap-
pungen zwischen den genannten Aufgabenobjekten gibt, wobei die betrieblichen 
Objekte, denen diese Aufgaben zugeordnet sind, von unterschiedlichen AwS un-
terstützt werden und zudem die Datenbestände, welche das gemeinsame Aufga-
benobjekt repräsentieren, nur von einem der beiden AwS verwaltet werden sol-
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len (Datenhoheit). Die Datenschnittstellen werden in Form von Entitäts-Services 
spezifiziert, die aus dem in Schritt 3 entwickelten KOS abgeleitet werden. Für 
die Spezifikation der Prozess- und Datenschnittstellen ist das Konzept des Messa-
ge Exchange Pattern (MEP) hilfreich, welches die Kommunikationsart zwischen 
Servicenachfrager und Serviceanbieter beschreibt (W3C 2007). Relevante Aus-
prägungen des MEP sind das In-Out MEP und das In-Only MEP. Ersteres be-
schreibt eine bidirektionale Kommunikation zwischen Serviceaufrufer und –
anbieter (Request-Response), letzteres eine unidirektionale Kommunikation, bei 
welcher der Serviceaufrufer keinen Rückgabewert durch den Serviceanbieter 
erwartet. Die Kommunikationsart ist auch für die fachliche Spezifikation der 
Schnittstellen relevant. So werden z. B. unidirektionale Prozessschnittstellen, 
welche der seriellen Verknüpfung von Vorgangs-Services dienen, im Allgemei-
nen auf Basis des In-Only MEP gestaltet. Bidirektionale Prozessschnittstellen, 
über die ein Service aufgerufen und dessen Antwort unmittelbar erwartet wird, 
werden auf Basis des In-Out-MEP realisiert. 

Schritt 5: Serviceidentifizierung. Im letzten Schritt wird auf Basis der Ergeb-
nisse aus den Schritten 3 und 4 die Innensicht des SOA-AwS in Form einer fach-
lichen Service-Architektur festgelegt. Grundlage hierfür ist das in Abschnitt 
14.3.2 vorgestellte SOA-Architekturmodell. Entitäts-Services werden anhand des 
Aufgabenobjekts betrieblicher Aufgaben identifiziert, welches durch in Bezie-
hung stehende KOTs repräsentiert wird. Elementare Vorgangs-Services werden 
anhand der VOTs einzelner betrieblicher Aufgaben, nicht-elementare Vorgangs-
Services anhand der Vorgangsnetze betrieblicher Objekte identifiziert. 

Entsprechend der Ausrichtung des hier vorgestellten Ansatzes erfolgt die 
Spezifikation von SOA-AwS auf fachlicher Ebene. Implementierungsdetails, etwa 
in Form des Lösungsverfahrens von Services, obliegen hingegen dem Verantwor-
tungsbereich des Service-Erbringers. Die Anwendung des „Separation-of-
Concerns“-Prinzips (vgl. Erl 2009, S. 300ff.) bedeutet allerdings nicht, dass die 
fachliche SOA-AwS-Spezifikation auf Ebene der Realisierung einzelner Services 
lediglich als Vorgabe für zu erbringende Schnittstellen dient. Vielmehr kann sie 
auch bei der modellgetriebenen Ableitung der Vorgangssteuerung nicht-
elementarer Services unterstützen. Anknüpfpunkt ist hierbei der in Kapitel 13 
beschriebene Ansatz nach PÜTZ und SINZ, der die modellgetriebene Ableitung 
von objektspezifischen BPMN-Workflows aus SOM-GP-Modellen ermöglicht.  

Naturgemäß bestehen bei der Abgrenzung von Services und bei der Zusam-
menfassung zu Komponenten Freiheitsgrade. Hier stellen aus inhaltlicher Sicht 
die fachlichen Strukturen des zu unterstützenden GP-Modells ein Entscheidungs-
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kriterium bereit: Eine hohe Flexibilität der AwS setzt eine hohe Strukturähnlich-
keit zwischen GP-Modell und AwS-Architektur voraus. Aus formaler Sicht ist die 
Granularität der Services und Komponenten zu berücksichtigen. Zu grob ge-
schnittene Services behindern die Flexibilität des SOA-AwS, zu fein geschnittene 
erhöhen die strukturelle Komplexität des AwS und können u. a. negative Aus-
wirkungen in Bezug auf die Performanz der späteren Implementierung des AwS 
besitzen (Bell 2010, S. 34). 

14.4 Fallbeispiel 

Im Folgenden wird die Anwendung des in Abschnitt 14.3.3 erläuterten Ansatzes 
anhand des Teilbereichs Mobility Provision des in Kapitel 2 vorgestellten fiktiven 
Wertschöpfungsnetzes e-Car Net demonstriert. Die Gesamtaufgabe des Teilbe-
reichs e-Car Net Mobility ist die onlinegestützte Vermietung von Elektroautos (e-
Cars) in ausgewählten deutschen Städten.  

Schritt 1: SOM-GP-Modell. Ausgangspunkt ist das in Abb. C-73 und 
Abb. C-74 dargestellte Geschäftsprozessmodell der e-Car-Net Mobility, das durch 
eine AwS-Landschaft mit partieller SOA unterstützt werden soll. IAS und VES 
liegen auf detaillierten Zerlegungsstufen vor.  
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Abb. C-73: Interaktionsschema sowie Objekt- und Transaktionszerlegung  

für den Geschäftsprozess e-Car Rental 
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Abb. C-74: Vorgangsereignisschema für den Geschäftsprozess e-Car Rental 
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Ausgehend von der Transaktion e-Car Rental, welche die Leistung des Unter-
nehmens e-Car-Net Mobility an Kunde übergibt, zeigt das Protokoll der Objekt- 
und Transaktionszerlegung in Abb. C-73 die einzelnen Zerlegungsschritte. 

Innerhalb der Diskurswelt stellt Vertrieb das zentrale betriebliche Objekt und 
gleichzeitig die wichtigste Schnittstelle zum Kunden dar. Aufgabe von Vertrieb 
ist die Koordination der Leistungserbringung an den Kunden, wobei die einzel-
nen Teilleistungen selbst von weiteren autonomen Objekten erbracht werden. 
Dem betrieblichen Objekt Customer Relationship Management (CRM) obliegt hier-
bei die Verwaltung der Kundenstammdaten. Finanzwesen hat im Rahmen des Ge-
schäftsprozesses die Aufgabe, den prozessbegleitenden Zahlungsverkehr mit dem 
Kunden abzuwickeln und zu überwachen. Die betrieblichen Objekte Flottenlen-
kung, Car Pool und e-Car dienen schließlich dem eigentlichen Flottenmanage-
ment, d. h. der Verwaltung und Lenkung des Fuhrparks. Die Leistung e-Car Ren-
tal soll vollautomatisiert erbracht werden.  

Schritt 2: Abgrenzung des SOA-AwS / Kartierung der umgebenden AwS. Ge-
geben sei eine Analyse der Flexibilitätsanforderungen an den Geschäftsprozess 
sowie eine Analyse der bestehenden AwS-Landschaft des Unternehmens, welche 
eine Zuordnung von AwS zu betrieblichen Objekten des GP-Modells ermöglicht 
(Abb. C-75). 

 
Abb. C-75: Abgrenzung und Kartierung des SOA-AwS 

Vertrieb: Für das Objekt Vertrieb wurden hohe Flexibilitätsanforderungen identi-
fiziert. Es ist geplant, dass künftig neben der hier betrachteten Leistung der On-
line-Direkt-Vermietung auch eine Vermietung über Call-Center, Zwischenmakler 
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oder per ad-hoc-Nutzung von e-Cars erfolgen soll. Ggfs. soll dabei auch auf an-
dere externe Car Pools zugegriffen werden, weshalb die spätere Erweiterbarkeit 
des GP-Modells um zusätzliche Ausführungsvarianten in diesem Bereich zu be-
rücksichtigen ist. Aus diesem Grund wird für den Vertrieb eine Unterstützung 
durch ein SOA-AwS angestrebt. 

CRM / Finanzwesen: Die zu erbringenden Aufgaben beider betrieblicher Ob-
jekte werden als relativ stabil angesehen. Die Analyse der AwS-Landschaft hat 
zudem ergeben, dass es bereits eine Kundenverwaltung und ein ERP-basiertes 
Finanzmodul im Unternehmen gibt. Beide Systeme werden bisher in anderen 
Kontexten im Unternehmen genutzt und decken über eine Teilfunktionalität die 
zu erbringenden Aufgaben der genannten betrieblichen Objekte ab, so dass eine 
Unterstützung von CRM und Finanzwesen weiterhin durch diese AwS erfolgen 
soll. 

Flottenlenkung / Car-Pool / e-Car: Auch die Aufgaben dieser betrieblichen Ob-
jekte werden insgesamt als relativ stabil angesehen. Daher soll ein standardisier-
tes marktgängiges AwS zur Erfüllung der Aufgaben der genannten Objekte ge-
nutzt werden.  

Eine Überprüfung der in Abb. C-75 dargestellten AwS-Kartierung zeigt, dass 
jedem betrieblichen Objekt genau ein AwS zugeordnet ist. Aus Sicht der SOM-
Methodik ist somit keine Verfeinerung des GP-Modells erforderlich. 

Schritt 3: Fachliche Spezifikation des SOA-AwS. Abb. C-76 zeigt das initiale 
KOS für das abgegrenzte SOA-AwS, welches gemäß der SOM-Methodik direkt 
aus dem GP-Modell abgeleitet wurde. Das initiale KOS zeigt bereits die benötig-
ten konzeptuellen Objekttypen und die entsprechenden Abhängigkeiten zwi-
schen diesen. 

 
Abb. C-76: Initiales konzeptuelles Objektschema 
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Aus Datensicht befindet sich das gezeigte Schema allerdings noch nicht in wün-
schenswerter Form, so dass in einer weiteren Verfeinerung u. a. Aufgabenobjek-
te mit sich weitgehend überlappenden Attributen oder Operatoren im Hinblick 
auf Vermeidung von Daten- und Funktionsredundanz zusammengefasst werden 
müssen (Ferstl und Sinz 2008, S. 222f). Als Ergebnis dieser Zusammenfassung 
ergeben sich die KOTs Mietvertrag, Kundenkategorie und Verfügbarkeitsliste / Ver-
fügbarkeitsposition. Die Unterscheidung der KOTs Verfügbarkeitsliste und Verfüg-
barkeitsposition erfolgt aus Gründen der Normalisierung, die genannten KOTs 
sind über eine is-part-Beziehungen verknüpft. Der existenzunabhängige KOT 
Vertrieb wird aus dem KOS entfernt, da hierfür keine spezifischen Attribute oder 
Operatoren identifiziert werden können. Abb. C-77 zeigt das überarbeitete und 
konsolidierte KOS. 

 
Abb. C-77: Konsolidiertes konzeptuelles Objektschema 

Das in Abb. C-78 dargestellte VOS bezieht sich als Teil der Spezifikation für das 
SOA-AwS ausschließlich auf das betriebliche Objekt Vertrieb; es wurde gemäß 
der SOM-Methodik direkt aus dem zugehörigen VES abgeleitet. Würde die Ab-
grenzung des SOA-AwS mehrere betriebliche Objekte umfassen, so müssten auch 
diese entsprechend im VOS berücksichtigt werden. Im Unterschied zum KOS er-
folgt im VOS keine weitere Konsolidierung, da bereits die initiale Grundstruktur 
eine hinreichende Basis für die weiteren Schritte des Ansatzes darstellt. 
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Abb. C-78: VOS für die Aufgaben des betrieblichen Objekts Vertrieb 
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Schritt 4: Externe Schnittstellen des SOA-AwS. Aus der Kartierung in Schritt 2 
ergeben sich die erforderlichen Prozessschnittstellen zwischen dem SOA-AwS 
und den umgebenden AwS CRM-AwS, FI-AwS und Flotten-AwS. Die Spezifikation 
der Schnittstellen erfolgt in Form von Vorgangs-Services, die aus dem in 
Schritt 3 spezifizierten VOS abgeleitet werden. Dies soll stellvertretend für alle 
umgebenden AwS am Beispiel der Prozessschnittstelle zwischen dem CRM-AwS 
und dem SOA-AwS erläutert werden: Laut Kartierung weist das CRM-AwS eine 
bidirektionale Schnittstelle zum SOA-AwS auf. Im VOS finden sich die genann-
ten Schnittstellen in Form von aus- und eingehenden Nachrichtenflüssen wieder. 
Konkret handelt es sich hierbei um die Nachrichtenflüsse Kundenprü-
fung>.checkCustomer und >Kundenstatus.setStatus. Auf Basis einer Ableitung der 
identifizierten Prozessschnittstellen und damit korrespondierenden Nachrichten-
flüsse im VOS kann eine Abgrenzung der erforderlichen Vorgangs-Services erfol-
gen. Im Sinne des In-Out-MEP kann Kundenprüfung>.checkCustomer als Aufruf 
eines Vorgangs-Services interpretiert werden, während >Kundenstatus.setStatus 
die Servicerückmeldung hierzu darstellt. Dementsprechend werden die genann-
ten Nachrichtenflüsse in einen elementaren Vorgangs-Service Kundenauskunft-
Service überführt. Im Unterschied hierzu lässt sich für das FI-AwS lediglich ein 
unidirektionaler Nachrichtenfluss Forderung.assignClaim identifizieren, so dass in 
diesem Fall das In-Only-MEP anzuwenden ist und zu einem Serviceaufruf ohne 
Rückmeldung führt. 

Zur Bestimmung erforderlicher Datenschnittstellen zwischen dem CRM-AwS 
und den damit über Nachrichtenflüsse verbundenen VOTs Kundenprüfung> und 
>Kundenstatus werden die Aufgabenobjekte herangezogen, auf denen die ge-
nannten VOTs operieren. Im Falle des VOT >Kundenstatus sind dies die KOTs 
Kunde und Kundenkategorie, wobei Kundenkategorie ein überlappendes Aufgaben-
objekt darstellt, das durch den zuvor spezifizierten Vorgangs-Service an >Kun-
denprüfung übermittelt wird. Die Datenhoheit soll in diesem Fall dem CRM-AwS 
zugeschrieben werden. Eine Datenschnittstelle wäre nur dann erforderlich, wenn 
die Änderung der Kundenkategorie im CRM-AwS Auswirkung auf eine laufende 
Instanz des Geschäftsprozesses hätte. 

Schritt 5: Serviceidentifizierung. Die Innensicht des SOA-AwS wird in Form 
von Entitäts- und Vorgangs-Services spezifiziert.  

Entitäts-Services werden hierbei direkt aus dem KOS abgeleitet. Die für das 
e-Car Rental identifizierten Entitäts-Services sind in dem in Abb. C-79 nochmals 
aufgeführten konsolidierten KOS skizziert. In Hinblick auf eine angemessene 
Granularität der Services wurden einzelne KOTs zu einem gemeinsamen Enti-



308    

täts-Service zusammengefasst. Im Falle des Angebots-Services z. B. wurden hierzu 
die KOTs Verfügbarkeitsposition, Verfügbarkeitsliste und Mietkonditionen zu einem 
darauf operierenden Entitäts-Service zusammengefasst. 

 
Abb. C-79: Entitäts-Services abgeleitet aus dem KOS 

Die Abgrenzung der nicht-elementaren Vorgangs-Services ist im VOS 
(Abb. C-78) skizziert. So kann die VOT-Sequenz >Login bis Buchungsoptionen> 
aus Ablaufsicht als zusammenhängendes Vorgangsnetz aufgefasst werden, das in 
einen Vorgangs-Service erstelleKatalog überführt werden kann. Zu beachten ist 
hierbei, dass >Login und Buchungsoptionen> eine direkte Transaktionsbezie-
hung zum Kunden aufweisen und das abgegrenzte Vorgangsnetz im Sinne des In-
Out-MEP zu interpretieren ist. Die Übertragung des In-Out-MEP auf einen Teil-
ausschnitt des VOS kann daher eine nützliche Hilfestellung bei der Abgrenzung 
nicht-elementarer Vorgangs-Services sein. 

Grundlage der nicht-elementaren Vorgangs-Services sind die einzelnen 
VOTs, die in Form elementarer Vorgangs-Services abgebildet werden. 
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Abb. C-80: Service-orientierte Architektur des SOA-AwS 

Abb. C-80 stellt die Innensicht des SOA-AwS in Form einer service-orientierten 
Architektur auf fachlicher Ebene zusammenfassend dar. 

14.5 Zusammenfassung und Ausblick 

Ziel des vorliegenden Beitrags ist die Entwicklung eines Ansatzes für den fachli-
chen Entwurf von SOA-AwS als Teilsysteme einer partiellen SOA der betriebli-
chen AwS-Landschaft. Die Entwicklung erfolgt modellbasiert auf der Basis eines 
GP-Modells. Motivation für den Ansatz ist die Annahme, dass in vielen Fällen 
nicht die vollständige AwS-Landschaft gemäß SOA gestaltet oder transformiert 
werden soll, sondern lediglich diejenigen Teile, welche Geschäftsprozesse mit 
hohen Flexibilitätsanforderungen unterstützen. Die Anwendung wurde an einem 
nicht-trivialen Fallbeispiel demonstriert.  

Die Grundlage für den vorgestellten Ansatz bildet das Semantische Objekt-
modell (SOM) als umfassende Methodik für die Modellierung betrieblicher Sys-
teme (Ferstl und Sinz 2008, S. 192ff). Das vorgeschlagene Vorgehen für den 
Entwurf einer partiellen SOA ist durchgängig modellbasiert. Ausgangspunkt ist 
ein SOM-GP-Modell, in dem ein Ausschnitt mit hohem Flexibilitätsbedarf identi-
fiziert wurde. 
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Weiterer Forschungsbedarf besteht u. a. hinsichtlich der Durchführung wei-
terer Fallstudien, der Verfeinerung des modellbasierten Vorgehens zu einer mo-
dellgetriebenen Entwicklungsmethodik auf Basis von Metamodellen, der Werk-
zeugunterstützung sowie der softwaretechnischen Implementierung prototypi-
scher SOA-AwS. Im derzeitigen Entwicklungsstand ausgeklammert sind die ex-
plizite Berücksichtigung teilautomatisierter Geschäftsprozesse und damit Fragen 
der Gestaltung von Nutzerschnittstellen. 
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D Infrastruktur, Betrieb und Werkzeugunterstützung 

15 Standards/IT-Frameworks zur Sicherstellung der IT-Compliance 
Konformität in hochflexiblen Geschäftsprozessen 

Stephan Weber, Dieter Bartmann 

Zusammenfassung. In hochflexiblen Geschäftsprozessen (hGP) ist die Si-
cherstellung eines einheitlichen und damit vergleichbaren IT-Compliance-
Niveaus eine der zentralen Herausforderungen, welcher mit der Anwen-
dung von Standards/IT-Frameworks begegnet werden kann. Anhand eines 
definierten Anforderungskatalogs hat die Analyse von vier ausgewählten 
Standards/IT-Frameworks ergeben, dass CobiT insbesondere im Kontext 
von hGP einen hilfreichen Beitrag zur Gewährleistung der IT-Compliance 
Konformität leisten kann. Jedoch schränkt die alleinige Fokussierung auf 
CobiT die Flexibilität zu stark ein. Die Anwendung einer Policy kann hier-
für Abhilfe schaffen. 

15.1 Problemstellung, Zielsetzung und Aufbau 

Um im Wettbewerb dauerhaft erfolgreich zu bestehen, ist es unabdingbar, auf 
unvorhersehbare Ereignisse und ad-hoc getroffene Entscheidungen, wie z. B. die 
Erschließung neuer Märkte, die rasche Etablierung einer Kooperation zwischen 
Unternehmen oder neue bzw. geänderte Gesetze und Regularien, flexibel und 
schnell reagieren zu können. Neben der technischen Herausforderung muss aber 
auch zugleich die gesetzeskonforme IT-Ausgestaltung gewährleistet werden. 

Zur Sicherstellung eines einheitlichen IT-Compliance-Niveaus vor allem in 
Föderationen ist folgende Problemstellung zu bewältigen: Wie kann eine Ver-
gleichbarkeit zwischen den einzelnen teilnehmerspezifischen Aussagen zur IT-
Compliance hergestellt werden? In diesem Zusammenhang kommt erschwerend 
hinzu, dass sowohl der Gesetzgeber als auch die Aufsichtsorgane zunehmend ei-
ne Abkehr von der traditionell Regel-basierten Aufsicht hin zu einer Prinzipien-
basierten Aufsicht vollziehen, d. h. den Unternehmen wird in Form von sehr ge-
neralistisch gehaltenen Empfehlungen bzw. Handlungsanweisungen bewusst 
mehr Gestaltungsspielraum für die Erfüllung der entsprechenden Gesetze und 
Regularien gegeben (Bretz et al. 2007, S. 3). Damit wird dem Grundsatz der 
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Verhältnismäßigkeit Rechnung getragen. So wird z. B. das Wort „angemessen“ 
im § 9 BDSG (Bundesdatenschutzgesetz 2009) von Unternehmen unterschiedli-
cher Größe und Komplexität auch unterschiedlich ausgelegt. Als Konsequenz 
sind somit auch die jeweiligen unternehmensspezifischen Regelungen und Richt-
linien entsprechend mehr oder weniger scharf bzw. restriktiv formuliert. Diese 
Unschärfe ist bei organisations- bzw. unternehmensübergreifenden Geschäfts-
prozessen besonders problematisch, denn es gilt der Grundsatz: „Eine Kette ist 
nur so stark wie ihr schwächstes Glied“. 

In hierarchischen, starren Verbundstrukturen, in denen jeder Teilnehmer 
vorab bekannt ist, kann dieser Problemstellung mit der zwingenden Vorgabe der 
Verwendung eines oder mehrerer Standards bzw. IT-Frameworks begegnet wer-
den. 

Jedoch erfordern die eingangs erwähnten Herausforderungen zunehmend 
flexible bzw. hochflexible Geschäftsprozesse (hGP). Diese lassen sich anhand der 
drei Merkmale (1) Kontextsensitivität, (2) unvollständige Planbarkeit und 
(3) Überlappung von Planung und Ausführung charakterisieren (Pütz et al. 
2009, S. 1). Gerade aufgrund der Unvorhersehbarkeit als übergreifender Aspekt 
der aufgeführten hGP-Merkmale lässt sich die gleiche Lösung wie bei starren 
Strukturen nicht anwenden, da die Teilnehmer und damit auch ihre verwende-
ten Standards/IT-Frameworks in einer sich ad-hoc bildenden Föderation vorab 
nicht bekannt sind. 

Die Zielsetzung des vorliegenden Beitrags besteht darin, eine Policy für die 
Problemstellung „Sicherstellung eines einheitlichen IT-Compliance-Niveaus im 
hGP-Kontext“ zu entwickeln. Mit deren Hilfe kann eine ad-hoc Entscheidung ge-
troffen werden, ob ein kurzfristig auftretender neuer potenzieller Teilnehmer an 
der Föderation teilnehmen darf, ohne das bestehende IT-Compliance-Niveau zu 
gefährden. 

Dazu werden auf Basis von definierten Anforderungen vier ausgewählte 
Standards bzw. IT-Frameworks auf ihre Eignung im Kontext von hGP untersucht. 
Weiterhin wird den Fragestellungen nachgegangen, wie die Situation zu behan-
deln ist, wenn mehrere verschiedene Standards/IT-Frameworks in einem sich 
ad-hoc bildenden Wertschöpfungsnetz verwendet werden und welche Möglich-
keiten bestehen, die Korrektheit der gemachten Angaben zu gewährleisten. 

Der Aufbau des Beitrags gestaltet sich wie folgt: Abschnitt 15.2 beinhaltet 
zunächst eine kritische Auseinandersetzung mit den Begrifflichkeiten „IT-
Compliance, Norm, Standard, IT-Framework“ und zur inhaltlichen Konkretisie-
rung von IT-Compliance eine Darstellung ausgewählter, branchenunspezifischer 
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IT-Compliance-Anforderungen. Zudem werden allgemeine Konsequenzen bei 
Verletzung bzw. Nichteinhaltung von IT-Compliance-Vorschriften sowie die 
Schwierigkeiten bei deren Umsetzung insbesondere im Kontext von hGP aufge-
zeigt. Die Definition des Anforderungskatalogs für Standards/IT-Frameworks un-
ter Beachtung der Eigenschaften von hGP ist Inhalt von Abschnitt 15.3. Im nach-
folgenden Abschnitt 15.4 werden vier ausgewählte Standards bzw. IT-
Frameworks kurz dargestellt. In Abschnitt 15.5 erfolgt die Bewertung der vorge-
stellten Standards/IT-Frameworks anhand der spezifizierten Anforderungen. Die 
Anwendung der erzielten Ergebnisse auf das Szenario e-Car Net wird in Ab-
schnitt 15.6 veranschaulicht. Abschließend liefert Abschnitt 15.7 eine Zusam-
menfassung über die gewonnen Erkenntnisse. 

15.2 Grundlagen 

In diesem Abschnitt erfolgt zunächst eine Definition von grundlegenden Begriff-
lichkeiten, um ein einheitliches Verständnis zu schaffen. Im Anschluss daran 
werden einige ausgewählte IT-Compliance-Anforderungen dargestellt und mög-
liche Auswirkungen aufgrund der Nichteinhaltung von IT-Compliance-
Vorschriften sowie Herausforderungen bei deren Umsetzung thematisiert. 

 Begriffsbestimmungen 15.2.1

Dieser Abschnitt beinhaltet eine detaillierte Erklärung und Abgrenzung der Be-
griffe „IT-Compliance“, „Norm“, „Standard“ und „IT-Framework“. 

IT-Compliance 

In der Literatur sind verschiedene Definitionen zu finden, die den Begriff unter-
schiedlich stark eingrenzen. Im Folgenden werden einige davon aufgezeigt, um 
diesen Sachverhalt darzustellen. 

Der Begriff „Compliance“ stammt aus dem Englischen und ist grundsätzlich 
in einem englischen Wörterbuch folgendermaßen definiert:   
„Compliance /kəmplaiəns/ noun [U] ~ (with sth) the practice of obeying rules 
or requests made by people in authority: procedures that must be followed to 
ensure full compliance with the law ◊ Safety measures were carried out in com-
pliance with paragraph 6 of the building regulations. NON-COMPLIANCE – see 
also COMPLY” (Hornby 2007, S. 309). 
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Diese Definition ist sehr eng gefasst, denn Compliance bezieht sich hier aus-
schließlich auf die Befolgung von Regeln bzw. Gesetzen, verfasst von Behörden. 
Eine ähnlich stark simplifizierte, aber grundlegende Begriffsbestimmung nimmt 
HAUSCHKA vor. Danach bedeutet Compliance ohne konkreten Bezugsrahmen in 
etwa „Befolgung, Übereinstimmung, Einhaltung von bestimmten Geboten“, d. h. 
Unternehmen und Organe müssen sich innerhalb geltender Rechtsnormen und 
-vorschriften bewegen (Hauschka 2007a, S. 2). 

Neben dem allgemeinen Compliance-Begriff, der sich generalistisch auf je-
den (Funktions-) Bereich einer Organisation anwenden lässt, hat sich der Aus-
druck IT-Compliance speziell für den Bereich der Informationstechnologie etab-
liert. Dies ist insbesondere auf den enormen Bedeutungszuwachs der IT für Un-
ternehmen in den letzten 10 Jahren und der damit verbundenen Notwendigkeit 
der Berücksichtigung der IT in Gesetzen und Regularien zurückzuführen. 

KLOTZ bezeichnet IT-Compliance als „einen Zustand, in dem alle für die IT 
des Unternehmens relevanten Vorgaben nachweislich eingehalten werden“ 
(Klotz 2009, S. 6). Dabei sind ausdrücklich alle IT-Leistungen, also sowohl un-
ternehmensinterne als auch -externe (z. B. im Rahmen von Outsourcing), zu be-
rücksichtigen (Klotz 2009, S. 6). 

Welche Vorgaben als relevant angesehen werden bzw. auf welche Art diese 
klassifiziert werden können, verdeutlicht nachfolgende Abbildung. 

 
Abb. D-1:  Zwiebelmodell für Compliance-relevante Regelwerke  

(Klotz und Dorn 2008, S. 11) 
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• Rechtsnormen (z. B. Signaturgesetz (SigG), Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG), Telemediengesetz (TMG), 8. EU-Richtlinie) 

• Verträge (z. B. Kontrakte und Vereinbarungen mit Kunden, Lieferanten, 
sonstigen Marktteilnehmern) 

• Externe Regelwerke (z. B. IT-Grundschutz, ISO/IEC 27001/2, IT Infra-
structure Library (ITIL), Control Objectives for Information and related 
Technology (CobiT)) 

• Interne Regelwerke (z. B. Verfahrensanweisungen, Regelungen, Richtli-
nien, Service Level Agreements (SLAs)) 

Im Vergleich zu den drei anderen Kategorien ist der Bindungsgrad und das Risi-
ko bei den Rechtsnormen am höchsten, da geltende Gesetze und Rechtsverord-
nungen ohne Ausnahmen oder Wahlmöglichkeiten von allen, die adressiert wer-
den, unbedingt einzuhalten sind. Die internen Regelwerke sind hingegen nur für 
dasjenige Unternehmen relevant, welches diese Richtlinien verfasst hat und 
freiwillig einhält. Daher weisen unternehmensinterne Regelwerke den niedrigs-
ten Bindungsgrad und das geringste Risiko auf. (Klotz 2009, S. 20) 

GAULKE definiert IT-Compliance in einer sehr ähnlichen Art und Weise, da 
auch hier eine Differenzierung nach relevanten Gesetzen und Rechtsverordnun-
gen, vertraglichen Verpflichtungen sowie externen und internen Richtlinien er-
folgt. Jedoch wird in dieser Begriffsbestimmung der Aspekt der nachweislichen 
Einhaltung noch genauer konkretisiert. So sind von einer Organisation Prozesse 
einzurichten, welche nicht nur die Einhaltung der relevanten Bestimmungen 
überwachen, sondern auch Nachweise für die Konformität gegenüber internen 
und externen Interessensgruppen erbringen. (Gaulke 2010, S. 183) 

Norm, Standard und IT-Framework 

Grundsätzlich lassen sich unter dem Begriff „Standard“ die Ausdrücke „Norm“, 
„Industrie-Standard“, „De-facto-Standard“ und „herstellerspezifischer Standard“ 
subsumieren, je nachdem auf welcher Grundlage und auf welchem Entwick-
lungsprozess der Standard beruht. 

Eine Norm ist definiert als „Dokument, das mit Konsens erstellt und von ei-
ner anerkannten Institution angenommen wurde und das für die allgemeine und 
wiederkehrende Anwendung Regeln, Leitlinien oder Merkmale für Tätigkeiten 
oder deren Ergebnisse festlegt, wobei ein optimaler Ordnungsgrad in einem ge-
gebenen Zusammenhang angestrebt wird" (DIN Deutsches Institut für Normung 
e. V. 2007, S. 25). Entscheidend ist hier die Tatsache, dass dieses Dokument in 
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festgelegten Prozessen innerhalb einer Normierungsorganisation wie z. B. DIN 
oder ISO entstanden ist. 

Ein Industrie-Standard bzw. De-facto-Standard ist ein Regelwerk, eine Spezi-
fikation oder eine Verfahrensweise, welche ohne ein Normierungsverfahren ent-
standen ist, sondern im Laufe der Zeit durch die Praxis in Form von Anwendern 
und Herstellern für eine bestimmte Problemstellung entwickelt wurde und durch 
häufigen Gebrauch in der Alltagswelt wie eine echte Norm angesehen werden 
kann (Schubert 2008, S. 71). 

Ein herstellerspezifischer Standard ist dann gegeben, wenn eine Vielzahl von 
Anwendern aufgrund mehrjähriger Erfahrungen die Erkenntnis gewinnt, dass es 
vorteilhaft ist, den firmenspezifischen Spezifikationen eines Herstellers zu folgen 
(Schubert 2008, S. 70-71). 

Der Begriff „IT-Framework“ wird weder in der Wissenschaft noch in der Pra-
xis trennscharf verwendet. Ursprünglich kommt die Bezeichnung aus der Soft-
wareentwicklung, diese findet jedoch zunehmend auf Methoden und Vorge-
hensweisen des IT-Managements Anwendung. Im englischen Sprachgebrauch 
wird oftmals das Wort „Framework“ als Synonym für Norm, Standard oder Me-
thodik gebraucht. VAN BON und VERHEIJEN bezeichnen beispielsweise ISO/IEC 
9000, ISO/IEC 27001, CobiT und ITIL als Frameworks (van Bon und Verheijen 
2006). Auch die Autoren von CobiT verwenden den Begriff „IT-Framework“, 
obwohl in diesem Fall auch die Bezeichnung „De-facto-Standard“ zutreffen wür-
de, da CobiT als das Referenzmodell für IT-Governance angesehen wird. 

 Ausgewählter Überblick über branchenunspezifische IT-15.2.2
Compliance-Anforderungen 

Auf Basis der Erläuterung des Begriffs IT-Compliance im vorherigen Abschnitt 
wird in diesem Abschnitt ein Auszug von generellen rechtlichen und regulatori-
schen Anforderungen an die IT dargestellt, um den Begriff IT-Compliance inhalt-
lich beispielhaft zu konkretisieren. 

Bundesdatenschutzgesetz 

Das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) wurde in der ursprünglichen Fassung am 
27.01.1977 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht und am 01.01.1978 offiziell in 
Kraft gesetzt, wobei dieses im Laufe der Zeit durch den Gesetzgeber an die aktu-
ellen Gegebenheiten immer wieder angepasst wurde. Das BDSG regelt neben den 
Datenschutzgesetzen der einzelnen Bundesländer den Umgang (Erhebung, Ver-
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arbeitung und Nutzung) mit personenbezogenen Daten, die manuell oder in IT-
Systemen verarbeitet werden, denn nach § 1 Abs. 1 BDSG besteht der Zweck des 
Gesetzes darin, „den Einzelnen davor zu schützen, dass er durch den Umgang 
mit seinen personenbezogenen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträch-
tigt wird“ (Bundesdatenschutzgesetz 2009). 

Die Verdeutlichung der rechtlichen Anforderungen an die IT erfolgt exemp-
larisch anhand des § 9 Satz 1 BDSG. Dieser Paragraph besagt, dass „öffentliche 
und nicht-öffentliche Stellen, die selbst oder im Auftrag personenbezogene Da-
ten erheben, verarbeiten oder nutzen, die technischen und organisatorischen 
Maßnahmen zu treffen [haben], die erforderlich sind, um die Ausführung der 
Vorschriften dieses Gesetzes, insbesondere die in der Anlage zu diesem Gesetz 
genannten Anforderungen, zu gewährleisten“ (Bundesdatenschutzgesetz 2009). 
Dabei werden in der Anlage zu § 9 Satz 1 BDSG acht Kontrollmaßnahmen aufge-
führt, die von GOLA und SCHOMERUS mit Beispielen unterlegt werden (Gola und 
Schomerus 2010, S. 356-358): 

• Zutrittskontrolle (z. B. durch Chipkarten/Transponderkarten, Alarman-
lagen, Videotechnik) 

• Zugangskontrolle (z. B. durch Protokollierung der Passwortnutzung, 
Passwortvergabe) 

• Zugriffskontrolle (z. B. durch automatische Prüfung der Zugriffsberech-
tigung, Protokollierung der Systemnutzung) 

• Weitergabekontrolle (z. B. durch Datenverschlüsselung, Vollständig-
keits- und Richtigkeitsprüfung) 

• Eingabekontrolle (z. B. durch Protokollierung eingegebener Daten, Ver-
arbeitungsprotokolle) 

• Auftragskontrolle (z. B. durch Maßnahmen zur Aufbewahrung und bei 
Verlust von Datenträgern) 

• Verfügbarkeitskontrolle (z. B. durch Auslagerung von Sicherungsko-
pien, Vorhandensein von Katastrophenplänen) 

• Trennungsgebots (z. B. durch Zugriffregelung, Mandantentrennung, Dat-
eiseparierung bei Datenbankprinzip) 

Die Auflistung der acht Kontrollmaßnahmen sowie die entsprechend dazu aufge-
führten Beispiele verdeutlichen, wie stark die IT im Kontext des § 9 BDSG adres-
siert wird. 
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Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich 

Vor dem Hintergrund zahlreicher Unternehmenskrisen, der zunehmenden Globa-
lisierung der Aktionärsstrukturen und der wachsenden Internationalisierung der 
Kapitalmärkte in Verbindung mit der Forderung der internationalen Vergleich-
barkeit trat im Mai 1998 das Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unter-
nehmensbereich (KonTraG) in Kraft (Schuppener und Tillmann 1999, S. 20). Als 
Artikelgesetz verändert bzw. ergänzt es bestehende Gesetze wie das Aktiengesetz 
(AktG) und das Handelsgesetzbuch (HGB). Das KonTraG verfolgt insbesondere 
zwei Ziele (Speichert 2007, S. 245): 

• Korrektur von Verhaltensfehlsteuerungen und Schwächen im deutschen 
Unternehmenskontrollsystem des Aktienrechts und des Mitbestimmungs-
rechts 

• Berücksichtigung der steigenden Ausrichtung deutscher Publikumsgesell-
schaften am Informationsbedarf internationaler Investoren 

An Hand der folgenden Auszüge aus dem KonTraG lassen sich entsprechende 
Implikationen für die IT verdeutlichen. 

§ 91 AktG wurde um einen neuen Absatz erweitert, der lautet:  
„Der Vorstand hat geeignete Maßnahmen zu treffen, insbesondere ein Überwa-
chungssystem einzurichten, damit den Fortbestand der Gesellschaft gefährdende 
Entwicklungen früh erkannt werden“ (Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im 
Unternehmensbereich 1998). 

Durch diese Erweiterung des § 91 AktG wird ausdrücklich betont, dass der 
Vorstand verpflichtet ist, ein angemessenes und funktionierendes Risikoma-
nagement zu etablieren. Da mittlerweile nahezu alle Geschäftsprozesse in einem 
Unternehmen durch IT unterstützt werden, sind mit dem IT-Einsatz auch ent-
sprechende Risiken verbunden, die im Rahmen eines (IT-) Risikomanagements 
identifiziert, bewertet, gegebenenfalls minimiert und kontrolliert werden müs-
sen. Somit wird deutlich, dass diese gesetzliche Neuregelung auch direkt die IT 
betrifft. 

Das GmbHG wurde nicht explizit um eine solche Bestimmung erweitert, da 
laut der Gesetzesbegründung davon auszugehen ist, dass die Änderung des Akti-
engesetzes auch eine Ausstrahlungswirkung auf GmbHs haben wird, welche in 
Größe, Komplexität und Struktur mit einer AG vergleichbar sind (Deutscher 
Bundestag 1998, S. 15). 

Bezogen auf § 91 Abs. 2 AktG wurde auch der Prüfungsumfang des Ab-
schlussprüfers dementsprechend angepasst. Dies erfolgte in § 317 Abs. 4 HGB:  
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„Bei einer Aktiengesellschaft, die Aktien mit amtlicher Notierung ausgegeben 
hat, ist außerdem im Rahmen der Prüfung zu beurteilen, ob der Vorstand die 
ihm nach § 91 Abs. 2 des Aktiengesetzes obliegenden Maßnahmen in einer ge-
eigneten Form getroffen hat und ob das danach einzurichtende Überwachungs-
system seine Aufgaben erfüllen kann“ (Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im 
Unternehmensbereich 1998). 

Da ein Überwachungssystem (in Form eines Risikomanagements) zum einen 
heutzutage häufig mit Hilfe von IT realisiert wird und zum anderen die IT als 
geschäftskritischen Faktor überwacht, sind die Auswirkungen dieser Neurege-
lung, auch bezogen auf die Interpretation von § 91 Abs. 2 AktG, auf die IT offen-
sichtlich. 

Als letzter Auszug werden die Änderungen von § 289 Abs. 1 HGB und § 315 
Abs. 1 HGB erläutert. Die beiden Paragraphen wurden jeweils um folgenden 
Teilsatz erweitert: „dabei ist auch auf die Risiken der künftigen Entwicklungen 
einzugehen“ (Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich 
1998). 

Der Hintergrund dieser gesetzlichen Neuregelung liegt in der Tatsache be-
gründet, dass Unternehmen nicht selten in eine Krise geraten sind oder Insol-
venz anmelden mussten, obwohl sie kurz vorher vom Abschlussprüfer eine un-
eingeschränkte Bestätigung ihres Jahresabschluss- und Lageberichts erhalten 
hatten, wobei formalrechtlich dem Prüfer kein Vorwurf gemacht werden konnte. 
Um diesem Umstand zu begegnen ist der Lagebericht um einen Risikobericht zu 
ergänzen, in welchem die Unsicherheiten der künftigen Entwicklung dargestellt 
werden. Da die mit dem IT-Einsatz verbundenen Risiken durchaus einen be-
standsgefährdenden Charakter einnehmen können, sind diese im Risikobericht 
zu erfassen. (Speichert 2007, S. 245; Bertele und Lehner 2008, S. 11) 

 Konsequenzen bei Nichteinhaltung der IT-Compliance 15.2.3

Nach der Erläuterung des Begriffs IT-Compliance und der anschließenden kon-
kreten Darstellung einiger IT-relevanter Compliance-Vorschriften muss der Frage 
nachgegangen werden, welche Auswirkungen die Nichteinhaltung von Gesetzen 
und Regularien nach sich ziehen können. Da jedoch eine trennscharfe Unter-
scheidung zwischen Konsequenzen aus IT-Compliance-Verstößen und Folgen 
aufgrund anderweitiger Compliance-Verletzungen nicht sinnvoll bzw. möglich 
ist, wird an dieser Stelle die Betrachtung auf die ganzheitliche Compliance er-
weitert. 
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Die Frage nach möglichen Auswirkungen wird unter anderem in der aktuel-
len Studie „The True Cost of Compliance“ beantwortet, welche durch das 
PONEMON INSTITUT in Zusammenarbeit mit dem Unternehmen Tripwire entstand 
(Ponemon Institute 2011). Dabei wurden 160 Führungsverantwortliche aus 46 
multinationalen Unternehmen befragt. Ein wesentliches Ergebnis zeigt auf, dass 
die durchschnittlichen Kosten für ein Unternehmen für die dauerhafte Einhal-
tung der geltenden Compliance-Vorschriften bei circa 3,5 Mio. US-Dollar 
(2,5 Mio. Euro) liegen, wohingegen die Verletzung bzw. die Nichteinhaltung von 
Compliance-Regelungen (z. B. Gesetze, Regularien, Verträge, Richtlinien) zu 
durchschnittlichen Kosten in Höhe von etwa 9,4 Mio. US-Dollar (6,7 Mio. Euro) 
pro Unternehmen führen (siehe Abb. D-2). Zusammengefasst lässt sich damit 
festhalten, dass eine „Vernachlässigung“ des Compliance-Managements inklusive 
der daraus resultierenden Konsequenzen 2,65-mal höhere Kosten verursacht als 
ein effektives und effizientes Compliance-Management ohne Verstöße. Damit 
wird auch die Aussage der folgenden aus dem amerikanischen Raum stammen-
den Redewendung belegt: „If you think compliance is expensive, try non-
compliance.“ 

 
Abb. D-2:  Durchschnittliche Kosten für Einhaltung und Nichteinhaltung  

der IT-Compliance  
(Ponemon Institute 2011, S. 5) 

Neben Schadensersatzansprüchen, Bußgeldern oder Kompensationszahlungen 
als mögliche Konsequenzen von Compliance-Verstößen ist eine detaillierte Auf-
listung von möglichen Kosten bei OHRTMANN zu finden (Ohrtmann 2009, S. 71). 
Diese liefert eine plausible Begründung für die deutlich höheren Kosten bei 
Nichteinhaltung von Compliance-Regelungen. 
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 Probleme bei der Umsetzung bzw. Einhaltung von IT-Compliance-15.2.4
Anforderungen 

Unternehmen stehen bei der Einhaltung von rechtlichen und regulatorischen IT-
Anforderungen vor einigen Herausforderungen, die es zu bewältigen gilt. Zum 
einen steigt die Anzahl der zu erfüllenden IT-Compliance-Vorschriften kontinu-
ierlich an, was den Unternehmen zunehmend „Kopfzerbrechen“ bereitet. Dies 
belegt auch eine Studie von GMG Insight, die zu dem Schluss gelangt, dass „the 
heavy burden of regulatory compliance is a truly global issue” (Trub und Olski 
2008, S. 5). 

 
Abb. D-3:  Anzahl an vorgeschriebenen, separaten gesetzlichen Regulierungen 

nach Ländern (Mittelwerte)  
(Trub und Olski 2008, S. 5) 

Alleine für Deutschland wurden 30 IT-Compliance-Anforderungen identifiziert, 
die für ein Unternehmen relevant sein können (siehe Abb. D-3). Vor allem die 
permanente, nachweisliche Einhaltung gestaltet sich aufgrund der Menge als 
äußerst schwierig. 

Zum anderen ist bezogen auf ein Unternehmen eine Vielzahl an Gruppen 
und Funktionen an der Herstellung von IT-Compliance Konformität beteiligt, 
wie Abb. D-4 verdeutlicht. Diese heterogenen Einheiten hinsichtlich der Einhal-
tung rechtlicher und regulatorischer IT-Anforderungen zu steuern, abzustimmen 
und zu kontrollieren stellt eine weitere große Herausforderung dar. 
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Abb. D-4:  An IT-Compliance beteiligte Gruppen und Funktionen  

(Klotz 2009, S. 13) 

Ein weiteres Problem liegt vermehrt in der eigentlichen Umsetzung der IT-
Compliance-Anforderungen, da sowohl der Gesetzgeber als auch die Aufsichts-
organe zunehmend eine Abkehr von der traditionell Regel-basierten Aufsicht hin 
zu einer Prinzipien-basierten Aufsicht vollziehen, d. h. den Unternehmen wird in 
Form von sehr generalistisch gehaltenen Empfehlungen bzw. Handlungsanwei-
sungen bewusst mehr Gestaltungsspielraum für die Erfüllung der entsprechen-
den Gesetze und Regularien gegeben (Bretz et al. 2007, S. 3). Dies sollte eigent-
lich im Interesse der Unternehmen sein, jedoch herrscht oftmals eine gewisse 
Unsicherheit vor, ob die entsprechende Anforderung tatsächlich korrekt im Sin-
ne des Verfassers umgesetzt wurde. 

Werden diese Probleme zusätzlich im organisationsübergreifenden Kontext 
gesehen sowie Hochflexibilität zugrunde gelegt, dann sind die Herausforderun-
gen nicht mehr isoliert auf ein Unternehmen beschränkt, sondern müssen in ei-
ner sich dynamisch verändernden Umgebung betrachtet werden. Gerade die un-
vollständige Planbarkeit sowie die Überlappung von Planung und Ausführung 
als Eigenschaften von hGP in Verbindung mit einer Vielzahl von Prozessteil-
nehmern führen zu dem Umstand, dass die zuvor beschriebenen Herausforde-
rungen noch an deutlicher Komplexität und Vielschichtigkeit gewinnen. Insbe-
sondere der Grundsatz „Eine Kette ist nur so stark wie ihr schwächstes Glied“ 
verdeutlicht die Gesamtproblematik. 
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15.3 Anforderungen an Standards/IT-Frameworks im Kontext hoch-
flexibler Geschäftsprozesse 

In diesem Abschnitt erfolgt die Aufstellung eines Anforderungskatalogs, welcher 
im späteren Verlauf zur Eignungsanalyse auf die in Abschnitt 15.4 dargestellten 
Standards/IT-Frameworks angewendet wird. In diesem Zusammenhang wird 
auch deutlich gemacht, welche Kriterien für hGP besonders wichtig sind. Fol-
gende Anforderungen wurden identifiziert: 

• Die Verbreitung zeigt auf, welche geographische Ausrichtung bei dem 
entsprechenden Standard/IT-Framework gegeben ist. Bezogen auf hGP ist 
generell eine eher internationale Orientierung zu bevorzugen. Dies ist je-
doch insbesondere unter dem Aspekt der Globalisierung zu sehen. 

• Die Vollständigkeit verdeutlicht, in welchem Ausmaß ein Standard/IT-
Framework verschiedene Facetten (z. B. Metriken, Verantwortlichkeiten, 
Reifegradmodell, etc.) beinhaltet. Für den Kontext hGP ist dieses Kriteri-
um nicht spezifisch, jedoch bietet eine größere Vielfalt grundsätzlich 
mehr Handlungsspielraum. 

• Der Aspekt Transparenz liefert eine Aussage über den Detailierungsgrad 
der Inhalte eines Standards/IT-Frameworks sowie über die Klarheit der 
Formulierungen. Für hGP stellt dies kein spezielles Kriterium dar, jedoch 
ist grundsätzlich eine hohe Detailtiefe vorteilhaft. 

• Unter Elastizität ist die Fähigkeit zu verstehen, wie gut einzelne Elemen-
te aus einem Standard/IT-Framework herausgelöst und anschließend se-
parat verwendet werden können. Diese Anforderung ist für hGP beson-
ders wichtig, da je nach vorliegender Situation (welche Daten werden an 
wen weitergegeben bzw. von wem weiterverarbeitet) ein angemessenes 
Compliance-Niveau auf unterschiedlich stark bzw. schwach formulierten 
Regelungen beruht. 

• Das Vorhandensein eines Reifegradmodells ist eine weiteres Kriterium, 
welches aufzeigen soll inwiefern ein Standard/IT-Framework die Option 
enthält, einzelne inhaltliche Anforderungen in unterschiedlich starken 
bzw. schwachen Auslegungen zur flexiblen Steuerung der Ausprägung 
von „Compliance-Konformität“ auszugestalten. Im Kontext von hGP ist 
dieser Aspekt von besonderer Wichtigkeit, da vor allem im organisations-
übergreifenden Zusammenhang Informationen mit unterschiedlichem 
Schutzbedarf empfangen, verarbeitet und weitergegeben werden. Dabei 
ist bei der Ausgestaltung der entsprechenden Absicherungsmaßnahmen 
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der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. 
• Unter Auditierbarkeit ist zu verstehen, wie nachvollziehbar und eindeu-

tig die Umsetzung der Inhalte eines Standards/IT-Frameworks überprüf-
bar ist. Dies ist abhängig davon, wie klar, detailliert und unmissverständ-
lich ein Standard/IT-Framework formuliert ist. Denn je unschärfer und 
generalistischer die Inhalte verfasst sind, desto mehr Interpretations- und 
Gestaltungsspielraum ist den Unternehmen bei der Umsetzung gegeben 
und umso schwieriger gestaltet sich die Überprüfung (z. B. durch Interne 
Revision oder Wirtschaftsprüfungsunternehmen), ob die gestellte Anfor-
derung von einem Unternehmen erfüllt wird. Dieses Kriterium ist in Be-
zug auf hGP von zentraler Bedeutung, da aufgrund der Eigenschaften un-
vollständige Planbarkeit und Überlappung von Planung und Ausführung 
möglichst konkrete Handlungs- bzw. Umsetzungsanweisungen vorteilhaft 
sind. 

• Die unvollständige Planbarkeit sowie die Überlappung von Planung und 
Ausführung als hGP-Eigenschaften erfordern schnelle Aussagen darüber, 
ob das Unternehmen, welches den nächsten Teilprozess ausführen will 
und daher entsprechende Informationen vom Vorgänger benötigt, die ge-
stellten IT-Compliance-Anforderungen erfüllt. Diese ad-hoc Aussagen las-
sen sich nur mit einer geeigneten Werkzeug-Unterstützung realisieren. 
Im hGP-Kontext ist diese Anforderung daher von zentraler Bedeutung. 

15.4 Standards/IT-Frameworks, die für hGP in Frage kommen 

Wie in Abschnitt 15.2.4 dargestellt, sind die Umsetzung von IT-Compliance-
Anforderungen und deren nachweisliche Einhaltung mit einer Reihe von Prob-
lemen bzw. Herausforderungen verbunden. Diesen Schwierigkeiten lässt sich mit 
der Anwendung von Standards/IT-Frameworks begegnen. Jene können in fol-
genden Fällen besonders hilfreich sein: 

• bei der Konkretisierung von Gesetzen und Regularien hin zu umsetzbaren 
Anweisungen 

• bei der Erhöhung der Transparenz der Qualität der jeweiligen internen IT-
Compliance-Regelungen 

• bei der Setzung von konkreten „Leitplanken“ trotz unvollständiger Plan-
barkeit als Eigenschaft von hGP 

Zu diesem Zweck werden nachfolgend vier ausgesuchte Standards bzw. IT-
Frameworks erläutert, welche für den hGP-Kontext als geeignet erscheinen. 
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 IT-Grundschutz 15.4.1

Der IT-Grundschutz ist eine Methodik des Bundesamtes für Sicherheit in der In-
formationstechnik (BSI), welche eine strukturierte Vorgehensweise für das Ma-
nagement der Informationssicherheit liefert. Es handelt sich dabei um einen 
ganzheitlichen Sicherheitsansatz, welcher alle relevanten Bereiche und Aspekte 
der Informationssicherheit berücksichtigt (Speichert 2007, S. 262). Im Jahr 
1994 wurde erstmalig diese Methode unter dem Namen „IT-Grundschutz-
handbuch“ vom BSI veröffentlicht. Dieses wurde im Laufe der Zeit kontinuier-
lich in Form von Ergänzungslieferungen aktualisiert. Als Resultat der Neustruk-
turierung des IT-Grundschutzhandbuchs im Jahr 2005 wurden die IT-
Grundschutz-Standards und die IT-Grundschutzkataloge geschaffen. 

Die IT-Grundschutz-Standards beinhalten Empfehlungen zu Methoden, Pro-
zessen, Verfahren, Vorgehensweisen und Maßnahmen mit Bezug zur Informati-
onssicherheit. Folgende Standards wurden bis dato vom BSI veröffentlicht: 

• BSI-Standard 100-1: Managementsysteme für Informationssicherheit 
(ISMS) 

• BSI-Standard 100-2: IT-Grundschutz-Vorgehensweise 
• BSI-Standard 100-3: Risikoanalyse auf der Basis von IT-Grundschutz 
• BSI-Standard 100-4: Notfallmanagement 

Die IT-Grundschutz-Kataloge sind vollständig modular aufgebaut. Die Bausteine 
„spiegeln typische Abläufe von Geschäftsprozessen und Bereiche des IT-Einsatzes 
wider“ (Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 2009, S. 17). Für 
jeden Baustein sind entsprechende Gefährdungen beschrieben, welchen wiede-
rum durch definierte Maßnahmen begegnet werden kann. 

 ISO/IEC 27002 15.4.2

Der von der International Organization for Standardization (ISO) herausgegebe-
ne Standard (bzw. Norm) ISO/IEC 27002 mit dem Titel „Information technology 
– Security techniques – Code of practice for information security management“ 
beinhaltet eine Sammlung von (Best Practice) Maßnahmen, Verfahren und Me-
thoden zur Herstellung bzw. Wahrung der Informationssicherheit. 

Der Standard basiert auf dem British Standard BS 7799-1, welcher 1995 
erstmalig veröffentlicht wurde. Die ISO übernahm den Standard mit unveränder-
tem Inhalt und publizierte diesen im Jahr 2000 unter der Bezeichnung ISO/IEC 
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17799. Im Jahr 2005 erfolgte die Umbenennung in ISO/IEC 27002 und die Zu-
ordnung zur Normenreihe ISO/IEC 27000. 

Dieser Standard „establishes guidelines and general principles for initiating, 
implementing, maintaining, and improving information security management in 
an organization” (International Organization for Standardization 2005, S. 1) und 
stellt somit eine Art Leitfaden für das Management der Informationssicherheit 
dar. Zudem dient die Norm dem besseren Verständnis der in ISO/IEC 27001 de-
finierten Anforderungen und ist als Ausgangslage zur Entwicklung von unter-
nehmensindividuellen Regelungen und Richtlinien gedacht. 

Im ISO/IEC 27002 werden 11 Bereiche betreffend der Informationssicherheit 
(Security Control Clauses) adressiert, welche zusammen 39 Sicherheitskatego-
rien (Security Categories) enthalten. Jede dieser Kategorien setzt sich aus einer 
Zielvorgabe (Control Objective) und einer oder mehrerer Maßnahmen (Controls) 
zusammen. Eine Maßnahme besteht wiederum aus einem Umsetzungsleitfaden 
(Implementation Guidance) und optionalen weiteren Informationen (Other In-
formation). (International Organization for Standardization 2005) 

 IT Infrastructure Library 15.4.3

Um das Jahr 1990 wurde die IT Infrastructure Library (ITIL) durch die damalige 
Central Computer and Telecommunications Agency (CCTA) im Auftrag der briti-
schen Regierung entwickelt, mit dem Ziel einen offenen Standard für das IT-
Service-Management zu entwerfen (Rudd 2006, S. 149). Seit 2001 obliegt die 
kontinuierliche Weiterentwicklung von ITIL beim Office of Government Com-
merce (OGC), da das CCTA in das OGC integriert wurde. ITIL ist eine Sammlung 
von Best Practices und hat sich mittlerweile als De-facto-Standard im IT-Service-
Management etabliert. 

Im Jahr 2007 wurde die bis dato letzte Aktualisierung vorgenommen und 
ITIL in Version 3 (ITIL v3) veröffentlicht. Kennzeichnend für die neue Fassung 
sind die stärkere Ausrichtung an den Geschäftsanforderungen (IT-Business-
Alignment) und die Fokussierung auf einen Service-Lebenszyklus. 

ITIL v3 bietet „a unique set of guidelines that creates a view of how mature 
IT organizations should provide effective business service management (BSM)” 
(Shuja 2011, S. 45). Weiter ermöglicht ITIL v3 „IT organizations to plan and im-
plement their transformations and improvements to achieve BSM” (Shuja 2011, 
S. 45). Die Kernpublikation von ITIL v3 besteht aus den folgenden fünf Büchern 
(Office of Government Commerce 2007b): 
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• Service Strategy 
• Service Design 
• Service Transition 
• Service Operation 
• Continual Service Improvement 

Jedes dieser Bücher deckt einen Bereich des Service-Lebenszyklus ab (siehe 
Office of Government Commerce 2007a). 

 Control Objectives for Information and Related Technology 15.4.4

Das IT-Framework „Control Objectives for Information and Related Technology” 
(CobiT) wurde in der ersten Version im Jahr 1996 von der Information Systems 
Audit and Control Association (ISACA) veröffentlicht. Seit 1998 obliegt die kon-
tinuierliche Weiterentwicklung von CobiT dem IT Governance Institut, welches 
von der ISACA gegründet wurde. Aktuell liegt das IT-Rahmenwerk in der Versi-
on 4.1 vor. 

Die allgemeine Intension von CobiT lautet:  
„To research, develop, publicise and promote an authoritative, up-to-date, inter-
nationally accepted IT governance control framework for adoption by enterpris-
es and day-to-day use by business managers, IT professionals and assurance pro-
fessionals” (IT Governance Institute 2007, S. 9). 

Durch die Anwendung von CobiT lassen sich folgende konkrete Zielsetzun-
gen erreichen (Johannsen und Goeken 2007, S. 41): 

• Ausrichtung der IT-Planungen an den geschäftlichen Anforderungen 
• Organisation der IT-Aktivitäten durch ein allgemein akzeptiertes Modell 
• Unterstützung der ökonomischen Verwendung von IT-Ressourcen 
• Bereitstellung von IT-relevanten Steuerungs- und Managementinformati-

onen durch Kontrollelemente 
CobiT beinhaltet ein Prozessmodell von international akzeptierten IT-
prozessbezogenen Kontrollzielen (Control Objectives), welche in einem Unter-
nehmen beachtet und umgesetzt werden sollten, um eine verlässliche Anwen-
dung der Informationstechnologie zu gewährleisten (Sewera 2005, S. 20). Denn 
erst wenn die Organisation der Informationen, Anwendungen, Infrastruktur und 
Menschen richtig funktioniert, werden die Geschäftsprozesse die an sie gestell-
ten Anforderungen erfüllen (Gaulke 2010, S. 10). 
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Die Erreichung der vorgegebenen Ziele (Geschäftsanforderungen) wird durch 
IT-Prozesse unter Einbeziehung von IT-Ressourcen realisiert. 

Die IT-Ressourcen müssen geplant, entwickelt, implementiert, betrieben und 
überwacht werden. Hierfür sind in CobiT in der aktuellen Fassung insgesamt 34 
kritische IT-Prozesse definiert, welche erfolgsbestimmend für das Management 
der IT sind (Bitterli 2006, S. 18). Jeder dieser IT-Prozesse ist jeweils zu einem 
der nachfolgend aufgelisteten Bereiche bzw. einer Domäne zugeordnet: 

• Planen und Organisieren (Plan and Organise, PO) 
• Beschaffen und Implementieren (Acquire and Implement, AI) 
• Erbringen und Unterstützen (Deliver and Support, DS) 
• Überwachen und Beurteilen (Monitor and Evaluate, ME) 

Die Einteilung in diese Domänen basiert auf dem Lebenszyklus von IT-Systemen 
(Design, Build, Run und Monitor) (Johannsen und Goeken 2007, S. 60). 

Jeder der 34 IT-Prozesse ist gleich strukturiert. Die Komponenten werden im 
Folgenden erläutert: 

• Die Prozessbeschreibung (Process Description) enthält die jeweiligen 
Prozessziele, die betroffenen IT-Ressourcen, die betroffenen primären und 
sekundären Informationskriterien sowie in einer wasserfallähnlichen Dar-
stellung die wichtigsten Geschäftsziele für die IT, IT-Ziele, Kontrollen und 
Metriken. 

• Zwischen drei und 15 Kontrollziele (Control Objectives) sind für jeden 
Prozess definiert und konkretisieren die Ziele aus der Prozessbeschrei-
bung. 

• Die Leitlinien für das Management (Management Guidelines) bestehen 
aus folgenden drei Elementen: 

1. Prozesseingangs- und -ausgangswerte (Inputs/Outputs) 
2. Kompetenzmatrix (RACI Chart) 
3. Ziele und Metriken (Goals and Metrics) 

Das Reifegradmodell (Maturity Model) von CobiT basiert auf dem Reifegrad-
modell des Capability Maturity Model Integration (CMMI) (vgl. www.sei. 
cmu.edu/cmmi) des Software Engineering Institutes. Es beschreibt den Reifegrad 
für jeden Prozess in sechs Abstufungen (nicht existent, initial, wiederholbar, de-
finiert, gesteuert und überwacht, optimiert). 



 331 

15.5 Bewertung 

Im folgenden Abschnitt erfolgt nun die Bewertung der zuvor dargestellten Stan-
dards bzw. IT-Frameworks anhand der in Abschnitt 15.3 spezifizierten Anforde-
rungen. Dabei ist jedoch zu beachten, dass diese Standards/IT-Frameworks teil-
weise verschiedene Themenbereiche sowie Schwerpunkte adressieren und somit 
der Umfang der behandelten Aspekte durchaus schwankt (Informationssicher-
heit beispielsweise wird von allen vier Standards/IT-Frameworks in unterschied-
lichen Ausprägungen behandelt). IT-Grundschutz und ISO/IEC 27002 sind Stan-
dards für das Management der Informationssicherheit, ITIL stellt eine Best Prac-
tice Sammlung für das IT-Service-Management dar und CobiT ist ein Framework 
für die IT-Governance. Daher wird bei der Bewertung nicht der fachliche 
Schwerpunkt zugrunde gelegt, sondern der Fokus liegt auf der Struktur und der 
gesamten Handhabbarkeit, denn nur auf diese Weise ist eine Vergleichbarkeit 
gegeben. 

Die nachfolgende Darstellung verdeutlicht das Ergebnis der durchgeführten 
Bewertung der vier genannten Standards/IT-Frameworks (siehe Abb. D-5). Die 
genaueren Erläuterungen hinsichtlich der einzelnen Bewertungen erfolgen im 
Anschluss an die kommende Abbildung. 

 
Abb. D-5:  Analyse der Standards/IT-Frameworks 

Bezüglich der Verbreitung finden ISO/IEC 27002, ITIL und CobiT international 
deutlich mehr Anklang als IT-Grundschutz. Dies liegt vor allem daran, dass im 
Gegensatz zu IT-Grundschutz bei den anderen drei Standards/IT-Frameworks 
entweder eine internationale Normierung (durch die ISO) stattfand und/oder 
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deren Entwicklung durch einen global ausgerichteten Verband erfolgte. Auch die 
Sprache, in der ein Standard/IT-Framework (ursprünglich) verfasst bzw. veröf-
fentlicht wurde, ist ein wichtiger Faktor (IT-Grundschutz in Deutsch, alle ande-
ren in Englisch). 

Die Vollständigkeit ist bei IT-Grundschutz und bei CobiT am besten ausge-
prägt, da diese im Vergleich zu den anderen Standards/IT-Frameworks die meis-
ten Facetten (Metriken, Verantwortlichkeiten, Reifegradmodell, Vorgehenswei-
sen, etc.) enthalten. Am schlechtesten schneidet bei diesem Kriterium ISO/IEC 
27002 ab. 

Bei IT-Grundschutz und CobiT besteht im Vergleich zu ISO/IEC 27002 und 
ITIL eine höhere Transparenz, insbesondere hinsichtlich Klarheit und Eindeu-
tigkeit der formulierten Inhalte. 

Bezogen auf die Elastizität ist CobiT nur eingeschränkt zu empfehlen, da die 
Prozesse aufgrund von definierten In- und Outputs untereinander verbunden 
sind. Somit sind diese Verknüpfungen nur bedingt nutzbar, falls einzelne Prozes-
se herausgelöst aus dem gesamten IT-Framework angewendet werden. Bei den 
anderen drei betrachteten Standards/IT-Frameworks lassen sich einzelne Ele-
mente weitestgehend ohne „hinderliche“ Abhängigkeiten separat einsetzen. 

Ein Reifegradmodell zur Abstufung von entsprechenden fachlichen Inhalten 
enthält nur CobiT. IT-Grundschutz, ISO/IEC 27002 und ITIL enthalten kein der-
artiges Element. 

Die Auditierbarkeit des IT-Grundschutz ist positiv zu bewerten, da speziell 
die Maßnahmen (als Teilbereich der IT-Grundschutz-Kataloge) ergänzende Kon-
trollfragen beinhalten, welche zudem im Laufe der kontinuierlichen Weiterent-
wicklung sukzessive durch Prüffragen ersetzt werden. Da CobiT von der ISACA, 
dem Verband der IT-Auditoren und IT-Revisoren, entwickelt wurde, enthält die-
ser ebenso entsprechende Prüfungselemente, weshalb auch hier die Analyse zu 
einem positiven Ergebnis hinsichtlich der Auditierbarkeit führt. Im Gegensatz 
dazu sind ISO/IEC 27002 und ITIL nicht explizit für Prüfungen (Audits) konzi-
piert worden und daher lassen sich diese nur in eingeschränktem Maße (z. B. als 
Grundlage für Prüfungspunkte) hierfür verwenden. 

Hinsichtlich der Werkzeug-Unterstützung hat die Analyse gezeigt, dass für 
IT-Grundschutz, ISO/IEC 27002 und ITIL sehr viele Lösungen auf dem Markt 
vorhanden sind. Im Vergleich dazu ist bei CobiT das Angebot an Softwarepro-
dukten eher eingeschränkt. Dies könnte vermutlich in der Tatsache begründet 
sein, dass CobiT sehr komplexe Strukturen und Abhängigkeiten beinhaltet. 
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Policy 

Abb. D-5 und die anschließenden Erläuterungen zeigen, dass CobiT am besten 
die gestellten Anforderungen erfüllt. Schwächen sind nur bezüglich der Kriterien 
Elastizität und Werkzeug-Unterstützung vorhanden. Auf den nächsten Plätzen 
folgen IT-Grundschutz und ITIL, ISO/IEC 27002 belegt den letzten Rang. 

Durch die unvollständige Planbarkeit als hGP-Eigenschaft kann jedoch wie 
eingangs erwähnt nicht vorgeschrieben werden, dass jeder Teilnehmer in einem 
sich ad-hoc bildenden Wertschöpfungsnetz den gleichen Standard bzw. das glei-
che IT-Frameworks verwendet. Daher ist die Frage zu beantworten, wie die Si-
tuation zu behandeln ist, wenn andere Standards/IT-Frameworks bei potenziel-
len Teilnehmern im Einsatz sind und deren Partizipation am Wertschöpfungs-
netz nicht von vorneherein ausgeschlossen werden soll. 

Dieser Problemstellung lässt sich zunächst mit Hilfe von sogenannten Map-
ping-Tabellen begegnen. Gegenstand der Tabellen ist die Darstellung von inhalt-
lichen Überschneidungen zwischen Standards/IT-Frameworks. Damit wird die 
Möglichkeit geschaffen, dass auch durch die Verwendung eines anderen Stan-
dards/IT-Frameworks ein vergleichbares IT-Compliance-Niveau wie mit CobiT 
erreicht werden kann. Nachfolgende Tabelle (siehe Tab. D-1) veranschaulicht 
den Auszug aus einer Mapping-Tabelle der ISACA. 

CobiT 
(Auszug für Prozess „DS5 Ensure Sys-

tems Security“) 
ITIL 

DS5.1 Management of IT security • SD 4.6 Information security management 
• SO 5.13 Information security management and 

service operation 
DS5.2 IT security plan • SD 4.6.4 Policies/principles/basic concepts 

• SD 4.6.5.1 Security controls (high-level covera-
ge, not in detail) 

Tab. D-1: Auszug des Mappings zwischen CobiT und ITIL  
(ISACA 2008, S. 47-48) 

Da aber die inhaltlichen Überschneidungen unterschiedliche Ausprägungen 
(z. B. vollständig, teilweise, minimal) einnehmen können, ist eine allgemein gül-
tige Transformation in einen CobiT-Reifegrad nicht möglich bzw. sinnvoll. Die 
Transformationsregeln (in der auch eine Priorisierung vorzunehmen ist) müssen 
fallbasiert für jede dynamische Föderation festgelegt werden. Als Ergebnis lässt 
sich folgende allgemeine Policy-Struktur (siehe Tab. D-2) festhalten. 
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CobiT-Prozess [z] ITIL ISO/IEC 27002 IT-Grundschutz … 
Reifegrad 1z a1 von yITIL b1 von yISO c1 von yIT-GS … 
Reifegrad 2z a2 von yITIL b2 von yISO c2 von yIT-GS … 
Reifegrad 3z a3 von yITIL b3 von yISO c3 von yIT-GS … 
Reifegrad 4z a4 von yITIL b4 von yISO c4 von yIT-GS … 
Reifegrad 5z a5 von yITIL b5 von yISO c5 von yIT-GS … 

Tab. D-2: Allgemeine Policy-Struktur 

• z: beliebiger CobiT-Prozess 
• y: Gesamtmenge aller abgeleiteten Anforderungen je Standard/IT-Frame-

work auf Basis von Mapping-Tabellen 
• a, b, c: Teilmenge der zu erfüllenden Anforderungen je Reifegradlevel, 

wobei a, b, c ≤ y 
Um beispielsweise CobiT-Reifegrad 2 zu erreichen, ist äquivalent bei der Ver-
wendung von ITIL die Teilmenge a2 aus der Gesamtmenge der Anforderungen 
yITIL umzusetzen. 

15.6 Anwendung der Ergebnisse auf das Szenario e-Car Net 

Nach der Analyse der vier vorgestellten Standards/IT-Frameworks und der 
Schlussfolgerung, dass CobiT die aufgestellten Anforderungen am besten erfüllt, 
wird in diesem Abschnitt die beispielhafte Anwendung von CobiT im Kontext 
des Szenarios e-Car Net (Kapitel 2, sowie Leunig et al. 2010) veranschaulicht. In 
diesem Zusammenhang erfolgt zudem die Anwendung einer Policy. 

Konkret liegt der Fokus auf dem Aspekt der Auslieferung der e-Cars aus dem 
Teilszenario B, dem Absatz von PKWs mit Elektroantrieb (e-Cars) (Leunig et al. 
2010, S. 13). Dabei wird angenommen, dass die Auslieferung des e-Cars nicht 
von einem einzigen Logistikdienstleister durchgeführt wird, sondern von mehre-
ren in Form einer sich ad-hoc bildenden Föderation. Dieses Szenario wird in 
nachfolgender Abbildung (siehe Abb. D-6) veranschaulicht, welche auch Gegen-
stand des 7. Kapitels „Effizienzsteigerung hochflexibler Geschäftsprozesse mittels 
Simulation“ ist. 
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Abb. D-6:  Darstellung des Wertschöpfungsnetzes der e-Car AG  

(siehe Kapitel 7) 

In diesem beispielhaften Fall fordert die e-Car AG bei der Ausschreibung des 
Transportauftrages, dass diejenigen Logistikdienstleister, welche das e-Car zum 
Kunden befördern wollen, entweder einen Reifegrad von mindestens 3 (die Ska-
la reicht von 0 „nicht existent“ bis 5 „optimiert“) bei dem CobiT-Prozess „DS5 
Gewährleiste Systemsicherheit“ (engl. Ensure Systems Security) nachweisen oder 
den Beleg für ein vergleichbares IT-Compliance-Niveau bei Verwendung eines 
anderen Standards/IT-Frameworks (Transformationsregeln wurden hierfür in 
der Policy festgelegt) erbringen müssen. Der Grund für diese Forderung liegt in 
der Übertragung von schützenswerten Kundeninformationen von einem Födera-
tionsteilnehmer auf den nächsten. 

Auf die Ausschreibung zum Transport des e-Cars haben sich sechs Logistik-
dienstleiter beworben. Das Ergebnis der Sichtung ihrer eingereichten Unterlagen 
zeigt auf, dass vier Bewerber CobiT, einer ITIL und einer IT-Grundschutz an-
wenden. Um das Beispiel nicht unnötig zu komplizieren, wird die generelle An-
nahme getroffen, dass die Entscheidung wer den Auftrag bekommt nur auf der 
Grundlage der Ausprägung des jeweiligen eingesetzten Standards/IT-Frame-
works getroffen wird. In dem vorliegenden Fall fällt die Wahl auf den Transpor-
teur, welcher einen Reifegrad von 4 bei dem CobiT-Prozess DS5 aufweist. Alle 
anderen Bewerber schneiden schlechter ab. 

Der ausgewählte Logistikdienstleister transportiert das e-Car jedoch nicht di-
rekt zum Kunden, sondern vergibt einen Teil der Strecke an einen anderen Spe-
diteur, wobei auch hier die aufgestellte Anforderung der e-Car AG gilt. Auf diese 
Ausschreibung bewerben sich vier Transporteure. Aus deren übermittelten Un-
terlagen wird ersichtlich, dass zwei Logistikdienstleister die Anforderung grund-
sätzlich nicht erfüllen. Bei den verbliebenden Bewerbern weist ein Spediteur den 
geforderten Reifegrad von 3 bei dem CobiT-Prozess DS5 nach. Der letzte Trans-
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porteur verwendet kein CobiT, hat aber ITIL im Einsatz. Auf Basis der Anwen-
dung der definierten Transformationsregeln in der Policy kann dieser jedoch ei-
nen Reifegrad von 4 nachweisen, wodurch die Entscheidung für den Auftrag zu 
seinen Gunsten fällt. 

Anhand dieses einfachen Beispiels wird deutlich, wie mit Verwendung einer 
Policy (auf Basis von CobiT in Zusammenhang mit Mapping-Tabellen) über das 
gesamte Wertschöpfungsnetz ein vergleichbares IT-Compliance-Niveau erreicht 
werden kann, ohne die Flexibilität hinsichtlich der Teilnahmemöglichkeit an 
dem Wertschöpfungsnetz zu stark einzuschränken. 

Grundsätzlich ist in diesem Zusammenhang noch das Problem zu berücksich-
tigen, dass sich eine Überprüfung des ausgewiesenen Reifegrads zum einen auf-
grund der hGP-Eigenschaften (Pütz et al. 2009, S. 1) und zum anderen aufgrund 
eines gewissen, vorherrschenden Zeitdrucks als äußerst schwierig gestaltet und 
sich somit die jeweiligen Partner gegenseitig vertrauen müssen. 

Jedoch entsteht das Vertrauen in der Regel erst im Laufe einer länger andau-
ernden Geschäftsbeziehung. Im Kontext von hGP schränkt dieses Vorgehen die 
Hochflexibilität in erheblichem Maße ein, da der nächste Kopplungspartner ge-
rade aufgrund der unvollständigen Planbarkeit sowie der Überlappung von Pla-
nung und Ausführung ein Unternehmen sein kann, mit dem noch niemals zuvor 
eine Geschäftsbeziehung bestanden hat. Somit ist das Entgegenbringen eines 
„blinden“ Vertrauens ohne jegliche Grundlage geradezu vermessen und faktisch 
grob fahrlässig. 

Zur Lösung dieser Problemstellung sind folgende zwei Ansätze denkbar: 
• Als vertrauensbildende Maßnahme bestätigt die Interne Revision eines 

Unternehmens den ermittelten Reifegrad. Aufgrund ihrer unabhängigen 
Stellung in der Organisation und ihres Aufgabenspektrums (spezifiziert 
unter anderem in § 91 Abs. 2 AktG, § 25a Abs. 1 KWG und den Mindest-
anforderungen an das Risikomanagement), insbesondere der Kontrolle der 
ordnungsgemäßen Abläufe von Prozessen und der Einhaltung geltender 
Gesetze und Regularien, liefert die Interne Revision durch die Beglaubi-
gung der zu übermittelnden Angaben damit einen vertrauensfördernden 
Beitrag, welcher entscheidend für die Kopplung sein kann. 

• Falls ein Unternehmen keine Interne Revision besitzt, muss die Bestäti-
gung des jeweiligen Reifegrads durch eine vertrauenswürdige dritte In-
stanz (Trusted Third Party) erfolgen. 
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15.7 Zusammenfassung 

Die nachweisliche Einhaltung von IT-Compliance-Vorschriften insbesondere im 
Kontext von hGP stellt die Unternehmen vor komplexe Herausforderungen. Dies 
wurde auch durch die Darstellung und Erläuterung einiger ausgewählter IT-
spezifischer Gesetze und Regularien veranschaulicht. Die Anwendung von Stan-
dards/IT-Frameworks kann bei der Bewältigung der Herausforderungen sehr 
hilfreich sein, allerdings nur wenn dabei eine Berücksichtigung der hGP-
Eigenschaften stattfindet. Um diesem Aspekt Rechnung zu tragen, wurden ent-
sprechende Anforderungen aufgestellt, anhand derer eine Analyse von vier aus-
gesuchten Standards/IT-Frameworks erfolgte. 

Die durchgeführte Untersuchung hat ergeben, dass CobiT unter den vorge-
stellten Alternativen am besten die definierten Kriterien erfüllt und damit für 
den hGP-Kontext ein geeignetes Mittel darstellt. Insbesondere durch das inte-
grierte Reifegradmodell wird zum einen eine hohe Transparenz erzielt und zum 
anderen eine flexible inhaltliche Ausgestaltung ermöglicht. Nur hinsichtlich der 
Elastizität und der Werkzeug-Unterstützung sind bei CobiT noch Schwächen 
vorhanden. Zudem wurde jedoch die Erkenntnis gewonnen, dass die alleinige 
Fokussierung auf CobiT die Flexibilität zu stark einschränken würde, da auch für 
potenzielle Teilnehmer, die nicht CobiT verwenden, die Möglichkeit bestehen 
muss, an dem Wertschöpfungsnetz zu partizipieren. Dies kann mit Hilfe einer 
Policy erreicht werden, welche auf Basis von Mapping-Tabellen geeignete indi-
viduelle Transformationsregeln beinhaltet und somit für eine gewisse Vergleich-
barkeit zwischen den Standards/IT-Frameworks sorgt. Weiterhin hat die exemp-
larische Anwendung einer Policy auf das Szenario e-Car Net verdeutlicht, wie 
der Ablauf bei einem sich ad-hoc bildenden organisationsübergreifenden Wert-
schöpfungsnetz ausgestaltet sein könnte. 
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16 Starke Authentifizierung für den sicheren Zugriff auf 
IT-Ressourcen in Föderationen 

Christian Senk, Dieter Bartmann 

Zusammenfassung. Die Gewährleistung der Informationssicherheit bei der 
Ausführung hochflexibler Geschäftsprozesse erfordert in unternehmens-
übergreifenden Szenarien wirksame und gleichzeitig flexible Sicherheitsme-
chanismen. Das Föderierte Identitätsmanagement liefert Technologien für 
eine Zugriffskontrolle auf überbetrieblich bereitgestellte IT-Ressourcen. Ge-
rade bei einer schwach ausgeprägten Vertrauensbeziehung zwischen Föde-
rationsteilnehmern sowie der Implikation eines hohen Schutzbedarfs be-
steht die Notwendigkeit einer Zweifaktorauthentifizierung. Die föderati-
onsweite Verfügbarkeit entsprechender Systeme kann nicht unterstellt wer-
den. Somit schränkt die Forderung nach einer starken Authentifizierung die 
Strukturflexibilität eines Geschäftsprozesses potenziell ein. Eine geeignete 
Lösung ist die bedarfsweise Delegation einer biometrischen Authentifizie-
rung an einen externen Dienstleister. Hierzu erfolgte die prototypische Im-
plementierung eines Tippverhaltenserkennungsdienstes, der die Einbindung 
einer „Zweit“-Faktorauthentifizierung nach „Software as a Service“-
Prinzipien ermöglicht. Zudem wurde eine Infrastruktur für Föderiertes 
Identitätsmanagement so erweitert, dass die Durchführung einer biometri-
schen Authentifizierung föderationsweit belegbar ist. 

16.1 Problemstellung und Zielsetzung 

Während der Ausführung eines Geschäftsprozesses muss stets dafür Sorge getra-
gen werden, dass nur autorisierte Akteure Zugriff auf geschützte Ressourcen er-
langen. Innerhalb von Unternehmensgrenzen lässt sich dies durch ein zentrali-
siertes Identitäts- und Zugriffsmanagementsystem realisieren. In überbetriebli-
chen Anwendungsfällen ist die Gewährleistung eines sicheren Zugriffs auf IT-
Ressourcen jedoch nicht trivial. Gerade in Szenarien mit substanziellen struktu-
rellen Flexibilitätsanforderungen sind zentralisierte Ansätze weniger sinnvoll, da 
sie mit hohem Aufwand für die Erstellung und die Pflege unternehmensübergrei-
fend redundanter Benutzerkonten verbunden sind (Hommel 2007, S. 38). Dieser 
Nachteil lässt sich zunächst durch eine Verteilung der Benutzerverwaltung auf 
die jeweiligen Heimatorganisationen umgehen. Zur Umsetzung eines Identitäts- 
und Zugriffsmanagements zur Unterstützung (hoch-) flexibler interorganisatori-
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scher Geschäftsprozesse gewinnen deswegen Technologien des Föderierten Iden-
titätsmanagements zunehmend an Bedeutung (Hommel 2007, S. 38, Reiser 
2008, S. 8 ff.). Allerdings schränken solche Ansätze die Kontrollmöglichkeiten 
für den Ressourceneigentümer ein. Sowohl weiter steigende Flexibilitätsanforde-
rungen als auch die Zunahme rechtlicher und regulativer Anforderungen an die 
betriebliche Informationsverarbeitung implizieren so die unzureichende Eignung 
des hierbei unterstellten Vertrauensmodells (Senk 2010). 

Zielsetzung des vorliegenden Beitrags ist die gestaltungswissenschaftliche 
Entwicklung (Hevner et al. 2006) eines Authentifizierungsdienstes, welcher die 
Sicherheit beim Zugriff auf IT-Ressourcen in Föderation erhöht und hierbei den 
Strukturflexibilitätsanforderungen heutiger und künftiger Geschäftsprozesse ge-
nügt. Angelehnt an die Methodik ist dieser Beitrag wie folgt aufgebaut: Ab-
schnitt 16.2 führt als motivierendes Beispiel einen Anwendungsfall der e-Car AG 
ein und leitet hieraus Grundanforderungen an das zu entwickelte System ab. Ab-
schnitt 16.3 dient der Abgrenzung begrifflicher Grundlagen sowie der Darlegung 
der Vorteile einer Zweifaktorauthentifizierung mittels Biometrie. Die Beschrei-
bung des implementierten Dienstes erfolgt in Abschnitt 16.4 die Bewertung an-
schließend in Abschnitt 16.5. Eine Abgrenzung von verwandten Arbeiten wird in 
Abschnitt 16.6 vorgenommen. Abschnitt 16.7 liefert eine Zusammenfassung und 
einen Ausblick. 

16.2 Anwendungsbeispiel „e-Car Net Partner Portal“ 

Die e-Car AG (siehe Kapitel 2) bietet ihren Kunden beim Neuwagenkauf äußerst 
flexible Konfigurations- und Gestaltungsmöglichkeiten, wie z. B. die Farb- und 
Motivgebung von Karosserieteilen oder die Maßanfertigung von Bedienelemen-
ten. Hierzu sieht der Prozess „Individualteilebeschaffung“ die flexible Einbin-
dung externer Produzenten explizit vor. Dies ist nicht vollständig planbar und 
erfüllt somit eine Eigenschaft hochflexibler Geschäftsprozesse (hGP). Die unvoll-
ständige Planbarkeit beruht auf folgendem Sachverhalt: Die Auftragsvergabe 
folgt einer Ausschreibungsphase, welche über ein Marktplatz-System abgewi-
ckelt wird. Bekommt ein Produzent den Zuschlag, erlangt er die Möglichkeit, 
webbasiert auf ausgewählte Detailspezifikationen des betroffenen Fahrzeugmo-
dells zuzugreifen. Hierzu wurde ein Partner-Portal implementiert. Da solche Da-
ten Forschungs- und Entwicklungswissen der e-Car AG enthalten und Konkur-
renten einen möglichen Wettbewerbsvorteil verschaffen, sind sie inhärent mit 
einem „sehr hohen“ Schutzbedarf und entsprechenden Zugriffskontrollanforde-
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rungen behaftet. Deshalb wird eine rein passwortbasierte Authentifizierung als 
unzureichend erachtet. Technische Spezifikationen, wie z. B. CAD-Zeichnungen, 
werden unternehmensintern in Dokumentenform verarbeitet. Gemäß der gel-
tenden Sicherheitspolitik dürfen diese Dokumente nicht physisch, also z. B. per 
Email, verteilt werden. Stattdessen werden sie kategorisiert in einem dedizierten 
Content Management System abgelegt. Dieses ermöglicht einen Lese-Zugriff per 
Web-Browser. Ein Zugriff eines externen Benutzers auf Spezifikationen über die-
se Web-Schnittstelle soll mittels starker Authentifizierung zusätzlich geschützt 
werden. Ein Mitarbeiter eines externen Produzenten soll nur auf Spezifikationen 
solcher Kategorien Zugriff haben, für welche er bei Auftragsabschluss autorisiert 
wurde. Über dasselbe Web-Portal sollen Partner zudem Zugriff zu allgemeinen 
technischen Daten erlangen, wobei deren Schutzbedarf lediglich als „moderat“ 
bewertet wird. Aus Flexibilitätsgründen soll hier eine weniger restriktive Nut-
zerauthentifizierung ermöglicht werden. Zugriffe auf IT-Ressourcen mit hohem 
Schutzbedarf sollen außerdem ex post eindeutig der zugreifenden Person zuord-
enbar sein. Die Anforderungen werden in Tab. D-3 zusammengefasst.  

Anforderung Erläuterung 
Effiziente Benutzerkon-
tenverwaltung 

Schnelles und flexibles Einrichten, Pflegen und Deaktivieren der Be-
nutzerkonten externer Partner. 

Praktikable Authentifi-
zierung 

Durchsetzbarkeit eines skalierbaren, schutzbedarfsabhängigen Au-
thentifizierungsniveaus für angemessenen Nutzungskomfort. 

Strukturflexibilität der 
Infrastruktur 

Möglichst lose Kopplung zu den heterogenen Sicherheitsinfrastruktu-
ren der Partnerorganisationen. 

Zurechenbarkeit von 
Zugriffen 

Eindeutige Zurückführbarkeit der Zugriffe auf natürliche Personen 
im Rahmen durchgeführter Audits. 

Mandantenbezogene 
Autorisierung 

Zugriffsrechte für externe Benutzer werden mandantenspezifisch für 
bestimmte Ressourcenbereiche vergeben. 

Tab. D-3: Anforderungen „e-Car Net Partner Portal“ 

16.3 Grundlagen 

Im folgenden Abschnitt werden die Grundlagen für das Verständnis der an-
schließenden Systementwicklung geschaffen. Dies umfasst zunächst die Abgren-
zung des Identitätsmanagementbegriffs. Es wird gezeigt, dass ein Föderiertes 
Identitätsmanagement Voraussetzung für den sicheren Zugriff auf IT-Ressourcen 
in hGP ist, hierbei allerdings die Notwendigkeit einer starken (z. B. Zweifaktor-) 
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Authentifizierung impliziert. Als zweiter Faktor, zusätzlich zum Passwort, eignet 
sich Biometrie in besonderem Maße. 

 Identitätsmanagement 16.3.1

Die Disziplin des Identitätsmanagements (IdM) bildet die Grundlage für den si-
cheren Zugriff auf IT-Ressourcen und umfasst hierbei alle erforderlichen Maß-
nahmen, um Benutzer von Informationssystemen, bzw. Akteure in Geschäftspro-
zessen, zu erkennen und ihnen genau die zur Ausführung ihrer Tätigkeit not-
wendigen Zugriffe zu ermöglichen (Dierstein 2004, S. 347 f.; Eckert 2009, 
S. 189 ff.; Hommel 2007, S. 14 f.; Mezler-Andelberg 2008, S. 14 f.). Die Basis-
funktionen des IdM sind somit zunächst die Authentifizierung, also die Bestim-
mung oder Überprüfung einer Benutzeridentität, sowie die Autorisierung, d. h. 
die Zuweisung und Überprüfung von Zugriffsrechten von Benutzern auf be-
stimmte (IT-) Ressourcen (Hommel 2007, S. 14 f.; Mezler-Andelberg 2008, S. 27 
ff.). Die Überwachung einer Ressource sowie die Entscheidung, ob ein Subjekt 
für einen Zugriff tatsächlich autorisiert ist, wird als Zugriffskontrolle bezeichnet 
(Schläger 2008, S. 33). Aufbauend auf diesen Funktionen werden Zugriffe pro-
tokolliert, um diese eindeutig bestimmten Subjekten zurechnen und retrospektiv 
auswerten zu können. Diese Zurechnungsfunktion ist wiederum die Basis für ei-
ne betriebswirtschaftliche Leistungsverrechnung (Accounting i. e. S.) sowie das 
Auditing (Hommel 2007, S. 261 f.). Im Rahmen von Audits werden Zugriffsrech-
te sowie erfolgte Zugriffe auf die Einhaltung interner und externer Vorgaben ge-
prüft (Hommel 2007, S. 261 f.; Mezler-Andelberg 2008, S. 189 ff.). 

 Basismodelle des Identitätsmanagements 16.3.2

Zur Umsetzung eines Identitätsmanagements haben sich drei Basismodelle her-
ausgebildet, wobei sich davon nur das letzte für hGP in Verbundstrukturen eig-
net (Senk 2010). Die Modelle werden im Folgenden kurz beschrieben: 

Innerbetriebliches Identitäts- und Zugriffsmanagement 

Das Konzept des innerbetrieblichen Identitäts- und Zugriffsmanagements (engl. 
„Identity & Access Management“, IAM) beschreibt die applikationsübergreifende 
Zentralisierung des IdM. Hierzu wird ein zentrales Identitätsverzeichnis durch 
sog. führende Systeme (z. B. HR, CRM) mit relevanten Informationen bestehen-
der interner und externer Benutzer gespeist. In der Praxis wird dieses Verzeich-
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nis meist als Dienst auf Basis des LDAP-Protokolls realisiert. Zielsysteme, d. h. 
geschützte unternehmensinterne IT-Ressourcen (Dienste oder Applikationen), 
beziehen benötigte Benutzerdaten aus dem zentralen Identitätsverzeichnis direkt 
über die verfügbaren Verzeichnisdienstschnittstellen oder indirekt über geeigne-
te Konnektoren. Dies induziert sowohl Kosten- als auch Qualitätsvorteile. Zudem 
ermöglicht die applikationsübergreifend zentralisierte Datenhaltung ein unter-
nehmensweites „Single Sign-On“ (SSO). (Hommel 2007, S. 15 ff.) 

Nutzerzentriertes Identitätsmanagement 

Das nutzerzentrierte IdM (engl. „User-centric Identity Management“, UCIM) 
sieht einen Benutzer selbst als autonome Verwaltungsinstanz für seine Identität. 
Er verwaltet eine beliebige Anzahl unterschiedlicher digitaler Identitäten und 
entscheidet fallbezogen, unter welcher Identität er gegenüber einem IT-System 
auftritt und welche Informationen er über sich preisgibt. Technisch erfolgt dies 
beispielsweise über das OpenID-Protokoll. (Arias Cabarcos et al. 2009, S. 179; 
Hommel 2007, S. 57 ff.) 

Föderiertes Identitätsmanagement 

Das Föderierte Identitätsmanagement (engl. „Federated Identity Management“, 
FIM) beschreibt das verteilte IdM in einem Verbund aus administrativ unabhän-
gigen Organisationen. Dieser Verbund wird als Föderation (engl. „Identity Fede-
ration“) bezeichnet. Verantwortlich für die Authentifizierung und die digitale 
Identität eines Benutzers in der Föderation ist dessen Heimatorganisation, der 
sog. „Identity Provider“ (IdP). Organisationen, welche innerhalb der Föderation 
IT-Ressourcen anbieten, werden als „Service Provider“ (SP) bezeichnet. Versucht 
ein Benutzer auf IT-Ressourcen eines SP zuzugreifen, so muss er vom IdP, also 
seiner Heimatorganisation, zunächst authentifiziert werden. Der IdP bestätigt 
anschließend dem SP protokollbasiert, dass er für diesen Benutzer und dessen 
Identität bürgt. Auf der Grundlage dieser Bestätigung (engl. security assertion) 
trifft der SP die Zugriffsentscheidung. Da sich der Benutzer nicht direkt beim SP 
sondern bei seiner Heimatorganisation authentifiziert, ist er dem SP nicht 
zwangsweise a priori bekannt. Dies bedeutet, dass der SP den Aussagen des IdP 
vertrauen muss. Eine bestehende organisatorische Vertrauensbeziehung zwi-
schen allen IdP und SP ist also Voraussetzung für FIM. Vertrauensbeziehungen 
basieren hierbei i. d. R. auf expliziten Föderationsvereinbarungen (BSI 2010). 
Diese stellen hierbei Mindestvorgaben an die Sicherheitsmechanismen sämtli-
cher Föderationsmitglieder (BSI 2010). Das so entstehende Vertrauensgefüge 
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wird als Circle of Trust (CoT) bezeichnet und kann statisch oder dynamisch aus-
geprägt sein. Die „Security Assertion Markup Language“ (SAML) (Wisniewski et 
al. 2005) und WS-Federation (Bajaj et al. 2003) stellen mögliche Ausprägungen 
von FIM dar. (Boursas 2009, S. 15 f.; Hommel 2007, S. 37 ff.; Tsolkas und 
Schmidt 2010, S. 259 ff.) 

Identitätsmanagement für überbetriebliche hochflexible Geschäftsprozesse 

Maßgebliche Anforderungen für ein überbetriebliches IdM zur Unterstützung 
von hGP sind (1) die Strukturflexibilität der notwendigen Infrastruktur sowie 
(2) ein hinreichend hohes Maß an Kontrolle über die Identitätsdaten zugreifen-
der Subjekte (Senk 2010). So ist die Korrektheit und Qualität dieser Daten Vo-
raussetzung für eine fundierte Zugriffsentscheidung, aber auch notwendig, um 
Zugriffe ex post eindeutig zuordnen und somit Compliance-Konformität nach-
weisen zu können (Dierstein 2004; Senk 2010). 

Diese beiden Anforderungen erfüllt lediglich das FIM-Konzept (Senk 2010). 
Während IAM zwar die zentrale und somit direkte Kontrolle von Identitätsdaten 
ermöglicht, induziert es im Rahmen einer überbetrieblichen Anwendung einen 
hohen Aufwand für die Benutzerkontenverwaltung, welcher die mögliche struk-
turelle Flexibilität einschränkt (Hommel 2007; Senk 2010). UCIM hingegen bie-
tet zwar ein sehr hohes Maß an nutzerseitiger Anwendungsflexibilität, bietet 
aufgrund des fehlenden organisatorischen Vertrauensmodells bestehender Aus-
prägungen nur eingeschränkte Möglichkeiten zur Sicherstellung der Korrektheit 
und Qualität von Identitätsattributen im betrieblichen Kontext (Arias Cabarcos 
et al. 2009, S. 179; Hommel 2007, S. 58 f.; Senk 2010).  

Da FIM explizit für einen überbetrieblichen Einsatz konzipiert wurde, weist 
es so prinzipiell auch die beste Eignung für solche Anwendungsfälle auf (Hom-
mel 2007, S. 37 ff.). Da allerdings zwischen SP und Benutzer über den IdP ledig-
lich ein transitives Vertrauensverhältnis besteht und zwischen IdP und SP in der 
Praxis nur generische Vereinbarungen getroffen werden können, stellt der Nut-
zer bzw. dessen Authentifizierung bei einem hohen Schutzbedarf einer IT-
Ressource ein mögliches Sicherheitsrisiko dar (Senk 2010; Thomas et al. 2008, 
S.72). Der belegbare Ausweis einer angemessenen Authentifizierungsstärke trägt 
hierbei zur Erhöhung der Transparenz bei Zugriffsentscheidungen sowie der In-
formationssicherheit in Föderationen bei (Senk 2010; Thomas et al. 2008, 
S. 72).  
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 Zweifaktorauthentifizierung mittels Biometrie 16.3.3

Eine passwortbasierte Authentifizierung ist für den Zugriff auf IT-Ressourcen in 
Föderationen zur Unterstützung von hGP unzureichend, da hierdurch kein star-
kes Sicherheitsniveau erreicht werden kann (Hoonakker et al. 2009, S. 462; St. 
Clair et al. 2006, S. 51). Dies liegt an den begrenzten menschlichen Möglichkei-
ten im Umgang mit komplexen bzw. technisch hinreichend sicheren Passwör-
tern, einer so entstehenden organisatorischen Verwundbarkeit (Cowan et al. 
2008) sowie an der nur schwachen künstlichen Bindung dieses Authentifizie-
rungsfaktors an den Nutzer (Oppliger 1998; Smith 2002). Eine Möglichkeit zur 
Stärkung des Authentifizierungsniveaus ist die Ergänzung bestehender Verfahren 
um einen zweiten Faktor wie Besitz (z. B. USB-Token) oder Biometrie (z. B. Fin-
gerabdruck). Hierbei spricht man von Zweifaktorauthentifizierung (Bakdi 2007, 
S. 11 ff.; Graevenitz 2006, S. 2; Jain et al. 2004, S. 7 ff.). 

 
Abb. D-7:  Vergleich der Erkennungsleistung ausgewählter biometrischer  

Systeme27 

                                           
27  Repräsentativ für die Tippverhaltenserkennung wurde ein System der Psylock GmbH heran-

gezogen. Die zugehörigen Fehlerraten wurden vom Hersteller zu Verfügung gestellt (Stand: 
2010). Die weiteren Daten stammen aus der im Jahre 2005 vom Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik durchgeführten Studie BioP II. 
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Insbesondere die Biometrie eignet sich zur Realisierung des zweiten Faktors, al-
so einer „Faktor-Zwei-Authentifizierung“ (F2A). Biometrische Authentifizierung 
bezeichnet hierbei die automatisierte Identifikation oder Verifikation einer Per-
son anhand differenzierender verhaltensbasierter oder physiologischer Merkma-
le. Hierdurch wird eine potenziell höhere Authentifizierungsstärke erreicht als 
bei wissens- oder besitzbasierten Verfahren, welche durch eine lediglich künst-
lich erzeugte Personenbindung charakterisiert sind (Bakdi 2007, S. 12). Die Ef-
fektivität der Authentifizierung wird nicht mehr auf der organisatorischen Ebene 
durch den verantwortungsbewussten Umgang des Nutzers mit dem Authentifi-
zierungsfaktor (z. B. Passwort, Hardware-Token) bestimmt, sondern auf techni-
scher Ebene durch die Sicherheit und Erkennungsleistung des biometrischen Sys-
tems. Voraussetzung für eine biometrische Authentifizierung ist immer eine vor-
gelagerte Trainingsphase (Enrollment). Das Authentifizierungssystem registriert 
dabei das jeweilige Merkmal des Benutzers als Referenzdatensatz. Technisch be-
darf es hierbei eines Sensors zur Digitalisierung des Merkmals. Während eines 
Authentifizierungsvorganges gibt der Nutzer eine weitere Probe seines Merkmals 
ab. Stimmt diese gemäß einer zuvor spezifizierten statistischen Toleranz mit 
dem Referenzdatensatz überein, so gilt die Authentifizierung als erfolgreich. Die 
Erkennungsleistung eines biometrischen Systems wird hierbei im Wesentlichen 
durch zwei Fehlerraten bestimmt, der Falschakzeptanz- (FAR) und der Falsch-
rückweisungsrate (FRR). Eine „Detection Error Tradeoff“ (DET)-Kurve, die diese 
beiden Raten einander gegenüberstellt, ermöglicht die Vergleichbarkeit unter-
schiedlicher Systeme. (Graevenitz 2006, S. 2; Jain et al. 2004, S. 7 ff.) 

Biometrische Authentifizierungssysteme erlangen derzeit zunehmend einen 
Reifegrad, der den breiten Praxiseinsatz ermöglicht (IBG 2009). Beispiele hierfür 
sind die Erkennung des Gesichts, der Iris, des Fingerabdrucks oder des Tippver-
haltens, welche in Abb. D-7 auf der Basis marktgängiger Systeme einander ge-
genübergestellt werden. Die abgebildeten DET-Kurven zeigen, dass praktisch alle 
Systeme bei einer FAR von 0,1% eine FRR kleiner als 7% aufweisen; somit ist al-
len Lösungen gemäß der Vorgaben des BSI und der Common Criteria for Infor-
mation Technology Security Evaluation ein für den Praxiseinsatz geeignetes Si-
cherheitsniveau zu bescheinigen (Biometric Evaluation Methodology Working 
Group 2002; BSI 2005). Einschränkend ist zu erwähnen, dass die verfügbaren 
Daten für die drei erstgenannten Verfahren 2005 erhoben wurden während die 
Messungen zur Tippverhaltenserkennung von 2010 stammen.  



 349 

16.4 Systemkonzeption und Implementierung 

Gegenstand des folgenden Abschnitts ist die Entwicklung einer Infrastruktur für 
FIM, welche eine bedarfsweise Zweifaktorauthentifizierung mittels Biometrie re-
alisiert. Zur Authentifizierung über einen zweiten Faktor im Kontext hGP er-
weist sich der Bezug eines Dienstes nach dem „Software as a Service“-Prinzip als 
geeignet. Hierfür werden Entwurfsprinzipien spezifiziert. Es wird zudem gezeigt, 
dass zur Umsetzung eines entsprechenden Authentifizierungsdienstes die Tipp-
verhaltenserkennung prädestiniert ist. Anschließend erfolgt die Beschreibung 
der entwickelten generischen Infrastruktur sowie des implementierten Dienstes. 

 Implikationen für den Architekturentwurf 16.4.1

Wie in Abschnitt 16.3.2 beschrieben, unterstellt FIM, dass die jeweilige Heimat-
organisation für die betriebliche Identität eines Nutzers verantwortlich ist. Eine 
Fragmentierung der Identität eines (betrieblichen) Benutzers führt zudem zu 
technischen und organisatorischen Problemen (Hommel 2007). Deswegen ist es 
sinnvoll, dass der IdP auch für die Authentifizierung über einen zusätzlichen 
Faktor die Verantwortung behält (Hommel 2007, S. 57 f.; Olden 2010, S. 171 
ff.). Dies führt aus der Sicht einer Föderation zu einer Reduktion auf folgende 
Architekturmuster: 

Dezentralisierte biometrische Authentifizierung 

Die Heimatorganisation des Benutzers betreibt im Rahmen ihres eigenen zentra-
lisierten IAM autonom eine eingebettete biometrische Authentifizierungsinfra-
struktur. Benutzer können so bei Bedarf, z. B. zusätzlich zur bestehenden pass-
wortbasierten Identitätsbestimmung, biometrisch authentifiziert werden. In in-
terorganisatorischen Szenarien muss das betriebliche IAM in der Lage sein, ei-
nem Dienst-Anbieter (SP) protokollbasiert eine vollzogene biometrische Benut-
zerauthentifizierung zu bestätigen, damit die Aussage im Rahmen des Vertrau-
ensmanagements des SP verwertet werden kann. Während die organisationsin-
terne Integration einer biometrischen Authentifizierungsinfrastruktur mit den 
bestehenden zentralisierten IAM-Systemen ein praktisches Problem darstellt, 
müssen organisationsübergreifend Methoden zur Etablierung von Transparenz 
und Vergleichbarkeit der Ergebnisqualität unterschiedlicher Systeme geschaffen 
werden. Derzeitige Vorhaben zur Standardisierung und Zertifizierung biometri-
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scher Verfahren und Systeme liefern hier einen möglichen Beitrag (Bitkom 2010; 
ISO 2009; TeleTrusT Deutschland e. V. und AG 6 2006). 

Zentralisierte biometrische Authentifizierung 

Verfügt eine Organisation nicht über eine dedizierte, für den föderierten Einsatz 
geeignete biometrische Authentifizierungskomponente, so besteht die Möglich-
keit, die biometrische Authentifizierung durch einen externen Dienstleister zu 
beziehen, der für Betrieb und Wartung des Authentifizierungssystems verant-
wortlich ist. Das derartige Outsourcing von IT-Sicherheitsfunktionen wird all-
gemein als „Managed Security Service“ (MSS) bezeichnet, welches auf unter-
schiedliche Arten erfolgen kann (Ding et al. 2005; Khalid Kark 2010): 

• Application Service Providing (ASP): In Analogie zum ASP-Modell be-
treibt ein Dienstleister eine angepasste Systeminstanz für genau einen 
Kunden und stellt diesem die Authentifizierungsfunktionalität über dedi-
zierte bzw. vereinbarte Schnittstellen zur Verfügung.  

• Software as a Service (SaaS): Im Zuge der fortschreitenden Entwicklung 
des „Cloud Computings“ (Buxmann et al. 2008, S. 500 ff.; Krcmar 2009, 
S. 698 f.) werden sicherheitsbezogene Dienste zunehmend auch nach 
SaaS-Prinzipien über Internetschnittstellen angeboten und genutzt. In sol-
chen Fällen spricht man von „Security as a Service“ (SECaaS) (Hafner et 
al. 2009). In Analogie zeichnet sich eine SECaaS-Lösung für den Dienst-
nehmer dadurch aus, dass sie als vollständig virtualisierte multi-
mandantenfähige Ressource nutzbar ist, und dieser nur das bezahlt, was 
er auch tatsächlich nutzt (Baun et al. 2010, S. 37 f.; Münzl et al. 2009, S. 
24; Krcmar 2009, S. 698 f.). Der derartige Bezug eines Authentifizie-
rungsdienstes wird als „Authentication as a Service“ (AaaS) bezeichnet 
(Forrester Research 2009, S. 1). 

 Authentication as a Service 16.4.2

Aufgrund der geringeren technischen und organisatorischen Abhängigkeit des 
Dienstnehmers zum Dienstanbieter und der somit höheren erreichbaren Struk-
turflexibilität innerhalb der Föderation, ist für den Bezug eines Authentifizie-
rungsdienstes im Kontext hGP das SaaS-Modell dem ASP-Modell vorzuziehen. 
Aus diesem Grund folgt die prototypische Implementierung SaaS-Prinzipien. 
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Abgeleitet aus den Designprinzipien für SaaS-Dienste von LA und KIM (2009, 
S. 280) ergeben sich folgende technische Architekturanforderungen für AaaS-
Systeme:  

• Anwendungsbezogene Dienst-Granularität: Die Granularität eines 
AaaS-Dienstes muss sowohl funktionale Vollständigkeit als auch eine 
übergreifende Wiederverwendbarkeit ermöglichen. Funktional umfasst 
dies zunächst Methoden für die Benutzerregistrierung und die eigentliche 
Benutzererkennung, aber auch für die Administration des Dienstes.  

• Multi-Mandantenfähigkeit: Um eine abnehmerspezifische Konfiguration 
und eine klare Datentrennung gewährleisten zu können, muss das System 
Mandantenfähigkeit explizit vorsehen. Zudem muss einem Mandanten ei-
ne dedizierte Konfigurationsschnittstelle zur Verfügung gestellt werden. 

• Standardisierte Netzwerkschnittstellen: Der AaaS-Dienst muss über 
standardisierte Netzwerkschnittstellen in das Zielsystem des Abnehmers 
integrierbar sein. In betrieblichen Umgebungen impliziert dies die Ver-
wendung von Standards wie SAML oder „WS-Federation“. 

• Thin-Client-Anwendung: Ein weiteres impliziertes Erfordernis ist die 
Umsetzung einer Thin-Client-Architektur. Systemelemente werden hierbei 
soweit wie möglich zum Betreiber ausgelagert. Dies schränkt die Menge 
der für die Umsetzung von AaaS geeigneten Authentifizierungsverfahren 
auf Ansätze ein, welche eine möglichst hohe relative Hardwareunabhän-
gigkeit aufweisen. Die erforderlichen (Hardware-) Systeme dürfen somit 
in ihrer Anwendung nicht auf dedizierte Authentication Service Provider 
beschränkt sein und sind idealerweise im Einsatzkontext bereits deckend 
vorhanden. Dies prädestiniert wenige besitzbasierte Methoden (z. B. auf 
der Basis von Mobiltelefonen) sowie biometrische Verfahren, welche ein 
Merkmal über nicht-dedizierte Sensoren digitalisieren, die also unabhän-
gig vom Authentifizierungszweck den Benutzern bereits verfügbar sind. 
Dies umfasst die Tippverhaltenserkennung über Standard-PC-Tastaturen 
sowie die Spracherkennung über eine geeignete Telefonanlage (Senk 
2010). Weiterhin sind Verfahren mit dedizierten Sensoren geeignet, so-
fern deren breite Verfügbarkeit im Einsatzkontext unterstellt werden und 
diese gleichzeitig über eine standardisierte Kommunikationsschnittstelle 
(z. B. gemäß BioAPI) verfügen (Steffens 2009, S. 298). 

Abb. D-8 beschreibt eine hieraus abgeleitete Systemarchitektur für AaaS zur Er-
weiterung bestehender IAM-Infrastrukturen für die Authentifizierung interner 
Benutzer über einen zusätzlichen Faktor. Aus technischer Sicht lagert das be-
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triebliche IAM, welches zentralisiert Personen-, Autorisierungs- sowie Authenti-
fizierungsdaten verwaltet, lediglich die partielle biometrische Identität bestimm-
ter Nutzer an einen AaaS-Anbieter aus und leitet den Benutzer bei Bedarf an die-
sen zur Durchführung einer biometrischen Authentifizierung über, um so die re-
sultierende Authentifizierungsbestätigung intern weiter zu verarbeiten und die 
partielle Identität des Benutzers zu ergänzen. Mitarbeiter, Kunden und Partner 
haben lediglich Zugriff auf die Enrollment- und Authentifizierungsschnittsttel-
len. Dieser erfolgt idealerweise Browser-basiert. Administratoren auf Mandan-
tenseite pflegen technische und leistungsbezogene Parameter des Systems und 
binden vorhandene Schnittstellen in die eigene IAM-Infrastruktur ein.  

 
Abb. D-8:  Authentication as a Service-Systemarchitektur für betriebliche  

Abnehmer 

In Analogie zu SaaS kann diese Bezugsform insbesondere für kleine und mittlere 
Unternehmen relevant sein, für welche der autonome Betrieb einer derartigen 
Lösung nicht wirtschaftlich wäre (Buxmann et al. 2008, S. 500 ff.; Gartner 2008; 
Krcmar 2009, S. 698). Dies kann der Fall sein, wenn die biometrische Authenti-
fizierung nicht deckend eingesetzt wird, also beispielsweise nur bei Zugriff auf 
besonders sensible Daten oder aufgrund expliziter (föderierter) Vereinbarungen. 
Studien von GARTNER (2008) und FORRESTER RESEARCH (2009) zufolge steigt zu-
dem die Praxisrelevanz solcher Sicherheits- bzw. Authentifizierungsdienste.  
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 Umsetzung mittels Tippverhaltenserkennung 16.4.3

Die technische Umsetzbarkeit eines biometrischen Authentifizierungssystems 
gemäß der spezifizierten AaaS-Architektur soll im Folgenden anhand der Tipp-
verhaltensbiometrie gezeigt werden. Das Tippverhalten jedes einzelnen Men-
schen auf einer Tastatur ist, als stark vom Verhalten geprägtes biometrisches 
Merkmal, einerseits durch einfache, tagesformabhängige, stark schwankende 
Charakteristika, wie der Geschwindigkeit des Tippens, dem Tipprhythmus und 
der Präzision des Tippprozesses bestimmt (Bartmann et al. 2007, S. 2; Bergando 
et al. 2002, S. 367). Andererseits existieren aber auch tieferliegende Charakteris-
tika, wie beispielsweise die Rechts- und die Linkshändigkeit, bezeichnende, wie-
derkehrende Tippfehler und ein eventuell damit verbundenes Korrekturverhal-
ten oder die Fingerfertigkeit beim Tastengreifen (Bakdi 2007, S. 84 ff.). Diese 
prägenden Charakteristika treten im Bereich von Millisekunden auf. Folglich 
kann das menschliche Tippverhalten auch nicht antrainiert oder einfach weiter-
gegeben werden (Chang 2006, S. 647 f.; Sung und Cho 2006, S. 654). Das Drü-
cken sowie das Loslassen einer Taste und die dazu gehörenden Halte- und Über-
gangsdauern sind die direkten Messergebnisse des Tippverhaltens (Bakdi 2007, 
S. 65; Chang 2006, S. 648). Aus diesen lassen sich weitere, komplexe Charakte-
ristika ableiten (Bakdi 2007, S. 6, 39, 67 ff.; Sung und Cho 2006, S. 654). Die 
zusätzliche Extraktion dieser Merkmale aus den ursprünglichen Messdaten er-
möglicht es dann, eine höhere Verfahrensleistungsfähigkeit zu erzielen (Bakdi 
2007, S. 91). Biometrische Verfahren auf der Grundlage des Tippverhaltens ana-
lysieren folglich eine Vielzahl von Charakteristika des menschlichen Tippens 
und können sowohl in Form eines textungebundenen Verfahrens als auch in 
Form eines textgebundenen Verfahrens arbeiten (Bakdi 2007, S. 25 f.; Dotzler 
2010, S. 53). Textungebundene Verfahren können das Tippverhalten anhand der 
Eingabe beliebiger Texte untersuchen (Bakdi 2007, 25 f.). Für den Enrollment-
prozess, in dem das Verfahren das Tippverhalten eines Merkmalsträgers erlernt, 
sowie für die eigentlichen Authentifizierungsprozesse, finden beliebige und un-
terschiedliche Zeichenketten Verwendung (Bakdi 2007, S. 25 f.). Textabhängige 
Verfahren müssen im Gegensatz dazu stets denselben Eingabetext verwenden, 
sowohl für das Enrollment als auch für alle späteren Authentifizierungsvorgän-
ge. Das Erkennungsverfahren ist hier fest mit der speziellen Tippvorlage ver-
knüpft, mit welcher der Nutzer das System anfangs trainiert. Beide Verfahren-
sansätze eignen sich sehr gut zur Absicherung des Zugangs zu logischen Res-
sourcen am PC-Arbeitsplatz. Die Aufzeichnung der Tastaturereignisse erfolgt 
über eine Softwarekomponente, welche in beliebige Webseiten eingebettet wer-
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den kann. Dies prädestiniert sie folglich auch für die Realisierung eines Web-
basierten Authentifizierungsdienstes (Olden 2010; Pope und Bartmann 2010, 
Senk 2010). Tab. D-4 stellt ausgewählte Verfahren vergleichend gegenüber. Die 
Bewertung erfolgt in Anlehnung an DOTZLER (2010), POPE und BARTMANN (2010) 
sowie SENK (2010). Wesentliches Bewertungskriterium für starke Authentifizie-
rungsverfahren im Kontext überbetrieblicher hGP ist die Strukturflexibilität, oh-
ne welche die flexible Bildung von Föderationen nicht möglich ist (Senk 2010). 
Diese ist bei unterstellter Telearbeitsplatzinfrastruktur nur für die Tippverhal-
tensbiometrie gegeben. Ferner grenzt sich die Tippverhaltenserkennung von den 
genannten alternativen biometrischen Verfahren insbesondere durch die Ska-
lierbarkeit des Verfahrens, die Praktikabilität sowie die Nicht-Zudringlichkeit 
ab. Damit eignet sich das Verfahren sehr gut zur Umsetzung eines F2A-Dienstes 
in flexiblen Föderationen. 

 Verfahren 
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Nicht-Übertragbarkeit des  
Authentifizierungsmerkmals nein nein ja ja ja 

Überwindungssicherheit  
des Verfahrens schwach stark mittel mittel mittel-hoch

Strukturflexibilität (relative HW-
Unabhängigkeit) ja nein nein kontext-

abhängig 
kontext-
abhängig 

Skalierbarkeit der  
Stärke des Verfahrens mittel schwach mittel mittel hoch 

Praktikabilität (Registrierung 
und Authentifizierung) hoch mittel mittel mittel mittel-hoch

Nicht-Zudringlichkeit und  
Datenschutzfreundlichkeit hoch hoch niedrig mittel hoch 

Tab. D-4: Vergleichende Bewertung ausgewählter Authentifizierungsverfahren 

Aus Praktikabilitätsgründen (Bakdi 2007, S. 26) wird für das zu implementie-
rende Gesamtsystem ein textgebundenes Tippverhaltenserkennungssystem im 

                                           
28  Annahme eines marktgängigen textgebundenen Tippverhaltenserkennungsverfahrens 
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Verifikationsmodus herangezogen, welches den Autoren zu Forschungszwecken 
von der Psylock GmbH29 zu Verfügung gestellt wurde. 

 Architekturentwurf 16.4.4

In Anlehnung an den föderierten Anwendungsfall wurde eine Makro-
Systemarchitektur zur Einbindung externer Authentifizierungsdienste nach SaaS-
Prinzipien spezifiziert. Diese umfasst die vier Entitätstypen IdP, SP, Authentica-
tion Service Provider sowie Trusted Third Party (TTP) (Abb. D-9). Die Schnitt-
stellen zwischen den Entitäten unterteilen sich hierbei nach vorgelagerten und 
zugriffsbezogenen Prozessschritten: 

Vorgelagerte Prozessschritte: 

1. Für die spätere Signierung (partieller) Authentifizierungsbestätigungen 
verwendet der Authentication Service Provider einen (privaten) Signier-
schlüssel. Der zugehörige (öffentliche) Prüfschlüssel wird einer vertrau-
enswürdigen dritten Instanz (TTP) übermittelt.  

2. Der IdP legt sich als Mandant beim Authentication Service Provider an. In 
diesem Zusammenhang werden für die kryptografisch gesicherte Übertra-
gung zukünftiger Nachrichten Schlüssel ausgetauscht. Zudem erhält der 
IdP notwendige Schnittstellenspezifikationen und bindet diese an geeigne-
ter Stelle in sein FIM-System ein. 

3. Der SP gibt ein Profil für den Sicherheitsdatenverkehr innerhalb der Fö-
deration bzw. zwischen SP und IdP vor. Jeder IdP muss seine FIM-
Systeme dementsprechend konfigurieren. (Hommel 2007, S. 234 f.; Wis-
niewski et al. 2005, S. 4) 

  

                                           
29  Für Details zum System und zum Praxispartner, vgl. http://www.psylock.com 
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Abb. D-9:  Architektur der Föderationsinfrastruktur 

Zugriffsbezogene Prozessschritte: 

4. Beim Versuch eines IdP-seitigen Benutzers auf eine geschützte IT-
Ressource eines SP zuzugreifen (4a), ermittelt der SP standardmäßig aus 
dem spezifischen Schutzbedarf Anforderungen an die Qualität der Benut-
zerauthentifizierung und übermittelt diese Anforderung an den IdP (4b).  

5. Daraufhin wird der Benutzer vom SSO-System des IdP aufgefordert, sich 
gemäß diesen Vorgaben zu authentifizieren (5a). Der IdP prüft diese An-
forderungen und bindet bei Bedarf einen potenziell beliebigen externen 
Authentifizierungsdienst ein. In diesem Fall wird der Benutzer sowohl in-
tern (passwortbasiert) als auch extern (2. Faktor) jeweils partiell authenti-
fiziert. Die Bestätigung der durchgeführten F2A wird in signierter Form 
an den IdP übermittelt (5b). 

6. Der IdP bestätigt für den zugreifenden Benutzer die durchgeführte 2.-
Faktor-Authentifizierung und hängt die vom Authentication Service Pro-
vider dediziert signierte F2A-Bestätigung an. 

7. Der SP validiert über die TTP und den dort hinterlegten Prüfschlüssel die 
gesendete F2A-Bestätigung. 

8. Im positiven Fall wird geprüft, ob der Benutzer für den Zugriff autorisiert 
ist und ihm der Zugriff anschließend gewährt oder verweigert. 
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 Prototypische Implementierung 16.4.5

Auf der Basis eines vom Praxispartner Psylock GmbH zur Verfügung gestellten 
Erkennungssystems zur tippverhaltensbasierten Benutzererkennung (Psylock Au-
thentication Server, PAS) wurde ein AaaS-konformer Dienst prototypisch im-
plementiert. Abb. D-10 zeigt die Architektur in vereinfachter Form. Für einen 
IdP verfügt der Dienst über zwei dedizierte Schnittstellen: 

• Web Service: Es wurde ein Web Service PreloaderWS mit den Metho-
den getCore() und getConfig() implementiert: Die erlauben die dy-
namische Einbettung einer Recorder-Komponente in die Infrastruktur 
des Dienstnehmers sowie das Laden mandantenspezifischer Einstellungen 
wie den zu tippenden Eingabesatz. Der Recorder dient der Aufzeich-
nung der Tastaturereignisse während der Abgabe einer Tippprobe eines 
Benutzers über einen Web-Browser. Dieser wird vom Authentication Ser-
vice Provider geladen und IdP-seitig zunächst gespeichert. Eine Prüfrouti-
ne garantiert hierbei die Verwendung der jeweils aktuellsten Version. 

• SAML: Zum Austausch von Authentifizierungsnachrichten wurde eine 
SAML-Schnittstelle ergänzt. SAML beschreibt bereits ein umfassendes 
XML-Framework für solche Zwecke, welches eine einheitliche Semantik 
besitzt und spezifische Sicherheitsaspekte adressiert (Wisniewski et al. 
2005). SAML ist ein offener Standard und wird deshalb der alternativen 
WS-Federation-Spezifikation vorgezogen. Zur Realisierung wurde die O-
pen-Source-Implementierung Shibboleth IdP30 angepasst und dem PAS vo-
rangestellt. Sobald ein Benutzer die Abgabe einer Tippprobe abschließt, 
sendet der IdP einen SAML authentication request, welcher neben 
der Mandantenkennung (z. B. @e-car.net) die eindeutige Benutzerken-
nung sowie parametrisierbare Vorgaben an die zu erbringende Authentifi-
zierungsqualität enthält. Hierzu sieht SAML explizit das Konstrukt Au-
thenticationContext sowie 25 bereits spezifizierte Schemata vor 
(Cahill et al. 2005, S. 21 ff.). Im vorliegenden Fall wurde das generische 
Schema Unspecified verwendet. Um das Mapping einer Anfrage auf 
einen konkreten Mandanten und dessen Dienstkonfiguration im PAS vor-
nehmen zu können, wurde der Shibboleth IdP um eine Datenbank erwei-
tert.  

  
                                           

30  Für eine detaillierte Beschreibung, vgl. SHIBBOLETH, http://shibboleth.internet2.edu/ 
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Abb. D-10:  Schnittstelle zwischen Identity Provider und Authentication  

Service Provider  

Zudem wurde ein SignatureHandler implementiert, der u. a. die biometri-
schen Authentifizierungsbestätigungen explizit signiert und als Attribut der 
SAML-Antwort anhängt. Dies ist notwendig, um auch nach einer Weiterverarbei-
tung der SAML-Bestätigung durch den IdP zweifelsfrei nachweisen zu können, 
dass eine externe Authentifizierung durch den Schlüsselinhaber erfolgreich 
durchgeführt und die Bestätigung nicht unautorisiert manipuliert wurde (Fox 
1999, S. 620 ff.). SAML sieht selbst keine Mechanismen für eine solche Ende-zu-
Ende-Integrität vor. Sobald dem Dienst die SAML-Anfrage des IdP sowie die lo-
gisch angehängte Tippprobe vorliegt, wird die Anfrage dem entsprechenden 
Mandanten zugeordnet und die Tippprobe dem Psylock Authentication Server 
zur Prüfung gegeben. Anschließend versendet der Dienst eine SAML-Antwort an 
den Dienstnehmer. Die Antwort besteht aus einer Authentifizierungsbestätigung 
(AuthnStatement) und einer Attributbestätigung (AttributeStatement). 
Die Authentifizierungsbestätigung besagt, dass der Benutzer nach den Vorgaben 
des AuthenticationContext authentifiziert wurde. Die Attributbestätigung 
liefert weitere qualitäts- oder sicherheitsinduzierende Informationen wie im Bei-
spiel Details zum Authentifizierungsverfahren oder die dedizierte Signatur. 

Auf der Seite des Dienstnehmers (IdP) wurde die Sicherheitsinfrastruktur 
hinsichtlich der Nutzung externer Authentifizierungsdienste erweitert. Hierbei 
wurde unterstellt, dass der IdP als Mitglied einer Föderation bereits ein Shibbo-
leth IdP-System betreibt. Dieses ist mit dem betriebsinternen Identitätsverzeich-
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nis31 verbunden. Die Authentifizierung eines Benutzers wird über die Shibboleth 
LoginHandler-Komponente gesteuert. Standardmäßig unterscheidet diese je-
doch nicht zwischen der Authentifizierung mit einem und mit zwei Faktoren. 
Deswegen erfolgt bei einer Authentifizierungsanfrage eines SP an den IdP ergän-
zend eine Prüfung des SAML AuthenticationContext. Lautet die Vorgabe 
PasswordProtectedTransport, so erfolgt eine interne passwortbasierte Be-
nutzererkennung. Bei der Vorgabe Unspecified wird die Steuerung an eine 
neu entwickelte alternative LoginHandler-Komponente übergeben, welche 
explizit für die Durchführung einer Zweifaktorauthentifizierung zuständig ist 
und die Logik der Standard-Login-Komponente erweitert. Dies umfasst den cli-
entseitigen Aufruf der zwei Schnittstellen des Authentifizierungsdienstes: 

• Web Service: Die beiden Methoden des PreloaderWS-Web Service wer-
den zur Einbettung der Aufzeichnungskomponente in die betriebsinterne 
Login-Portal-Seite sequentiell aufgerufen. Alternativ können an dieser 
Stelle auch (webfähige) Aufzeichnungs- oder Eingabekomponenten ande-
rer interner oder externer Authentifizierungsdienste statisch oder dyna-
misch eingebunden werden (z. B. zur Eingabe eines Einmalpassworts oder 
zur Steuerung einer Sprachaufzeichnung) Abb. D-11 die vom entwickelten 
LoginHandler erzeugte Authentifizierungsseite. Die Umrandung kenn-
zeichnet den dynamisch eingebundenen Recorder. Falls ein Benutzer kein 
biometrisches Profil beim referenzierten Dienst besitzt, wird dies während 
der Eingabe der Benutzerkennung dynamisch erkannt und anstelle des 
Recorders eine Umleitung zur Enrollment-Seite aktiviert.  

• SAML: Sobald der Benutzer seine Kennung, sein Passwort und seine Tipp-
probe bestätigt, wird IdP-intern eine Überprüfung des Passworts vorge-
nommen. Verläuft diese positiv, so stößt der LoginHandler eine ergänz-
te Komponente (Shibboleth SP) an, welche eine SAML-Anfrage an den Au-
thentifizierungsdienst erstellt und sendet. Parallel hierzu erfolgt die Sen-
dung der Tippprobe. Der Shibboleth SP meldet die Antwort des Authenti-
fizierungsdienstes an den LoginHandler zurück. Dieser fordert im nega-
tiven Fall eine erneute Benutzerauthentifizierung. Bei erfolgreicher Zwei-
faktorauthentifizierung wird die Authentifizierungsbestätigung an einen 
AttributeHandler weitergereicht. 

                                           
31  Implementiert mit OpenLDAP, vgl. http://www.openldap.org/ 
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Abb. D-11:  Screenshot der Shibboleth IdP Single Sign-On Login-Seite 

Der AttributeHandler erzeugt und sendet standardmäßig eine SAML-
Authentifizierungsbestätigung an den SP, welcher die IT-Ressource schützt, auf 
die der Benutzer des IdP Zugriff erlangen möchte. Der Shibboleth IdP wurde so 
konfiguriert, dass er neben dem AuthenticationContext Attribut sowohl die 
biometrische Authentifizierungsbestätigung als auch die zugehörige Signatur 
und den öffentlichen Schlüssel des Authentication Service Providers anhängt. 
Den öffentlichen Schlüssel und die signierte Authentifizierungsbestätigung kann 
der SP über den Web Service CACertificate der implementierten TTP prüfen 
und somit Ende-zu-Ende-Integrität sicherstellen (Fox 1999, S. 620 ff.). 

16.5 Bewertung des Prototyps 

Anhand eines Anwendungsfalls wurden in Abschnitt 16.2 Anforderungen spezi-
fiziert, gegen welche eine Systembewertung erfolgte. Das Ergebnis zeigt zusam-
menfassend Tab. D-5. Die ersten vier Anforderungen gelten als vollständig er-
füllt. Die Anforderung der mandantenbezogenen Autorisierung wurde nicht er-
füllt, da diese durch ein entsprechendes Zugriffskontrollkonzept beim IdP adres-
siert werden muss. Der beschriebene Prototyp eines AaaS-Dienstes am Beispiel 
der Tippverhaltenserkennung belegt die technische Umsetzbarkeit des AaaS-
Konzepts mit Biometrie. Das Verfahren eignet sich insbesondere aufgrund der 
hohen Praktikabilität und der Hardwareunabhängigkeit bei gegebener Telear-
beitsplatzinfrastruktur. Außerdem implementiert das System des Praxispartners 
ausgereifte Mechanismen zur Steigerung von Qualität und Sicherheit. Die Erwei-
terung der FIM-Infrastruktur war notwendig, um die Ende-zu-Ende-Integrität der 
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vom Dienstleister ausgestellten biometrischen Authentifizierungsbestätigung 
gewährleisten zu können. Der Prototyp wird derzeitig weiterentwickelt. So ver-
fügt das System bisher nicht über eine vollständig implementierte Mandanten-
schnittstelle, welche einem betrieblichen Administrator ein ausgereiftes Konten- 
und Nutzermanagement ermöglicht. Zudem wird gegenwärtig eine Funktion er-
gänzt, welche für ein sicheres Benutzer-Enrollment technisch ein 4-Augen-
Prinzip erzwingt. Weiterhin induziert der Betrieb eines solchen Dienstes in einer 
offenen Cloud-Umgebung allgemeine und verfahrensspezifische Sicherheitsrisi-
ken, welche eingängig untersucht und berücksichtigt werden müssen. Zudem er-
folgt eine Validierung anhand weiterer ausgewählter Anwendungsfälle. 

16.6 Abgrenzung zu verwandten Forschungsarbeiten 

Während sich die vorliegende Arbeit auf den Schutz browserbasiert zugreifbarer 
IT-Ressourcen in Föderationen beschränkt, beschreibt Senk (2010) ein Konzept 
zur Durchsetzung starker Authentifizierung beim Zugriff auf IT-Ressourcen, wel-
che im Kontext hGP physisch über Unternehmensgrenzen hinweg verteilt wer-
den (z. B. Versendung digitaler Dokumente per Email). Referenzarchitekturen 
für FIM und IAM, welche dieser Arbeit zugrunde gelegt wurden, spezifiziert 
HOMMEL (2007). OLDEN (2010) entwickelte einen Tippverhaltenserkennungs-
dienst für das SSO privater Benutzer in OpenID-Umgebungen und stellt mögliche 
Lösungen für ausgewählte Qualitäts- und Sicherheitsprobleme vor. Eine daten-
schutzrechtliche Bewertung der Tippverhaltensbiometrie erfolgt in DOTZLER 
(2010). BAKDI (2007) beschreibt tippverhaltensbasierte Erkennungsverfahren. 
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Anforderung Erfüllt? Erläuterung 
Effiziente Zugriffs-
kontenverwaltung 
beim SP 

Ja In FIM erfolgt beim SP keine Verwaltung einzelner Benut-
zerkonten, es erfolgt lediglich ein Schlüsselmanagement auf 
Organisationsebene. 

Praktikabilität der 
Benutzerauthentifi-
zierung 

Ja Der Authentifizierungsaufwand wird für den Benutzer flexi-
bel an den Schutzbedarf der Ressource angepasst. Die Au-
thentifizierung über einen zusätzlichen zweiten Faktor er-
folgt nur bei erhöhtem Schutzbedarf. 
Das integrierte Tippverhaltenserkennungsverfahren zeichnet 
sich durch vergleichsweise hohe Praktikabilität aus. 
Der Benutzer erfährt während der F2A keine Umleitung zu 
einer dritten Instanz. 

Strukturflexibilität 
der Sicherheitsinfra-
struktur 

Ja Partnerorganisationen müssen selbst keine dedizierten in-
ternen Systeme zur Durchführung einer F2A betreiben  
Die Integration und die Nutzung des beschriebenen Authen-
tifizierungsdiensts nach dem SaaS-Modell sind kostenflexi-
bel und mit wenig Aufwand verbunden. 
Die spezifizierte Architektur ermöglicht die flexible Nutzung 
unterschiedlicher Authentifizierungsdienste unabhängiger 
Anbieter.  
SAML ist plattformunabhängig und weit verbreitet.  

Zurechenbarkeit von 
Zugriffen auf IT-
Ressourcen 

Ja Durch die Durchführung einer Zweifaktorauthentifizierung 
wird eine hohe Personenbindung erreicht. Die Identität der 
zugreifenden Person wird bei derzeitiger Konfiguration aus 
dem Identitätsverzeichnis des IdP abgerufen und dem SP zu 
Protokollierungszwecken übermittelt, ohne dass diese für 
die Autorisierung von Relevanz ist. Die übermittelte Identi-
tät kann auch durch ein Pseudonym ersetzt werden. In die-
sem Fall erfordert die Zurechnung einzelner Zugriffe die 
Kooperation des jeweiligen IdP.  

Mandanten-
bezogene  
Autorisierung 

Nein Die Anforderung, dass Zugriffsrechte mandantenbezogen 
vergeben werden, wurde nicht umgesetzt und erfordert ein 
geeignetes Zugriffskontrollkonzept. Die hierfür erforderli-
chen Attribute sind allerdings bereits Bestandteil der SAML-
Bestätigungen des implementierten Systems.  

Tab. D-5: Anwendungsfallbezogene Bewertung des Systems 
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16.7 Fazit 

Biometrie ist eine Zukunftstechnologie, die Potenziale hinsichtlich der Stärkung 
überbetrieblicher Vertrauensbeziehungen mittels Zweifaktorauthentifizierung 
bietet. AaaS stellt hierbei eine probate zentralisierte Lösung für den Bezug der 
partiellen F2A im Kontext von hGP dar. Die technische Durchführbarkeit wurde 
durch die Entwicklung eines Prototyps auf Basis der Tippverhaltenserkennung 
aufgezeigt. Dieses Verfahren eignet sich aufgrund der Verwendung handelsübli-
cher Tastaturen als Sensor und der hieraus resultierenden hohen relativen 
Hardwareunabhängigkeit in Telearbeitsplatzumgebungen in besonderem Maße 
für die Umsetzung eines webbasierten biometrischen Authentifizierungsdienstes. 
Zudem wurde eine FIM-Infrastruktur so erweitert, dass die Durchführung einer 
Authentifizierung über den zweiten Faktor organisationsübergreifend beweisbar 
bleibt, um so die Möglichkeiten zur Zugriffskontrolle auf IT-Ressourcen in Föde-
rationen zu erweitern und das erreichbare Sicherheitsniveau somit zu erhöhen.  

Der Prototyp wird, wie in Abschnitt 16.5 beschrieben, weiterentwickelt und 
validiert. Zudem werden derzeitig Untersuchungen zur Akzeptanz von SECaaS- 
und AaaS-Lösungen durchgeführt. Weitere offene Forschungsthemen betreffen 
die semantische und quantitative Beschreibung von Authentifizierungsqualität 
sowie ein hierauf aufbauendes Management von Vertrauensbeziehungen. 
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17 Ein Multi-View-Modellierungswerkzeug für SOM-Geschäfts-
prozessmodelle auf Basis der Meta-Modellierungsplattform 
ADOxx32 

Domenik Bork, Elmar J. Sinz 

Zusammenfassung. Das Semantische Objektmodell (SOM) ist eine umfas-
sende Methodik zur Modellierung betrieblicher Systeme. Ein Schwerpunkt 
von SOM liegt auf der Modellierung von Geschäftsprozessen. Gemäß SOM 
spezifiziert ein Geschäftsprozessmodell die Aufgabenebene eines Unter-
nehmens aus dessen Innenperspektive. Die Grundlagen der SOM-
Geschäftsprozessmodellierung liegen in der Systemtheorie und der Organi-
sationstheorie. Ein SOM-Geschäftsprozessmodell kann als ein verteiltes Sys-
tem verstanden werden, bestehend aus betrieblichen Objekten, die durch 
betriebliche Transaktionen koordiniert werden. Sowohl betriebliche Objek-
te als auch betriebliche Transaktionen können rekursiv verfeinert werden. 
SOM-Geschäftsprozessmodelle werden mithilfe eines diagrammbasierten 
Multi-View-Ansatzes spezifiziert. Dieser umfasst eine strukturorientierte 
Sicht, eine verhaltensorientierte Sicht sowie Sichten auf die Zerlegung von 
betrieblichen Transaktionen und betrieblichen Objekten. 
Dieser Beitrag beschreibt den Entwurf eines neuen Werkzeugs, welches das 
Erstellen von SOM-Geschäftsprozessmodellen durch einen Multi-View-
Ansatz unterstützt. Das Werkzeug basiert auf der ADOxx33 Meta-
Modellierungsplattform. Der Schwerpunkt des Beitrags liegt auf dem Ent-
wurf des Multi-View-Ansatzes sowie der Umsetzung von zugehörigen Werk-
zeugfunktionen auf Basis der ADOxx-Plattform. 

17.1 Einleitung 

Das Semantische Objektmodell (SOM) ist eine umfassende Methodik zur Model-
lierung betrieblicher Systeme (Ferstl und Sinz 1995, Ferstl und Sinz 1996, Ferstl 
und Sinz 2008). Der konzeptuelle Rahmen der SOM-Methodik ist eine Unter-

                                           
32  Einge englische Fassung des Beitrags wurde veröffentlicht in:  

Bork D, Sinz EJ (2010): Design of a SOM Business Process Modelling Tool based on the 
ADOxx Meta-modelling Platform. In: Pre-Proceedings GraBaTs 2010, 4th International 
Workshop on Graph Based Tools. September 28th 2010, University of Twente, Enschede, 
The Netherlands. 

33  ADOxx ist eine eingetragene Marke der BOC AG 
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nehmensarchitektur, welche die Ebenen Unternehmensplan, Geschäftsprozessmo-
dell und Ressourcenmodell umfasst (Abb. D-12). Der Unternehmensplan erfasst 
das betriebliche System aus einer Außenperspektive. Im Mittelpunkt stehen die 
globale Unternehmensaufgabe sowie die zu ihrer Realisierung erforderlichen 
Ressourcen. Das Geschäftsprozessmodell erfasst das betriebliche System aus ei-
ner Innenperspektive, indem es die Aufgaben und ihre Beziehungen spezifiziert, 
welche insgesamt die globale Unternehmensaufgabe ausführen. Auf diese Weise 
beschreibt ein SOM-Geschäftsprozessmodell das Lösungsverfahren für die Durch-
führung der Unternehmensaufgabe. Schließlich werden auf der dritten Ebene die 
Ressourcen zur Ausführung der Geschäftsprozesse spezifiziert, speziell die Ar-
beitskräfte zur Durchführung von nicht-automatisierten Aufgaben sowie die 
Anwendungssysteme zur Durchführung der automatisierten Aufgaben. 

 
Abb. D-12: SOM-Unternehmensarchitektur  

(Ferstl und Sinz 2008) 

Dieser Beitrag konzentriert sich auf die mittlere Ebene der SOM-
Unternehmensarchitektur, das Geschäftsprozessmodell. SOM-Geschäftsprozess-
modelle werden mithilfe eines diagrammbasierten Multi-View-Ansatzes spezifi-
ziert. Basierend auf einer integrierten, internen Repräsentation werden zwei Di-
agramme, ein Interaktionsschema (IAS) und ein Vorgangs-Ereignis-Schema 
(VES) definiert. Durch das IAS wird die Struktur, durch das VES das zugehörige 
Verhalten des Geschäftsprozessmodells beschrieben. 
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Im Gegensatz zu anderen Modellierungsansätzen, welche sich zu einem be-
stimmten Zeitpunkt jeweils auf das Erstellen eines einzelnen, spezifischen Dia-
gramms konzentrieren, unterstützt SOM eine Form der simultanen Modellie-
rung. Dabei werden zu jedem Zeitpunkt die verschiedenen Sichten aus dem in-
tegrierten Modell abgeleitet. Darüber hinaus ist die Zerlegung der verschiedenen 
Artefakte eines Geschäftsprozessmodells ein integraler Bestandteil des Modells. 
Diese Eigenschaft ermöglicht eine Navigation innerhalb des Modells durch punk-
tuelles detaillieren (zoom-in) bzw. vergröbern (zoom-out) der jeweils betrachte-
ten Modellausschnitte. 

In den letzten zwei Jahrzehnten wurde eine Reihe von Werkzeugen für die 
SOM-Methodik entwickelt (z. B. Ferstl 1994). Diese Werkzeuge unterstützten die 
Anwendung der SOM-Methodik und ermöglichten ihren Einsatz in Projekten in-
dustrieller Größenordnung. Da diese Werkzeuge jedoch auf elementaren Soft-
ware-Plattformen wie C++ realisiert wurden, konnte aufgrund des damit ver-
bundenen Wartungsaufwands keine nachhaltige Verfügbarkeit erreicht werden. 
Um diesem Nachteil entgegenzuwirken, wurde eine Plattform gewählt, die spe-
ziell für den Entwurf von Modellierungswerkzeugen entwickelt wurde. Diese 
Plattform ermöglicht eine hohe Produktivität bei der Werkzeugentwicklung, ei-
ne einfache Umsetzung und Erweiterung der Methodik sowie die Integration in 
eine Werkzeugfamilie, welche die gleiche Plattform verwendet und dadurch 
Übergänge zwischen unterschiedlichen Methodiken erleichtert. 

Dieser Beitrag beschreibt den Entwurf eines neuen SOM-Werkzeugs, welches 
auf die zuvor angesprochenen Anforderungen ausgerichtet ist. Das Werkzeug ba-
siert auf der ADOxx34 Meta-Modellierungsplattform.  

Der weitere Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Abschnitt 17.2 gibt eine kurze 
Einführung in die grundlegenden Konzepte der SOM-Methodik, speziell in die 
SOM-Geschäftsprozessmodellierung. Abschnitt 17.3 führt kurz die Meta-
Modellierungsplattform ADOxx ein. Der Schwerpunkt des Beitrags liegt auf Ab-
schnitt 17.4, welches den Entwurf des Werkzeugs anhand einer Abbildung des 
SOM-Metamodells auf das ADOxx-Meta-Metamodell, der diagrammbasierten Vi-
sualisierung der verschiedenen Sichten auf ein Geschäftsprozessmodell sowie der 
Werkzeugfunktionen und Modellierungstransaktionen beschreibt. Der Beitrag 
endet mit einer Zusammenfassung sowie einem Ausblick auf zukünftig geplante 
Arbeiten. 

                                           
34  ADOxx ist eine eingetragene Marke der BOC AG 
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17.2 SOM-Geschäftsprozessmodellierung 

Abb. D-13 zeigt das Metamodell für die SOM-Geschäftsprozessmodellierung. 
Gemäß diesem Metamodell bestehen SOM-Geschäftsprozessmodelle aus einer 
Menge von betrieblichen Objekten, die jeweils dem betrieblichen System (Sym-
bol: Rechteck) oder dessen Umwelt (Symbol: Oval) angehören. Ein betriebliches 
Objekt kapselt eine oder mehrere Aufgaben, die gemeinsame Zustände teilen 
und gemeinsame Ziele verfolgen. Eine Aufgabe ist an der Durchführung einer 
oder mehrerer betrieblicher Transaktionen (Symbol: Pfeil) beteiligt. Jede Trans-
aktion wird von genau zwei Aufgaben durchgeführt, die unterschiedlichen be-
trieblichen Objekten zugeordnet sind. Jede Transaktion übermittelt entweder 
Güter oder Dienstleitungen von einem betrieblichen Objekt zu einem anderen, 
oder sie dient der Koordination von betrieblichen Objekten. In Beziehung ste-
hende Aufgaben innerhalb eines betrieblichen Objekts werden durch objektin-
terne Ereignisse verknüpft (Symbol: Kreis). Umweltereignisse modellieren Ereig-
nisse, die von extern auf den Geschäftsprozess einwirken (z. B. „Der Erste eines 
Monats“). 

Die SOM-Methodik zur Geschäftsprozessmodellierung nutzt zwei unter-
schiedliche Koordinationsprinzipien (Ferstl und Sinz 2006).  

• Nach dem Verhandlungsprinzip wird eine Transaktion phasenorientiert in 
eine Anbahnungstransaktion Ta, welche dem Kennenlernen der Transakti-
onspartner und dem Austausch von Informationen über lieferbare Güter 
und Dienstleistungen dient, eine Vereinbarungstransaktion Tv zur Verein-
barung des Leistungsaustauschs zwischen den beiden Partnern, und eine 
Durchführungstransaktion Td zur Durchführung des Leistungstausches zer-
legt. Das Verhandlungsprinzip wird formal wie folgt spezifiziert: 
T(O, O‘) ::= [[Ta(O, O‘) seq ] Tv(O‘, O) seq ] Td(O, O‘) 

• Nach dem Regelungsprinzip wird ein betriebliches Objekt O in zwei be-
triebliche (Teil-) Objekte und zwei betriebliche Transaktionen zerlegt: Ein 
Reglerobjekt O‘, ein Regelstreckenobjekt O‘‘ sowie eine Steuertransaktion 
Ts von O‘ nach O‘‘ und eine Kontrolltransaktion Tk in umgekehrter Rich-
tung. Die Komponenten realisieren einen Regelkreis, der durch folgende 
Menge von Komponenten spezifiziert wird:  
O ::= {O‘, O‘‘, Ts(O‘, O‘‘) [, Tk(O‘‘, O‘)]} 
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Abb. D-13: Metamodell der SOM-Methodik für Geschäftsprozessmodellierung 

Die strukturorientierte Sicht (IAS) und die verhaltensorientierte Sicht (VES) sind 
als Projektionen auf das Metamodell (Abb. D-13) definiert. Mit Ausnahme des 
Konzepts der betrieblichen Transaktion sind die beiden Sichten disjunkt. Be-
triebliche Transaktionen treten in beiden Sichten auf, da sie sowohl strukturelle 
Aspekte (Kommunikationskanäle) als auch verhaltensorientierte Aspekte (Ereig-
nisse) repräsentieren. Darüber hinaus werden mit der Zerlegung von betriebli-
chen Objekten und betrieblichen Transaktionen zwei weitere Sichten auf ein 
SOM-Geschäftsprozessmodell begründet. 

Abb. D-14 veranschaulicht beispielhaft ein einfaches Geschäftsprozessmodell 
eines Handelsunternehmens. Eine initiale Transaktion Warenlieferung von Han-
delsunternehmen zu Kunde wurde gemäß dem Verhandlungsprinzip in die An-
bahnungstransaktion Produktinfo, die Vereinbarungstransaktion Auftrag und die 
Durchführungstransaktion Lieferung zerlegt. Das Handelsunternehmen selbst 
wurde gemäß dem Regelungsprinzip in das Reglerobjekt Verkauf, das Regelstre-
ckenobjekt Lager, die Steuertransaktion Versandauftrag und die Kontrolltransak-
tion Versandmeldung verfeinert. Diese beiden Zerlegungen führen zu dem in 
Abb. D-14 links dargestellten IAS. Auf der rechten Seite ist der zugehörige Pro-
zessablauf in Form eines VES abgebildet. Das VES spezifiziert die Reihenfolge 
der Aufgaben in Übereinstimmung mit den zuvor genannten Zerlegungen. Die 
Transaktion Produktinfo wird durch die Aufgaben A> („Produktinfo senden“) 
des Objekts Verkauf und >A („Produktinfo empfangen“) des Objekts Kunde aus-
geführt. Nachdem Kunde die benötigten Informationen erhalten hat, kann ein 
Auftrag (Aufgabe V>) an Verkauf erteilt werden usw.  
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Abb. D-14: Links: Interaktionsschema, Rechts: Vorgangs-Ereignis-Schema 

Es existiert eine Reihe von etablierten Sprachen, die auf breiter Front für die Ge-
schäftsprozessmodellierung eingesetzt werden. Um die spezifischen Merkmale 
von SOM zu verdeutlichen, sollen einige zentrale Eigenschaften von SOM in Ge-
genüberstellung zu Ereignisgesteuerten Prozessketten (EPK) (Scheer 2000) sowie 
Business Process Model and Notation (BPMN) (Allweyer 2008, White und Miers 
2008) betrachtet werden. 

Während EPKs auf das Verhalten eines Geschäftsprozesses zielen, werden in 
SOM sowohl die Struktur (IAS) als auch das Verhalten (VES) von Geschäftspro-
zessen spezifiziert. Die Berücksichtigung einer strukturellen Sicht erlaubt die 
Modellierung der transaktionsbasierten Koordination betrieblicher Objekte. Des 
Weiteren ermöglicht SOM die hierarchische Zerlegung von Geschäftsprozessmo-
dellen durch Verfeinerung von betrieblichen Objekten und betrieblichen Trans-
aktionen. 

Wie PÜTZ und SINZ (Kapitel 13; siehe auch Pütz und Sinz 2010) aufzeigen, ist 
BPMN eine Sprache, die eher auf die Modellierung von Workflows als auf die 
Modellierung von Geschäftsprozessen ausgerichtet ist. Während ein Geschäfts-
prozessmodell auf betriebliche Aufgaben, welche Güter oder Dienstleistungen 
erzeugen, Bezug nimmt, spezifiziert ein Workflowschema ein Lösungsverfahren 
für die Ausführung einer oder mehrerer betrieblicher Aufgaben, welches durch 
personelle oder maschinelle Aufgabenträger (Menschen oder Maschinen) ausge-
führt wird. Nichtsdestoweniger ermöglicht die SOM-Methodik die modellgetrie-
bene Ableitung eines initialen BPMN-Workflowschemas ausgehend von einem 
hinreichend verfeinerten SOM-Geschäftsprozessmodell. 

17.3 Die Meta-Modellierungsplattform ADOxx 

Mit der Meta-Modellierungsplattform ADOxx wird das Ziel verfolgt, den Entwurf 
und die Implementierung von Modellierungswerkzeugen für domänenspezifische 
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Sprachen (DSL) zu vereinfachen. Die Plattform wurde von der BOC-Group35 
entwickelt, einem Spin-off der Universität Wien. In den letzten Jahren wurde 
ADOxx zur Entwicklung von Werkzeugen für sehr vielfältige Domänen wie E-
Learning, Wissensmanagement, strategisches Management etc., eingesetzt 
(Schwab 2010, Fill 2005, Lichka 2002, Karagannis und Bajnai, Karagiannis und 
Telesko 2000, Juninger 2000). 

Die Nutzung einer Meta-Modellierungsplattform für die Entwicklung des 
neuen SOM-Werkzeugs verspricht eine Reduzierung des Aufwands für Imple-
mentierung und Wartung und somit eine Unterstützung der nachhaltigen Ver-
fügbarkeit. Aktuell existieren mehrere Meta-Modellierungsplattformen, die 
grundsätzlich als Kandidaten für das zu entwickelnde SOM-Werkzeug in Frage 
kommen (z. B. Graphical Modeling Framework (GMF36) basierend auf dem E-
clipse Modeling Framework (EMF) und dem Graphical Editing Framework 
(GEF)). Ein detaillierter Vergleich der Funktions- und Architekturmerkmale die-
ser unterschiedlichen Plattformen würde einen eigenen Beitrag erfordern. Neben 
fachlichen und technischen Kriterien war für die Wahl von ADOxx als Entwick-
lungsplattform ausschlaggebend, dass ADOxx das Kernstück der Open Model Ini-
tiative (OMI37) ist. Die OMI hat das Ziel, unterschiedliche Modellierungswerk-
zeuge durch eine gemeinsame Plattform miteinander in Verbindung zu setzen 
und eine Community aus Modellierungsexperten und Modellnutzern zu etablie-
ren. 

Aus technischer Sicht stellt ADOxx dem Werkzeugentwickler grundlegende 
Funktionen für die Darstellung und Bearbeitung von Diagrammen sowie für die 
persistente Speicherung, die Simulation und Evaluierung und den Import/Export 
von Modellen zur Verfügung. Um diese Funktionen nutzen zu können, muss der 
Werkzeugentwickler das Metamodell der domänenspezifischen Sprache auf das 
Meta-Metamodell von ADOxx abbilden. Mit anderen Worten, das Metamodell 
der DSL muss als Instanz des ADOxx-Meta-Metamodells spezifiziert werden. Auf 
diese Weise unterstützt die ADOxx-Plattform in effizienter Form den Entwurf 
und die Implementierung von leistungsfähigen und flexiblen DSL-
Modellierungswerkzeugen. 

Die ADOxx-Plattform unterstützt das Prinzip der Meta-Modellierung (z. B. 
OMG Meta Object Facility Object Management Group 2006), welches im Bereich 

                                           
35  http://www.boc-group.com/de/, letzter Abruf am: 21.03.2011 
36  http://www.eclipse.org/gmf/, letzter Abruf am: 23.03.2011 
37  http://openmodels.at/web/omi, letzter Abruf am: 23.03.2011 
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der Modellierung allgemeine Verbreitung gefunden hat. Innerhalb einer Hierar-
chie von Metaebenen stellt ein Modell (Schemaebene) auf Ebene 1 eine Instanz 
des dazugehörigen Metamodells auf Ebene 2 dar (Ferstl und Sinz 2008). Das Me-
tamodell ist wiederum eine Instanz des Meta-Metamodells von Ebene 3. Umge-
kehrt können üblicherweise mehrere Metamodelle entwickelt werden, welche 
einem gegebenen Meta-Metamodell entsprechen, sowie diverse Modelle spezifi-
ziert werden, die einem gegebenen Metamodell genügen. 

 
Abb. D-15: Ausschnitt des Meta-Metamodells von ADOxx  

(Juninger 2000) 

Auf Ebene 3 stellt die Plattform ADOxx ein Meta-Metamodell bereit, welches 
grundlegende Konzepte wie Modellierungsklassen und Relationen zwischen Mo-
dellierungsklassen sowie dazugehörige Attribute und Restriktionen definiert. Das 
Meta-Metamodell ist in C++ implementiert, es kann vom Werkzeugentwickler 
nicht verändert werden. Der zentrale Ausschnitt des ADOxx-Meta-Metamodells 
ist in Abb. D-15 dargestellt. Die wichtigsten Konzepte Modelling Class, Relation 
Class und Model Type sind hervorgehoben. 

17.4 Entwurf eines Modellierungswerkzeugs für SOM-
Geschäftsprozesse 

Der Entwurf eines Modellierungswerkzeugs für SOM-Geschäftsprozessmodelle 
auf Basis der Plattform ADOxx besteht aus drei grundlegenden Schritten: Zu-
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nächst wird das Metamodell für SOM-Geschäftsprozessmodelle auf die Konzepte 
des Meta-Metamodells von ADOxx abgebildet (Abschnitt 17.4.1). Das Ergebnis 
dieses Schrittes ist die Spezifikation des SOM-Metamodells als Instanz des 
ADOxx-Meta-Metamodells. Anschließend wird im zweiten Schritt die Visualisie-
rung des Modells durch einen diagrammbasierten Multi-View-Ansatz konzipiert 
(Abschnitt 17.4.2). Der dritte Schritt beinhaltet den Entwurf der Werkzeugfunk-
tionen einschließlich des Konzepts der Modellierungstransaktionen (Abschnitt 
17.4.3). Eine Modellierungstransaktion wird als abgeschlossene Folge von Bear-
beitungsoperationen verstanden, die einen konsistenten Modellzustand in einen 
neuen Zustand überführt, der wiederum konsistent bezüglich Syntax und Seman-
tik ist. 

 Instanziierung des ADOxx-Meta-Metamodells 17.4.1

Wie bereits erwähnt, ist der erste Schritt der Werkzeugentwicklung die Spezifi-
kation des DSL-Metamodells als Instanz des Meta-Metamodells der ADOxx-
Plattform (Abb. D-15). Im Falle des Metamodells für SOM-Geschäftspro-
zessmodelle ist die Instanziierung grundsätzlich wie folgt definiert: 

ADOxx-Meta-Metamodell SOM-Metamodell 

Modelling Class 
Betriebliches Objekt 

Aufgabe 

Relation Class 
Betriebliche Transaktion 

Objektinternes Ereignis / Umweltereignis 

Model Type 

Interaktionsschema 
Vorgangs-Ereignis-Schema 

Objektzerlegung 
Transaktionszerlegung 

Tab. D-6: Instanziierung des ADOxx-Meta-Metamodells 

Zusätzlich zu der Meta-Metamodell-Instanziierung muss die Syntax der DSL auf 
der Plattform spezifiziert werden, speziell die zulässigen Verbindungen zwischen 
den Modellierungselementen. Abschließend müssen Attribute (AttrRep) für die 
einzelnen Modelling Classes und Relation Classes sowie graphische Repräsenta-
tionen (GraphRep) definiert werden. 

Wie eingangs bereits genannt, besitzen SOM-Geschäftsprozessmodelle eine 
interne Repräsentation sowie mehreren daraus abgeleitete Sichten. Jede Sicht 
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wird als Diagramm dargestellt, welches spezifische Aspekte des Geschäftspro-
zessmodells (Interaktionsschema, Vorgangs-Ereignis-Schema bzw. Zerlegung von 
betrieblichen Objekten und betrieblichen Transaktionen) repräsentiert. Sowohl 
für die interne Modellrepräsentation als auch für jede der vier beschriebenen 
Sichten wird ein eigener Model Type auf der Plattform definiert. Ein Model Type 
spezifiziert eine Menge von Modellierungselementen sowie zulässige Relationen 
zwischen den Elementen. 

Sobald der erste Schritt abgeschlossen ist, können Modelle gemäß einem 
Model Type erstellt und bearbeitet werden. Dies geschieht durch das Auswählen, 
Platzieren und Verknüpfen einzelner Objekte im Modellierungsfenster 
(Drag&Drop). Es ist anzumerken, dass an dieser Stelle der Entwicklungsprozess 
eines Modellierungswerkzeugs für viele gängige Modellierungssprachen weitge-
hend abgeschlossen ist. Für eine fortgeschrittene Methodik wie SOM muss aller-
dings weiterer Implementierungsaufwand betrieben werden. Die folgenden Ab-
schnitte geben einen Überblick über einige Werkzeugfunktionen, die den Unter-
schied zwischen der SOM-Modellierung und den verbreiteten Formen der One-
Diagram-at-a-Time- und Drag&Drop-Modellierung verdeutlichen. Die Werkzeug-
funktionen sind mit AdoScript realisiert, der Programmiersprache der ADOxx-
Plattform. 

 Diagrammbasierte Multi-View-Visualisierung 17.4.2

SOM-Geschäftsprozessmodelle werden durch mehrere aufeinander abgestimmte 
Sichten auf ein integriertes, internes Modell dargestellt. Für diese Art von An-
forderung hat sich das Model-View-Controller-Paradigma (MVC) (Reenskaug 
1979) als geeignet erwiesen. Bei dem Entwurf des SOM-Werkzeugs wurde das 
MVC-Paradigma angewandt, um Aktionen, die der Modellierer auf einer Sicht 
durchführt, gleichzeitig auf das interne Modell anzuwenden sowie Veränderun-
gen an alle weiteren betroffenen Sichten zu propagieren. Zum Beispiel erfordert 
das Verändern des Namens eines betrieblichen Objekts in einer Sicht das Verän-
dern des Namens in der internen Repräsentation des Modells sowie in allen an-
deren Sichten, die das betroffene Objekt anzeigen. Die Konsistenz zwischen den 
einzelnen Objekten sowie zwischen den Sichten insgesamt muss mithilfe von 
AdoScript spezifiziert werden. 

Für die Visualisierung von SOM-Geschäftsprozessmodellen wurden drei un-
terschiedliche Diagrammtypen entworfen. Jeder entspricht einem Model Type 
auf der Plattform ADOxx: 
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• Zerlegungsdiagramm 
Die Zerlegung betrieblicher Objekte und betrieblicher Transaktionen wird 
mithilfe eines Baumdiagramms dargestellt. Diese Art der Visualisierung 
ermöglicht dem Modellierer, die rekursive Zerlegung der Objekte und 
Transaktionen schnellstmöglich zu erfassen. Die Zerlegung betrieblicher 
Objekte ist auf der oberen rechten Seite, die Zerlegung betrieblicher 
Transaktionen auf der oberen linken Seite des Modellierungswerkzeugs 
dargestellt. Innerhalb der Zerlegungsdiagramme wird keinerlei Informati-
on über die Verbindungen von betrieblichen Objekten mit betrieblichen 
Transaktionen angezeigt. Diese Information ist Bestandteil der beiden 
weiteren Diagramme. 

• Strukturdiagramm 
Dieser Diagrammtyp repräsentiert die strukturorientierte Sicht auf ein Ge-
schäftsprozessmodell in Form eines Interaktionsschemas (IAS). Ein IAS 
besteht aus betrieblichen Objekten, die mit betrieblichen Transaktionen 
verbunden sind. Das IAS ist auf der unteren linken Seite des Werkzeugs 
dargestellt. 

• Verhaltensdiagramm 
Komplementär zur strukturorientierten Sicht zeigt ein weiterer Dia-
grammtyp die verhaltensorientierte Sicht auf ein Geschäftsprozessmodell 
in Form eines Vorgangs-Ereignis-Schemas (VES). Ein VES besteht aus 
Aufgaben, die jeweils einem betrieblichen Objekt zugeordnet sind. Aufga-
ben werden entweder durch objektinterne Ereignisse (wenn sie demselben 
betrieblichen Objekt zugeordnet sind) oder durch betriebliche Transakti-
onen (wenn sie unterschiedlichen betrieblichen Objekten zugeordnet 
sind) verknüpft. Das VES ist auf der unteren rechten Seite des Werkzeugs 
dargestellt. 

Abb. D-16 zeigt die diagrammbasierte Multi-View-Visualisierung von SOM-
Geschäftsprozessmodellen auf der Plattform ADOxx. 
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Abb. D-16: Diagrammbasierte Multi-View-Visualisierung mit ADOxx 

Mit zunehmender Modellgröße von SOM-Geschäftsprozessmodellen, repräsen-
tiert durch vier unterschiedliche Sichten, kann das Erfassungsvermögen des Mo-
dellierers leicht überfordert werden. Aus diesem Grund wird die Visualisierung 
des Modells durch unterschiedliche Techniken verbessert. 

Zunächst werden alle betrieblichen Objekte und betrieblichen Transaktio-
nen, die aktuell nicht im IAS und VES sichtbar sind, innerhalb der Zerlegungsdi-
agramme mit einer grauen Schattierung angezeigt. Dies bewahrt den Modellie-
rer davor, in einem großen Modell die Übersicht zu verlieren. Des Weiteren sig-
nalisiert ein roter Rahmen um ein betriebliches Objekt, dass es im Prozess der 
Rekonfiguration von Transaktionen als Start- oder Zielobjekt der Transaktion 
auswählbar ist (siehe Abschnitt 17.4.3 für eine detaillierte Beschreibung dieser 
Funktion). 

Um die Positionierung der einzelnen betrieblichen Objekte und den Verlauf 
der betrieblichen Transaktionen innerhalb des Interaktionsschemas zu optimie-
ren, wurden zwei Layout-Algorithmen implementiert: 

• Auto-Layout 
Der Auto-Layout-Algorithmus sorgt dafür, dass jede betriebliche Transak-
tion entweder als Gerade, wenn die verbundenen betrieblichen Objekte 
auf derselben vertikalen oder horizontalen Position angeordnet sind, oder 
andernfalls mit einem rechten Winkel dargestellt wird. Wenn ein Objekt 
mit mehreren eingehenden oder ausgehenden betrieblichen Transkatio-
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nen verbunden ist, werden die Andockpunkte der Transaktionen abwech-
selnd ein Stück nach links oder rechts verschoben um Überlagerungen zu 
verhindern. 

• Kanten glätten   
Im Gegensatz zu dem zuvor diskutierten Algorithmus sorgt dieser dafür, 
dass jede betriebliche Transaktion auf kürzestem Weg zwischen den ver-
bundenen betrieblichen Objekten dargestellt wird. Wie bereits zuvor, 
werden auch bei diesem Verfahren die Andockpunkte weiterer betriebli-
cher Transaktionen eines betrieblichen Objekts abwechselnd ein Stück 
nach rechts oder links verschoben, um Überlagerungen zu vermeiden. 

Der Modellierer hat darüber hinaus die Möglichkeit, von der Plattform bereitge-
stellten Funktionen zu nutzen, um beispielsweise betriebliche Objekte zu ver-
schieben oder zusätzliche Ecken in den Verlauf einer betrieblichen Transaktion 
einzufügen. Diese Anpassungen werden mit der Maus oder der Tastatur durchge-
führt. 

 Werkzeugfunktionen und Modellierungstransaktionen 17.4.3

Wie jedes andere Modellierungswerkzeug bietet auch das SOM-Werkzeug dem 
Modellierer eine Menge von Funktionen über die Benutzeroberfläche an. In vie-
len Fällen erfordert ein Modellierungsschritt in SOM jedoch das Ausführen einer 
Sequenz von Funktionen. Eine solche Sequenz, die einen konsistenten Modellzu-
stand in einen neuen Modellzustand überführt, der wiederum konsistent bezüg-
lich Syntax und Semantik ist, wird als Modellierungstransaktion bezeichnet. 
Werkzeugfunktionen und Modellierungstransaktionen werden im Folgenden an-
hand von Anwendungsfällen beschrieben. Jeder Anwendungsfall bezieht sich auf 
ein typisches Szenario, welches ein Modellierer bei der Nutzung des Werkzeugs 
ausführt. 

• Zerlegung betrieblicher Objekte und betrieblicher Transkationen  
Die SOM-Methodik umfasst eine Menge von Regeln für die Zerlegung be-
trieblicher Objekte und betrieblicher Transkationen (siehe Abschnitt 17.2 
für ausgewählte Beispiele). Die Regeln können rekursiv angewandt wer-
den um einen Geschäftsprozess zu verfeinern und dabei seine Koordinati-
on offenzulegen (z. B. Die Zerlegung der initialen Durchführungstransak-
tion Güterdistribution, dargestellt auf der oberen linken Seite von 
Abb. D-16). In Abhängigkeit von dem aktuell selektierten betrieblichen 
Objekt oder der betrieblichen Transaktion listet das Werkzeug dem Mo-



380    

dellierer die ausführbaren Zerlegungsoperationen auf. Die Zerlegung von 
Objekten und Transaktionen kann in jedem Diagramm ausgelöst werden. 

• Rekonfiguration der Transaktionen in einem Geschäftsprozessmodell  
Nach der Zerlegung eines betrieblichen Objekts oder einer betrieblichen 
Transaktion muss der Modellierer die neuen Zerlegungsprodukte rekonfi-
gurieren, um das IAS oder VES an die erhöhte Detaillierung des Ge-
schäftsprozessmodells anzupassen. Das Werkzeug unterstützt diese Rekon-
figuration dadurch, dass die von der Anpassung betroffenen Objekte und 
Transaktionen hervorgehoben dargestellt werden. Zusätzlich gewährleis-
tet das Werkzeug die Konsistenz des Modellzustands nach Abschluss der 
Rekonfiguration. Die Rekonfiguration kann sowohl im IAS als auch im 
VES ausgelöst werden. 

• Navigation innerhalb des Geschäftsprozessmodells  
Innerhalb der Hierarchie betrieblicher Objekte und betrieblicher Transak-
tionen kann der Modellierer navigieren. Die Navigation wird durch eine 
Zoom-Funktion realisiert. Das Ausführen dieser Funktion hat keinerlei 
Auswirkungen auf die interne Repräsentation des Modells, alle Änderun-
gen betreffen ausschließlich die Sichten. Die Navigation unterstützt den 
Modellierer, große Geschäftsprozessmodelle zu erfassen und gleichzeitig 
den Überblick zu behalten. Ausgelöst wird die Funktion über die Kon-
textmenüs der betrieblichen Objekte und Transaktionen innerhalb der 
Zerlegungsdiagramme. 

Eine typische Modellierungstransaktion besteht aus der Zerlegung eines betrieb-
lichen Objekts oder einer betrieblichen Transaktion, gefolgt von einer Rekonfi-
guration der Zerlegungsprodukte zwecks Anpassung von IAS und VES an die 
neue Verfeinerung. Das SOM-Werkzeug unterstützt derartige Modellierungs-
transaktionen, indem es den Modellierer entlang der Schrittfolge leitet, welche 
notwendig ist, um einen konsistenten Modellzustand in einen wiederum konsis-
tenten Modelzustand zu überführen. 

Generell ist die Benutzung des Werkzeugs dialogbasiert und geleitet durch 
das Kontextmenü eines Objekts oder einer Transaktion. Im Unterschied zu ande-
ren Modellierungswerkzeugen wird die Drag&Drop-Technik kaum genutzt. Der 
einzige Fall, in dem ein Modellierer eine Verbindung zwischen zwei Modellbau-
steinen zieht, ist das Hinzufügen eines objektinternen Ereignisses im VES bei der 
Spezifikation des Geschäftsprozessverhaltens. Abb. D-17 illustriert das dialogba-
sierte Vorgehen bei der Rekonfiguration von betrieblichen Transaktionen inner-
halb des Geschäftsprozessmodells. Da die Rekonfiguration der Transaktionen 
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keinen Einfluss auf die Zerlegungsdiagramme hat, werden ausschließlich das IAS 
und das VES dargestellt. 

 
Abb. D-17: Rekonfiguration betrieblicher Transaktionen im Geschäftsprozess-

modell 

Auf der linken Seite hat der Modellierer das betriebliche Objekt Handelsunter-
nehmen in die Objekte Vertrieb und Lager gemäß dem Regelungsprinzip (siehe 
Abschnitt 17.2) zerlegt. Das bereits zerlegte Objekt Handelsunternehmen ist zwar 
noch sichtbar, allerdings mit grauer Schattierung. Die graue Farbe signalisiert, 
welche betrieblichen Objekte nach der Rekonfiguration nicht mehr in der Sicht 
dargestellt und welche betrieblichen Transaktionen unter Nutzung der Zerle-
gungsprodukte rekonfiguriert werden müssen. Das Dialogfenster in der Mitte lis-
tet die aktuell noch nicht rekonfigurierten betrieblichen Transaktionen auf und 
fragt den Modellierer iterativ, welche Transaktionen zu dem aktuell betrachteten 
betrieblichen Objekt umgehängt werden sollen. Dieser Vorgang wird wiederholt, 
bis alle betrieblichen Transaktionen entweder mit Vertrieb oder Lager verknüpft 
wurden. Betriebliche Objekte, die bei der Rekonfiguration der Transaktionen in 
Betracht kommen, sind durch eine gestrichelte rote Linie gekennzeichnet. 

Auf der rechten Seite sind schließlich alle Transaktionen rekonfiguriert. Die 
Modellierungstransaktion endet damit, dass einer der beiden Algorithmen für 
das Layout die Positionierung der Modellbausteine durchführt und dem Model-
lierer anschließend das neu konfigurierte Geschäftsprozessmodell anzeigt. Die 
gestrichelten roten Linien um die Objekte Vertrieb und Lager werden dabei wie-
der entfernt. 
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17.5 Zusammenfassung und Ausblick 

Dieser Beitrag beschreibt den Entwurf eines neuen Modellierungswerkzeugs für 
SOM-Geschäftsprozessmodelle auf Basis der Meta-Modellierungsplattform 
ADOxx. Der Schwerpunkt liegt auf der Verwendung der Plattform für die Ent-
wicklung eines Werkzeugs, das eine diagrammbasierte Multi-View-
Visualisierung, aufbauend auf einem integrierten Metamodell, realisiert. Der 
Beitrag beschreibt aktuelle Forschungsarbeiten. Ein erster Prototyp des Werk-
zeugs ist innerhalb der Open Model Initiative frei verfügbar. Nachdem weitere 
Überarbeitung und Einbeziehung des Feedbacks von Nutzern zu einer ausgereif-
ten Version geführt haben, wird das Werkzeug hauptsächlich in Lehre und For-
schung eingesetzt werden. 

Die nächsten Schritte werden sich auf die dritte Ebene der SOM-
Unternehmensarchitektur konzentrieren, der Spezifikation von betrieblichen 
Anwendungssystemen. In der SOM-Methodik werden Anwendungssysteme aus 
einer fachlichen Sichtweise durch zwei komplementäre Schemata spezifiziert: 
ein Vorgangsobjektschema (VOS), das den Workflow eines Anwendungssystems 
beschreibt und ein konzeptuelles Objektschema (KOS), das die dazugehörenden 
betrieblichen Klassen beschreibt. Sowohl KOS als auch VOS können modellge-
trieben initial aus SOM-Geschäftsprozessmodellen abgeleitet werden. BPMN ist 
aufgrund der weiten Akzeptanz eine mögliche Modellierungssprache für die 
Spezifikation von Workflowschemata. PÜTZ und SINZ beschreiben eine modellge-
triebene Ableitung von BPMN-Workflowschemata aus SOM-
Geschäftsprozessmodellen (Kapitel 13; siehe auch Pütz und Sinz 2010). 
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